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VORWORT 
Hartwig Haase & Henning Strubelt 

 

Motivation 

Die Veränderungen des Klimas führen zu sehr verschiedenen Auswirkungen auf Natur, Gesellschaft und Wirtschaft. 
Steigende Durchschnittstemperaturen und Meeresspiegel sowie vermehrt auftretende Extremwetterereignisse sind 
die direkten Folgen, die wir auch jetzt schon wahrnehmen können. Dass sich das Klima verändert und dass diese 
Folgen stattfinden, ist mehrfach wissenschaftlich belegt worden. Weiterhin ist davon auszugehen, dass sich die 
Folgen der Klimaveränderung in den nächsten Jahren noch verstärken werden. Es stellt sich nun die Frage: Wie 
gehen wir mit dem voranschreitenden Klimawandel und dessen Folgen um? Welche Möglichkeiten haben wir, dem 
Klimawandel zu begegnen?  

Das Themengebiet der Klimaanpassung beschäftigt sich konkret mit den Maßnahmen, die jetzt getroffen werden 
können, um den aktuellen und zukünftigen Folgen des Klimawandels zu begegnen und dabei die voraussichtlich 
entstehenden Schäden und Gefahren u. a. auch für die menschliche Gesundheit zu minimieren. Beispiele für die 
Folgen des Klimawandels sind z. B. Hitzeperioden in den Städten, Hochwasser und Überschwemmungen, verän-
derte Bedingungen für Pflanzen und Tiere, Extremwetterereignisse (wie Starkregen oder Stürme).  

Das in dieser Veröffentlichung beschriebene Mastermodul „Klimaanpassung und Nachhaltigkeit“ soll sich diesen 
aktuellen Problemen widmen und gemeinsam mit den Studierenden Lösungsvorschläge in einem möglichst reali-
tätsnahen Umfeld entwickeln. 

Konzeptentwicklung - Rückblick 

Die Idee Studierenden in einer Lehrveranstaltung spielerisch Gestaltungsgewalt und -befugnis für ihre Zukunft in 
die Hand zu geben, entwickelten die Autoren bereits im Jahr 2010. Angefangen von der anmaßenden Frage: Wie 
würden die 10 Gebote Version 2.0 aussehen? Was würde Gott heute Moses auftragen und dieser in seine Stein-
tafeln prägen (oder in sein Smartphone tippen), sollte Gott denn seinem Schöpfungsprojekt weiter positiv gesonnen 
sein? Oder etwas prosaischer: Eine Fallstudie – „2015 A.D. – Weltrat (Sie übernehmen die Weltherr/frauschaft)“, 
die wir den ersten Studierenden des Masterkurses „Nachhaltigkeit und Mobilität“, dem Vorgänger des jetzigen in-
terdisziplinär angelegten Kurses, 2012 als Prüfungsaufgabe gestellt haben: Welche grundlegenden Gesetze 
müsste ein neu gegründeter Weltrat erlassen, um einer bedrohten Menschheit innerhalb der planetaren Leitplanken 
eine menschenwürdige Zukunft zu sichern? 

Seit 2017 wird der Masterkurs interdisziplinär mit der Professur für Wirtschaftsdidaktik und Didaktik der ökonomi-
schen Bildung und seit 2018 auch mit dem Bereich Politikwissenschaft, Lehrstuhl Nachhaltige Entwicklung veran-
staltet. In beiden Jahren wurden – vorbereitet durch mehrere thematische Workshops – als Höhepunkt des Kurses 
Studierenden-Fachkonferenzen1 durchgeführt. 2018 haben wir dann im Rahmen eines thematischen Workshops 
unter politikwissenschaftlicher Begleitung die Gründung einer Nachhaltigkeitspartei und den Entwurf eines ersten 
Parteiprogrammes und Wahlplakates mit den Studierenden erprobt. Auf der Studierenden-Fachkonferenz 2018 
stellten die Studierenden ihre Wahlprogramme vor und anschließend wurde in einer Wahl im Plenum abgestimmt.  

Die Umsetzung 

In dem in dieser Veröffentlichung beschriebenen aktuellen Masterkurs ist die Parteigründung bereits vollzogen, die 
Wahlen sind auch auf Grund fiktiver und realer Klima-Extremereignisse und der daraus folgenden Einsicht der 
Wähler*innen, dass endlich etwas getan werden muss, gewonnen, die Ministerien sind mit neuen Führungskräften 
zu besetzen und müssen ihre Wahlversprechen in gesetzliche Rahmenbedingungen umsetzen (siehe auch Hartwig 
Haase, Franziska Körner & Henning Strubelt „Das Seminar Klimaanpassung und Nachhaltigkeit“). 

Damit hat die Umsetzung der ehemaligen Projektidee unter dem Rahmen der Klimaanpassung eine wesentlich 
konkretere, detailliertere und realitätsbezogenere Gestalt angenommen als ursprünglich einmal angedacht. Es hat 
sich gezeigt, dass auch die studentischen Ergebnisse (Gesetzentwürfe) sehr konkret und realitätsnah ausgefallen 
sind. Große, visionäre und weit in die Zukunft schauende Entwürfe – wie z. B. in der Fallstudie Weltrat noch ent-
standen – waren nicht dabei. Hier war sicher der Spielfall sehr gegenwartsbezogen und real angelegt. Die Work-

                                                           
1 Studierenden-Fachkonferenz Bildung für nachhaltige Entwicklung. LOGiSCH Verlag Magdeburg 2017, ISBN978-3-947068-01-2 
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shops waren ebenfalls sehr umsetzungsorientiert gestaltet und an den konkreten Aufgaben und aktuellen Schwer-
punkten der Ministerien und der Verwaltung ausgerichtet. Ideen und Ansätze aus den Gesetzesentwürfen der Stu-
dierenden finden sich sogar in neuen realen Gesetzen der Landesregierung wieder (z. B. Energiespeichersubven-
tionierung), wobei die Studierenden eher den Mut zu Vorschriften und Verboten aufbrachten als die Realpolitik 
(z. B. Speicherpflicht für Neuanlagen, Pflicht zur Dachbegrünung etc.).  

Lessons Learned 

Durch den realitätsnahen Ansatz des Spielfalls, die Lernorte außerhalb der Universität (Landtag, Sozialministerium, 
Leerstandprojekt [in:takt], u. a.), ein humorvolles Herangehen und ein kollegiales Miteinander zwischen Dozent*in-
nen und Studierenden sind die (meisten) Studierenden hoch motiviert und engagiert. Es hat sich auch gezeigt, dass 
eine Trennung von Klimafolgenanpassung und Klimaschutz schwer möglich ist und Anpassung immer mit Klima-
schutz gemeinsam gedacht werden sollte.  

Ein Generationenkonflikt, der sich in vielen Köpfen manifestiert hat - junge Leute gehen auf die Straße, alte (weiße 
Männer) leugnen anthropogene Klimaeinflüsse und wollen/können ihr Verhalten nicht ändern – ist zu überdenken 
und muss revidiert werden. Man könnte meinen, dass die Alten unbeteiligter sind, da diese Entwicklungen sie aus 
Altersgründen nichts mehr angehen. Dabei zeigt sich, dass der Klimawandel bereits gegenwärtig ist und gerade 
die „Alten“ nicht nur als „Verursacher“ und aus Verantwortung ihren Enkeln gegenüber betroffen sind, sondern am 
ehesten unter der Klimaerwärmung (Hitzewellen und Tropennächte) zu leiden haben. Klimaanpassung muss auch 
diese Zielgruppe im Blick haben. 

Neben einigen organisatorischen Verbesserungsvorschlägen spiegelte das studentische Feedback in der Aus-
wertungsveranstaltung wider, dass vor allem die unterschiedlichen thematischen Workshops mit den externen 
Expert*innen für einen entscheidenden Wissenszuwachs bei den Studierenden sorgten und auch die „Plenarsit-
zungen deutlich interessanter als erwartet“ waren. Die weiteren Einschätzungen der Studierenden zum Master-
kurs wurden u. a. durch die Zielscheibenmethode (siehe Abbildung 1) erfasst. Die Studierenden attestierten dem 
Kurs „gute Kommunikation, offenen Dialog und eine angenehme Atmosphäre“ (siehe Abbildung 2). 
 

 
Abbildung 1: Zielscheibenauswertung des Masterkurses 

 

 
Abbildung 2: Ausschnitt aus der Feedbackrunde mit den Studierenden 
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DAS SEMINAR KLIMAANPASSUNG UND 
NACHHALTIGKEIT 
Hartwig Haase, Franziska Körner & Henning Strubelt, Lehrstuhl für Logistik, OVGU 
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1. Idee und Ziele des Seminars  
 
Das Seminar „Klimaanpassung und Nachhaltigkeit“ 
wird im Rahmen des vom Bundesumweltministerium 
geförderten Projekts RegProKlima konzipiert und 
durchgeführt (Förderkennzeichen 67DAS172). Ziel 
des Projektes ist es, ein trans- und interdisziplinäres 
Bildungsmodul zu entwickeln und zu erproben, in 
welchem die Studierenden ein landespolitisches Re-
gierungsprogramm formulieren, das notwendige An-
passungsmaßnahmen an nicht mehr vermeidbare 
Effekte des Klimawandels festlegt, dabei aber auch 
Maßnahmen zur langfristigen Reduzierung von 
Treibhausgasemissionen berücksichtigt. Der Plan-
spielcharakter des Seminars ermöglicht es den Stu-
dierenden, sich interaktiv mit dem Klimawandel und 
Möglichkeiten zur Anpassung an dessen Folgen zu 
beschäftigen, wodurch eine Sensibilisierung für diese 
Thematiken erreicht werden soll. Grundlage ist dabei 
die deutsche Anpassungsstrategie an den Klimawan-
del (DAS) der Bundesregierung. 
 
Die Entwicklung der konkreten Gesetzentwürfe er-
folgt in interdisziplinären Kleingruppen, die verschie-
dene Ressorts einer Landesregierung darstellen. 
Thematische Anregungen und Hintergrundwissen zu 
Möglichkeiten der Klimawandelanpassung erhalten 
die Studierenden in Workshops mit Wissenschaft-
ler*innen und Fachexpert*innen sowie regionalen 
Nachhaltigkeitsinitiativen und Reallabors. Höhepunkt 
des Moduls ist die Vorstellung, Diskussion und Ab-
stimmung der verschiedenen Gesetzentwürfe des 
landespolitisch orientierten „Regierungsprogramms" 
auf öffentlichen parlamentarischen Beratungen. 

2. Seminarablauf 
 
Zum ersten Mal wurde die hier beschriebene Lehr-
veranstaltung im Sommersemester 2019 an der Otto-
von-Guericke-Universität Magdeburg von Mitarbei-
tenden des Lehrstuhls für Logistik in Kooperation mit 
Mitarbeitenden des Lehrstuhls für Politikwissen-
schaft mit Schwerpunkt Nachhaltige Entwicklung, 

Frau Dr. Zeigermann und Herr Berker, und der Pro-
fessur für Wirtschaftsdidaktik und Didaktik der öko-
nomischen Bildung, Herr Prof. Jahn, angeboten. Der 
Seminarablauf gliedert sich in die Auftaktveranstal-
tung, eine Workshopphase, in der insgesamt sechs 
Workshops mit Expert*innen angeboten wurden, 
zwei Beratungen und die Abschlussveranstaltung, 
auf der eine Pressekonferenz simuliert wurde.  
 
Die Auftaktveranstaltung am 02.04.19 im Cam-
pusTheater begann mit einer kurzen Einführung ins 
Thema Nachhaltigkeit (u. a. Sustainable Develop-
ment Goals und Bildung für nachhaltige Entwick-
lung). Anschließend wurde das Szenario für das über 
das Semester dauernde Planspiel vorgestellt: Vor 
kurzem war Landtagswahl in Sachsen-Anhalt. Nach 
dem eindrücklichen Hitzesommer 2018 und dessen 
Folgen hat überraschenderweise die Klimaanpas-
sungspartei 21 (Logo siehe Abbildung 1) aus dem 
Stand die absolute Mehrheit geholt und ist daher nun 
mit der Regierungsbildung und der Besetzung der 
Minister*innenposten beauftragt. Aufgrund von man-
gelndem Personal in der jungen Partei sind nun die 
Studierenden gefragt, diese Posten zu überneh-
men... 
  

 
Abbildung 1: Logo der Klimaanpassungspartei. 

 
Zur optischen Unterstützung dieses Szenarios wur-
den Fotomontagen mit Impressionen aus dem Wahl-
kampf, zum Beispiel von Fernsehauftritten oder 
Wahlplakaten gezeigt (siehe Abbildung 2, Abbildung 
3 und Abbildung 4). 
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Abbildung 2: Fotomontage zur Einführung ins Szenario: Die KAP 21 holt die absolute Mehrheit in der Landtagswahl. 

 
 

 
Abbildung 3: Fotomontage zur Einführung ins Szenario: Beispiel für Wahlplakat der KAP 21. Foto: UBA 

  
 

 
 

Abbildung 4: Fotomontagen zur Einführung ins Szenario: Pressestimmen aus dem Wahlkampf der KAP 21.
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Nach diesem Einstieg in das Szenario erfolgte ein 
Ausblick auf den Ablauf des Seminars und des Plan-
spiels (siehe Abbildung 5). Um Unterschiede und Ge-
meinsamkeiten zwischen den vereinfachten Abläu-

fen in unserem Planspiel und dem tatsächlichen Ge-
setzgebungsprozess im Landtag von Sachsen-An-
halt aufzuzeigen, führten die Dozierenden aus den 
Politikwissenschaften einen Realitätscheck durch. 

 

 
Abbildung 5: Schematische Darstellung des Ablaufs des Planspiels. 

 
 

Bevor im Detail noch einmal der organisatorische Ab-
lauf des Seminars und die von Seiten der Studieren-
den zu erbringenden Leistungen dargestellt wurden, 
erfolgte die Zuteilung der Studierenden in interdiszip-
linäre Gruppen und Ministerien, in denen entspre-
chend der Themen des Ressorts im Laufe des Se-
mesters Gesetzentwürfe erarbeitet werden sollten. 
Die zu besetzenden Ministerien waren: Arbeit und 
Soziales, Bildung und Wissenschaft, Wirtschaft und 
Energie, Umwelt, Landwirtschaft und Landesent-
wicklung und Verkehr. Das Ministerium der Finanzen 
wurde von den Dozierenden übernommen.  
 
Als Einstieg in die Inhalte des Seminars stellte das 
Landesamt für Umweltschutz Sachsen-Anhalt die 
Ausstellung „Klimaanpassung in Sachsen-Anhalt“ 
zur Verfügung (siehe Abbildung 6) und der Mitarbei-
ter Herr Unglaube gab in seinem Vortrag mit dem Ti-
tel „Hitze, Trockenheit, Starkregen im Jahr 2018 –
Wetterphänomene oder Zeichen eines Klimawandels 
in Sachsen-Anhalt?“ einen Einblick in die Daten der 
langjährigen Klimaanalyse in Sachsen-Anhalt (vgl. 
Beitrag von M. Unglaube, S. 8).  
 

 
Abbildung 6: Ausstellung Klimaanpassung in Sachsen-Anhalt 

im CampusTheater der OVGU. 

 
In den folgenden Semesterwochen fanden die Work-
shops zu relevanten Themen im Bereich Klimawan-
del, Klimaanpassung und Nachhaltigkeit statt. Um 
dem angewandten Charakter des Seminars gerecht 
zu werden, wurde versucht, dafür Veranstaltungsorte 
außerhalb der Uni mit praktischer Relevanz zu fin-
den. Der erste Workshop zum Thema Politik am 
09.04.19 fand daher im Landtag von Sachsen-Anhalt 
statt. Die Studierenden erhielten dort vom Besucher-
service eine Führung durch das Haus, bevor die Do-
zierenden aus den Politikwissenschaften darlegten, 
wie der Gesetzgebungsprozess in Sachsen-Anhalt 
funktioniert und welche Akteur*innen dabei eine tra-
gende Rolle spielen (vgl. Beitrag von L. Berker & U. 
Zeigermann, S. 11). Um auch eine praktische Per-
spektive zu bieten, war Herr Fischer, Referent der 
Grünen Landtagsfraktion, eingeladen, der von aktu-
ellen Themen in der Klimapolitik in Sachsen-Anhalt 
berichtete (siehe Abbildung 7).  
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Abbildung 7: Vortrag von Emanuel Fischer zur Klimapolitik in 

Sachsen-Anhalt. 

 
Der zweite Workshop, in dem Grundlagen zum 
Thema Klimaanpassung gelegt wurden, fand am 
16.04.19 in der Lukasklause statt und wurde von 
Herrn Knopf vom Thüringer Institut für Nachhaltigkeit 
und Klimaschutz (ThINK) gestaltet. Er ging in seiner 
Präsentation auf die für Magdeburg zu erwarteten 
Auswirkungen des Klimawandels, sich daraus erge-
bende Betroffenheiten und Maßnahmen, mit denen 
diesen begegnet werden kann, ein. Außerdem stellte 
er ein Projekt zur Klimaanpassung von Jenaer Schu-
len und Kindertagesstätten vor. Anschließend kam 
das Gehörte in einer Gruppenarbeit zur Anwendung.  
 

 
Abbildung 8: Workshop Klimaanpassung mit D. Knopf von 

ThINK in der Lukasklause. 

 
Zum Workshop Bildung am 23.04.19 an der Univer-
sität war Herr Herrmann vom Ministerium für Umwelt, 
Landwirtschaft und Energie Sachsen-Anhalt eingela-
den. In seinem Vortrag erläuterte er die historischen 
Hintergründe zur Bildung für nachhaltige Entwicklung 
und welche Aktivitäten es in Sachsen-Anhalt in die-
sem Bereich gibt (vgl. Beitrag von U. Herrmann, S. 
20). Zuvor gab Prof. Jahn eine Einführung in das 
Thema. Als Anwendungsbeispiel leitete er am Ende 
des Workshops das Fischereispiel (Umwelt im Unter-
richt, 2017) an. In diesem Commons-Dilemma-Spiel 
wird über mehrere Runden (Saisons) in verschiede-
nen Gruppen (Fischerbooten) ein See mit begrenz-
tem Fischbestand befischt. Ziel ist es, über die Jahre 
möglichst viele Fische zu fangen. Die Studierenden 

erlebten dabei, welche Schwierigkeiten es gibt, öko-
logische und ökonomische Aspekte nachhaltig zu 
vereinbaren (vgl. Beitrag von R. W. Jahn, S. 15). 
 

 
Abbildung 9: Workshop Bildung mit Prof. R. Jahn und U. Herr-

mann. 

 
Der Workshop zu Klimawandel und Gesundheit 
fand am 08.05.19 im Ministerium für Arbeit, Soziales 
und Integration von Sachsen-Anhalt statt. Eingela-
den waren Herr Dr. Benkwitz aus diesem Haus und 
Herr Dr. Mücke vom Umweltbundesamt. Letzterer 
schilderte in seinem Vortrag, welche gesundheitli-
chen Herausforderungen durch den Klimawandel auf 
uns zu kommen. Der Fokus lag dabei auf der Zu-
nahme von Hitzeextremen. Herr Dr. Benkwitz stellte 
danach die Entwicklung der Klimaanapassungsstra-
tegie von Sachsen-Anhalt vor, bevor er Fragen der 
Studierenden zu diesem Thema beantwortete. Da im 
Themenfeld Gesundheit Aufklärung und Risikokom-
munikation eine wichtige Rolle spielen, erarbeiteten 
die Studierenden abschließend in einer Gruppenar-
beit eine Idee zu einer Aufklärungskampagne zu ei-
nem Thema ihrer Wahl aus dem Bereich Gesund-
heitsrisiken durch den Klimawandel (siehe Abbildung 
10).  
 

 
Abbildung 10: Präsentation der Ergebnisse der Gruppenarbeit 

im Workshop Klimawandel und Gesundheit. 

 
Für den Workshop Energie und Mobilität am 
16.05.19 wurde das in:takt, ein Freiraumprojekt von 
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Studierenden der OVGU, gewählt (siehe Abbildung 
11). In seinem Vortrag „Keine Energiewende ohne 
Verkehrswende“ legte Herr Dr. Canzler, Mobilitätsfor-
scher am Wissenschaftszentrum Berlin für Sozialfor-
schung, Möglichkeiten und Beispiele für zukünftige 
nachhaltige Mobilität dar. Neben der Elektromobilität 
sind dabei vor allem die aktive Mobilität und der öf-
fentliche Verkehr als Lösungen zu nennen (vgl. Bei-
trag von W. Canzler, S. 22). Daran anschließend 
sprach Herr Klabunde, Mitarbeitender des Lehrstuhls 
Elektrische Netze und Erneuerbare Energie (LENA) 
der OVGU über die Herausforderungen bei der Ener-
giewende und welche Rolle dabei der Elektromobili-
tät zukommt. Als Vertreter bürgerlichen Engage-
ments war Herr Starkloff von der Magdeburger Rad-
kultur und dem ADFC Sachsen-Anhalt e. V. eingela-
den. Er ermutigte, sich in diesem Bereich auch eh-
renamtlich einzubringen und gab Beispiele, wie dies 
in Magdeburg möglich ist.  
 

 
Abbildung 11: Workshop Energie und Mobilität im in:takt mit 

W. Canzler. 

 
Im letzten Workshop am 24.05.19 im Rathaus von 
Magdeburg ging es um die klimagerechte Stadt. 
Herr Dr. Lerm, Leiter des Stadtplanungsamts in Mag-
deburg, zeigte in seinem Vortrag viele Beispiele für 
städtebauliche Möglichkeiten, eine Stadt klimaange-
passt und nachhaltig zu gestalten. Er setzt dabei ten-
denziell auf städtebauliche Verdichtung und die Frei-
haltung von Klimaausgleichs- und Risikobereichen 
(vgl. Beitrag von M. Lerm, S. 27). Frau Fricke vom 
Umweltamt stellte anschließend das Klimaanpas-
sungskonzept der Stadt Magdeburg vor. Der Fokus 
lag hier vor allem auf der unterschiedlichen Betrof-
fenheit der verschiedenen Stadtteile.  
 

 
Abbildung 12: Workshop klimagerechte Stadt im Rathaus mit 

M. Lerm. 

 
Im Anschluss an die Workshopphase hatten die Stu-
dierenden Zeit, die Gesetzentwürfe für ihr Ministe-
rium (zwei pro Gruppe) vorzubereiten. Diese wurden 
dann in zwei Parlamentssitzungen behandelt.  
 
In der ersten Beratung am 18.06.19 wurden die Ge-
setzentwürfe in fünf Minuten kurz vorgestellt (siehe 
Abbildung 13). Im Anschluss konnten die jeweils an-
deren Ministerien Änderungsanträge zu den Vor-
schlägen einreichen (diese waren bereits zuvor in 
schriftlich vorbereitet worden; siehe Abbildung 14). In 
der Durchführung der Beratung wurde sich stark an 
einer realen Parlamentssitzung orientiert. Das Land-
tagspräsidium wurde dabei von den Dozierenden be-
setzt. Die Sitzung wurde vom Parlamentspräsidenten 
geleitet.  
 

 
Abbildung 13: Erste Beratung der Gesetzentwürfe. Im Bild das 

Landtagspräsidium. 
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Abbildung 14: Änderungsanträge der Ministerien zum Gesetz-

entwurf des Ministeriums für Umwelt. 

 
In der zweiten Beratung am 26.06.19, diesmal in ei-
nem großen Hörsaal, um die Parlamentsatmosphäre 
zu verstärken, wurde dann kurz vorgestellt, welche 
Änderungen in die Gesetzentwürfe eingearbeitet 
wurden (siehe Abbildung 15), bevor diese im Plenum 
angeregt diskutiert wurden. Unmittelbar danach 
wurde darüber abgestimmt, ob der Gesetzentwurf als 
sinnvoll erachtet wird. Dabei wurden drei Gesetzent-
würfe abgelehnt.  
 

 
Abbildung 15: Vorstellung der veränderten Gesetzentwürfe in 

der zweiten Beratung. 

 
Um die Erstellung des Regierungsprogramms etwas 
realitätsnäher zu gestalten, wo auch nicht jede ge-
wünschte Maßnahme einfach umgesetzt werden 
kann, wurde als Restriktion vom Finanzministerium 
ein begrenztes (Punkte-)Budget für die Umsetzung 
zur Verfügung gestellt. Die Studierenden sollten da-
her nun noch in einer zweiten Abstimmung über das 
Ranking der Gesetze abstimmen, um zu entschei-
den, welche Gesetze tatsächlich ins Regierungspro-

gramm aufgenommen werden sollen (siehe Abbil-
dung 16). Der Aufwand für die Umsetzung der einzel-
nen Gesetze (in Punkten von 0-5) wurde zuvor durch 
Finanzministerium (= Gruppe der Dozierenden) ein-
geschätzt.  
 

 
Abbildung 16: Ergebnis der Abstimmung über das Ranking der 

Gesetzentwürfe. 

 
Um das Seminar gebührend abzuschließen wurde 
am 02.07.19. im Rayon Haus eine „Pressekonfe-
renz“ veranstaltet, zu der auch die Referent*innen 
und Unterstützer*innen des Seminars eingeladen 
waren. Nach einer Presseerklärung durch den „Re-
gierungssprecher“, in der auch kurz auf die Hinter-
gründe des Seminars eingegangen wurde, stellten 
Studierende als Pressesprecher*innen ihrer Ministe-
rien die einzelnen Gesetzentwürfe noch einmal 
knapp vor. Anschließend gab es für das Publikum die 
Möglichkeit Fragen zu stellen. Bevor die Veranstal-
tung im dortigen Biergarten informell ausklang, wur-
den die Studierenden gebeten, auf vorbereiteten 
Flipcharts Feedback zum Seminar zu geben, um 
auch diese Perspektive in die Vorbereitungen für das 
nächste Seminar einfließen lassen zu können. Insge-
samt erhielten die Dozierenden sehr viel positive 
Rückmeldungen zum Seminar Klimaanpassung und 
Nachhaltigkeit. Auch die Einzelevaluationen der ver-
schiedenen Workshops fielen positiv aus. 
  

Quellen 
 
Umwelt im Unterricht. (2017). Prinzipien der 

nachhaltigen Fischerei. Von: 
Bundesministerium für Umwelt, 
Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit 
(Hrsg.). Abgerufen von www.umwelt-im-
unterricht.de  
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Beiträge der Referent*innen 
- - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - 

Es folgen die Beiträge zu den Workshops, die am Anfang des Seminars zu den 
Themen Politik, Klimaanpassung, Bildung für Nachhaltige Entwicklung, Klimawandel 

und Gesundheit, Energie und Mobilität und nachhaltige Stadt stattfanden.  
 

 
 



HITZE, TROCKENHEIT, STARKREGEN IM 
JAHR 2018 – WETTERPHÄNOMENE ODER 
ZEICHEN DES KLIMAWANDELS IN 
SACHSEN-ANHALT? 
Manfred Unglaube, Landesamt für Umweltschutz Sachsen-Anhalt 
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2018 – ein Jahr der Wetterextreme 
 
Das Jahr 2018 stand ganz im Zeichen des Klimawan-
dels. Deutschlandweit präsentierte es sich als das 
wärmste und sonnigste Jahr seit Beginn regelmäßi-
ger Wetteraufzeichnungen im Jahr 1881. Auch ge-
hörte 2018 zu den niederschlagsärmsten Jahren seit 
1881. Von April bis November verliefen alle Monate 
ausnahmslos zu warm, zu trocken und sonnen-
scheinreich. Das meldete der Deutsche Wetterdienst 
(DWD) zum Jahresende nach ersten Auswertungen 
der Ergebnisse seiner rund 2.000 Messstationen1. 
 
In Sachsen-Anhalt zeigten sich im Jahr 2018 noch 
deutlicher als in den anderen Bundesländern Hitze, 
Dürre und Sonnenscheinreichtum. In den Sommer-
monaten Juni bis August2 gab es neue Landesre-
korde, beispielsweise mit dem sommerlichen Tempe-
raturdurchschnitt von 20,2 °C (16,9 °C)3, bei der Nie-
derschlagsmenge von nur 65 l/m² (174 l/m²)3 und der 
Sonnenscheindauer von über 830 Stunden (610 
Stunden)3. Kein Ort Deutschlands war im Sommer 
2018 heißer als Bernburg an der Saale. Am 31. Juli 
kletterte hier die Temperatur auf den Höchstwert von 
39,5 °C. Außerdem zeigte in Bernburg das Thermo-
meter an insgesamt zwölf Tagen Temperaturen von 
über 35 °C. Von Juni bis August konnte man in Bern-
burg 74 und seit April sogar 98 Sommertage (Tage, 
an denen die Maximaltemperatur bei über 25 °C 
liegt) zählen. In Köthen wurden an 33 Tagen hinter-
einander (vom 12. Juli bis zum 13. August) Tempe-
raturen von über 25 °C gemessen. In Wittenberg fie-
len von Mai bis August nur 42,5 l/m² statt der sonst 
üblichen 232 l/m² Niederschlag. Der Wasserstand 
der Elbe erreichte am 9. September 2018 am Pegel 
Magdeburg mit 45 cm seinen neuen historischen 
Tiefststand. 

Folgen des Extremwetters 2018 
 
Die Folgen dieses extremen Wetters waren für Natur 
und wetterabhängige Wirtschaftssektoren katastro-
phal. Im August zeigten sich Wiesen völlig verdorrt, 

                                                           
1 Pressemitteilung des Deutschen Wetterdienstes vom 

28.12.2018 
2 Pressemitteilung des Deutschen Wetterdienstes vom 

30.08.2018 
3 In Klammer jeweils der Wert der Referenzperiode 1961 bis 

1990 (vom IPCC empfohlener Zeitraum, der als Vergleich für 

Bäume warfen ihre Blätter ab und kleinere Flüsse 
versiegten.  
 
In der Landwirtschaft haben die ausbleibenden Nie-
derschläge zu gewaltigen Ernteverlusten geführt, die 
bei Getreide in Sachsen-Anhalt um etwa ein Drittel, 
bei Silomais sogar um 44 % unter den Werten der 
vorangegangenen drei Jahre lagen. Die Ertragsein-
bußen in unserem Bundesland waren traurige Spitze 
in Deutschland.4  
 
In der Forstwirtschaft beeinflussten die langanhal-
tende Trockenheit sowie die hohen Temperaturen 
die Vitalität der Wälder nachteilig. Die vorgeschädig-
ten Nadelholzbestände waren dadurch besonders 
anfällig für den Borkenkäfer, da sie dem Massenbe-
fall durch die Vitalitätsverluste nichts mehr entgegen-
setzen konnten. Die Waldbrandgefahr stieg extrem. 
Im Fläming, zwischen Serno bei Coswig und Stacke-
litz, standen 60 Hektar Wald in Flammen – der größte 
Waldbrand in unserem Bundesland seit 18 Jahren. 
  
Die Menschen erlebten 2018 die bis dahin längste 
und extremste dokumentierte Hitzeperiode. Som-
merlich warme Tage mit viel Sonnenschein und ka-
tastrophaler Regenarmut zogen sich bis in den No-
vember hinein. Erst im Dezember fielen ergiebigere 
Niederschläge. Diese reichten aber nicht aus, um 
auch tiefere Bodenschichten zu erreichen. Da auch 
im ersten Halbjahr 2019 zu wenig Niederschlag fiel, 
setzte sich die extreme Bodendürre in Sachsen-An-
halt fort. Spätestens seit dem Jahrhundertsommer 
2018 ist der Klimawandel dadurch verstärkt in das 
Bewusstsein der Menschen gerückt. 

Es ist wärmer geworden in Sachsen-Anhalt 
 
Auf der Suche nach einer Antwort wurden in Sach-
sen-Anhalt Beobachtungsdaten von 380 Stationen 
des Deutschen Wetterdienstes (DWD) der Jahre 
1951 bis 2014 ausgewertet. Die in einer Klimaana-
lyse5 vorliegenden ausführlichen Ergebnisse geben 
eine eindeutige Antwort: Der Klimawandel ist auch in 
Sachsen-Anhalt angekommen.  

Messungen aus einem anderen Zeitraum herangezogen 
werden sollte) 

4 Statistisches Landesamt 
5 Klimaanalyse Sachsen-Anhalt für den Zeitraum 1951-2014 

auf Basis von Beobachtungsdaten, Berichte des LAU 
1/2016, www.lau.sachsen-anhalt.de 
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Seit den 1950er Jahren ist es in unserem Bundes-
land nachweisbar wärmer geworden. Betrachtet man 
die für die Klimaforschung wichtigen 30-Jahres-Zyk-
len, so sieht man dies deutlich: in der Referenzperi-
ode (1961 bis 1990) lag die Jahresmitteltemperatur 
bei 8,7 °C, im Zeitraum 1981 bis 2010 schon bei 
9,3 °C. Über den gesamten Beobachtungszeitraum 
fällt zudem auf, dass es in Sachsen-Anhalt im Mittel 
wärmer ist als in ganz Deutschland (+0,4 °C). Der 
höchste Jahresmittelwert für unser Bundesland 
wurde im Jahr 2018 mit 10,9 °C verzeichnet. Das käl-
teste Jahr seit Beginn der Aufzeichnung liegt hinge-
gen nunmehr fast 80 Jahre zurück: 1940 wurden im 
Mittel nur 6,7 °C gemessen. 
 
Im Beobachtungszeitraum 1951 bis 2014 zeigen sich 
mit besonderer Klarheit trendhafte Entwicklungen für 
zahlreiche mit der Temperatur verknüpfte Größen. 
Dies beinhaltet die höchsten und tiefsten an den Sta-
tionen auftretenden Werte, die über den gesamten 
Zeitraum sehr deutlich ansteigen. An den Klimastati-
onen Sachsen-Anhalts wurden Zunahmen von rund 
1,5 °C bis 2,0 °C bei der Höchsttemperatur und von 
rund 1,0 °C bis 1,5 °C bei der Tiefsttemperatur beo-
bachtet. 
 
Anhand der Zahl der Tage, an denen die Temperatur 
die 0 °C-Grenze nicht überschreitet (Eistage), lässt 
sich diese Entwicklung besonders gut veranschauli-
chen. Eistage sind seltener geworden: ein Rückgang 
um 5 bis 8 Tage mit regionalen Unterschieden ist 
über den Zeitraum 1951 bis 2014 zu verzeichnen. 
 
Auch an der Zahl der Tage, an denen 25 °C oder 
mehr erreicht werden (Sommertage), ist die Erwär-
mung abzulesen. Diese nahm im Mittel um 10 bis 15 
Tage zu. Selbst auf dem Brocken ist ein vermehrtes 
Auftreten von Sommertagen in den letzten Jahren zu 
erkennen: Während solche Ereignisse vor 2000 nur 
sehr selten waren, traten dort nach 2000 durchaus 
zwei bis vier Sommertage pro Jahr auf. 
 
Relativ gering ist noch die Zahl der Tropennächte 
(Nächte, in denen die Lufttemperatur zwischen 18 
und 06 Uhr nicht unter 20 °C zurückgeht). Trendaus-
sagen dazu haben bisher nur eine geringe Belastbar-
keit. Allerdings ist festzustellen, dass Tropennächte 
in den Jahren nach 2000 häufiger auftreten. Bis 2014 
wurden in Sachsen-Anhalt teilweise schon drei oder 
mehr Tropennächte gezählt.  

                                                           
6 Klimaanalyse Sachsen-Anhalt für den Zeitraum 1951-2014 
auf Basis von Beobachtungsdaten, Berichte des LAU 1/2016, 
www.lau.sachsen-anhalt.de 

Niederschläge nehmen im Winter zu, im 
Frühjahr und Sommer hingegen ab 
 
Sachsen-Anhalt ist im bundesweiten Vergleich ein 
trockenes Bundesland. Die durchschnittliche Jahres-
niederschlagsmenge in der Referenzperiode (1961 
bis 1990) betrug lediglich 548 l/m². Damit liegt unser 
Land deutlich unter dem Mittel der Bundesrepublik 
mit 789 l/m². Ursache dafür ist, dass weite Teile des 
Landes im Regenschatten des Harzes liegen. Außer-
dem weisen die Jahresniederschläge deutliche 
Schwankungen auf. Der Brocken nimmt jedoch be-
züglich der jährlichen Niederschlagsmenge eine 
Sonderstellung ein (durchschnittlicher Jahresnieder-
schlag 1961 bis 1990: 1767 l/m²). 
 
Im Gegensatz zur Entwicklung in Deutschland kann 
für Sachsen-Anhalt im langjährigen Mittel nahezu 
keine Veränderung hinsichtlich der Menge der Jah-
resniederschläge festgestellt werden. Die Nieder-
schlagsänderungen sind darüber hinaus weniger 
ausgeprägt, als das bei den Temperaturänderungen 
der Fall ist. Für unser Bundesland lässt sich kein sta-
tistisch signifikanter Trend über den gesamten Be-
trachtungszeitraum ableiten. 
 
Jedoch treten die Niederschläge nicht über das ge-
samte Jahr hinweg gleichmäßig auf, sondern zeigen 
eine auffällige jahreszeitliche Differenzierung. Im Be-
obachtungszeitraum 1951 bis 2014 dominieren in 
Sachsen-Anhalt im Sommer Abnahmetrends, wäh-
rend im Winter nur Zunahmetrends auftreten.  
 
Hoch gelegene Stationen wie beispielsweise auf dem 
Brocken zeigen im Frühjahr und für den Jahresnie-
derschlag davon abweichende Entwicklungen. Im 
Mittel wurden in diesem Zeitraum auf dem Brocken 
Jahresniederschlagsmengen von rund 1500 l/m² in 
den 1950er Jahren und rund 1900 l/m² am Ende der 
Analyseperiode 1951-2014 gemessen. Das ent-
spricht einer Zunahme von 400 l/m².  
 
Für die Klimaanalyse6 wurde an Stationen mit min-
destens 60-jähriger Beobachtungsdauer außerdem 
der mittlere Jahresgang des Niederschlags 1951 bis 
1980 mit dem von 1981 bis 2010 verglichen. Dabei 
zeigte sich, dass an allen Stationen mit Ausnahme 
der Station Brocken die Niederschlagsmenge in der 
Vegetationsperiode I (April bis Juni) teilweise um bis 
zu 25% zurückging. Eine Tendenz zur Frühjahrstro-
ckenheit ist somit erkennbar. In der Vegetationsperi-
ode II (Juli bis September) zeichnet sich hingegen 
keine Tendenz über den Beobachtungszeitraum ab. 
In den Sommermonaten (Juni bis August), in denen 
im 30-jährigen Mittel die höchsten Niederschläge im 
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Jahr fallen, wurde in der zweiten Hälfte des Beobach-
tungszeitraums (1981 bis 2010) im Mittel ein geringe-
rer Wert als in der ersten Hälfte (1951 bis 1980) ge-
messen. Auch hier bildet der Brocken eine Aus-
nahme. 

Extreme Wetterereignisse mit 
unterschiedlichen räumlichen 
Entwicklungen 
 
Ähnlich stellt sich die Situation bei der Entwicklung 
der Stark- bzw. Extremniederschläge über den unter-
suchten Beobachtungszeitraum von 1951 bis 2014 
dar. Auch hier zeigen sich deutliche Zunahmen an 
den höher gelegenen Stationen im Harz, während an 
den tiefer gelegenen Stationen entsprechende Stark- 
bzw. Extremniederschlagstrends nicht oder nur ge-
ring erkennbar sind. Auf dem Brocken stieg die mitt-
lere Zahl der Tage mit mehr als 10 l/m² Niederschlag 
(Starkniederschlagstage) von rund 50 Tagen zu Be-
ginn auf rund 65 Tage am Ende des Beobachtungs-
zeitraumes, während in Wittenberg das Mittel kon-
stant bei 12 Tagen liegt. Die Zahl der Tage mit mehr 
als 20 l/m² Niederschlag (Extremniederschlagstage) 
nimmt auf dem Brocken im gleichen Zeitraum von 
rund 15 auf rund 25 Tage zu, in Wittenberg verharrt 
hingegen das Mittel konstant bei 2,5 Tagen. 

Die Waldbrandgefahr steigt 
 
Hohe Temperaturen und Trockenheit erhöhen die 
Waldbrandgefahr. Die Untersuchungen ergaben Zu-
nahmen, die bei den mittleren und hohen Warnstufen 
deutlich ausgeprägt sind. Die höchste Warnstufe 
wurde in Sachsen-Anhalt (ohne Oberharz, da dort 
deutlich niedrigere Waldbrandgefahr herrscht) in der 
Referenzperiode 1961 bis 1990 im Durchschnitt an 
31 Tagen pro Jahr ausgerufen, im Zeitraum 1991 bis 
2018 hingegen an 45 Tagen pro Jahr.  

Die phänologische Vegetationsperiode 
verlängert sich 
 
Der bisher beobachtete Klimawandel betrifft sowohl 
die Menschen als auch die heimische Flora und 
Fauna. Aufgrund der steigenden Temperaturen kann 
man davon ausgehen, dass sich die Klimazonen und 
damit einhergehend auch die Vegetationszonen auf 
der Nordhalbkugel in Richtung Norden verschieben. 
Eine klimabegünstigte Einwanderung von Pflanzen- 
und Tierarten ist u. a. die Folge. Im Gegenzug sind 
einige einheimische Arten einem erhöhtem Anpas-
sungsdruck unterworfen. 
 

Für Sachsen-Anhalt zeigte die Klimaanalyse statis-
tisch signifikante Veränderungen für den Beginn der 
verschiedenen phänologischen Jahreszeiten und der 
dazugehörigen Leitphasen. Die Leitphasen für die 
phänologischen Jahreszeiten des Frühlings (vom 
Blühbeginn der Hasel bis zu dem des Apfels) setzen 
im Durchschnitt 2 bis 3 Tage pro Dekade früher ein. 
Ähnliche Tendenzen zeigen die Leitphasen für den 
Sommer (vom Blühbeginn des Holunders bis zur Ern-
tereife des Apfels) und den Früh- bzw. Vollherbst 
(Reife des Holunders bzw. der Stiel-Eiche). Im 
Spätherbst (Blattverfärbung der Stiel-Eiche) ist dage-
gen ein späterer Eintritt von 1 bis 2 Tagen pro De-
kade zu beobachten. Vergleicht man den 30-Jahres-
Zeitraum 1981-2014 mit dem Zeitraum 1951-1980, 
so ist eine Verlängerung der phänologischen Vege-
tationsperiode im Mittel um 11 Tage in Sachsen-An-
halt erkennbar.  

Der Klimawandel kann in Sachsen-Anhalt 
nachgewiesen werden 
 
Die umfangreiche Auswertung von Klimadaten Sach-
sen-Anhalts zeigt: Die Auswirkungen des Klimawan-
dels weisen innerhalb unseres Bundeslandes zwar 
regional unterschiedliche Intensität auf, können aber 
anhand der oben aufgezeigten Beobachtungen und 
Entwicklungen belegt werden. Viele der betrachteten 
Klimagrößen änderten sich in dem untersuchten Be-
obachtungszeitraum von 1951 bis 2014 statistisch 
signifikant (das heißt: über die natürlichen Klima-
schwankungen hinaus). Besonders bei Temperatur-
größen sind Trends im Klima der letzten 50 bis 60 
Jahre erkennbar. Klimaveränderungen zeichnen sich 
aber auch bei Temperaturextremen, Feuchte und 
Niederschlag ab. Insbesondere gibt es Hinweise auf 
Frühjahrstrockenheit, eine Zunahme der Dauer von 
Hitzeperioden und steigende Waldbrandgefahr.  
 
Dass der Sommer 2018 mit seiner ausgesprochen in-
tensiven Trockenheit und langanhaltenden Hitze 
nicht einzigartig war, zeigte bereits der Sommer 
2019. Der sommerliche Temperaturdurchschnitt er-
reichte erneut den im Vorjahr aufgestellten Höchst-
wert von 20,2 °C. Mit 768 Sonnenstunden wurde der 
Höchstwert des Vorjahres nur um 62 Stunden ver-
fehlt. Und auch die Niederschlagsmenge von 
122 mm lag wieder deutlich unter dem Wert der Re-
ferenzperiode. So setzte sich die Bodendürre, die im 
Sommer 2018 begann, ununterbrochen fort. 
 
Der Sommer 2018 war mit seiner ausgesprochen in-
tensiven Trockenheit und langanhaltenden Hitze 
zwar außergewöhnlich, wir erwarten aber in der Zu-
kunft eine Zunahme von solchen extremen Perioden.



POLITIKFELDANALYTISCHE GRUNDLAGEN 
Lars Berker & Dr. phil. Ulrike Zeigermann, Lehrstuhl für Politikwissenschaft mit dem Schwerpunkt Nachhaltige 
Entwicklung, OVGU 
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Die Gestaltung von effektiver, gerechter und nach-
haltiger Klimapolitik im Sinne der globalen Agenda 
2030 für Nachhaltige Entwicklung und des Pariser 
Klimaschutzübereinkommens gehört zu den größten 
aktuellen Herausforderungen. Beide Übereinkünfte 
wurden 2015 von Staats- und Regierungschefs welt-
weit verabschiedet und bilden mit ihren Zielen das 
Fundament nationaler Klimastrategien (z. B. die 
überarbeitete Nachhaltigkeitsstrategie Deutsch-
lands; Deutsche Bundesregierung 2016) und auch 
des deutschen Klimaschutzgesetz, das derzeit erar-
beitet wird (Stand 2019). Denn aufgrund des 
menschlich verursachten (anthropogenen) Klima-
wandels stehen wir heute an einem kritischen Schei-
depunkt (Tipping Point), an dem politische Entschei-
dungen weitreichende Folgen für die Zukunft der 
Erde haben werden (Steffen u. a. 2018). Der Welt-
klimarat stellte fest, dass bereits eine Erderwärmung 
um 1,5 Grad Celsius weitreichende Folgen für das 
Klima auf der Erde haben wird, u. a. durch das Ab-
schmelzen von Gletschern, der Zunahme von Ext-
remwetterereignissen und des weltweiten Artenster-
bens (IPCC 2018). Diese wissenschaftlichen Er-
kenntnisse erhöhen den Handlungsdruck für politi-
sche Akteure weltweit. 
 
Die politische Entscheidung über Maßnahmen und 
Instrumente für eine erfolgreiche Klimapolitik ist da-
bei jedoch gleichzeitig besonders schwer. Die beson-
dere Schwierigkeit ergibt sich zum einen aus der In-
terdependenz und zum anderen aus der Unsicherheit 
in Bezug auf die Wirkung politischer Entscheidungen. 
Der Klimawandel wirkt sich an verschiedenen Orten 
und in verschiedenen Sektoren sehr unterschiedlich 
aus, wobei lokale Entwicklungen globale Entwicklun-
gen beeinflussen und vice-versa. Erschwerend 
kommt dabei hinzu, dass auch die externen Einfluss-
faktoren auf die Entwicklung des Klimas variieren 
und Unsicherheiten über die Ursachen von Klimaver-
änderungen bestehen (heterogene Einflussstruktur). 
Somit lassen sich langfristige Perspektiven in der 
Klimapolitik nur bedingt ableiten. Aus dieser Komple-
xität ergeben sich unterschiedliche Herausforderun-
gen der Klimagovernance:  
1) die vertikale Abstimmung von Klimafragen über 

mehrere Politikebenen (z. B. lokale, regionale, 
nationale, internationale Ebene) hinweg,  

2) die horizontale Kohärenz von Klimapolitik über 
verschiedene Politikfelder (z. B. Wirtschaft, Sozi-
ales, Außenpolitik) hinweg,  

3) die Integration von innovativem Wissen in politi-
sche Entscheidungen und  

4) die Beteiligung von diversen gesellschaftlichen 
Akteuren, die in unterschiedlichem Ausmaß vom 
Klimawandel betroffen sind (Weiland 2017).  

Vor diesem Hintergrund geschieht die Politikgestal-
tung im Feld der Klimapolitik in Deutschland immer 
im Kontext eines komplexen Mehrebenenregierens 
(Multi-Level-Governance). Sowohl im Bereich der Kli-
maschutz- als auch der Klimaanpassungspolitik sind 
neben der bundesdeutschen Ebene und der europä-
ischen Ebene die Landesebene und auch die Kom-
munalebene wichtige administrative und analytische 
Strukturen, innerhalb derer politische Akteure agie-
ren und interagieren.  
 
In diesem Beitrag werden die Akteure (1) und Pro-
zesse der Klimapolitik (2) kurz vorgestellt. Das dient 
als Grundlage, um die Entstehung von Landesgeset-
zen zur Klimaanpassung und zum Klimaschutz in 
Sachsen-Anhalt zu erläutern (2) und die Übertragung 
dieser politischen Prozesse auf das Planspiel darzu-
legen (3). 

1. Akteure der Klimapolitik 
 
Wer als politischer Akteur gilt, kann enger oder weiter 
gefasst werden (Blum und Schubert 2018, 75). Hier 
verfolgen wir eine weite Definition und schließen als 
politische Akteure all diejenigen ein, welche am poli-
tischen Prozess teilnehmen und letztendlich Einfluss 
auf diesen nehmen (ibid.). Politische Akteure reichen 
also von den klassischen politischen Funktionsträ-
ger*innen und Parteien, über soziale Bewegungen, 
Nichtregierungsorganisationen, Unternehmen und 
deren übergeordneten Verbänden bis hin zu Medien-
vertreter*innen, wissenschaftlichen Expert*innen und 
Wähler*innen (ibid.; Böcher, Töller 2012, 105). 
 
Die Politikwissenschaft unterscheidet weitergehend 
zwischen individuellen, kollektiven und korporativen 
Akteuren. Individuelle Akteure sind Einzelpersonen 
aus den zuvor genannten Akteursgruppen, wohinge-
gen kollektive und korporative Akteure sich aus einer 
Mehrzahl von Individuen und im Falle von Dachver-
bänden auch aus einer Mehrzahl von Verbänden zu-
sammensetzen. Kollektive und korporative Akteure 
werden auch unter dem Oberbegriff komplexe Ak-
teure zusammengefasst und haben gemein, dass sie 
aus Individuen bestehen, welche gemeinsame Ziele 
verfolgen. Das Hauptunterscheidungsmerkmal ist je-
doch, dass kollektive Akteure eher lose Vereinigun-
gen sind, wohingegen korporative Akteure auch dau-
erhaft ihre Ressourcen zur Erreichung dieser Ziele 
bündeln und somit weniger abhängig von den Hand-
lungen der beteiligten Einzelakteure sind (bspw. eine 
Klimaschutzbewegung als kollektiver Akteur und eine 
Klimaanpassungspartei als korporativer Akteur) 
(Blum und Schubert 2018, 75). 
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All die genannten Akteure, zu denen aus einer Mak-
roperspektive auch das Parlament, die Regierung, 
die Verwaltung und Gerichte jeweils als Ganzes ge-
zählt werden können, nehmen am Politikgestaltungs-
prozess im Bereich der Klimapolitik teil. Dabei unter-
scheiden sie sich im Grad ihrer Aktivität abhängig da-
von, in welcher Phase des Politikprozesses wir uns 
befinden, sodass Nichtregierungsorganisationen 
zum Beispiel zu Beginn der Politikgestaltung eine 
wichtigere Rolle einnehmen können, wohingegen sie 
bei der Umsetzung in der Regel keine Rolle spielen. 
 
Angesichts der globalen Dimension des Klimawan-
dels finden klimapolitische Entscheidungsprozesse 
in einem komplexen Mehrebenen-System mit den di-
versen individuellen, kollektiven und korporativen 
Akteuren auf unterschiedlichen politischen Ebenen 
statt. So tragen beispielsweise die Europäische Kom-
mission, der Rat und das Europäische Parlament als 
korporative Akteure durch den Erlass von Richtlinien 
(z. B. die neu gefasste Richtlinie (EU) 2018/2001 des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. 
Dezember 2018 zur Förderung der Nutzung von 
Energie aus erneuerbaren Quellen) und Verordnun-
gen (z. B. die Verordnung (EU) Nr. 517/2014 über flu-
orierte Treibhausgase) zur Klimapolitik in Deutsch-
land bei. Der Unterschied zwischen europäischen 
Richtlinien und Verordnungen besteht darin, dass 
erstere noch durch Akteure der deutschen Politik – 
also durch die Regierung in Zusammenarbeit mit den 
gewählten Abgeordneten im Bundestag (und je nach 
Politikfeld auch mit dem Bundesrat) in nationalen Ge-
setzen umgesetzt werden müssen, während Verord-
nungen sofort EU-weit gelten. Auf der anderen Seite 
können wiederum diverse kollektive lokale klimapoli-
tische Akteure aus unterschiedlichen Sektoren, wie 
beispielsweise soziale Bewegungen, Parteien oder 
aber auch individuelle politische Akteure, welche 
eine eigene klimapolitische Agenda in besonderem 
Maße vorantreiben (Policy Entrepreneure), bundes-
weite, europaweite oder gar globale Entscheidungen 
beeinflussen.  
 
Dieser Aufriss zeigt auf, dass unterschiedlichste Ak-
teure an der Klimapolitik auf den verschiedenen poli-
tischen Ebenen interagieren und die politischen Ent-
scheidungen zum Klimaschutz und zur Anpassung 
an den Klimawandel beeinflussen. Die damit verbun-
denen Herausforderungen an die Integration und Ko-
ordination von Akteuren, Ebenen und Sektoren wer-
den in dem Beitrag von Böcher und Nordbeck (2014) 
und in dem Themenschwerpunkt „Klimapolitik – In-
tegration und Koordination“ (dms 2014) ausführlich 
erläutert. Einen sehr guten Überblick über die wich-
tigsten Akteure in der Umweltpolitik in der Bundesre-
publik Deutschland bietet darüber hinaus die politik-
feldanalytische Einführung von Böcher und Töller 
(2012). 

2. Prozesse der Klimapolitik und die 
Entstehung von Landesgesetzen zur 
Klimaanpassung und zum Klimaschutz in 
Sachsen-Anhalt 
 
In der Politikfeldanalyse hat sich zur Betrachtung der 
Phasen eines Politikprozesses der Policy-Cycle nach 
Jann und Wegrich (2014) etabliert. Dieser zeigt ide-
altypisch fünf bzw. sechs aufeinanderfolgende Pha-
sen des Politikgestaltungsprozesses auf (Blum, 
Schubert 2018, Kap. 5):  
1) Problemdefinition,  
2) Agenda-Setting,  
3) Politikformulierung, 
4) Implementierung,  
5) Politikevaluierung 
6) und letztlich der möglichen Politikterminierung.  
 
Wird das Anfangs definierte Problem nicht gelöst 
oder hat sich das Problemverständnis im Laufe der 
Zeit verändert, kann es zu einer Problemredefinition 
kommen und der Zyklus beginnt von vorn. Wichtig ist 
bei dieser Heuristik natürlich zu berücksichtigen, 
dass es sich bei diesen Phasen nur um eine 
analytische Aufteilung handelt, welche in der Realität 
zeitgleich auftreten und miteinander verwoben sein 
können (Blum, Schubert 2018, 159). 
 
Mit dem Fokus auf die einzelnen Phasen werden die 
Schwierigkeiten des Politikprozesses im Feld der von 
Mehrebenen-Governance sowie globaler Komplexi-
tät geprägten Klimapolitik unmittelbar deutlich. Bei-
spielsweise besteht oftmals noch nicht einmal Einig-
keit darüber, was als Problem betrachtet wird. Trotz 
der eindeutigen und zahlreichen wissenschaftlichen 
Erkenntnisse über den Klimawandel, welche bei-
spielsweise vom Weltklimarat regelmäßig begutach-
tet und in Berichten zusammen gefasst werden (z. B. 
IPCC 2018), gibt es noch immer zahlreiche Personen 
und sogar einige rechtsextreme Parteien in Europa 
(Schaller und Carius 2019), welche diese Fakten 
nicht anerkennen und den Klimawandel leugnen. 
Auch bei der Politikimplementierung und -Evaluie-
rung gibt es zahlreiche Herausforderungen, u. a. 
deshalb, weil umstritten ist, anhand welcher Kriterien 
der Erfolg von Klimaanpassungs- und Klimaschutz-
politiken gemessen werden kann und weil eine tat-
sächliche Umsetzung von Klimapolitiken oftmals 
weitreichende institutionelle Veränderungen sowie 
individuelle Lebensstiländerungen erfordern würde. 
Schmitt (2016) hat beispielsweise eine deutschland-
weite Analyse zum Implementationsstand klimaan-
passungsrelevanter Regionalplaninhalte durchge-
führt, welche die Herausforderungen in den unter-
schiedlichen Kontexten darstellt.  
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Der Fokus soll hier jedoch auf die Prozesse zur Poli-
tikformulierung gelegt werden, konkret auf die Ent-
stehung von Landesgesetzen in Sachsen-Anhalt. Die 
Verfassung des Landes Sachsen-Anhalt (Stand 
2014) bestimmt die Rechtsgrundlagen des landespo-
litischen Prozesses während die Geschäftsordnung 
des Landtages von Sachsen-Anhalt (Stand 2016) die 
einzelnen Zuständigkeiten und Abläufe definiert. 
Demzufolge steht das Recht, eine Gesetzesinitiative 
einzubringen, der Landesregierung, jeder Landtags-
fraktion sowie Gruppen des Landtags mit mindestens 
acht Parlamentariern und dem Volk (durch Volksbe-
gehren) zu. Durch die Landtagspräsident*in werden 
Gesetzentwürfe gedruckt und an alle Abgeordneten 
und andere Verfahrensbeteiligte geschickt. Darauf 
folgt die erste Beratung im Plenum des Landtages, 
bei der die Initiative begründet wird und eine Aus-
sprache über die Grundsätze der Vorlage erfolgt. Die 
zuständigen Fachausschüsse mit Mitgliedern aus 
den im Landtag vertretenen Fraktionen – z. B. Aus-
schuss für Bildung und Kultur, Ausschuss für Umwelt 
und Energie, Ausschuss für Finanzen – beraten an-
schließend und geben eine Beschlussempfehlung an 
den Landtag. In der zweiten Beratung im Plenum des 
Landtages erfolgt schließlich eine Aussprache über 
die Einzelbestimmungen des geplanten Gesetzes 
und mögliche Änderungsanträge, bevor schließlich 
eine Schlussbestimmung gemacht wird. Die Land-
tagspräsident*in stellt daraufhin den Wortlaut des be-
schlossenen Gesetzes fest und fertigt es nach Ge-
genzeichnung der Urkunde durch die Ministerpräsi-
dent*in und die zuständigen Fachminister*innen aus. 
Erst durch die Verkündigung des Gesetzes binnen 
Monatsfrist im Gesetz- und Verordnungsblatt durch 
die Ministerpräsident*in ist der Politikformulierungs-
prozess abgeschlossen. 
 
Eine kritische Auseinandersetzung über den Landtag 
in Sachsen-Anhalt bietet der Beitrag von Carstensen 
(2017), der zu dem Ergebnis kommt, dass es sich um 
ein Landesparlament handelt, das sein Potential 
(noch) nicht ausschöpft. Weitere Untersuchungen zu 
den politischen Prozessen in Sachsen-Anhalt bieten 
Dobner (2012) und Holtmann und Völkl (2016).  

3. Entscheide dich - Entscheide selbst!  
Politikwissenschaftlicher-Workshop zur 
Klimaanpassung in der Landespolitik 
Sachsen-Anhalt 
 
Im Politikworkshop lag der Fokus auf der Sensibili-
sierung der interdisziplinär zusammengesetzten Stu-
dierendengruppe in Bezug auf die dargestellten poli-
tikwissenschaftlichen Themen: Regieren im 
Mehrebenensystem, politische Akteure und der Poli-
tikgestaltungsprozess.  
 

Aus der Diskussion im Workshop heraus zu folgern, 
erschienen zwei Aspekte besonders wichtig hervor-
zuheben: zum einen, dass die Problemwahrneh-
mung im Politikprozess nicht objektiv erfolgt und po-
litische Akteure nicht mechanistisch auf vorhandene 
Probleme mit einer Lösung reagieren, sondern dass 
ein Problem tatsächlich erst durch Akteure politisiert 
werden muss, bevor es zu – in der Regel komplexen 
– Aushandlungsprozessen zur Lösungsfindung 
kommt (vgl. Blum, Schubert 2018, 162ff). Das Feld 
der Klimapolitik kann hier als anschauliches Beispiel 
für ein Problem dienen, das lange bekannt ist, wel-
chem aber politisch zögerlich begegnet wird. Zum 
anderen ist im Workshop deutlich herausgestellt wor-
den, dass sich der Politikgestaltungsprozess nicht 
auf den parlamentarischen Gesetzgebungsprozess 
und dessen ministerielle Vorbereitung begrenzt. Dies 
diente auch zur Einordnung des Planspiels, welches 
bewusst eben jenen Fokus gesetzt hatte und durch 
eine Simulation von ministerieller sowie parlamenta-
rischer Arbeit auf der Landesebene Sachsen-Anhalts 
den Studierenden einen zentralen Ausschnitt der Po-
litikgestaltung näherbringen sollte. Das Planspiel 
wurde insgesamt sehr realitätsnah konzipiert, ob-
gleich aus didaktischen wie auch formalen Gründen 
einige Anpassungen und Fokussierungen vorgenom-
men werden mussten, wie der folgende Abgleich mit 
dem offiziellen Gesetzgebungsprozess im Land 
Sachsen-Anhalt zeigt.  
 
In einer ersten Phase des Planspiels fanden sich die 
Studierenden in Gruppen zusammen, welche jeweils 
ein Landesministerium bildeten. Der jeweilige Ress-
ortzuschnitt dieser Ministerien wurde realitätsnah, 
aber kreativ vom Team der Lehrenden vorgegeben 
und entspricht somit nicht eins zu eins der politischen 
Realität. In der Folge sollten die Studierenden als Mi-
nisterialbeamt*innen Gesetzentwürfe erarbeiten, 
welche in das Parlament eingebracht wurden. Da in 
der Realität im Landtag Sachsen-Anhalts, wie auch 
im deutschen Bundestag, die Mehrzahl der Gesetz-
entwürfe von der Regierung, d.h. den zugehörigen 
Ministerien, ausgearbeitet und initiiert wird, verläuft 
dieser Teil des Planspiels nah an der Realität (Cars-
tensen 2017, 116; Ismayr 2013, 219). In das Parla-
ment eingebracht und dort vertreten werden die Ent-
würfe indes selbstverständlich nicht von den Ministe-
rialmitarbeitenden, sondern von gewählten Abgeord-
neten der Regierungsfraktion, mitunter den Minis-
ter*innen. Die Studierenden vollziehen somit vom 
Übergang der ersten Phase (Gesetzesausarbeitung) 
zur zweiten Phase (Gesetzesberatung) einen Rollen-
wechsel und nehmen die Rollen von Parlamenta-
rier*innen ein. Als solche begründen sie im Plenum 
die Gesetzentwürfe, diskutieren diese und stellen Än-
derungsanträge zu anderen Gesetzentwürfen. Aus-
gespart werden musste aus zeitlichen Überlegungen 
und zur Reduktion der Komplexität des Planspiels die 
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Ausschussarbeit, welche in den Parlamenten der 
Bundesrepublik Deutschland traditionell eine wich-
tige Rolle einnimmt. Ohne Beschlussempfehlung der 
Ausschüsse stellen die Studierenden ihre Gesetzent-
würfe erneut inklusive eingearbeiteter Änderungen 
vor und es folgt eine Schlussabstimmung zu jedem 
Gesetz. Da eine sachpolitische Auseinandersetzung 
explizit im Vordergrund des Planspiels steht, wurde 
der sonst gängigen Fraktionsdisziplin keine weitere 
Beachtung geschenkt und jede bzw. jeder Abgeord-
nete folgte bei den Abstimmungen ausschließlich ih-
rem/seinen Gewissen (Ismayr 2013, 46f). Die in letzt-
lich geheimer Abstimmung beschlossenen Gesetze 
werden in einem fiktiven Gesetzesblatt veröffentlicht 
und wurden zudem in einer Presskonferenz der Öf-
fentlichkeit präsentiert. Die zentralen Schritte des 
parlamentarischen Gesetzgebungsprozesses wur-
den damit im Planspiel gegangen und die Studieren-
den haben ein dynamisches Abbild des politischen 
Alltagsgeschäfts erschaffen und erfahren können. 
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1. Bildung für nachhaltige Entwicklung 
 
Nachhaltige Entwicklung soll gewährleisten, „dass 
die Bedürfnisse der Gegenwart befriedigt werden, 
ohne die Möglichkeiten künftiger Generationen zur 
Befriedigung ihrer eigenen Bedürfnisse zu beein-
trächtigen“ (Hauff 1987, 51). Kinder und Erwachsene 
sollen sich mit Fragen der inter- und intrageneratio-
nalen Gerechtigkeit mündig auseinandersetzen und 
entsprechend handeln (vgl. Pufé 2014, 256f.).  
 
Dazu sind jedoch tiefgreifende individuelle und ge-
sellschaftliche Verhaltensänderungen notwendig, 
denn derartige soziale Veränderungen, die alle Le-
bensbereiche berühren, beruhen letztlich auf dem in-
dividuellem Handeln Einzelner in einem kollektiven 
Raum. Insofern sind soziale Veränderungen abhän-
gig von individuellen Erfahrungen und Prägungen, 
von Wissen und von Normalitätsvorstellungen, Ge-
fühlen und kulturellen sowie gesellschaftlichen Wert-
vorstellungen. Dies wird durch formelle und infor-
melle Bildungsprozesse vermittelt. Um nachhaltige 
Entwicklung zu fördern, ist also Bildung notwendig. 
 
Bildung soll dazu beizutragen, Selbstbestimmungs-, 
Mitbestimmungs- und Solidaritätsfähigkeit zu entwi-
ckeln. Sie dient der „Aneignung der die Menschen 
gemeinsam angehenden Frage- und Problemstellun-
gen ihrer geschichtlich gewordenen Gegenwart und 
der sich abzeichnenden Zukunft sowie [der] Ausei-
nandersetzung mit diesen gemeinsamen Aufgaben, 
Problemen und Gefahren“ (Klafki 2007, 53). Für 
Klafki zielt Bildung auf ein geschichtlich vermitteltes 
Bewusstsein von zentralen Problemen der Mensch-
heit in Gegenwart und Zukunft. Es geht darüber hin-
aus aber auch darum, Einsicht in die Mitverantwort-
lichkeit zu entwickeln und die Bereitschaft, an der Be-
wältigung dieser Probleme mitzuwirken. Bildung be-
zieht sich somit auf die (selbst)kritische Auseinander-
setzung mit den ineinander verwobenen epochaltypi-
schen Schlüsselproblemen unserer Zeit, wie 
 

 die Friedensfrage, 
 das Umweltproblem, 
 das Problem der gesellschaftlich produzier-

ten Ungleichheit, 
 die Gefahren und Möglichkeiten der neuen 

technischen Steuerungs-, Informations- und 
Kommunikationsmedien oder 

 das Verhältnis der Geschlechter (vgl. ebd. 
56 ff.). 

 

Dazu bestimmt Klafki (2007, 63) vier Fähigkeiten: 
 

 Kritikbereitschaft und -fähigkeit, 
 Argumentationsbereitschaft und -fähigkeit, 
 Empathie und  
 Fähigkeit zu vernetztem Denken. 

 
Die Aufgabe von Bildungsprozessen, die eine nach-
haltige Entwicklung fördern wollen, besteht somit da-
rin, alte Denkstrukturen und Normalitäten zu hinter-
fragen, denn nachhaltige Entwicklung erfordert einen 
Wandel in unseren Denk- und Handlungsweisen. Es 
geht somit um Bildungsprozesse, die Veränderungen 
der Selbst- und Weltsicht initiieren können. Es geht 
also um die „reflexive Verortung der Menschen in der 
Welt, und zwar in einem zweifachen Sinne: zum ei-
nen hinsichtlich der Bezüge, die er zu sich selbst ent-
wickelt (Selbstreferenz) und zum anderen hinsicht-
lich der Bezüge, die er auf die Welt entwickelt (Welt-
referenz). Bildung ist aus dieser Perspektive der 
Name für den reflexiven Modus des menschlichen In-
der-Welt-Seins" (Marotzki 2006, 61). 
 
Bildung für nachhaltige Entwicklung soll „zur Reali-
sierung des gesellschaftlichen Leitbilds einer nach-
haltigen Entwicklung im Sinne der Agenda 21 beitra-
gen und hat zum Ziel, die Menschen zur aktiven Ge-
staltung einer ökologisch verträglichen, wirtschaftlich 
leistungsfähigen und sozial gerechten Umwelt unter 
Berücksichtigung globaler Aspekte zu befähigen“ 
(BMBF 2002, 4). Dazu muss es gelingen, die norma-
tive und zugleich abstrakte Idee einer nachhaltigen 
Entwicklung so zu vermitteln, dass sie erstens mit 
fachlichem Wissen und konkreten privaten, gesell-
schaftlichen und beruflichen Problemsituationen ver-
knüpft wird, zweitens zur Entwicklung relevanter 
Kompetenzen beiträgt und drittens nicht normativ 
überladen und übermächtig die Katastrophen der 
Welt in den Vordergrund stellt (vgl. Richter et al. 
2019). Den letztgenannten Aspekt begründen Voll-
mer und Kuhlmeier (2014, 206) damit, dass die Ge-
fahr besteht, dass dies eher „zu Widerstand und 
Frustration bei den Lernenden und Lehrenden führen 
kann“.  
 
Problematisch sind dabei die relative Unschärfe, 
Komplexität und Mehrdeutigkeit des Nachhaltigkeits-
begriffs, die verhindern, verbindliches Handeln ab- 
bzw. anzuleiten (vgl. de Haan 2000, 156). Insofern 
spielt der Umgang mit Unsicherheiten, Ambiguitäten, 
Zielkonflikten und unvollständigen Informationen zur 
Bearbeitung nachhaltigkeitsrelevanter Fragestellun-
gen eine wichtige Rolle (s. Abbildung 1). 
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Abbildung 1: Dimensionen und Strategien der Nachhaltigkeit. 

Quelle: Siebenhöhner 2001, 78 

 
Eineindeutige Lösungen sind somit ausgeschlossen, 
Algorithmen, Heuristiken, Rezepte, Handlungsan-
weisungen nicht vorhanden oder mangelhaft, womit 
angedeutet ist, dass nicht allein deklaratives und pro-
zedurales Wissen gefordert ist (vgl. Richter et al. 
2019). Damit stellt sich aber die Frage, welche Kom-
petenzen entwickelt werden müssen, um zur Imple-
mentation der Nachhaltigkeitsidee und zur Mitgestal-
tung einer nachhaltigkeitssensiblen Gesellschaft bei-

zutragen. Eine solche Gestaltungskompetenz fokus-
siert vor dem Hintergrund fachlicher Kompetenzen 
und nachhaltigkeitssensibler Werthaltungen und Ein-
stellungen die Fähigkeit und Bereitschaft, gesell-
schaftliche Entwicklungsprozesse selbstständig zu 
beurteilen und entsprechend zu handeln. 
 
Kastrup et al. (2012, S. 118f.) stellen unterschiedli-
che Kompetenzmodelle für eine nachhaltigkeitsori-
entierte Gestaltungskompetenz dar (s. Abbildung 2). 
Diese thematisieren u. a. systemisches, zyklisches 
und vernetztes Denken, den Umgang mit Unsicher-
heit, Komplexität, Konflikten und Dilemmata, die Fä-
higkeit zum Perspektivenwechsel, zu solidarischem 
Handeln, die Bereitschaft, Verantwortung zu über-
nehmen und Partizipations- und Mitgestaltungsoptio-
nen zu erstreiten und verantwortungsvoll zu nutzen. 
Dies sind zentrale Fähigkeiten, auf die Bildungspro-
zesse vorbereiten müssen, damit Kinder und Er-
wachsene in die Lage versetzt werden, private Le-
benssituationen, Arbeitswelt und Gesellschaft nach-
haltig mit- oder umzugestalten. 
 

 

 
Abbildung 2: Konzeptionelle Ansätze der Bildung für nachhaltige Entwicklung. 

Quelle: Kastrupp et al. 2012, 118f. 

 

2.Umsetzung einer Bildung für nachhaltige 
Entwicklung 
 
Für die entsprechenden Bildungsprozesse hat dies 
zur Folge, dass Bildung für nachhaltige Entwicklung 
nicht einer Logik der Wissensvermittlung folgen 
kann: „Es geht nicht nur um mehr Belehrung über die 
Übel dieser Welt, sondern um die Einübung in das 

Verhalten und die Mittel der Überwindung“ (von Hen-
tig 2003, 199). Man sollte eher induktiv von konkreten 
lebensweltlichen Problemstellungen der Adressat*in-
nen ausgehen (vgl. Fischer 2007, S. 15). Hieraus 
kann man Konflikte zwischen ökonomischen, ökolo-
gischen und sozialen Aspekten und Fragen der in-
ner- und intergenerationalen Gerechtigkeit ableiten, 
die insofern eine Lernchance zur Entwicklung der 
oben thematisierten Gestaltungskompetenz darstel-
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len, wenn sie die Notwendigkeit beinhalten, „eine ei-
gene Position zu beziehen und – reflektiert auf die 
subjektive Mitverantwortung – Entscheidungen zu 
treffen“ (Vollmer & Kuhlmeier 2014, 206).  
 
Zur kulturellen Verankerung nachhaltiger Entwick-
lung sind nicht nur die allgemeinbildenden Schulen, 
die Berufsbildung, die (formale und informelle) Er-
wachsenen- und Weiterbildung gefordert, sondern 
auch die Hochschulen. Gemäß des UNESCO-Welt-
aktionsprogramms „Bildung für nachhaltige Entwick-
lung“ sind Hochschulen angehalten, „Studierende als 
Gestalter_innen nachhaltiger Entwicklung [zu]zulas-
sen, [zu] fördern und partizipieren [zu] lassen“ (Deut-
sche UNESCO-Kommission 2017). Damit müssen 
Hochschulen dazu beitragen, junge Menschen für die 
von den Vereinten Nationen (2015) formulierten 
Nachhaltigkeitsziele zu sensibilisieren. Nach Pufé 
(2014, S. 265) ist das Nachhaltigkeitsprinzip in jegli-
che Hochschulbildung zu integrieren – und zwar nicht 
als Additivum, sondern integriert in die fachwissen-
schaftliche Ausbildung, um über Faktenwissen hin-
aus vernetztes Denken und soziale Kompetenzen zu 
fördern.  
 
Im Besonderen thematisiert Pufé den Aspekt der In-
ter-, Trans- und Multidisziplinarität. Gerade das Zu-
sammenspiel von Human- und Naturwissenschaften 
erscheint vielversprechend, um Wechselbezüge zwi-
schen Mensch, Kultur und Natur zu analysieren (vgl. 
ebd., 258f.). Demnach erschließt sich, warum mono-
disziplinäres Denken allein nur wenige gewinnbrin-
gende Beiträge liefern kann, insbesondere wenn 
Konflikte zwischen den unterschiedlichen Nachhal-
tigkeitsdimensionen zu bearbeiten sind (s. Abbildung 
1), die von den jeweiligen Einzelwissenschaften fo-
kussiert werden. Ähnlich argumentiert Brosi: „Bildung 
für nachhaltige Entwicklung verbindet Sachwissen 
und Orientierungswissen, indem sie naturwissen-
schaftlich-technische, sozial-kulturwissenschaftliche 
und philosophisch-ethische Lerninhalte miteinander 
vernetzt. Sie ist transdisziplinär angelegt. Auf diese 
Weise ermöglicht Bildung Orientierung und Urteilsfä-
higkeit und ermöglicht ökonomische, kulturelle, sozi-
ale und politische Teilhabe“ (Brosi 2007, 22). Inso-
fern ist „reflexives Lernen zwischen Gesellschaft und 
Wissenschaft“ zu initiieren (Müller-Christ & Reiner-
mann 2011, 16), denn „letztlich geht es darum, Stu-
dierende dazu zu motivieren und zu befähigen, sich 
aktiv für eine nachhaltige Entwicklung einzusetzen“ 
(Aufenanger 2011, 25).  
 
Mit dem Konzept eines interdisziplinären Planspiels, 
wie in diesem Band beschrieben (vgl. Haase, Körner 
& Strubelt), zur multiperspektivischen Auseinander-
setzung mit Maßnahmen zur Klimaanpassung wird 
diesen Anforderungen Rechnung getragen. 

3. Bildungswissenschaftlicher-Workshop 
zur Bildung für nachhaltige Entwicklung 
 
Innerhalb dieser Veranstaltung fand ein Workshop 
zum Thema Bildung für nachhaltige Entwicklung 
statt. Dieser hatte zum Ziel, die interdisziplinär zu-
sammengesetzte Studierendengruppe in Bezug auf 
die dargestellten bildungswissenschaftlichen Grund-
lagen zu sensibilisieren. Der Workshop begann mit 
einer kritischen und selbstreflexiven Auseinanderset-
zung mit einem Text des deutschen Astronauten Ale-
xander Gerst, in dem er sich bei zukünftigen Genera-
tionen für unsere Fehler entschuldigt und insbeson-
dere die Frage der intergenerationalen Gerechtigkeit 
und die o. g. epochaltypischen Schlüsselprobleme 
thematisiert. Es folgten Inputs zu Begriffen, Konzep-
ten, Maßnahmen und landespolitischen Umset-
zungsstrategien unter Einbezug von Udo Herrmann 
als Experte vom Ministerium für Umwelt, Landwirt-
schaft und Energie des Landes Sachsen-Anhalt 
(siehe Beitrag in diesem Band).  
 
Im zweiten Teil wurden mit Hilfe der handlungsorien-
tierten Methode ökonomischer Experimente nachhal-
tigkeitsrelevante Problemstellungen erfahrbar ge-
macht. Im sog. Fischereispiel (vgl. Bundesumweltmi-
nisterium 2019) werden fünf Gruppen gebildet, die je-
weils die Besatzung eines Fischerbootes spielen. 
Alle Boote fangen im Experiment Fische aus dem 
gleichen See. Die Fischerei ist dabei die einzige Ein-
nahmequelle für die Besatzungen. Das Spiel hat 
mehrere Runden. Jede Runde ist eine Fischfangsai-
son. Am Anfang jeder Runde wird mitgeteilt, wie groß 
der Fischbestand ist. Dann entscheidet jede Gruppe, 
wie viel sie fangen will. Die Fangquote für jedes Boot 
beträgt höchstens 15 %. Jedes Boot kann nun ge-
heim eine Quote zwischen 0 und 15 Prozent festle-
gen. Nach jeder Runde vermehren sich die verblei-
benden Fische um 30 %. Damit besteht die Gefahr, 
den Bestand kollektiv zu überfischen und sich 
schließlich der eigenen Lebensgrundlage zu berau-
ben.  
 

 

Abbildung 3: Fischbestand im Verlauf der Jahre/Fangsaisons. 
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Im Seminar war der See nach 7 Runden so gut wie 
leer gefischt (siehe Abbildung 3). Dabei waren die 
Fangquoten zwischen den Gruppen ungleich verteilt 
(Free-Rider-Problem). Da keine Kommunikation zwi-
schen den Gruppen stattfand, konnte auch kein ko-
operatives Handeln entwickelt werden. Das Problem 
besteht jedoch darin, dass je mehr Gruppen sich ei-
nigen, den See nicht zu überfischen, umso interes-
santer wird es für den Einzelnen, gegen diese Regel 
zu verstoßen. Denn erstens ist die Gefahr der Über-
fischung gering und zweitens der eigene Vorteil sehr 
groß. Selbst wenn man also miteinander kommuni-
ziert und die drohende Katastrophe sehr deutlich 
wahrnimmt, ändert sich am Verhalten der Gesamt-
gruppe nur wenig, wenn man opportunistisches Ver-
halten anderer antizipiert. Effektiv sind daher vor al-
lem vertragliche Lösungen und damit verbundene 
Sanktionen. 
 
Das Spiel veranschaulichte am Beispiel eines Fisch-
bestands die Problematik der Ausbeutung gemein-
schaftlich genutzter Ressourcen ("Tragik der Allmen-
degüter"). Die Studierenden setzten sich anhand des 
Spiels mit der Frage auseinander, wie natürliche 
Ressourcen gemeinsam nachhaltig genutzt werden 
können. Es thematisiert Fragen der inter- und intra-
generationalen Gerechtigkeit und veranschaulicht 
Möglichkeiten zu deren Lösung. Dies konnte induktiv 
aus dem Experiment heraus entwickelt und auf wei-
tere Problemlagen transferiert und diskutiert werden.  
 
Derartige handlungs- und problemorientierte Metho-
den eignen sich in besonderer Weise zur Entwick-
lung einer nachhaltigkeitsorientierten Gestaltungs-
kompetenz (s. o.) beizutragen. Sie leisten einen Bei-
trag zu Bildung, denn sie vermitteln Wissen und för-
dern Kritikbereitschaft und -fähigkeit, Argumentati-
onsbereitschaft und -fähigkeit, Empathie und die Fä-
higkeit zu vernetztem Denken (Klafki 2007) und sie 
helfen, uns selbst als Mensch in unserer Welt zu re-
flektieren (Marotzki 2006). 
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„BNE ist ein zentrales Instrument auf dem Weg 
zur Erreichung der Zielstellungen aller 17 SDGs 
für eine nachhaltige Entwicklung. Neben der for-
malen Bildung ist es notwendig, non-formale und 
informelle Bildungsbereiche gleichwertig zu be-
rücksichtigen. Im Unterziel 4.7 der Agenda 2030 
wurde BNE erstmals als eigenständiges Hand-
lungsfeld mit der Zielstellung formuliert, bis 2030 
sicherzustellen, dass alle Lernenden die notwen-
digen Kenntnisse und Qualifikationen zur Förde-
rung einer nachhaltigen Entwicklung erwerben. 
Die Inhalte der BNE orientieren sich an allen 17 
SDGs und sollen insbesondere helfen, nachhal-
tige Lebensweisen, Menschenrechte, Geschlech-
tergleichstellung, eine Kultur des Friedens und 
der Gewaltlosigkeit, Weltbürgerschaft und die 
Wertschätzung kultureller Vielfalt sowie den Bei-
trag der Kultur zu einer nachhaltigen Entwicklung 
voranzubringen. Es ist die staatliche sowie ge-
sellschaftliche Aufgabe, Menschen zu einem zu-
kunftsfähigen Denken und Handeln zu befähi-
gen.“ (Zitat Nachhaltigkeitsstrategie Sachsen-Anhalt 
Stand Dezember 2018 S. 41) 
 
Wenn Recherchen zu Ursprüngen und Entstehung 
der Bildung für nachhaltige Entwicklung (BNE) ange-
stellt werden, wird man sehr schnell zu der Erkennt-
nis gelangen, dass fast immer der Mangel an einer 
oder mehrerer Ressourcen ursächlich sind, um Men-
schen zum Nachdenken mit deren Umgang anzure-
gen. Ob vor über 300 Jahren der Holzverbrauch 
durch Bergbau und Verhüttung zur Verknappung der 
Ressource Holz führte oder ob im Zeitgeist der Auf-
klärung der Versuch unternommen wurde, sich von 
alten Denkweisen und früheren Vorstellungen zu 
trennen, war immer Bildung im Fokus, um Verände-
rungen voranzutreiben.  
 
Der heute noch gebräuchliche Ausspruch „Wissen 
ist Macht“ geht auf den englischen Philosophen 
Francis Bacon zurück. Erst durch Bildung und Wis-
sen wird es einem Menschen ermöglicht, seinen Ver-
stand zu benutzen und eine eigenständige sowie un-
abhängige Person zu werden. Modern würden wir 
heute sagen, dass Menschen befähigt werden sollen, 
Handlungs- und Gestaltungskompetenzen zu entwi-
ckeln, um über ihre Zukunft selber entscheiden zu 
können. 
 
In der modernen Gesellschaft (nach dem II. Welt-
krieg) entwickelte sich die Waldpädagogik Anfang 
der Fünfziger Jahre des vergangenen Jahrhunderts 
als eine erste Form von Bildung außerhalb von 
Schule. Insbesondere der Umgang mit der wieder 

knappen Ressource Holz aber auch mit Ökosyste-
men, Ansprüchen der Gesellschaft an den Wald und 
dessen Funktionen (Nutz-, Schutz- und Erholungs-
funktion) und weiteren Ansprüchen an solche Res-
sourcen wie Wasser, Boden und Luft ergänzten den 
bisherigen Bildungsinhalt. Mit immer weiterer Inan-
spruchnahme von Flächen, vor allem Ackerfläche 
und Wald durch Industrie und Infrastrukturmaßnah-
men, wurde die heute als non-formale/informelle Bil-
dung bezeichnete außerschulische Bildung um die 
Umweltbildung in den 70-iger Jahren, das globale 
Lernen (90-iger Jahre) und zur Bildung für nachhal-
tige Entwicklung (UN-Dekade BNE 2005 bis 2014) 
weiterentwickelt. 
 
Mit Beginn der 80-iger Jahre wurden Konzepte für 
bestimmte Zielgruppen (frühkindlich, Schule, außer-
schulisch, Erwachsenenbildung) ent- und weiterent-
wickelt und fanden den Niederschlag als eigenstän-
dige Foren im Weltaktionsprogramm BNE (frühkind-
liche Bildung, Schule, berufliche Bildung, Hoch-
schule, non-formale/informelle Bildung, Kommune). 
Dieser Prozess wurde mit Verabschiedung der 
Agenda 21 in Rio beschleunigt und fand mit dem Un-
terziel 4.7 in der Agenda 2030 einen noch höheren 
Stellenwert. 
 
BNE wird heute oftmals als ein Werkzeug betrachtet, 
um die Ziele einer nachhaltigen, zukunftsfähigen Ent-
wicklung voranzutreiben. Insbesondere die Betrach-
tung der 3 Säulen – Ökonomie, Ökologie und Sozia-
les, ergänzt um die kulturellen Betrachtungen – soll 
Kompetenzen befördern, die alle Bürgerinnen und 
Bürger gleichermaßen befähigen, ihr eigenes Wissen 
zu erweitern, das eigene Handeln und das der Ge-
sellschaft zu überprüfen sowie die Gestaltung der 
weiteren Entwicklung für zukünftige Generationen zu 
erhalten. 
 
Vor diesen Hintergrund hat sich Sachsen-Anhalt bei 
der Erarbeitung der Nachhaltigkeitsstrategie zum 
Thema BNE folgende Zielstellung gegeben. 
 
• „Die Umsetzung des Weltaktionsprogramms „Bil-
dung für nachhaltige Entwicklung 2015 bis 2019“ 
(BNE) ist integraler Bestandteil der Nachhaltigkeits-
strategie.  
• Die Zielsetzung von BNE ist in allen Bildungsberei-
chen (frühkindliche Bildung, Schule, berufliche Bil-
dung, Hochschule, non-formales und informelles Ler-
nen, Jugend sowie Kommunen) möglichst frühzeitig 
umzusetzen, um die Bürgerinnen und Bürger auf 
dem Weg der Umsetzung der Nachhaltigkeitsstrate-
gie und Zielerreichung mitzunehmen.“ (Wortlaut von 



 

21 

Nr. 6 des Landtagsbeschlusses 7/1602 vom 
22.06.2017) 
 
In der Nachhaltigkeitsstrategie des Landes wurde der 
BNE ein eigenes Handlungsfeld (von 13 Handlungs-
feldern) gewidmet. In Kurzfassung könnte wie folgt 
formuliert werden: 
 
• BNE ist ein zentrales Instrument auf dem Weg zur 
Erreichung der Zielestellungen aller 17 SDGs für eine 
nachhaltige Entwicklung.  
• Neben der formalen Bildung ist es notwendig, non-
formale und informelle Bildungsbereiche gleichwertig 
zu berücksichtigen. 
• BNE wird als umfassender Bildungsansatz verstan-
den, der die Gestaltungskompetenz fördert und 
zum gemeinsamen Handeln anregt.  
• Damit begleitet er die Transformation von Gesell-
schaft, Politik, Kommunen, Wissenschaft und Wirt-
schaft hin zu einer nachhaltigen Entwicklung. 
• BNE soll in Sachsen-Anhalt in allen Bildungsberei-
chen aufgegriffen werden und möglichst die Inhalte 

aller 17 SDGs lern- und altersgruppenorientiert ver-
mitteln. (Auszug aus III. Nr. 13 Nachhaltigkeitsstrate-
gie Sachsen-Anhalt, Stand Dezember 2018) 
 
Da Bildung von sehr komplexer Natur ist und die Bil-
dungsteilnehmer unterschiedliche Vorbildungen und 
Bildungsvoraussetzungen besitzen, müssen Bil-
dungsangebote zielgruppenorientiert erarbeitet und 
angeboten werden. Die unterschiedlichen Bildungs-
formen sollten sich gegenseitig ergänzen und zur 
Kompetenzentwicklung des Einzelnen beitragen. Bis 
2030 soll das Ziel erreicht sein, dass möglichst alle 
Bürgerinnen und Bürger dazu befähigt werden, 
 
• Probleme zu erkennen 
• Lösungsansätze suchen zu können durch 

• Einholung von Informationen 
• Sammeln von Fakten 
• Suchen von Zielrichtungen 
• Abwägen von Auswirkungen, 

 
um ausgewogene, zukunftsfähige und einer 
nachhaltigen Entwicklung dienende Entschei-
dungen treffen zu können!



KEINE ENERGIEWENDE OHNE  
VERKEHRSWENDE 
Dr. habil. Weert Canzler, Wissenschaftszentrum Berlin für Sozialforschung 
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Zusammenfassung: Die globale Klimaschutzpolitik 
erfordert auch eine mittel- und langfristige Dekarbo-
nisierung des Verkehrssektors. Die Emissionsgrenz-
werte werden weltweit weiter verschärft und künftig 
nicht mehr von Fahrzeugen mit Verbrennungsmoto-
ren zu erreichen sein. Die Kommunen setzen sich in 
lokalen Klimaschutzplänen zunehmend ambitionierte 
Klimaschutzziele, die nicht zuletzt auch den Verkehr 
tangieren. In allen wachsenden Städten fehlt der 
Platz für noch mehr Autos. Gleichzeitig drängen glo-
bale Digitalunternehmen mit neuen Geschäftsmodel-
len in die Verkehrsmärkte. Schließlich sind auch bei 
den Einstellungen und beim Verhalten insbesondere 
bei den jüngeren Generationen von Stadtbewohnern 
Veränderungen zu beobachten. Sie deuten auf einen 
fortschreitenden Bedeutungsverlust des eigenen Au-
tos und auf eine verstärkte pragmatische Inter- und 
Multimodalität. Die Verkehrswende vom privaten 
Auto auf Basis des Verbrennungsmotors hin zu inter-
modalen Verkehrsdienstleistungen mit postfossil be-
triebenen Fahrzeugen steht auf der Agenda. 
 

1. Klimaschutz zwingt zu Innovationen 
 
Der Verkehrssektor gehört zu den größten Treib-
hausgasemittenten und Rohstoff-Verbrauchern in 
Deutschland und weltweit. Ohne Zweifel müssen die 
Emissionen auch in diesem Sektor in den nächsten 
Jahrzehnten drastisch sinken. Eine Dekarbonisie-
rung des Verkehrs ist unvermeidlich, sollen die inter-
national beschlossenen Klimaschutzziele erreicht 
werden. Die Ausgangsposition ist jedoch schwierig: 
Die Treibhausgasemissionen des Verkehrssektors – 
und das ist zu über 80 Prozent der motorisierte Indi-
vidual- sowie der Güterverkehr – stagnieren seit Jah-
ren, während in allen anderen Sektoren Reduktions-
erfolge zu verzeichnen sind. Die Gründe dafür liegen 
vor allem in der motorischen Aufrüstung der Fahr-
zeuge, einer Segmentverschiebung von der Klein- 
und Mittelklasse hin zu spritfressenden SUVs sowie 
ein seit Jahren stagnierender Anteil der Erneuerba-
ren Energien an den Kraftstoffen. Während im Strom- 
und mit einigem Abstand auch im Wärmesektor der 
Anteil der Erneuerbaren Energien in den letzten Jah-
ren gestiegen ist, verharrt er im Verkehr bei ein wenig 
über 5 Prozent. Der Druck für die Fahrzeughersteller, 
auf dem Weg der Dekarbonisierung voranzukom-
men, steigt also dramatisch. 
 

                                                           
1 EU Kommission 2011. 
2 vgl. ICCT 2019. 

Festhalten an einer Sackgassentechnik 
 
Der Verkehr ist zu über 90 % vom Öl abhängig und 
daher von der Transformation zu einer postfossilen 
Ökonomie besonders betroffen. Gemäß den Zielvor-
gaben der Europäischen Union müssen spätestens 
2050 die Treibhausgasemissionen im Verkehr um 
mindestens 60 % gegenüber dem Stand von 1990 
reduziert werden1. 
 
Zwar stehen seit Jahren die Verbrauchsreduktion 
und die Minimierung von Schadstoffemissionen im 
Vordergrund, allerdings werden die Einsparerfolge 
bei Antriebsaggregaten und durch Leichtbau von der 
verbreiteten PS-Zunahme, von mehr und schwereren 
Zusatzausstattungen und durch immer mehr Sport 
Utility Vehicles (SUV) weitgehend kompensiert. Au-
ßerdem liegen die tatsächlichen Alltagsverbräuche 
und die Ergebnisse der zertifizierten Verbrauchstests 
teilweise weit auseinander2. Schließlich hat der Die-
selgate-Skandal gezeigt: Zusätzliche Effizienzge-
winne sind in der Verbrennungsmotortechnik nur 
noch mit erheblichem Aufwand zu erzielen: Die Ver-
brennungsmotortechnik ist grundsätzlich gegenüber 
der Elektromobilität im Nachteil. Der Verbrennungs-
motor hat einen Gesamtwirkungsgrad von besten-
falls 20 %. Während die direkte elektrische Energie-
wandlung 70 % seiner (potenziell regenerativ erzeug-
ten) Primärenergie ausnutzt und sogar die Brenn-
stoffzelle noch auf einen Gesamtwirkungsgrad von 
26 % kommt3. Schon aus Klimaschutzgründen hat 
also die Verbrennungsmotortechnik keine Zukunft, 
sie ist eine Sackgassentechnik. 
 
Um den Verkehr zu dekarbonisieren, ist es unerläss-
lich, seine Elektrifizierung voranzutreiben. Eine An-
triebswende als Teil einer umfassenden Verkehrs-
wende ist schon aus Effizienzgründen geboten. Da 
eine Substitution der fossilen durch biogene Kraft-
stoffe in großem Maßstab aufgrund von Nutzungs-
konkurrenzen auf landwirtschaftlichen Flächen nicht 
zu erwarten – und auch nicht wünschenswert – ist, 
wird der Energiebedarf des Verkehrs zunehmend 
mithilfe von regenerativ erzeugtem Strom gedeckt 
werden müssen. Welche Technik in welchem Um-
fang und in welchem Segment zum Einsatz kommt, 
ist allerdings offen. Voraussichtlich werden sich bat-
terieelektrisch betriebene Fahrzeuge und Fahr-
zeuge, die mit Kraftstoffen auf der Basis von power-
to-liquid- und power-to-gas-Verfahren betankt wer-
den, ergänzen. Für kurze Strecken hat die direkte 

3 Vgl. Canzler, Knie 2015: 21. 
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Stromnutzung in der Elektrotraktion den größten Vor-
teil, während für längere Strecken und auch in Lkws 
und Fernbussen Energieträger mit einer gegenüber 
der Batterie deutlich höheren Energiedichte sinnvol-
ler sind. Statt einer vermeintlichen Konkurrenz zwi-
schen den postfossilen Antriebsvarianten ist vielmehr 
davon auszugehen, dass von verschiedenen techni-
schen Konzepten ganz unterschiedliche Anwen-
dungssektoren abgedeckt werden können. Das gilt 
im Übrigen auch für ihre jeweilige Einbindung im EE-
Energiesystem. Als Speicher haben sie unterschied-
liche Rollen: während Batteriespeicher für eine kurz-
fristige Balance im Stromnetz nützlich sind und zu-
dem durch gesteuertes Laden kurzzeitige Strom-
überproduktionen – wie die PV-Mittagsspitze – 
dämpfen können, erlauben P-2-X-Verfahren auch 
eine Speicherung über Tage und Wochen. Methan 
und Wasserstoff beispielsweise sind zeitlich flexible 
Speichermedien. Allerdings ist zu berücksichtigen, 
dass der Energie-Input bei den P-2-X-Verfahren um 
ein Mehrfaches höher ist als bei einer direkten Strom-
nutzung. Synthetische Kraftstoffe bedürfen des 
höchsten Energieinputs und sind daher auch die teu-
erste Variante4. 
 
Neben der Antriebswende braucht eine Verkehrs-
wende mehr Effizienz in den Verkehrsangeboten. 
Rückgrat eines jeden effizienten Verkehrssystems ist 
der „Gemeinschaftliche Verkehr“: Neben einer Kon-
solidierung von ÖPNV-Angeboten in vielen Städten, 
vor allem durch verbesserte S- und Regionalbahn-
verbindungen, neue Straßenbahnen sowie eine Be-
schleunigung von Bussen durch eigene Spuren und 
Ampelvorrangschaltungen, geht es eben auch um 
neue Sharingangebote wie Carsharing und public-
bike-Services. In der gelungenen Integration von 
ÖPNV und zusätzlichen Auto- und Fahrradleihange-
boten können die Mobilitätsbedürfnisse der Stadtbe-
wohner zu einem großen Teil abgedeckt werden. So 
kann auch die „letzte Meile“ in vielen Wegeketten 
ohne eigenes Auto bewältigt werden. Hinzu kommen 
ride-sharing-Plattformen, die ein einfaches und kos-
tengünstiges Mitnehmen von Fahrgästen in Mietfahr-
zeugen und/oder privaten Fahrzeugen vermitteln. 
Hier tummeln sich derzeit neben global playern wie 
Uber, Blabacar oder Gett auch eine Reihe von ambi-
tionierten start ups wie in Deutschland door2door o-
der clever shuttle. Letztlich sind mit einem integrier-
ten intermodalen Verkehrsangebot Netzwerkeffekte 
zu erzielen, die im bisherigen fahrplan- und haltestel-
lengebundenen ÖPNV nicht zu erreichen sind. Auf 
mittlere und längere Sicht können auch autonom fah-
rende Fahrzeuge sowohl dem ÖV als auch den zu-
sätzlichen Sharing-Diensten weitere Vorteile besche-
ren. Autonom fahrende Kleinbusse können beispiels-

                                                           
4 Siehe: Agora Verkehrswende et al. 2018. 
5 Siehe u.a.: ITF 2016 und Canzler et al. 2018. 

weise den ÖPNV zu Tagesrandzeiten oder in schwä-
cher besiedelten Stadtlagen flexibilisieren, weil sie ei-
nen „transport on demand“ attraktiv machen können. 
Das Carsharing könnte noch einmal erheblich attrak-
tiver werden, wenn die gemieteten autonomen Fahr-
zeuge den Kunden abholen und eigenständig ans 
Ziel bringen – oder zumindest sich nach einer aktiven 
Kundenfahrt selbstständig einen Parkplatz suchen. 
Ob eine Verbindung von klassischem öffentlichen 
Verkehr und neuen plattformbasierten Sharing-
Diensten gelingt, hängt nicht zuletzt von den Rah-
menbedingungen ab5. 

2. Einstellungs- und Verhaltensänderungen 
 
Schleichender Bedeutungsverlust des Automobils 
 
Ein zukünftiger nachhaltiger Verkehr bedeutet mehr 
als einen Wechsel in der Antriebstechnik. Er zeichnet 
sich vielmehr dadurch aus, dass das Auto seine do-
minante Rolle verliert und verschiedene Verkehrsmit-
tel verknüpft und damit effizient genutzt werden kön-
nen. Die Mobilitätsbedürfnisse können mit erheblich 
weniger Autos befriedigt werden. Aber ist denn eine 
Abkehr vom lange vorherrschenden Leitbild des pri-
vaten Autos im früh motorisierten Deutschland über-
haupt in Sicht? Erste Änderungen in den Einstellun-
gen zum Auto, gerade bei den Jüngeren, sind zu be-
obachten. So zeigt die jüngste Umweltbewusstseins-
studie des Umweltbundesamt, dass eine große 
Mehrheit der repräsentativ befragten Deutschen es 
generell als „Beitrag zum guten Leben“ betrachtet, 
wenn es weniger Autos in den Städten gäbe6. 
 
Auch bei der Autoverfügbarkeit und der Führer-
scheinquote hat es in den letzten Jahren Verände-
rungen gegeben. Der Führerscheinbesitz geht bei 
den unter 26jährigen in allen früh industrialisierten 
Ländern seit Jahren signifikant zurück7. Bei der Au-
toverfügbarkeit als einem weiteren Indikator für eine 
mehr oder weniger große Autoaffinität sehen wir eine 
Schere zwischen den Generationen: während die 
„Jungen Alten“ mit dem Auto alt werden und dort die 
Autoverfügbarkeit zunimmt, sinkt sie bei den Jünge-
ren. 
 
Das Auto hat außerdem als Statussymbol und als In-
strument des demonstrativen Konsums Konkurrenz 
erhalten. Schicke Mobiltelefone und Computer eig-
nen sich ebenso oder besser als soziale Distinktions-
merkmale. 
 
Sharing-Angebote wachsen 
 
Zwar ist das Carsharing nur eine Nische und das pri-
vate Auto nach wie vor der Normalfall, doch sind die 

6 BMUB 2019. 
7 Vgl. ifmo 2013. 
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Zuwachsraten der letzten Jahre beeindruckend. Ein 
weiteres Wachstum des free-floating-Carsharings 
wird derzeit vor allem durch prohibitive Gebührenfor-
derungen vieler Kommunen für das Parken auf öf-
fentlichen Straßen gebremst. 
 
Das Carsharing-Beispiel zeigt aber nicht nur die 
Chancen des digitalen Zugangs zu Verkehrsmitteln, 
es deutet auch eine Revolution in der Verkehrsmittel-
wahl generell an. Die Formel „nutzen statt besitzen“ 
erhält gleichsam eine informationstechnische Grund-
lage.  Ein einfacher und zuverlässiger Zugang ist für 
Carsharer wichtiger als die technischen Leistungsda-
ten des Fahrzeuges oder die Marke. Die Marken wa-
ren – und sind immer noch – gerade für die deut-
schen Autohersteller sehr bedeutsam. Sie bezogen 
ihre Identität – „Vorsprung durch Technik“ oder „Aus 
Freude am Fahren“ – im Wesentlichen auf tatsäch-
lich oder vermeintlich besondere technische Merk-
male und Eigenschaften. In aller Regel sicherten die 
Kunden ihre Nutzung durch exklusiven Zugang, also 
durch Kauf oder Leasing. Das Beispiel des free-floa-
ting-Carsharing zeigt, dass sich hier ein Wandel auf 
der Wahrnehmungs- und Entscheidungsebene voll-
zieht – so ähnlich, wie es bei den digitalen Buchungs-
plattformen für Hotels oder Appartements bereits seit 
längerem zu beobachten ist. Für die Nutzer von fle-
xiblen Carsharing-Systemen ist es wichtig, hier und 
jetzt ein Fahrzeug zu bekommen8. 
 
Die Digitalisierung, insbesondere die Verbreitung des 
Smartphones, beschleunigen den Trend hin zu den 
Mobilitätsdienstleistungen. Gleichzeitig ändert sich 
das Fahr- und Reiseerlebnis selbst mit der Verbrei-
tung des mobilen Internets. Die Zeit authentischer Er-
fahrungen wird zunehmend durch das Digitale über-
blendet, denn gerade die Raumüberwindung wird 
mehr und mehr dazu genutzt, online zu sein. Fahrten 
im öffentlichen Nah- und Fernverkehr sind gute Ge-
legenheiten für Kommunikation und Information mit 
den Freunden und Verwandten irgendwo in der Welt. 
Außer dem Sonderfall der Urlaubs- und anderen Er-
lebnisreisen verwandelt sich die Verkehrsmittelnut-
zung mehr und mehr zu einem ganz individuellen In-
fotainment. 

3. Perspektiven 
 
Die Aussichten: digital und postfossil 
 
Seit Jahren nimmt in allen großen Städten Europas 
und Nordamerikas – und zunehmend auch in ande-
ren Regionen der Welt – mit dem Anwachsen der 
Fahrzeugmengen auch die Kritik an den Nachteilen 
des Automobils zu9. Der enorme Platzverbrauch, 

                                                           
8 vgl. Canzler, Knie 2016. 
9 vgl. Dennis, Urry 2009. 

aber auch die Belastungen durch Lärm, Abgase so-
wie der Ausstoß klimagefährdender Treibhausgase 
sind besonders in der Kritik. Mit der steigenden Zahl 
der Fahrzeuge wird auch das Fahrerlebnis selbst ein-
geschränkt. Vielfach weichen Autofahrer auf andere 
Verkehrsmittel aus oder beginnen zumindest über Al-
ternativen nachzudenken. Besonders hoch im Kurs 
steht dabei das Fahrrad, gefolgt von den Angeboten 
des Schienenverkehrs. Die einst zarten Pflanzen der 
Inter- und Multimodalität sind mittlerweile in den gro-
ßen Städten ansehnlich gewachsen. In Berlin und 
Hamburg, aber auch in London, Paris, Zürich oder 
Kopenhagen beispielsweise ist die Zahl der Men-
schen, die mehrere Verkehrsangebote nutzen, be-
reits größer als die Zahl derjenigen, die sich immer 
nur auf ein Verkehrsmittel konzentrieren10. 
 
Führt man sich die Probleme der Städte vor Augen, 
wo eine steigende Zahl an Fahrzeugen knappen 
Raum in Anspruch nehmen und dabei die Lärm- und 
Schadstoffemissionen zunehmen, kann man in ei-
nem fahrzeugorientierten Innovationsansatz alleine 
kaum eine Lösungsperspektive erkennen. Auch die 
Menge der Fahrzeuge ist ein großes Problem für 
viele Städte. Nur mit neuen sauberen Antrieben allein 
lassen sich die dringend benötigten umwelt- und ver-
kehrspolitischen Fortschritte nicht erreichen. So-
lange ein Privatauto im Durchschnitt mehr als 23 
Stunden am Tag nicht genutzt wird, ist auch ein E-
Auto vor allem ein Stehzeug, das Platz beansprucht. 
Das gilt vor allem für die Mega-Cities dieser Welt: 
dort ist schlichtweg nicht genug Platz für eine Motori-
sierung nach amerikanischem oder europäischem 
Vorbild.  
 
Vor diesem verkehrs- und stadtentwicklungspoliti-
schen Hintergrund sind die möglichen gravierenden 
Folgen der Digitalisierung im Verkehr zu sehen. Ihr 
disruptiver Charakter zeichnet sich in den Beispielen 
des free-floating-Carsharings, der digitalen Plattfor-
men und des Autonomen Fahrens bereits ab. Zusätz-
liche Dynamik erhält der zukünftige Verkehr durch 
die absehbare Konvergenz zwischen den Sektoren 
Strom und Verkehr durch die Elektrifizierung auf der 
Grundlage Erneuerbarer Energien. Weil die Solar- 
und Windenergien fluktuierend auftreten, brauchen 
sie Puffer und Speicher, je höher ihre Anteile an der 
Stromproduktion werden. E-Autos bieten sich als 
Partner der Erneuerbaren an. Batteriebetriebene E-
Fahrzeuge können als Teil von Smart Grids dann 
Strom aufnehmen, wenn er im Überfluss vorhanden 
ist, und idealerweise zurückspeisen, wenn er knapp 
ist11. Von Brennstoffzellen betriebene Elektrofahr-
zeuge können „grünen Wasserstoff“ verwenden, der 
aus überschüssigem EE-Strom gewonnen wird. 
„Bidirektionales Laden“, „Vehicle-to-grid“ und 

10 Rode et al 2014. 
11 vgl. Canzler, Knie 2013. 
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„power-to-x“ heißen hier die Schlagwörter. Eine post-
fossile Mobilität auf der Basis von „fast-null-Grenz-
kosten“ im Betrieb12 setzt einen hohen Anteil von EE-
Erzeugungsanlagen voraus, die in Smart Grids mit 
verschiedenen Verbrauchern digital vernetzt sind. 
 
Technisch zeichnen sich in dieser Konvergenzbewe-
gung viele aussichtsreiche Lösungen ab, wirtschaft-
lich werden diese dann lukrativ, wenn die EE-Erzeu-
gungskosten und die Kosten der Speicher bzw. der 
Elektrolyse weiter sinken. Das ist zu erwarten. Schon 
in den nächsten Jahren werden Skaleneffekte zu er-
heblichen Kostenreduktionen führen.  
 
Eine simple Substitution des bisher privat genutzten 
Universalautomobils mit Verbrennungsmotor durch 
ein E-Auto ist jedoch nicht wünschenswert. Nötig ist 
vielmehr eine umfassende Verkehrswende. Diese 
fällt jedoch nicht vom Himmel. Sie kann nur gelingen, 
wenn die bisherigen Privilegien des privaten Autos – 
angefangen vom freien Parken im öffentlichen Raum 
über das Dienstwagenwesen bis hin zur Entfer-
nungspauschale – beschnitten werden und wenn 
umgekehrt gemeinschaftlich genutzte Autos Vorteile 
erhalten. 
 
Transformation vorantreiben 
 
Auch wenn die Verkehrswendeperspektive klimapo-
litisch geboten ist und technisch mit Blick auf eine 
konvergente Entwicklung zu einem Erneuerbaren-
Energien-Stromsystem mit erheblichen Potenzialen 
verbunden ist, ist der Übergang als solcher mit tief-
greifenden Änderungen verbunden. Veränderungen 
gehen immer zunächst zu Lasten des Bestehenden 
und die möglichen Vorteile bleiben für einen wirksa-
men Politikansatz zu abstrakt. Die Autoindustrie ver-
dient aktuell ihr Geld mit Fahrzeugen mit Verbren-
nungsmotoren. Die E-Traktion wird entwickelt, neue 
Modelle sind angekündigt und Carsharing-Konzepte 
werden erprobt, um für einen Wandel vorbereitet zu 
sein, den man selbst aber gar nicht einleiten kann. 
Staatliche Politik wiederum tut sich schwer, den 
Funktionsraum der etablierten Antriebsformen einzu-
schränken, weil damit Eingriffe in die bisherigen Frei-
heitsrechte verbunden sind.  
 
Es mangelt an „Agenten des Umbaus“ und an einem 
entsprechend moderierten Prozess. In dieser Lage 
ist die Initiative eines „unabhängigen Dritten“ gefragt, 
der den Paradigmenwechsel forciert. Er kann vor al-
lem dazu beitragen, eine unabhängige Wissensbasis 
aufzubauen und als neutraler Makler den festgefah-
renen Übergang in eine klimaverträgliche Verkehrs-
zukunft zu beschleunigen. Eine neue Initiative muss 
versuchen, unter dem Dach eines breiten, anschluss-

                                                           
12 Rifkin 2014. 

fähigen Konsensus die vorhandenen Reformpotenti-
ale zu aktivieren. Dahinter steht die Zukunftsein-
schätzung, dass die technischen und wirtschaftlichen 
Chancen der E-Mobilität rechtzeitig ergriffen werden 
müssen. Das ist nicht zuletzt auch ein industriepoliti-
scher Imperativ.  
 
Konkret bedeutet das, die Elektrifizierung proaktiv zu 
betreiben und dafür die Unterstützung in den ver-
schiedenen Branchen, in der Politik und in der Zivil-
gesellschaft zu organisieren. Diese Aufgabe will die 
jüngst ins Leben gerufenen „Agora Verkehrswende“ 
leisten13. Sie kann Teil einer breiten Verkehrswende-
Initiative sein, in der es sowohl um künftige Rahmen-
bedingungen einer vernetzten postfossilen Mobilität 
als auch um neue Innovationsräume geht. Eine intel-
ligente Flottenförderung gehört ebenso dazu wie die 
Erprobung von Speicherleistungen für die Erneuer-
bare Stromwirtschaft. Dafür braucht es organisierte 
Gelegenheitsräume, in denen fernab von der strate-
gischen Interessenssicherung Verhandlungen über 
technische Einsatzkonzepte, politische Rahmenbe-
dingungen und eine neue Verkehrskultur unter kon-
trollierbaren Bedingungen geführt werden und am 
Ziel der Emissionsminderung ausgerichtet werden 
können.  
 
Gleichzeitig muss ein solcher Experimentierraum 
auch das Versprechen auf den großen Durchbruch 
(„Tipping Point“) aktivieren können und mit attrakti-
ven globalen Leitbildern verbunden werden. 
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Grün und Stadt sind nicht von vornherein synerge-
tisch verwoben, vielmehr heißt es oft ›entweder-o-
der‹. Schon in den großen Erzählungen der Mensch-
heit spiegelt sich dies wider, darunter etwa in der Bi-
bel: Infolge des Sündenfalls wurde das als umfriede-
ter Garten geschilderte ›Paradies‹ ersetzt durch die 
Vision der Polis, der ›Stadt‹ in Gestalt des himmli-
schen Jerusalem. Seit der Sesshaftwerdung des 
Menschen verdrängten erst Siedlungen, später 
Städte die ursprünglichen Wiesen und Felder. 
 
Stadt und Grün schließen sich derzeit oft gegenseitig 
aus. Doch unter den Bedingungen des Klimawandels 
steht ohne eine sinnvolle Verbindung von beidem die 
bisherige städtische Lebensqualität auf dem Spiel. 
Im folgenden Beitrag sollen daher verschiedene An-
passungsstrategien an sich ändernde klimatische 
Verhältnisse durch die Synthese von Städtebau und 
Stadtdurchgrünung betrachtet werden. 
 
Zunächst sei die Maßstabsebene Quartier oder Bau-
block gewählt. Hier gibt es zwei wesentliche gegen-
sätzliche Anpassungsprinzipien. Schaut man bei-
spielsweise Richtung Süden, kann man in Städten, 
die das künftig bei uns zu erwartende Klima bereits 
jetzt schon haben, die Folgen eines oft Jahrhunderte 
währenden Anpassungsprozesses beobachten: In 
mediterranen Klimaten werden die Straßen, Gassen 
und Plätze häufig be- und übergrünt, meist mit Plata-
nen (Abbildung 1). Alternativ dazu wird schlichtweg 
so dicht gebaut, dass Plätze und Straßen die meiste 
Zeit des Tages im Schatten liegen und dadurch kühl 
gehalten werden – wobei auf die Verdunstungskälte 
der Bäume in diesem Fall verzichtet werden muss. 
 

Abbildung 1: Luftbild von Nimes mit dichter Bebauung, schatti-
gen Gassen und durch Platanen beschattetem Boulevard. 

Quelle: www.bing.com, Foto: Simmons 

 

Das gegensätzliche Prinzip findet sich in den ›guten‹, 
behaglich ausgestatteten Städten. Hier können die 
Straßen eng, hell und hart sein (Abbildung 2). Die Be-
grünung erfolgt vom Rand aus, innerhalb der Quar-
tiere/Höfe oder in der offenen Bauweise, die mit Grün 
durchzogen ist. In Dresden wären hier beispielhaft 
Striesen oder Löbtau zu nennen. 
 

Abbildung 2: Innenstadt von Mechelen mit ›harter‹, heller 
Straße und grünen Gärten und Höfen. 

Foto: Matthias Lerm 

 
Camillo Sitte beschrieb bereits Ende des 19. Jahr-
hunderts, dass oft schon ein wenig Grün genügt: 
»Der Großstadtmelancholiker ist ein solcher teils ein-
gebildeter, teils wirklicher Kranker; er leidet an der 
Sehnsucht, am Heimweh nach der freien Natur. 
Diese Krankheit, die sich bis zur Erschlaffung aller 
Arbeitslust steigern kann, wird nicht durch unbewuss-
tes Einatmen von noch so und noch so viel Kubikme-
ter Sauerstoff oder Ozon geheilt, sondern durch den 
Anblick des Grünen, durch die Vorstellung der lieben, 
teuren Mutter Natur. Damit kann und muss der Stadt-
baumeister rechnen und nun wird seine Aufgabe 
auch lösbar; denn während die Forderung, für jede 
atmende Lunge etliche Quadratmeter Pflanzenblatt-
fläche herzustellen, jede Stadt in ein endloses Villen-
viertel auflösen würde, genügt jetzt die bloße Vorstel-
lung, ja der bloße Anblick von grünem Laubwerk, 
wenn auch nur des einzelnen Baumes, der über eine 
Gartenmauer mit mächtigem Astwerk überhängt und 
eine ganze Gasse belebt, oder der mächtigen Linde 
in einer abgeschiedenen lauschigen Platzecke, etwa 
bei einem plätschernden Brunnen, oder eines vertief-
ten Rasen- oder Blumenfeldes vor den verkehrslosen 
Seitenflügeln eines hochragenden Monumental-
baues. Es ist ja eine bekannte Tatsache, dass die 
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Phantasie keine plumpen Massenwirkungen braucht, 
sondern nur Anregungen, nur Anknüpfungspunkte.«1 
 
Denken wir uns aus den Abbildungen 1 und 2 die 
Komponenten jeweils anders kombiniert: ›Harte‹ 
Straßen, ›harte‹ Quartiere: Das wäre die übliche, ge-
danken-, leb- und verantwortungslose Stadt. Im Ge-
gensatz dazu stehen ›grüne‹ Straßen und ›grüne‹ 
Höfe: Das ist die erstrebenswerte Stadt, die eine le-
benswerte, vernünftige Synthese bildet, tauglich 
auch, im Klimawandel standzuhalten und die städti-
sche Lebens- und Umweltqualität auch unter den Be-
dingungen extremerer Witterung, vor allem aber hei-
ßerer Sommer einigermaßen aufrechtzuerhalten. 
 
Betrachtet man nun in einer nächsten Maßstabs-
ebene den Stadtteil oder die Stadt, gilt es, zunächst 
verschiedene topografische Grundmuster zu unter-
scheiden, die jeweils unterschiedliche Anpassungs-
möglichkeiten bieten: 
 
1. Städte ohne wesentliche topografische Hinder-
nisse: Hier erfolgen Stadterweiterungen meist in kon-
zentrischen Ringen, wie beispielsweise in Köln, 
Münster oder Mailand (Abbildung 3). Es besteht die 
Notwendigkeit, ›künstlich‹ Klimawandelausgleichs-
räume freizuhalten, beispielsweise Gewässer, Auen, 
Parke oder ausgedehnte, möglichst begrünte Ver-
kehrsflächen. 
 

Abbildung 3: Mailand, Progetto Raggi Verdi: Grünzüge 
verknüpfen die kompakte Stadt mit ihrem Umland. 

Quelle: Progetto Raggi Verdi, Pgt – Comune di Milano 
 

2. Städte mit wesentlichen topografischen Hindernis-
sen (meist Städte in Tälern): Hier können Stadterwei-
terungen nur entlang der Talkorridore linear erfolgen, 
wie etwa in Stuttgart, Heidelberg oder Jena (Abbil-
dung 4). Ganze Quadranten sind von der intensiven 
Entwicklung linearer, städtisch kompakter Strukturen 

                                                           
1 Camillo Sitte, »Großstadtgrün«, in ders., Der Städtebau nach 
seinen künstlerischen Grundsätzen, Reprint der 4. Auflage von 
1909, Braunschweig/Wiesbaden 1983, S. 193.  

auszunehmen, etwa Gewässer, Auen, Parke, ausge-
dehnte, möglichst begrünte Verkehrsflächen und 
dazu auch noch Hänge und Hochflächen zur Kaltluf-
tentstehung sowie zu deren Ein- und Durchleitung. 
 

Abbildung 4: Jena – kompakte, lineare Bebauungsbänder wer-
den von ›grünen‹ (Wiesen, Wäldern, Parks zur Kaltluftentste-

hung) und ›blauen‹ Strukturen (Fluss- und Bachtälern) zur 
Kaltluftein- und -durchleitung begleitet. 

Grafik: Matthias Lerm, Stadt Jena 

 
3. Mischformen – eine eher flächige Ausdehnung ist 
möglich, obwohl topografische Zäsuren vorhanden 
sind: Als Beispiele können etwa Leipzig oder Dres-
den benannt werden, bei denen Flussauen oder aus-
gedehnte Stadtwälder (Leipziger Auwald, Dresdner 
Heide) großflächig von der baulichen Entwicklung 
auszusparende Areale bilden. Hier sind beide Anpas-
sungsstrategien in Kombination anwendbar. 
 
So werden beispielsweise in Dresden im kleinen und 
im großen Maßstab verschiedene Herangehenswei-
sen kombiniert. Dies wird exemplarisch deutlich an 
den beiden wesentlichen gesamtstädtischen Pla-
nungsdokumenten der letzten Dekade. Im Planungs-
leitbild Innenstadt von 2007/08 (Abbildung 5) lässt 
sich eine Synthese von intensiver Stadtentwicklung 
und Stadtdurchgrünung beobachten. Das Planungs-
leitbild bietet somit Beispiel für ein gestuftes System 
aus ausgedehnten Parks, Wiesen, linearen Grünzü-
gen, Stadtboulevards und Alleen.  
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Abbildung 5: Dresden, Planungsleitbild Innenstadt 2007/08 mit 
urbanen Stadtquartieren, durchzogen von breiten Alleen und 

Boulevards (Ausschnitt). 
Grafik: Franz Pesch, Pesch Partner im Auftrag der Landes-

hauptstadt Dresden 

 
Federführend vom Umweltamt wurde das Leitbild der 
»kompakten Stadt im ökologischen Netz« (Abbil-
dung 6) erstellt. Darin wurde die Idee stadtklimatisch 
wirksamer Grünzüge noch deutlicher herausgearbei-
tet. Diese können in peripheren Räumen durch Tal-
auen, Wiesen, Äcker oder Gärten gebildet werden. 
Je weiter die Bebauung innerstädtische Dichten an-
nimmt, können an die Stelle solcher vergleichsweise 
wenig versiegelter Bereiche dann auch Boulevards, 
Alleen, Rasenflächen oder Spielplätze treten – wie es 
aus vorrangig stadtplanerischer Perspektive im Pla-
nungsleitbild Innenstadt dargestellt wurde.  
 

 
Abbildung 6: Dresden – die kompakte Stadt im ökologischen 
Netz" Strategisches Leitbild des Landschaftsplanes der Lan-

deshauptstadt Dresden 
Grafik: Umweltamt, LandschaftsArchitekt Paul; Dresden 2018 

                                                           
2 So zitiert nach Heinz Ohff, Peter Joseph Lenné, Berlin 2012, 
S. 133.  

In der Regel sind die Netzkomponenten also multi-
funktionale Räume, in denen sich mehrere ökologi-
sche Funktionen überlagern und ergänzen. Die stadt-
klimatische Wirkung als Luftleitbahn oder Aus-
gleichsraum wird künftig entscheidend sein hinsicht-
lich Bewahrung oder Einbuße der städtischen Le-
bensqualität, insbesondere bei sommerlichen Hitze-
perioden. 
 
Tatsächlich neu sind diese planerischen Ansätze 
nicht, fanden sie sich doch etwa im Städtebau des 
ausgehenden 19. Jahrhunderts, verstärkt dann in 
den sich anschließenden Phasen des Reformstädte-
baus im ersten Viertel des 20. Jahrhunderts:  
 
In einer ›guten Stadt‹ sollten auch aus damaliger 
Sicht nicht nur durch Straßen verbundene Fabrikati-
ons-, Geschäfts- und Wohnviertel entstehen, son-
dern auch Alleen, Grünzüge und Boulevards, die sich 
– ausgehend von den inneren Ringboulevards und 
verknüpft durch Schmuckplätze und Parkanlagen – 
durch die gesamte Stadt ziehen. So engagierte sich 
etwa Peter Joseph Lenné für die Anlage von breiten, 
begrünten Ringstraßen, Schmuckplätzen und Boule-
vards, um allen Gesellschaftsschichten Anteil zu ge-
ben an vorteilhaften Lebensbedingungen der wach-
senden Großstadt Berlin: »Denn je weiter ein Volk in 
seiner Kultur und in seinem Wohlstande fortschreitet, 
desto mannigfaltiger werden auch seine geistigen 
und sinnlichen Bedürfnisse. […] Dahin gehören dann 
auch die öffentlichen Spazierwege, deren Anlage 
und Vervielfältigung in einer großen Stadt nicht allein 
des Vergnügens wegen, sondern auch aus Rücksicht 
auf die Gesundheit dringend empfohlen werden 
muß.«2 
 
Um diese unverändert aktuellen Anforderungen bes-
ser erfüllen zu können, werden heutzutage oft Stadt-
baumkonzepte erarbeitet. Jena hat in umfangreicher 
fachübergreifender Zusammenarbeit das Konzept 
»Stadt und Straßenbäume im Klimawandel – Stadt-
baumkonzept zur nachhaltigen Sicherung und Ent-
wicklung des Baumbestandes«3 vorgelegt, in dem es 
um die Erhaltung und Entfaltung eines vitalen und ar-
tenreichen städtischen Grüns in der Stadt auch unter 
den Bedingungen des voranschreitenden Klimawan-
dels geht. Darin wurde durch den Stadtrat am 27. Ap-
ril 2016 unter anderem beschlossen, dass die Stadt 
ihren Baumbestand zukunftsfähig erhält und entwi-
ckelt, um sich an neue klimatische Herausforderun-
gen anzupassen. 
 
Die Zusammensetzung von Pflanzengesellschaften, 
auch des urbanen Raumes, weist auch zukünftig 
eine hohe Dynamik auf, die den jeweiligen Standort-

3 Stadt Jena (Hg.), Bäume in Jena. Stadt- und Straßenbäume 
im Klimawandel Stadtbaumkonzept, Jena 2016 (= Schriften zur 
Stadtentwicklung Nr. 7).  
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eigenschaften und klimatischen Bedingungen, aber 
auch der Verfügbarkeit geeigneter Arten folgt. Wich-
tig für das städtische Grün ist vor allem, dass es dau-
erhaft Bestand hat. Angesichts der zunehmenden 
Stressfaktoren im urbanen Raum tritt dabei die Frage 
der Pflanzenherkünfte häufig in den Hintergrund. Im 
ohnehin extremeren Stadtklima ist meist alles will-
kommen, was auch unter schwieriger werdenden kli-
matischen Bedingungen zur Erhaltung und Entwick-
lung stabiler und artenreicher städtischer Grünbe-
stände beiträgt. Ggf. notwendige Anpassungen der 
Artenauswahl und -zusammensetzung folgen dabei 
dem sich entwickelnden Stand der Forschung und 
Anwendung zur Resilienz von Pflanzengesellschaf-
ten. 
 
Neue Stadtbäume werden sich dabei einerseits im 
sommerlichen Trockenstress bei immer länger und 
häufiger werdenden Hitzewellen bewähren müssen, 
was für Provenienzen aus wärmeren Klimaten sprä-
che, andererseits aber auch in den nach wie vor 
(wenn auch tendenziell seltener auftretenden) Kälte-
einbrüchen. Dafür kämen vorrangig innerkontinen-
tale Baumherkünfte in Frage, bei denen sich eine 
größere Hitze- und Trockenheitstoleranz mit Frost-
härte verbinden könnte. 
 
Hinsichtlich des Spezialproblems der ›invasiven Ne-
ophyten‹ bei der Weiterentwicklung städtischen 
Grüns sind neue Ansätze nötig. Pflege von Pflanzun-
gen oder deren Isolierung durch dichtes städtisches 
Gefüge und eine durchgängige Pflege können hel-
fen, stadtklimaverträgliche Zukunftsbaumarten auch 
unter den Bedingungen des forcierten Klimawandels 
dauerhaft und pflegearm zu etablieren. 
 
Naturschutz- und Ausgleichsflächen unterliegen 
demgegenüber speziellen Regulativen. Hier werden 
in den Pflege- und Entwicklungskonzepten meist ur-
sprüngliche, charakteristische Arten präferiert und es 
wird versucht, die (sich auch natürlich vollziehende) 
Anpassung an sich verändernde Bedingungen durch 
eine geeignete Pflege zumindest zu verzögern. Es ist 
selbstverständlich, dass der Schwerpunkt an solch 
sensiblen Standorten auch weiterhin auf der Erhal-
tung und Förderung der bisherigen Arten liegen wird. 
 
Die im Rahmen der Jenaer Klimaanpassungstrate-
gie4 erarbeiteten grundlegenden, auch kartogra-
phisch dargestellten Informationen zum Lokalklima, 
zu Böden, pflanzenverfügbarem Wasser, der jeweili-
gen Globalstrahlung, zu Versiegelung und Erwär-
mung des jeweiligen Standortes haben Eingang in 

                                                           
4 Stadt Jena (Hg.), Handbuch. Klimawandelgerechte Stadtent-
wicklung für Jena, ExWoSt-Modellprojekt Jenaer Klimaanpas-
sungstrategie JenKAS, Jena 2012 (= Schriften zur Stadtent-
wicklung Nr. 3); ExWoSt-Pilotprojekt StadtKlima: Kommunale 
Strategien und Potenziale zum Klimawandel.  

das Stadtbaumkonzept gefunden. Diese Planungs-
daten ermöglichen, Arten im Rahmen der Planungen 
im öffentlichen und privaten Bereich ganz konkret 
und standortspezifisch auswählen zu können. So 
kann zeitnah auf die jeweils aktuellen Erkenntnisse 
etwa zu Pathogenen, Einschränkungen in der Ver-
wendung bestimmter Arten oder Verfügbarkeiten re-
agiert werden. 
 
Die Erwartungen an das Stadtgrün sind groß5 und 
werden zukünftig noch größer werden: Stadtgrün ist 
Schmuck und Zierde, führt dank seiner wechselnden 
Erscheinung durch die Jahreszeiten, bietet Ruhe, 
Orientierung und – vor allem zunehmend mit dem Al-
ter von Bäumen – Identität, kühlt durch Schatten und 
Verdunstung, bindet Staub, Schadstoffe und Kohlen-
dioxid, ist vielfältiger Lebensraum und verdeckt 
manch misslungene Gestaltung. Der größte Nutzen 
hinsichtlich der Klimafolgen ist jedoch, dass vor allem 
Bäume unmittelbar in den Wasserkreislauf eingebun-
den sind. Sie nehmen Niederschlags- und Grund-
wasser auf, speichern und verdunsten es, halten den 
Boden zusammen und leben in Symbiose mit seinen 
Lebewesen. Von allen auf Klimaregulierung zielen-
den Begrünungsmöglichkeiten haben Bäume das 
günstigste Aufwand-Nutzen-Verhältnis. 
 
Gerade die Kühlwirkung bei sommerlichen Hitzeperi-
oden lässt es angemessen erscheinen, ihre Rolle mit 
der der leitungsgebundenen Infrastruktur gleichzu-
setzen und Bäumen daher den notwendigen unver-
siegelten Wurzelraum im Konzert der Anforderungen 
aller Versorgungsträger zuzubilligen. Deshalb ist es 
in Jena bereits seit vielen Jahren bewährte Praxis ge-
worden, Wurzelgräben oder große Pflanzgruben an-
zulegen. Wo immer möglich, werden diese auch nicht 
weiter durch Wurzelschutz, der eigentlich Leitungs-
schutz heißen müsste, eingeengt. Die Verbesserung 
der Standortverhältnisse von Bäumen ist eine wich-
tige Maßnahme, den Stadtbaumbestand an den lau-
fenden Klimawandel anzupassen. 
 
Nicht Bäume alleine vermögen all dies zu leisten, 
sondern auch Sträucher, Stauden, Blumenarrange-
ments in Kübeln und Töpfen, Fassadenrankpflanzen 
und Dachbegrünungen, ja selbst das eine oder an-
dere Kraut, das aus Ritzen und Spalten kriecht, hilft 
mit, die Stadt zu schmücken, zu beleben und ande-
ren Lebewesen Nahrung und Versteck zu bieten. 
Das Grün in der Stadt verhindert so, dass sich die 
Stadt völlig von ihrer natürlichen Grundlage entfrem-
det und entfernt. 
 

5 Die folgenden Absätze beruhen auf Matthias Lerm, »Stadt und 
Grün – Aspekte einer problematischen Beziehung«, in Bäume 
in Jena (Fn. 3), S. 6–11.  
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Der Klimawandel wird die städtische Lebensqualität 
auf den Prüfstand stellen: »Treibhausgase heizen 
den Planeten auf, und die nicht zuletzt von der glo-
balen Temperaturverteilung diktierten Verbreitungs-
grenzen von Tier- und Pflanzenarten werden unge-
wohnt heftig in Bewegung geraten. Die Anfänge se-
hen wir bereits jetzt.«6 Die Zunahme der Temperatur 
und extremer Wettersituationen wird viele verfügbare 
Ressourcen für Schadensbeseitigung und Wieder-
aufbau binden, zulasten der für Annehmlichkeit des 
städtischen Lebens (›Convenience‹). 
 
Angesichts des Klimawandels wird es nötig sein, 
Stadtgrün als vollwertige Infrastruktur – ›Grüne Infra-
struktur‹ – zu verstehen, die dabei hilft, die städtische 
Lebensweise auch unter extremeren Witterungssitu-
ationen und angesichts tierischer und pflanzlicher 
Schadorganismen aufrechterhalten zu können. 
Grüne Infrastruktur leistet dies ohne klimaschädliche 
Auswirkungen, wie sie häufig mit technischen Anpas-
sungsreaktionen verbinden sind – etwa bei Fahr-
zeug- und Gebäudeklimatisierung oder technischem 
Hochwasserschutz.  
 
Geht es um eine signifikante Temperaturabsenkung 
durch Begrünung der Stadt, so muss das gute Leben, 
das sich um 1900 eine begüterte Schicht in den be-
haglichen, schattigen Villenvierteln ermöglichte, 
künftig klimatischer Standard für die gesamte Stadt 
werden. Dass das möglich ist, zeigen die Ergebnisse 
der Forschungsarbeiten zur Klimaanpassung. Wird 
der Grünanteil in einem Quartier durch Entsiegelung, 
Straßen-, Wand-, Dach- und Hofbegrünung wesent-
lich erhöht, kann die Temperatur an heißen Sommer-
tagen deutlich abgesenkt werden. 
 
Natürlich kann es auch hinsichtlich erfolgverspre-
chender Begrünungsstrategien kein ›Weiter so‹ ge-
ben. Soll das Stadtgrün auch künftig mit all seinen 
infrastrukturellen und ästhetisch-gesundheitsfördern-
den Leistungen wirksam werden (Abbildung 7), be-
darf es eines Umdenkens auf ganzer Linie.  
 
Der ganze volle, pralle Instrumentenkasten, gespeist 
aus den langjährigen Erfahrungen erfolgreicher 
Stadtgärtner, ist weit zu öffnen; so beklagte doch 
schon Camillo Sitte im Wien des ausgehenden 
19. Jahrhunderts das harte Leben der Stadtbäume: 
»Die stetige Neubepflanzung gehört zu den immer-
währenden Budgetsorgen des Stadtgärtners, und 
doch wie jammervoll sieht dieses Baumlazarett aus: 
im Herbst sind die Bäume der Stadtalleen die ersten, 
welche ihr dürres Laub frühzeitig herabschütteln; ein 
frisches, gesundes Grün ist niemals ihr eigen. Zu den 
Zerstörern der Straßenalleen gehört noch der Win-
terfrost, weil der Boden wegen der mangelnden 

                                                           
6 Bernhard Kegel, Die Ameise als Tramp. Von biologischen In-
vasionen, Köln 2013, S. 472, 512.  

Schneedecke friert; ferner die Leuchtgasausströ-
mungen, welche den Boden verseuchen. […] Bei den 
Wiener Ringstraßenalleen forderte anfangs die Wur-
zelfäule derart viele Opfer, dass nachträglich je zwei 
oder mehrere Einzelgruben miteinander verbunden 
wurden, um den Wurzeln eine naturgemäßere Ver-
breitung zu ermöglichen.«7 
 

Abbildung 7: Jena – Stadt im Grünen: Auftrag auch für die Zu-
kunft der städtischen Lebensweise unter den Bedingungen 

des sich verschärfenden Klimawandels. 
Foto: Matthias Lerm 

  
Zur Verbesserung von Baumstandorten kann auch 
gehören, das Regenwasser von den Gehbahnen di-
rekt in die (vergrößerten) Baumscheiben einzuleiten, 
wobei durch geeignetes Substrat und eine leichte Er-
höhung in der Mitte der Baumscheibe auszuschlie-
ßen ist, dass der Baum ›ersäuft‹. Parkbuchten sollten 
in versickerungsfähigem Pflaster mit bewachsenen 
Fugen ausgeführt werden. Durch helle Asphalte oder 
Flächenbeton kann die Wärmeabstrahlung von Stra-
ßenflächen reduziert werden (Albedowirkung), was 
die Verdunstungsverluste der Bäume reduziert. Über 
Standortverbesserungen, Anreicherung der Boden-
lebewelt, Verbesserung der Wasserbereitstellung 
und Bodenmelioration, Vergrößerung des durchwur-
zelbaren Bodenvolumens, Auswahl von auch im Kli-
mawandel resilienten Gehölzarten, ein behutsames 
Pflege- und Erhaltungsregime bis hin zur Etablierung 
bürgerschaftlichen Engagements für das Stadtgrün 
gibt es vielfältige Möglichkeiten. Es bedarf auch der 
Privatinitiative bei der Begrünung von Vor- und Haus-
gärten, von Stellplätzen, Baulichkeiten und deren 
Umfeld. Öffentliches Engagement kann bei der Er-
haltung und Weiterentwicklung der Stadt eine Vorrei-
terrolle einnehmen, wird jedoch alleine nicht ausrei-
chen. 
 
Stadtbäume waren und werden auch in Zukunft die 
wichtigsten biotischen Instrumente zu einer ver-
gleichsweise kostengünstigen und machbaren Regu-
lierung des Klimawandels sein: »In Zeiten des Um-
bruchs und der Erschütterungen werden keine 
Bäume gepflanzt, weil der Glaube an ihr Wachstum 

7 Sitte, Großstadtgrün (Fn. 1).  



 

32 

geschwunden ist und niemand zu hoffen wagt, dass 
sich die Kinder in ihrem Schatten ergehen werden. In 
diesem Betracht sind die Baumschulen ein politi-
sches Barometer von großer Zuverlässigkeit: Die 
Umsatzzahlen gehen zurück, wenn die Zeiten ins 
Wanken zu geraten scheinen. Der Baum hat das, na-
tionalökonomisch gesprochen, mit den Konsumgü-
tern des gehobenen Bedarfs gemein. Im Verschwin-
den des Baumes aus unserer Landschaft und in der 
Ablösung des zeitbrauchenden Schattenspenders 
durch schnellwüchsiges Klettergehölz kommt das 
Misstrauen in die Gegenwart zu Ausdruck und das 
Gewappnetsein auf konvulsivische Veränderungen 
der Zustände. Das Pflanzen des Baumes ist demge-
mäß ein Akt des Protestes und des Trotzes oder ein 
solcher der großen Zuversicht.«8 
 
Falls es gelingt, entlang eines Straßenzuges, in ei-
nem Quartier oder auf einem Platz die Begrünung 
deutlich zu vergrößern (außer Stadtbäumen tragen 
z. B. auch Entsiegelung, Fassaden- und Dachbegrü-
nung dazu bei), könnte zumindest ein Teil des klima-
wandelbedingten Temperaturanstiegs auf quasi na-
türliche Weise reduziert werden. Kaltluftströme sind 
zur Kühlung der Stadt nutzbar zu machen, Auen und 
weitere Grünverbindungen so auszubauen und zu 
vernetzen, dass sie Witterungsextreme wirksam ab-
puffern. 
 
Auf Ödland- und Brachflächen, an Gebäude-
rücksprüngen und manch überraschend von der Na-
tur ›vorgeschlagenen‹ Busch- und Baumstandorten 
kann und sollte man sich mit ruhigem Puls ansehen, 
was von einem solchen Vorschlag zu halten sei – 
ganz vergleichbar dem Gärtner, der die im Frühjahr 
im Blumenbeet aufgegangenen Kräuter danach be-
trachtet, ob sie nicht Blühfreude spenden könnten: Er 
lässt sie so lange heranwachsen, bis sie Art und Cha-
rakter preisgeben und entscheidet erst dann, ob er 
sie weiterhin behält und pflegt oder ausreißt. Es 
würde für eine hohe Kultur des Umgangs mit Bäu-
men in einer Stadt sprechen, wenn man sich ebenso 
verhielte, anstatt unmittelbar mit reflexartigem Aus-
reißen, Sägen und Fällen nachzukommen, sobald et-
was nur entfernt nach ›Wildwuchs‹ aussieht. Oft sind 
diese ›Vorschläge der Natur‹ Ausdruck des vitalen 
Lebens- und Überlebenswillens alles Lebendigen – 
was für intelligente Anpassungen an den Klimawan-
del von großem Nutzen sein kann. 
 
Die ›gute Stadt‹, also die ›klimagerechte‹ Stadt in 
Zeiten des Klimawandels, reduziert ihre Flächenan-
sprüche, indem sie auf möglichst kleinstem Raum in-
tensiv baut und (be-)wirtschaftet. Dadurch wird die 
Zersiedlung der kostbaren Landschaft vermieden, 

                                                           
8 Wolf Jobst Siedler, Elisabeth Niggemeyer und Gina Angreß, 
Die gemordete Stadt. Abgesang auf Putte und Straße, Platz und 
Baum, Berlin 1964, S. 77. 

deren ökosystemische Leistungen und Ertragskraft 
für Mensch und Natur überlebenswichtig sind. Eine 
qualifizierte Weiterentwicklung städtischer Struktu-
ren wird erst vervollständigt durch Erhalt und Schaf-
fung von Grünzügen und Freiräumen, dank derer 
auch in den besonders strapaziösen Hitzeperioden 
kühlende Lüfte in die Stadt geführt werden. Eine wei-
tere Ausdehnung der Stadt in geringer Dichte (Stadt-
auflockerung) jedoch wäre unverantwortlich ange-
sichts der Tatsache, dass dies nur Wege verlängern, 
infrastrukturelle Aufwendungen vergrößern, den Kli-
mawandel noch weiter beschleunigen und das ur-
bane Leben insgesamt nur erschweren oder verhin-
dern würde.  
 
Die Stadt ist und bleibt auch unter den Bedingungen 
eines sich wandelnden Klimas die kulturvollste und 
ökologischste Siedlungsform der Menschheit. Die 
anstehenden Veränderungen beschreibt Thomas 
Sieverts in seinem Aufsatz Zwischenstadt wie folgt: 
»Wir kommen gar nicht darum herum, uns Gedanken 
über die unserer Gesellschaft angemessene Kultur-
landschaft zu machen, weil diese sich von der von 
uns so geliebten alten Kulturlandschaft wird unter-
scheiden müssen. Diese Kulturlandschaft wird in den 
Ballungsräumen eine verstädterte Landschaft sein, 
eine Zwischenstadt zwischen Kultur und Natur. Stadt 
und Landschaft werden eine neue Symbiose einge-
hen müssen, polarisiert zwischen biotechnischen An-
lagen in der Stadt und neuen Wildnissen in der Land-
schaft. Stadtökologie wird sich dabei wandeln von ei-
ner vorwiegend der Analyse und dem Schutz vorhan-
dener Landschaftsreste dienenden Wissenschaft zu 
einer Disziplin, die neue Formen von Stadt-Kultur-
landschaften aktiv entwickelt.«9 
 
 
Danksagung: Ein besonderer Dank gilt Frau Petra Verch, 
Umweltamt der Landeshauptstadt Dresden, für die 
weiterführenden Hinweise zur Konzeption »Dresden – die 
kompakte Stadt im ökologischen Netz« sowie der 
Landeshauptstadt Dresden für die Erteilung der 
Veröffentlichungsgenehmigung hierzu und für das 
Planungsleitbild Innenstadt 2008.

9 Thomas Sieverts, »Zwischenstadt. Zwischen Ort und Welt, 
Raum und Zeit, Stadt und Land«, in Bauwelt Fundamente 118 
(1997), S. 55. 
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Gesetzentwürfe der Studierenden 
- - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - 

Es folgen die Gesetzentwürfe, die von den Studierenden im Laufe des Semesters in 
den Ministerien für Arbeit und Soziales, Bildung und Wissenschaft, Landesentwicklung 
und Verkehr, Landwirtschaft, Umwelt sowie Wirtschaft und Energie entwickelt wurden.  
 

 

   



GESETZENTWURF ZUR BEKÄMPFUNG VON 
ENERGIEARMUT IN DER BEVÖLKERUNG 
Lars Pakusch (Planspiel-Ministerium für Arbeit und Soziales) 
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1. Problemstellung 
 
Die Energiekosten stellen einen immer größer wer-
denden Anteil am Haushaltseinkommen dar, da 
diese sich im Zeitraum von 2000–2015 in Deutsch-
land und Sachsen-Anhalt nahezu verdoppelt haben 
und stärker als die Einkommen der Bevölkerung stei-
gen (Strünck, 2017).  
 
In Sachsen-Anhalt leben ca. 20 Prozent der Bür-
ger*innen unterhalb der Armutsgrenze (Der Paritäti-
sche Gesamtverband, 2017), die von den aus den 
Energiekosten resultierenden Konsequenzen wie 
Stromsperren am häufigsten betroffen sind.  Ursa-
chen hierfür sind neben einem geringen Einkommen 
hauptsächlich hohe Energiepreise und ein hoher 
Energieverbrauch (z. B. bedingt durch keine energie-
effizienten Geräte oder einen schlechten Umgang mit 
den Energieressourcen). Verstärkt werden diese Ur-
sachen zudem durch fehlende Planungs- und Fi-
nanzkompetenzen, bestehenden Verbindlichkeiten 
und durch neue Lebenssituationen wie bspw. einer 
Scheidung (Fachkongress Energiearmut, 2015). Bei 
einer gleichbleibenden Entwicklung dieser Ursachen 
und dessen Folgen besteht die Gefahr, dass be-
troffene sachsen-anhaltinische Bürger*innen nicht 
mehr am sozialen Leben partizipieren können. Parti-
zipation ermöglicht es Bürger*innen, sich an Willen- 
und Entscheidungsprozessen, sowohl im politischen 
System aber auch innerhalb der Gesellschaft, zu be-
teiligen. Eine mangelnde Partizipation führt nicht nur 
zu einer steigenden Politikverdrossenheit in der Be-
völkerung Sachsen-Anhalts, auch die soziale Spal-
tung zwischen den Alten und Neuen Bundesländern 
wird gesteigert (Bödeker, 2012). Dies wird verursacht 
durch einen mangelnden Zugriff auf die Ressource 
Energie, was nicht nur Auswirkungen auf die Ver-
wendung von elektrischen Geräten sowie der Woh-
nungsbeheizung hat, sondern auch Schamgefühle 
und somit einen Rückzug aus dem öffentlichen Le-
ben bei den Betroffenen auslösen kann. Solch ein 
Phänomen bezeichnet man mit dem Begriff Energie-
armut (Strünck, 2017). 
 
Dabei bleibt es bei den Folgen von Energiearmut 
nicht nur bei Stromsperren. In Spanien erregte ein 
Fall die Öffentlichkeit, bei dem eine 81-jährige Frau 
von einer Stromsperre betroffen war. Um ihre Woh-
nung weiterhin zu beleuchten, entzündete sie eine 
Kerze, die wiederum einen Brand auslöste. Die Frau 
erstickte an den Folgen des Brandes. Es folgten lan-
desweite Demonstrationen gegen Energiearmut und 
Unternehmen, die Menschen trotz hoher Gewinne 

den Strom abdrehen. Die Proteste begründeten sich 
auch damit, dass der Tod keinen Einzelfall darstellt. 
Denn laut einer Studie der Sozial- und Umwelt-Stif-
tung ACA (2016) sterben in Spanien jährlich etwa 
7 000 Menschen an den Folgen von Energiearmut, 
weil sie bspw. ihre Wohnung nicht ausreichend hei-
zen können. Die Auswirkungen sind u. a. Lungenent-
zündungen, die gerade bei älteren Menschen tödli-
che Folgen haben können. Damit sind 2016 etwa 
sechsmal so viele Menschen durch Energiearmut ge-
storben wie durch Verkehrsunfälle (Streck, 2017) 
 
Innerhalb der Länder der Europäischen Union gibt es 
noch keine einheitliche Definition für diese Problema-
tik. In der Richtlinie 2009/72/EG des Europäischen 
Rates und des Europa-Parlamentes fordert die EU 
die Mitgliedsländer dazu auf, Maßnahmen zu entwi-
ckeln um „schutzbedürftige Kunden“ zu unterstützen. 
Während in einigen Ländern wie Belgien, Großbritan-
nien oder Frankreich schon Maßnahmen ergriffen 
wurden, wurde in Deutschland noch kein Gesetz zur 
Bekämpfung von Energiearmut im nationalen Recht 
implementiert (Hoffmann, 2014). Es gab allerdings in 
Rheinland-Pfalz (RLP) und Nordrhein-Westfalen 
(NRW) bereits Projekte, in denen erfolgreich Maß-
nahmen ergriffen wurden, um Energiearmut inner-
halb der Bevölkerung zu bekämpfen (e-fect, 2015; 
Fachkongress Energiearmut, 2015). 

2. Gesetzentwurf 
 
Der finale, zweite Gesetzentwurf entstand nach einer 
11-wöchigen Bearbeitungszeit zum Seminar „Nach-
haltigkeit und Mobilität.“ Dabei wurden die Teilneh-
mer des Kurses als Mitglieder der Klimaanpassungs-
partei „KAP21“ zunächst auf verschiedene Ministe-
rien aufgeteilt. Dieser Gesetzentwurf wurde dabei in 
fünf verschiedenen Abschnitten im Ministerium für 
Arbeit und Soziales entwickelt, die in den folgenden 
Unterkapiteln näher erklärt werden. 
 

2.1. Themenfindung  
 
Damit alle Teilnehmer des Ministeriums einen groben 
Überblick über die Thematik der Klimaanpassung 
und der Gesetzgebung haben, fand das erste Treffen 
des Ministeriums erst nach dem Besuchen der ersten 
Workshops für „Politik“ und „Klimaanpassung“ statt. 
Für die Erstellung der Gesetzentwürfe diskutierten 
die Mitglieder des Ministeriums zunächst über mögli-
che Themenfelder, die für das Ministerium für Arbeit 
und Soziales in Betracht kommen könnten und einen 
Beitrag zur Klimaanpassung leisten würden. Dabei 
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wurde sich auf die Bereiche Ernährung (Zuständig-
keit liegt beim Ministerium aufgrund der Verantwor-
tung für Arbeit und Gesundheit) und Energiearmut 
(Zuständigkeit liegt beim Ministerium aufgrund der 
Verantwortung für Soziales) festgelegt, die anschlie-
ßend jeweils von Gruppen aus vier Mitarbeitern des 
Ministeriums bearbeitet worden sind. Weitere Vor-
schläge wie bspw. die Förderung von Home-Office 
und einer damit verbundenen Senkung des Trans-
portaufkommens von Arbeitnehmern sind nicht wei-
ter berücksichtigt worden. 
 
Der Aspekt der Energiearmut ist trotz des nicht offen-
sichtlichen Zusammenhangs zur Klimaanpassung 
als Basis für einen Gesetzentwurf ausgewählt wor-
den, da Energiearmut folgenschwere Probleme ver-
ursachen kann (vgl. Kapitel 1, Problemstellung). Die 
Ursachen hierfür sind auch in der Energiewende zu 
finden. So steigen die Energiekosten seit einiger Zeit 
deutlich stärker als die Inflationsrate und die Einkom-
men. Das liegt u. a. an der EEG-Umlage (Strom) und 
der Verteuerung fossiler Energieträger wie bspw. 
Heizöl (Strünck, 2017; Mihm & Kafsack, 2014). Da 
die Klimapolitik nicht zu Lasten der finanzschwachen 
Bevölkerung gestaltet werden soll, ist diese Proble-
matik auch für die Werte und die Wähler*innen der 
Klimaanpassungspartei (KAP21) relevant. 
 

2.2 Recherche  
 
Da sich der Kenntnisstand zur Thematik Energiear-
mut innerhalb der Gruppe sehr stark unterschied, 
sollte zunächst jedes Mitglied selbstständig recher-
chieren und sich über die Thematik der Energiearmut 
informieren. Dazu wurden nützliche und informative 
Quellen miteinander geteilt. 
 
Die Quellen für den Entwurf bestanden dabei über-
wiegend aus anderen Projekten zum Thema Ener-
giearmut, wie dem Modellprojekt der Verbraucher-
zentrale in RLP „Energiearmut in Rheinland-Pfalz – 
systemische Energiekostenberatung“ oder der Stu-
die zu Energiearmut der Friedrich-Ebert-Stiftung.  
 
Zudem sind in diesem Abschnitt die verschiedenen 
Fachvorträge zu den Themenfeldern „Bildung“, „Ge-
sundheit“, „Energie und Mobilität“ und „Klimage-
rechte Stadt“ besucht worden. Aus diesen konnten 
zusätzlich verschiedene Inputs wie bisherige Maß-
nahmen und Ideen zur Klimaanpassung gewonnen 
werden. 
 

2.3 Erstellung des 1. Gesetzentwurfes 
 
Aufgrund dieser Quellen konnte bei einem weiteren 
Treffen der Gruppe mit Hilfe der verschiedenen Ge-
danken der einzelnen Gruppenmitglieder eine um-
fangreiche Problemdarstellung erfolgen.  

Anhand der Problemstellung wurden dann wiederum 
gezielt Maßnahmen entwickelt, die die vorhandenen 
Probleme vermeiden bzw. verringern können. Zum 
einen wurden dabei Maßnahmen aus anderen Pro-
jekten übernommen, die sich als erfolgreich heraus-
gestellt haben. Zum anderen wurden Maßnahmen 
erarbeitet, die weitere Probleme bekämpfen und eine 
Finanzierung des Projektes ermöglichen sollten. 
 
Zu letzteren zählten zum Beispiel die Erstellung einer 
Plattform, auf der Bürger*innen sich austauschen 
können, und die Prüfung, ob größere Unternehmen 
an der EEG-Umlage beteiligt werden können. 
 
Durch die ausgearbeiteten Maßnahmen konnten 
dann direkt die Schnittstellen zu anderen am Gesetz 
beteiligten Akteur*innen ermittelt werden. 
 
Zudem wurden verschiedene Meilensteine ausge-
wählt, die nach der Meinung der Gruppe für die er-
folgreiche Bekämpfung von Energiearmut unum-
gänglich sind und die Grundlage für weitere Maßnah-
men des Gesetzes bilden. Als Beispiel hierfür ist die 
Datenerhebung zu nennen, die Voraussetzung für 
die weitere Dimensionierung der gewünschten Bera-
tungsstelle (Wie viele Mitarbeiter müssen angestellt 
werden?) und die geforderte Definition von Energie-
armut ist.  
 
Am Ende des Treffens stand eine Grobfassung des 
ersten Entwurfs, die nur noch ausformuliert werden 
musste. Mit Hilfe dieser ist gemeinsam die elektroni-
sche Nachhaltigkeitsprüfung (eNAP) durchgeführt 
worden. 
 
Nach der Ausformulierung des Gesetzentwurfes 
wurde dieser von jedem Teilnehmer gelesen und An-
merkungen zu verschiedenen Punkten getroffen. 
Nachdem diese in den Entwurf eingearbeitet worden 
sind, konnte der Entwurf fristgerecht zum 
13.06.2019, zehn Wochen nach Beginn des Semi-
nars, eingereicht werden.  
 

2.4 Erstellung des 2. Gesetzentwurfes  
 
Für die Erstellung des zweiten Gesetzentwurfes soll-
ten von jedem Ministerium für jeden Gesetzentwurf 
zwei Änderungsanträge erstellt werden. Im Ministe-
rium für Arbeit und Soziales ist dabei festgelegt wor-
den, dass jedes Mitglied ein bis zwei Änderungsan-
träge für die eingereichten Gesetzentwürfe der ande-
ren Ministerien ausarbeitet. 

 
In der ersten Beratung am 18.6.2019 ist das Gesetz 
innerhalb des Landtages vor allen Abgeordneten vor-
gestellt worden. Dabei stellte jedes Ministerium ab-
wechselnd einen Gesetzentwurf vor. Nachdem jedes 
Ministerium den ersten Gesetzentwurf vorgestellt 
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hatte, gab es eine Unterbrechung, in der jede*r Ab-
geordnete die Möglichkeit hatte, mit dem Verantwort-
lichen des Gesetzentwurfs zu diskutieren und ihm die 
Änderungsanträge zu übergeben. Im Anschluss fand 
eine zweite Vorstellungsrunde mit demselben Ablauf 
statt, in der die zweiten Gesetzentwürfe präsentiert 
wurden. 
 
Im Anschluss an diese Beratung sind die eingebrach-
ten Änderungsanträge in der für die Energiearmut zu-
ständigen Gruppe gelesen und diskutiert worden. 
Dabei wurde analysiert, ob die Verbesserungsvor-
schläge sinnvoll sind und in den zweiten Gesetzent-
wurf eingebracht werden sollten. Weiterhin gab eine 
Kosteneinschätzung des Finanzministeriums für das 
Gesetz, sodass in den Änderungen eine mögliche 
Kosteneinsparung eingebracht hätte werden können.  
 
In der Nachbereitung der ersten Beratung sind die als  
sinnvoll betrachteten Änderungsanträge durch ein 
Mitglied der Gruppe in den Gesetzentwurf einge-
bracht worden. Anschließend nahmen die weiteren 
Mitglieder erneut Änderungen bzw. Verbesserungen 
in den Formulierungen vor. Zum 23.06 konnte dann 

der zweite, finale Gesetzentwurf eingereicht werden. 
Der Gesetzentwurf ist in Tabelle 1 dargestellt. 
 

2.5 Abschluss 
 
Der zweite Gesetzentwurf ist in der zweiten Beratung 
des Landtags am 26.06.2019 zusammen mit den an-
deren elf Gesetzentwürfen mit den eingebrachten 
Änderungen kurz vorgestellt worden. Im Anschluss 
fand eine rege Diskussion über den Gesetzentwurf 
statt (vgl. Kapitel 4).  
 
Der Gesetzentwurf zur Bekämpfung von Energiear-
mut ist dabei vom Landtag abgelehnt worden, wes-
halb eine erneute Überarbeitung des Gesetzes not-
wendig gewesen wäre. Dies fand im Rahmen des 
Seminars allerdings nicht statt. Es folgte eine Ab-
schlussveranstaltung, in der die Gesetzentwürfe vor 
Experten der verschiedenen Workshops vorgestellt 
und teilweise erneut diskutiert wurden. Anschließend 
gab es die Möglichkeit positives und negatives Feed-
back für das Seminar einzubringen (vgl. Kapitel 5). 
 

 

Tabelle 1: Gesetzentwurf des Ministeriums für Arbeit und Soziales 

Vorschlagendes Ministerium: Ministerium für 
Arbeit und Soziales des Landes Sachsen-Anhalt 
 

  Version:
zweiter Entwurf  

Gesetz zur Bekämpfung von Energiearmut in der Bevölkerung 

Ausgangslage & Problemstellung 

In Sachsen-Anhalt leben ca. 20 Prozent der Bürger*innen unterhalb der Armutsgrenze. Die Energiekosten stellen 
einen immer größer werdenden Anteil am Haushaltseinkommen dar, da diese sich im Zeitraum von 2000–2015 
in Deutschland und Sachsen-Anhalt nahezu verdoppelt haben. Die Konsequenzen, wie Stromsperren, betreffen 
insbesondere armutsgefährdete bzw. armutsbetroffene Haushalte. Bei einer gleichbleibenden Entwicklung be-
steht die Gefahr, dass betroffene sachsen-anhaltinische Bürger*innen nicht mehr am sozialen Leben partizipieren 
können. Partizipation ermöglicht es Bürger*innen, sich an Willens- und Entscheidungsprozessen, sowohl im po-
litischen System aber auch innerhalb der Gesellschaft, zu beteiligen. Eine mangelnde Partizipation führt nicht nur 
zu einer steigenden Politikverdrossenheit in der Bevölkerung Sachsen-Anhalts, auch die soziale Spaltung zwi-
schen den Alten und Neuen Bundesländern wird gesteigert. Dies wird verursacht durch einen mangelnden Zugriff 
auf die Ressource Energie, was nicht nur Auswirkungen auf die Verwendung von elektrischen Geräten sowie der 
Wohnungsbeheizung hat, sondern auch Schamgefühle und somit einen Rückzug aus dem öffentlichen Leben bei 
den Betroffenen auslösen kann. Solch ein Phänomen bezeichnet man mit dem Begriff Energiearmut. Innerhalb 
der Länder der Europäischen Union gibt es noch keine einheitliche Definition für diese Problematik. In der Richt-
linie 2009/72/EG des Europäischen Rates und des Europa-Parlamentes fordert die EU die Mitgliedsländer dazu 
auf, Maßnahmen zu entwickeln um „schutzbedürftige Kunden“ zu unterstützen. Während in einigen Ländern wie 
Belgien, Großbritannien oder Frankreich schon Maßnahmen ergriffen wurden, wurde die Richtlinie in Deutschland 
noch nicht im nationalen Recht implementiert. Es gibt allerdings in Rheinland-Pfalz bereits ein Pilotprojekt, in dem 
erfolgreich Maßnahmen ergriffen wurden, um Energiearmut innerhalb der Bevölkerung zu bekämpfen.  
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Ziel  

Dieses Gesetz soll garantieren, dass jeder Mensch in Sachsen-Anhalt in der Lage ist, sich Energie leisten zu 
können. Kein*e Einwohner*in soll von Energiearmut betroffen sein oder durch die Energiewende in Armut gera-
ten. 

Strategie & Maßnahmen (inkl. Begründung) 

 Erhebung von repräsentativen Daten zur Erfassung von Energiekosten und Zugriff auf die Ressource Ener-
gie durch eine Sondererhebung (Repräsentative Erhebung von Energiearmut: REEA). In den folgenden Jah-
ren soll die Erhebung an den Mikrozensus angebunden werden, sodass weiterhin Daten erhoben, aber Kos-
ten eingespart werden. 
1. Eine Definition von Energiearmut unter der Berücksichtigung o.g. Daten erstellen, um die Erreichung 

des Ziels des Gesetzes quantitativ bewerten zu können. Dabei soll die Definition möglichst allgemein-
gültig und möglichst auch auf andere Bundesländer übertragbar sein. 

2. Bestehende Hilfsmaßnahmen (bspw. Wohngeld/BAföG) auf mögliche Vereinfachung überprüfen, so-
dass jeder förderungsbedürftige Mensch seinen Anspruch unkompliziert erhält, um so Armut mit beste-
henden Hilfen zu bekämpfen. Weiterhin überprüfen, ob die steigenden Energiekosten im Wohngeld bzw. 
BAföG ausreichend berücksichtigt sind. 

3. Prüfung, ob die EEG-Zulage in Sachsen-Anhalt auch für große, bis jetzt davon befreite Unternehmen 
fällig werden sollte, sodass die Belastungen durch die Energiewende gerecht zwischen Bürger*innen 
und Unternehmen verteilt sind. Dafür wird eine Bundesratsinitiative angedacht. Für die Umsetzung der 
Bundesratsinitiative sollen die Vertreter*innen des Landes Sachsen-Anhalts sich Kooperations-
partner*innen in anderen Bundesländern suchen. Dazu sollte als Erstes eine Kooperation mit der Re-
gierung von Rheinland-Pfalz angestrebt werden, die durch ihr Modellprojekt Vorreiter in Sachen Be-
kämpfung von Energiearmut ist. 

4. Anerkennung von Energie als Basisgut, Anregung eines gesellschaftlichen Diskurses durch Marketing-
Maßnahmen, um ein Problembewusstsein und eine Endstigmatisierung von Armut innerhalb der Politik 
und Gesellschaft zu entwickeln. 

5. Stärkere Berücksichtigung von Energiekosten in der Grundsicherung, um allen Haushalten die Möglich-
keit zu schaffen, energieeffiziente Haushaltsgeräte zu erwerben.  

6. Etablierung eines Beratungszentrums in Anbindung an die Verbraucherzentrale, das über Maßnahmen 
und Möglichkeiten in Bezug auf Energiekostenverringerung und Energieverbrauchsreduzierung aufklärt. 
Alle Bürger*innen und Unternehmen in Sachsen-Anhalt sollen die Möglichkeit dieser Beratung wahrneh-
men können. 

7. Entwicklung eines standardisierten Arbeitsmodells für diese Beratungsstellen in Zusammenarbeit mit 
den Universitäten des Landes.  

8. Ausstattung des Beratungszentrums mit finanziellen Mitteln, um Menschen mit Stromsperren zeitnah 
und unkompliziert finanziell unterstützen zu können, sodass ein angemessener Lebensstandard weiter-
hin gehalten und am gesellschaftlichen Leben partizipiert werden kann. 

9. Plattform etablieren, die über o.g. Maßnahmen aufklärt, Bürger*innen die Möglichkeit der Teilhabe er-
möglicht (auf der bspw. Erfahrungen weitergegeben werden können) und über die armutsgefährdete 
Menschen günstige und energieeffiziente Geräte zur Verfügung gestellt werden können. 

10. Im Abstand von zwei Jahren soll es eine Evaluation des Erfolges der Beratungsstellen geben durch eine 
repräsentative Umfrage und eine Bewertung des standardisierten Arbeitsmodells.  

Zielgruppe und beteiligte Akteur*innen (inkl. anderer Ministerien) 

Das Gesetz richtet sich an alle Einwohner*innen Sachsen-Anhalts, wobei armutsgefährdete bzw. armutsbe-
troffene Haushalte im Fokus stehen.  
Beteiligte Akteur*innen: 
Ministerium für Arbeit und Soziales als Initiator; Bildungsministerium; Finanzministerium; Energieministerium; 
Umweltbundesamt; Verbraucherzentrale; Jobcenter, Universitäten in Sachsen-Anhalt; statistisches Landesamt 
Sachsen-Anhalt 
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Erfolgsindikatoren/Meilensteine 

Meilensteine: 
1. Datenerhebung (Abgeschlossen 1 Jahr nach Inkrafttreten des Gesetzes, danach kontinuierliches Tra-

cking)  
2. Definition (Abgeschlossen 1,5 Jahre nach Inkrafttreten des Gesetzes) 
3. Öffentliche Aufmerksamkeit (Abgeschlossen 2 Jahre nach Inkrafttreten des Gesetzes) 
4. Beratungszentrale etabliert (Abgeschlossen 3 Jahre nach Inkrafttreten des Gesetzes) 
5. Anhebung der Grundsicherung unter Berücksichtigung des Energieverbrauchs (Abgeschlossen 1,5 

Jahre nach Inkrafttreten des Gesetzes) 
 
Indikatoren: 
1. Sinkender Energieverbrauch in Sachsen-Anhalt 2. Rückgang der Stromsperren 
3. Dauerhaftes Hinterfragen des Energieverbrauchs 4. Aufrufzahlen des Portals 

Flankierende Maßnahmen (optional) 

Promoten: Bspw. in Magdeburg: “Otto spart Strom“ 
Kooperation mit anderen Bundesländern (Bundesratsinitiative/Definition von Energiearmut), evtl. bundesweite 
Maßnahmen 

Hinweise & Weiterführende Informationen 

e-fect dialog evaluation consulting eG. (2015). Endbericht der Evaluation des Modellprojekts „Energiearmut in 
Rheinland-Pfalz - systemische Energiekostenberatung“ der Verbraucherzentrale Rheinland-Pfalz [PDF 
file]. Abgerufen von https://www.verbraucherzentrale-rlp.de/sites/default/files/2019-01/Evalua-
tion%20Energiekostenberatung_VZ-RLP.pdf 

Europäische Union. (2009). Richtlinie 2009/72/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Juli 
2009 über gemeinsame Vorschriften für den Elektrizitätsbinnenmarkt und zur Aufhebung der Richtlinie 
2003/54/EG [PDF file]. Amtsblatt der Europäischen Union. Abgerufen von https://eur-lex.europa.eu/Le-
xUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2009:211:0055:0093:DE:PDF 
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3. Erhoffte Wirkung, Schwächen und  
Stärken 
 
In diesem Kapitel soll erläutert werden, welche Wir-
kung mit dem Gesetz erzielt werden soll. Weiterhin 
wird erörtert, wie realistisch eine Umsetzung des Ge-
setzes ist. Im Anschluss werden Stärken und Schwä-
chen des Gesetzes kritisch reflektiert. 
 

3.1 Erhoffte Wirkung des Gesetzes 
 
Das Gesetz zur Bekämpfung von Energiearmut soll 
Verbesserungen in verschiedene Richtungen bewir-
ken. So soll es im Wesentlichen eine ausreichende 
Datenlage, die Möglichkeiten für Soforthilfemaßnah-
men und Beratungen sowie eine Überprüfung von 
vorhandenen Gesetzen zur besseren Finanzierung 
garantieren. 
 

Zunächst soll gewährleistet werden, dass eine aus-
reichende Datenlage zur Energiearmut vorliegt. Dazu 
zählen zum einen die Ursachen, die zu einer Ener-
giearmut führen können, wie bspw. hohe Energiekos-
ten oder ein schlechter Umgang mit den Energieres-
sourcen, um gezielte Beratungen ansetzen zu kön-
nen. Des Weiteren soll der aktuelle Stand der von 
Energiearmut betroffenen Bürger*innen und deren 
Einkommenssituation ermittelt werden, um Zusam-
menhänge besser verstehen und bekämpfen zu kön-
nen. Zum anderen sollen die Folgen von Energiear-
mut, bspw. mit einer Studie, ermittelt werden.  Mit 
Hilfe dieser soll es möglich sein, in der Bevölkerung 
ein breiteres Verständnis für die Problematik der 
Energiearmut zu schaffen und einer Verurteilung von 
Energiearmut entgegenzuwirken. 
 
Die Wirkung der Sofortmaßnahmen soll hingegen in 
der akuten Bekämpfung von vorhandener Energiear-
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mut liegen. So soll es jedem Menschen Sachsen-An-
halts möglich sein, Energie zu nutzen und am gesell-
schaftlichen und politischen Leben teilnehmen zu 
können.  
 
Durch die an die Verbraucherzentrale angebundene 
Beratungsstelle soll zudem bewirkt werden, dass 
sich alle Bewohner*innen Sachsen-Anhalts über ih-
ren Energieverbrauch und Möglichkeiten diesen zu 
reduzieren informieren, um insgesamt Ressourcen 
einzusparen. 
Durch die Überprüfung vorhandener Gesetze, wie 
Wohngeld oder BAföG soll sichergestellt werden, 
dass jeder, der ein Anrecht auf diese Unterstützung 
hat, diese auch unbürokratisch zugesprochen be-
kommt. Damit soll bewirkt werden, dass Menschen 
möglichst durch die bereits vorhandenen Fördergel-
der unterstützt und armutsfrei leben können. Da es 
sich um Bundesgesetze handelt, soll bei Bedarf über 
eine Bundesratsinitiative auf die Gesetze eingewirkt 
werden. 
 
Nicht nur wegen der deutlichen Ablehnung des Ge-
setzes während der 2. Besprechung im Landtag wird 
angenommen, dass eine Umsetzung des Gesetzent-
wurfes auch mit einigen Änderungen (vgl.  Schwä-
chen des Gesetzes) bei der derzeitigen Regierung 
wenig realistisch ist.  
 
Zwar sind bereits in anderen deutschen Bundeslän-
dern wie RLP oder NRW Projekte zu dieser Problem-
stellung durchgeführt worden, weshalb anzunehmen 
ist, dass auch der Landtag Sachsen-Anhalts dieser 
Thematik grundsätzlich offen gegenübersteht. Das 
liegt vor allem auch daran, dass Sachsen-Anhalt zu 
den ärmeren Bundesländern gehört und somit eine 
Vielzahl von ansässigen Bürger*innen von Energie-
armut betroffen sein könnte (Bundeszentrale für poli-
tische Bildung, 2013). 
 
Zudem liegt es im Hinblick auf die möglichen Folgen 
einer Energiearmut im Interesse der Politiker*innen 
eine ausreichende Datenlage zur Thematik vorwei-
sen zu können und Gesetze zur Bekämpfung der 
Energiearmut zu verabschieden, um die Interessen 
ihrer Wähler*innen zu vertreten und um Proteste und 
Unmut wie in Spanien innerhalb der Bevölkerung zu 
verhindern (vgl. Kapitel 1). 
 
Allerdings lehnt das von der CDU geführte Bundes-
wirtschaftsministerium Messungen zur Energiearmut 
trotz Initiativen der EU-Rats ab. Statt einer gezielten 
Bekämpfung von Energiearmut soll das Ziel einer all-
gemeinen Bekämpfung von Armut verfolgt werden 
(Schultz, 2018). Da auch in der Regierung Sachsen-
Anhalts 42 von 87 Sitzen im Landtag durch die Par-

teien CDU und SPD besetzt sind, wird dem Geset-
zesvorhaben so wenig Chancen eingeräumt (Land-
tag von Sachsen-Anhalt, 2019).  
 
Für den Fall der hypothetischen Regierungsbildung 
der KAP21-Partei wird dem Vorhaben aufgrund der 
o. g. Gründe hingegen größere Chancen eingeräumt, 
da angenommen wird, dass diese ihren Fokus stär-
ker auf den Klimawandel und den damit verbundenen 
sozialen Folgen legt. Auch die vom Finanzministe-
rium kalkulierten, mittleren Kosten sprechen nicht ge-
gen eine Realisierung des Gesetzes. 
 
Ein Beispiel für ein ähnliches Vorhaben ist das in 
NRW bereits umgesetzte Projekt „NRW bekämpft 
Energiearmut“. Dabei arbeitete die Verbraucherzent-
rale mit den Grundversorgern zusammen, um 
schutzbedürftige Kunden zu unterstützen. Dazu wur-
den viele Beratungs- und Informationsmöglichkeiten 
geboten sowie eine Datenlage mit Zahlen und Fakten 
zur Energiearmut erstellt. Durch die Hilfe für die be-
troffenen Haushalte und eine anschließende Evalu-
ierung konnten Best-Practice-Maßnahmen entwi-
ckelt werden. Insgesamt gaben 90 % der befragten 
Teilnehmer an, dass sie durch die Beratung einen 
Mehrwert erhalten hätten. Auch die Kooperations-
partner sahen das Projekt überwiegend positiv 
(Fachkongress Energiearmut, 2015). 
 

3.2 Schwächen und Stärken des Gesetzes 
 
Der Gesetzentwurf hat in seiner jetzigen Form einige 
Schwächen. Dazu zählt die Zielsetzung, in der gefor-
dert wird, dass kein Mensch von Energiearmut be-
troffen ist. Energiearmut ist in Deutschland allerdings 
noch nicht definiert. Daher wird als Maßnahme des 
Gesetzentwurfes gefordert, eine Definition von Ener-
giearmut zu erstellen. Durch diese Definition kann di-
rekt auf die Zielsetzung Einfluss genommen werden, 
indem die Definition bspw. sehr strikt ausgelegt wird. 
 
Des Weiteren ist die Anzahl der Maßnahmen im Ge-
setz sehr hoch. Beim Versuch einer gleichzeitigen 
Umsetzung ist der Managementaufwand daher rela-
tiv hoch. Daher wäre es sinnvoller, einige Maßnah-
men gegenüber anderen zu priorisieren, was im ak-
tuellen Gesetzentwurf allerdings nicht vorgenommen 
worden ist. 
 
Eine weitere Schwäche ist, dass nicht festgelegt ist, 
inwiefern sich Menschen, die Soforthilfemaßnahmen 
in Anspruch nehmen, sich beraten lassen müssen. 
Zudem gibt es keine Sanktionen, falls diese sich gar 
nicht beraten lassen bzw. beratungsresistent sind. 
Diese Schwäche wurde während der zweiten Diskus-
sion innerhalb des Landtags deutlich und wird daher 
im Abschnitt 4 näher erläutert. 
 



 

40 

Als Stärke kann genannt werden, dass alle Bür-
ger*innen des Landes Sachsen-Anhalts durch das 
Gesetz profitieren können, da jeder die Beratungsan-
gebote wahrnehmen kann. Auch für Unternehmen 
besteht die Möglichkeit, diese Beratung wahrzuneh-
men, um den Energieverbrauch im Betrieb zu redu-
zieren. Somit entsteht nicht nur für viele Akteure*in-
nen ein Mehrwert, sondern auch die Umwelt wird 
durch Ressourceneinsparung geschont und die sozi-
ale Komponente der Nachhaltigkeit ausreichend be-
rücksichtigt. 
 

4. Diskussion und Abstimmung 
 
In der zweiten Beratungsrunde fand nach der Prä-
sentation des überarbeiteten Gesetzentwurfes eine 
Diskussion statt. Die gestellten Fragen sowie die da-
zugehörigen gegebenen Antworten sind im Folgen-
den sinngemäß dargestellt.  
 

4.1 Diskussionsfragen  
 
Verleitet das Gesetz nicht zu einem höheren Ener-
gieverbrauch der Bevölkerung? 
 
Mit Hilfe des Gesetzes soll es jeder Person Sachsen-
Anhalts möglich sein an Beratungen zum Energiever-
brauch teilzunehmen. Dadurch soll erreicht werden, 
dass der Energieverbrauch sowohl auf Rücksicht der 
Umweltaspekte als auch aus eigenem, finanziellem 
Interesse sinkt. Personen, die Soforthilfemaßnah-
men im Sinne von finanziellen Mitteln bekommen, 
sollen beraten werden, sodass ein Lerneffekt in Sa-
chen Energieverbrauch und Kostenplanung eintreten 
kann. Eine Sanktion für Menschen, die trotz Sofort-
maßnahmen sich nicht beraten lassen oder bera-
tungsresistent sind, ist im ausgearbeiteten Gesetz-
entwurf nicht vorgesehen.  
 
Wie soll mit Menschen umgegangen werden, die ei-
nen hohen Energieverbrauch haben und nicht mit 
Energie umgehen können? 
 
Auch Menschen, die nicht mit Energie umgehen kön-
nen, muss in Notsituationen geholfen werden. Keine 
Person in Sachsen-Anhalt darf von Energiearmut be-
troffen sein und an den damit verbundenen Nachtei-
len leiden. Für einen besseren Umgang mit Energie-
ressourcen ist die Beratungsstelle vorgesehen. Eine 
Sanktion für Menschen, die trotz Sofortmaßnahmen 
sich nicht beraten lassen oder beratungsresistent 
sind, ist im ausgearbeiteten Gesetzentwurf nicht vor-
gesehen. 
 
Richtet sich das Gesetz nur an die Wähler*innen der 
Partei KAP21? (Die Frage bezog sich auf die Formu-
lierung in der vor dem Landtag gehaltenen Rede, 

dass man seine Wähler*innen nicht aus dem Blick 
verlieren dürfe und u. a. deshalb das Gesetz verab-
schieden müsse) 
 
Der Gesetzentwurf richtet sich nicht nur an die Wäh-
ler*innen der Partei KAP21, sondern an alle Bür-
ger*innen und Unternehmen des Landes Sachsen-
Anhalt. Es liegt im Interesse der Partei, dass ein mög-
lichst großer Anteil der Bevölkerung Beratungen 
wahrnimmt und so seinen Energieverbrauch senken 
kann. 
 
Sollte das Gesetz nicht der Bundesregierung über-
lassen werden? 
 
Da es in der Bundesregierung trotz Initiativen aus 
Brüssel aktuell keine Bestrebungen gibt, spezielle 
Maßnahmen gegen Energiearmut zu entwickeln, 
kann nur die Landesregierung gegen Energiearmut 
vorgehen. Dabei kann das Land Sachsen-Anhalt von 
anderen Bundesländern profitieren, in denen bereits 
entsprechende Projekte durchgeführt worden sind. 
Wenn mit Hilfe des Gesetzes Energiearmut erfolg-
reich bekämpft werden kann, bietet das eine Grund-
lage für weitere Bundesländer und bringt evtl. auch 
die Bundesregierung dazu, sich an diesem Gesetz zu 
orientieren und Maßnahmen gegen Energiearmut 
umzusetzen.  
 
Warum sollten Menschen, die von Stromsperren be-
troffen sind, unterstützt werden? 
 
Menschen, die von Stromsperren betroffen sind, par-
tizipieren weniger am sozialen und politischen Le-
ben. Sie sind auch von weiteren Folgen der Energie-
armut betroffen (vgl. Kapitel 1). Zudem sinkt die Un-
terstützung der Betroffenen für Klimamaßnahmen. 
Deshalb ist es für die KAP21 von großer Bedeutung, 
diese Menschen gegen eine Energiearmut zu unter-
stützen, um auch in Zukunft mit breiter Mehrheit der 
Bevölkerung Klimaanpassungspolitik betreiben und 
gestalten zu können. 
 

4.2 Abstimmungsergebnis 
 
Im folgenden Absatz wird diskutiert, auf Grund wel-
cher Faktoren der Gesetzentwurf abgelehnt worden 
sein könnte.  
 
Der Gesetzentwurf wurde abgelehnt, da die Mehrheit 
der Abgeordneten offenbar nicht von der Wichtigkeit 
dieses Gesetzesentwurfs überzeugt werden konn-
ten. Dazu könnte beigetragen haben, dass der Zu-
sammenhang zur Nachhaltigkeit nicht so offensicht-
lich wie bei anderen Gesetzentwürfen ist (z. B. die 
Begrünung von Straßenrändern). Deshalb könnte 
das Gesetz für nicht relevant betrachtet worden sein. 
Dies hätte man sowohl in der Präsentation sowie in 
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der Diskussion stärker hervorheben müssen, um 
mehr Abgeordnete von dem Sinn dieses Gesetzes-
vorhabens zu überzeugen. 
 
Weiterhin sind in der Vorstellung und der Diskussion 
die Folgen von Energiearmut nicht genug angespro-
chen worden, da vor allem die vielen Todesfälle in 
Spanien ein aussagekräftiges Argument dargestellt 
hätten. So hätte argumentiert werden können, dass 
es sich ein wohlhabender Teil Europas (Sachsen-An-
halt) nicht leisten darf, keine aussagekräftigen Daten 
über die Folgen von Energiearmut innerhalb der ei-
genen Bevölkerung vorliegen zu haben. Das würde 
eine Datenerhebung unerlässlich machen. Zudem 
sollte in einem so wohlhabenden Land kein Mensch 
an den Folgen von Energiearmut sterben, sodass 
auch die Sofortmaßnahmen unerlässlich wären. 
Diese Argumentation ist in der Diskussion allerdings 
nicht verwendet worden, da sich überwiegend auf 
Quellen gestützt wurde, die auf der Energiearmut in 
Deutschland basieren und die Datenlage dort noch 
nicht ausreichend vorhanden ist. 
 
Aus der Diskussion ergab sich zudem, dass einige 
Abgeordnete eine Form von Sanktionen für diejeni-
gen Menschen mit hohem Energieverbrauch fordern, 
die gleichzeitig Soforthilfemaßnahmen in Anspruch 
nehmen (vgl. Kapitel 4.1). Diese Abgeordneten lie-
ßen sich durch die an die Sofortmaßnahmen anknüp-
fende Beratung nicht überzeugen. Dabei wurde sich 
bei dem Gesetzentwurf bewusst gegen Sanktionen 
entschieden, da es primäre Aufgabe des Gesetzes 
sein soll, Menschen in Not zu unterstützen und die 
Folgen der Energiearmut zu bekämpfen. Für die Sen-
sibilisierung der Bevölkerung im Umgang mit Energie 
sollte hingegen prinzipiell das Bildungsministerium 
verantwortlich sein, dass Schüler*innen frühzeitig 
aufklären und so der Energiearmut entgegenwirken 
kann. Für Betroffene, die keine hinreichende Bildung 
erhalten haben oder ihren Kenntnisstand aktualisie-
ren möchten, kommt hingegen die Beratungszentrale 
in Betracht. Trotzdem sind Sanktionen gefordert wor-
den, die in Deutschland zwar gerade in linkeren Krei-
sen einen zweifelhaften Ruf haben (z. B. ALG II, bes-
ser bekannt als „Hartz IV“). Die Meinung der Abge-
ordneten stimmt hingegen mit einer Mehrheit der Be-
völkerung Deutschlands überein, die Sanktionen in 
den letzten Jahren für sinnvoll befunden hat (WELT, 
2018; Kaufmann, 2019).  

 

5. Kritische Reflexion des Beratungs- und 
Gesetzgebungsprozesses 
 
In diesem Kapitel werden Kritik zur internen Entwick-
lung des Gesetzes im Ministerium für Arbeit und So-

ziales und zum Konzept des Seminars geäußert so-
wie gewonnene Erkenntnisse aus den Beratungen 
und Diskussionen dargestellt. 
 

5.1 Gesetzgebungsprozess 
 
Während des Gesetzgebungsprozesses ist aufgefal-
len, dass sich die unterschiedlichen Teilnehmer der 
Gruppe unterschiedlich stark in die Diskussion und 
die Vorbereitungen einbrachten und die Bereitschaft 
zum Vortragen der Gesetzentwürfe teilweise gering 
war. Zudem waren auch die Vorkenntnisse durch die 
verschiedenen Studiengänge der Gruppenmitglieder 
sehr unterschiedlich, sodass manche Gruppenmit-
glieder mehr in den Gesetzentwurf einbringen konn-
ten als andere Mitglieder. Positiv war hingegen, dass 
trotz der Vielfalt der Studienrichtungen der Mitglieder 
die Gruppentreffen sehr konstruktiv abgehalten wur-
den. Zudem trug die Vielfalt dazu bei, dass der Ge-
setzentwurf von verschiedenen Blickwinkeln betrach-
tet wurde.  
 
Bei der Aufteilung der Änderungsanträge an die ein-
zelnen Mitglieder der Gruppe wurden die Aufgaben 
hingegen von jedem Mitglied gleichermaßen erledigt. 
Daher ergibt sich aus der Gruppenarbeit als Lernef-
fekt, dass es vermutlich besser gewesen wäre, je-
manden in der Gruppe als Gesamtverantwortlichen 
festzulegen. Dieser hätte gezielt Aufgaben an die 
einzelnen Gruppenmitglieder vergeben und koordi-
nieren können, anstatt jedem Mitglied die Recherche 
und Vorbereitung komplett selbst zu überlassen.  
 

5.2 Beratungen und Diskussionen 
 
Die Kritik in der 1. Beratung war weitestgehend posi-
tiv. Konkrete Änderungswünsche, wie eine Präzisie-
rung der Problemlage und eine Terminierung der 
Meilensteine konnten einfach implementiert werden. 
Andere Anträge, wie eine stärkere Regulierung der 
Energiepreise wurde nicht umgesetzt, da dadurch 
eine größerer Energieverbrauch durch wohlhaben-
dere Haushalte verursacht werden könnte. 
 
Innerhalb der 2. Beratung kamen dann kritische Fra-
gen bspw. in Richtung von Sanktionen (vgl. Kapitel 
4), die weder in den Änderungsvorschlägen noch in 
der Diskussion mit einigen Teilnehmern während der 
1. Beratung aufkamen. Entsprechend unvorbereitet 
waren auch die Antworten zum Thema in der Diskus-
sion, da sich bei der Vorbereitung eher auf die in den 
Änderungsanträgen erwähnten Punkte konzentriert 
worden ist. Daraus folgt als Lerneffekt, sich intensiver 
auf die Diskussion und auch auf unerwartete Fragen 
vorzubereiten und den eigenen Gesetzentwurf im 
Voraus kritischer zu hinterfragen. 
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5.3 Konzept des Seminars 
 
Das Konzept und die Umsetzung des Seminars sind 
größtenteils zufriedenstellend aufgegangen. Insge-
samt hat das Seminar Spaß gemacht und stellte eine 
gute Alternative zu herkömmlichen Vorlesungen dar. 
Zudem sind Studierende mit dem Gesetzgebungs-
prozess und grundlegenden Politikkenntnissen ver-
traut gemacht worden. 
 
Vor allem die zweite Beratung und die damit verbun-
dene Diskussion erwies sich als abwechslungsrei-
cher und reger als erwartet. Allerdings beteiligten 
sich oft nur wenige Personen. Zudem wurden viele 
Argumente hervorgebracht, die in der 1. Beratung 
noch nicht erwähnt worden sind. In dem Seminar 
wurde die erste Beratung drei Tage nach Verteilung 
des Gesetzentwurfs durchgeführt, was der frühesten 
möglichen Durchführung nach der Geschäftsord-
nung des Landtages Sachsen-Anhalts entspricht 
(Landtag von Sachsen-Anhalt, 2018). Hier könnte ein 
Lösungsansatz sein, eine längere Zeit zwischen der 
Abgabe des 1. Gesetzentwurfs und der 1. Beratung 
vorzuhalten, um den Mitgliedern der Ministerien mehr 
Zeit zu lassen, diese zu lesen und Anmerkungen zu 
schreiben. Um diese Änderungen dann besser ein-
bringen zu können, könnte auch zwischen der 1. und 
2. Beratung ein größerer Zeitraum liegen, da gerade 
Ende Juni die Belastung der Studierenden durch Prü-
fungsvorbereitungen stark zunimmt. Um die Realistik 
der Beratung noch zu erhöhen, könnte zudem in zu-
künftigen Seminaren versucht werden, ein Mehr-Par-
teien-Parlament zu kreieren. 
 
Die wahrgenommenen Workshops waren größten-
teils abwechslungsreich und interessant gestaltet 
und präsentiert. Gerade die Referenten überzeugten 
dabei als motiviert und kompetent. Kritisch ist aller-
dings, dass diese nicht in dem vorher kommunizier-
ten Zeitraum stattfanden, sodass es Überschneidun-
gen mit anderen Veranstaltungen der Universität gab 
und nicht jeder Workshop besucht werden konnte. 
Hierfür könnte zukünftig versucht werden, die Work-
shops schon vor Vorlesungsbeginn in die Seminar-
übersicht zu übernehmen, sodass Überschneidun-
gen im Voraus bekannt sind und eingeplant werden 
können.  
 
Ein weiterer Kritikpunkt ist, dass die Teilnehmer des 
Kurses unterschiedliche Leistungen für die Anrech-
nung des Kurses erfüllen müssen. So wurde die Er-
fahrung gemacht, dass sich einige Studierenden, die 
keine Hausarbeit schreiben müssen, sich im Gesetz-
gebungsprozess nicht so stark eingebracht haben. 
Hierfür könnte versucht werden, die Anforderungen 
für alle teilnehmende Studierenden anzugleichen. 
 

Weiterhin ist zu kritisieren, dass das Seminar nicht 
dem im Modulhandbuch beschriebenen Seminar 
„Nachhaltigkeit und Mobilität“ entspricht. Zudem pas-
sen die verschiedenen Ministerien unterschiedlich 
gut zu dem jeweiligen Studiengang der Teilnehmer. 
So wäre es sinnvoller gewesen, dass mehr Studie-
rende der Fachrichtung „Wirtschaftsingenieur Logis-
tik“ im Ministerium für Landesentwicklung und Ver-
kehr mitarbeiten und dort ihr Wissen einbringen 
könnten. Der Bezug und die Vorkenntnisse zu ande-
ren Ministerien sind hingegen geringer. Positiv war 
die Vielfalt der Studiengänge dennoch, um die Prob-
lemstellung aus verschiedenen Blickwinkeln zu bear-
beiten. 
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1. Problemstellung 
 
Laut der European Environment Agency (2018) wer-
den in Deutschland insgesamt pro Person und Jahr 
etwa 11 Tonnen CO2-Äquivalente ausgestoßen. Kli-
maverträglich wären jedoch nur 2 Tonnen. Der mit-
tels CO2-Rechner des Umweltbundesamtes (2017) 
bemessene Anteil unserer Ernährung trägt mit 20 
Prozent zum gesamten Treibhausgas-Ausstoß bei 
und liegt damit gleichauf mit den Emissionen für das 
Heizen. Dem Bundesministerium für Umwelt, Natur-
schutz und nuklearer Sicherheit (2018a) zufolge ver-
braucht jede Person im Durchschnitt 500 Kilogramm 
Lebensmittel pro Jahr (ohne Getränke). Damit führt 
die Ernährung allein zu 1,75 Tonnen CO2-Ausstoß 
pro Kopf und Jahr. Grund dafür sind neben der 
fleischbetonten Ernährung der Deutschen (speziell 
Rindfleisch), welche wiederum zu einem hohen Me-
than-Ausstoß führt, die hohen, schädlichen CO2-
Emissionen, die durch lange Transportwege und un-
nötige Importe entstehen. 
 
Durch die Unterstützung und Neugestaltung öffentli-
cher Kantinen im Land Sachsen-Anhalt soll ein neuer 
Ernährungsstil gefördert werden. Denn Studien des 
Öko-Instituts e.V. (2014b) zufolge erzeugt fleisch-
arme Ernährung 12 Prozent, vegetarische Ernährung 
26 Prozent und vegane Ernährung 37 Prozent weni-
ger Treibhausgase bzw. klimaschädliche Emissionen 
als die derzeitige fleischbetonte Ernährung der Deut-
schen (siehe Abbildung1). Einen Schritt weiter gehen 
dabei die Anmerkungen der ESU-services GmbH 
(2012) mit deren Übersicht zum Reduktionspotential 
gesamter Umweltbelastungen aufgrund Ernährungs-
änderungen (siehe Abbildung2). Demzufolge beste-
hen vorrangig bei einer vegetarischen und umwelt- 
sowie gesundheitsbewussten Ernährungsweise die 
größten Potentiale, genauer gesagt zwischen 10 und 
13 Prozent. 
 
Die Zielstellung nachhaltigen Konsums zur Bedürf-
nisbefriedigung heutiger und zukünftiger Generatio-
nen ist ein gesunder, tierschutzgerechter, umwelt-
schonender und alltagsfähiger Ernährungsstil. Die-
ser soll möglichst einfach umsetzbar, in den Alltag in-
tegrierbar und finanziell tragbar sein. Der unbesorgte 
Besuch von Kantinen und die Inanspruchnahme von 
Catering-Dienstleistungen ist dabei im Alltag wäh-
rend Arbeits- und Lernzeiten von großer Bedeutung 
(Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und 
nukleare Sicherheit, 2018b). 

 
Die dafür notwendige und längst überfällige Beliefe-
rung von Kantinen und Catering-Dienstleistern mit 
saisonalen Lebensmitteln aus der Region stärkt die 
heimische Landwirtschaft, fördert die regionale Wirt-
schaftskraft und bietet die Möglichkeit zum Angebot 
frischer Lebensmittel mit wertvollen Inhaltsstoffen.  
 
Nach Informationen des Deutschen Studentenwerks 
(2019) werden einzelne Kantinen bzw. Mensen der 
Studentenwerke Deutschlands dafür bereits durch 
staatliche Subventionen gefördert und verpflichten 
sich damit zur Verwendung vorzugsweise fairer er-
zeugt und gehandelter, regionaler und saisonaler Zu-
taten. Jedoch bleibt eine notwendige Förderung für 
Kindertagesstätten, Schulen und öffentlich zugängli-
che Betriebe und deren Kantinen aus. Als Folge des-
sen bedarf es einer einheitlichen gesetzlichen Rege-
lung für Subventionsprogramme zur Förderung einer 
gesunden und klimafreundlichen Ernährung.  
 

2. Gesetzentwurf 
 
Die Herleitung des in Tabelle 2 dargestellten Gesetz-
entwurfs im Rahmen des Masterseminars "Nachhal-
tigkeit und Mobilität" erfolgte in fünf aufeinanderfol-
genden Phasen: Vorbereitungs-, Recherche-, Ent-
wicklungs-, Korrektur- und Diskussionsphase. Der 
zeitliche Verlauf des Seminars ist in Tabelle 1 veran-
schaulicht. Dabei ist zu betonen, dass sich der nach-
folgend beschriebene Prozess zur Erarbeitung des 
Gesetzentwurfs größtenteils auf die Vorgehensweise 
der Gruppe "Ernährung" innerhalb des Ministeriums 
für Arbeit und Soziales bezieht. 

Abbildung 1: Treibhausgasemissionen verschiedener Ernährungs-
stile im Vergleich. 

Bild: Eigene Darstellung in Anlehnung an Öko-Institut e.V. (2014a)
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2.1 Vorbereitungsphase 
 
Nachdem alle Kursteilnehmer in der Einführungsver-
anstaltung auf die sieben Ministerien der blaugrünen 
Klimaanpassungspartei "KAP 21" verteilt wurden, 
folgten insgesamt sechs Workshops, die zur Erlan-
gung eines Grundverständnisses der Problemlage 
dienten. Zu den Inhalten der Workshops zählten ne-
ben den Grundlagen zu Politik und Klimaanpassung 
auch Bildung, Energie und Mobilität, Gesundheit und 
Informationen zur Entwicklung einer klimagerechten 
Stadt. Nach Absolvieren der ersten Workshops fan-
den sich alle Mitglieder des Ministeriums für Arbeit 
und Soziales zu einem Treffen zusammen. Mittels 
Brainstormings sowie hilfreicher Vorkenntnisse und 
persönlichen Erfahrungen einiger Mitglieder konnten 
Problemsituationen zum Thema Nachhaltigkeit und 
Klimaanpassung im Land Sachsen-Anhalt schnell 
entdeckt, analysiert sowie Ideen zur Umsetzung der 
Gesetzentwürfe gesammelt werden. Als Resultat 
ergaben sich die zwei Problembereiche "Ernährung" 
und "Energiearmut". Am selbigen Tag erfolgte weiter-
hin die Unterteilung des Ministeriums in die zwei 
gleichnamigen Expertengruppen zu je vier Personen. 
Hilfreich waren in der folgenden ersten Kleingruppen-
diskussion vor allem persönliche Beobachtungen, 
wie bspw. Erfahrungsberichte befreundeter Familien. 
Diese übten mehrmals Kritik an den aktuellen Spei-
seplänen in den Kindergärten und Schulen ihrer Kin-
der. Zugleich äußerten sie Missfallen und Unzufrie-
denheit mit der Ausarbeitung von Speiseplänen in 
den Betriebskantinen ihrer Arbeitgeber. Oft mangele 
es an einem alternativreichen Angebot und ausgewo-
genen, gesunden Gerichten. Aus Sicht einer klima-
bewussten Ernährung stelle die stark fleischhaltige 
Ausrichtung der Kantinen und Catering-Dienstleister 
damit einen übergeordneten Konflikt dar, dem sich 
die Ministerien des jeweiligen Bundeslandes anneh-
men müssen. Unter dieser Problematik wurden im 

Rahmen der Diskussion Einigungen seitens Aufga-
benverteilungen sowie Deadlines bezüglich der wei-
teren Vorgehensweise getroffen und Verantwortlich-
keiten geklärt. 
 

2.2 Recherchephase 
 
Die zweite Phase diente der ausgiebigen Literatursu-
che und -recherche, um in einem nächsten Schritt 
das vorgegebene Layout des Gesetzentwurfs indivi-
duell auszufüllen. Dafür wurden hauptsächlich Inter-
netquellen berücksichtigt, um die Aktualität der ge-
genwärtigen Gesetzessituation zu gewährleisten. 
Außerdem konnte auf Expertenmeinungen, wie 
bspw. die von Landtagsmitarbeitern, zurückgegriffen 
werden.  
 

2.3 Entwicklungsphase 
 
Die Ergebnisse des vorangehenden Arbeitsschrittes 
ergaben in der Entwicklungsphase einen einheitli-
chen Wissenstand und groben Rohentwurf des Ge-
setzes. Dafür wurden in einer zweiten Beratungssit-
zung im Rahmen der aufgeteilten Gruppen die Indivi-
dualresultate zusammengetragen und anhand von 
Verbesserungsvorschlägen besprochen und überar-
beitet. Dabei stand die Entscheidung über die Aus-
richtung des Ernährungskonzeptes im Mittelpunkt. 
Nach einer Erörterung zur rein vegetarischen oder 
veganen Ernährungsweise fiel die Entscheidung für 
den vorliegenden Gesetzentwurf indessen zunächst 
auf die schrittweise Reduzierung des Fleischanteils 
in den angebotenen Mahlzeiten, um eine Akzeptanz 
der gesünderen, fleischarm ausgerichteten Speisen 
zu bestärken. In einem nächsten Schritt konnten er-
neut Verantwortlichkeiten und Aufgaben vergeben 
werden. Exemplarisch erwähnt werden können hier 
weitere detaillierte Recherchetätigkeiten sowie das 
Einholen konkreter Umsetzungsvorschläge von be-
freundeten Politikern und Landtagsmitarbeitern. Die 
zugeteilten Aufgaben wurden innerhalb gesetzter 

Abbildung 2: Potenzial zur Reduktion der Gesamtumweltbelastungen in der Schweiz. 
Bild: Eigene Darstellung in Anlehnung an ESU-services GmbH (2012) 
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Fristen erfüllt und dienten damit zur Vervollständi-
gung der ersten Fassung des Gesetzentwurfes. Als 
Konsequenz entstand der in Tabelle 2.Fehler! Ver-
weisquelle konnte nicht gefunden werden. darge-
stellte Gesetzentwurf für ein "klimaschonendes Er-
nährungskonzept für Kantinen und Catering-Dienst-
leister". Dieses bietet umweltbewusst agierenden 
Unternehmen die Möglichkeit, Teil eines Subventi-
onsprogrammes zu werden, das die aufzuwenden-
den Mehrkosten für saisonal und regional verarbei-
tete Produkte decken soll. Eine Preissteigerung der 
Gerichte für die Eltern von Kindern in Kindertages-
stätten und Schulen, Mitarbeitern in Betriebskantinen 
sowie weiterer Endkonsumenten und Kunden von 
Catering-Dienstleistungen soll damit umgangen wer-
den. Voraussetzung für das Erhalten von Subventio-
nen ist die Verwendung von mindestens einer saiso-
nalen und einer regionalen Hauptkomponente in den 
zubereiteten Mahlzeiten. Ausgangspunkt dafür stellt 
das Angebot jeweils eines fleischarmen, eines vege-
tarischen und eines veganen Gerichtes pro Tag dar. 
Als Richtwert für die Umsetzung der fleischarmen Er-
nährung wurde hierbei die Empfehlung der Deut-
schen Gesellschaft für Ernährung e.V. (2019) mit 
300-600 Gramm Fleisch und Wurst pro Woche und 
Person definiert. Als Hilfestellung zur Realisierung 
der fleischreduzierten Verpflegung wurden vom Mi-
nisterium für Arbeit und Soziales Empfehlungen so-
wie Richtlinien entwickelt und grundlegende als auch 
notwendige Anpassungen in den Unterrichts- und 
Lehrplänen von Berufsschulen für Köche*innen dis-
kutiert. Nach einer einstimmig abgesegneten End-
kontrolle konnte der Gesetzentwurf anschließend 

fristgerecht abgegeben werden. Nach Abgabe der in 
den jeweiligen Ministerien erarbeiteten Entwürfe wur-
den diese für alle weiteren Ministerien veröffentlicht 
und zur Erarbeitung von Änderungsvorschlägen frei-
gegeben. Dabei übernahm je ein Ministeriumsmit-
glied die Überarbeitung von ein bis zwei der einge-
gangenen Gesetzexemplare. 
 

2.4 Korrekturphase 
 
In einer ersten Beratung innerhalb des Landtags mit 
Anwesenheit aller Mitglieder der sieben Ministerien 
fand die Vorstellung der insgesamt 14 ausgearbeite-
ten Gesetzentwürfe zur Förderung der Klimaanpas-
sung und Nachhaltigkeit im Land Sachsen-Anhalt 
statt. Nachdem die erste Hälfte der Exemplare von je 
einem Verantwortlichen pro Ministerium präsentiert 
wurde, konnte die darauffolgende Pause bzw. Unter-
brechung zum Anbringen und Besprechen der aus-
gearbeiteten Änderungsvorschläge genutzt werden. 
Selbiges Ablaufschema erfolgte für die zweite Runde 
der Gesetzespräsentationen. Noch im Anschluss an 
die offizielle erste Beratung fanden sich die Mitglieder 
der Gruppe "Ernährung" zusammen, um die von den 
anderen Ministerien eingereichten Verbesserungs-
hinweise zu analysieren und deren Relevanz zu prü-
fen bzw. Korrekturen vorzunehmen. Die Änderungs-
vorschläge wurden an dieser Stelle als mehr oder 
weniger irrelevant erkannt, da sie Umfänge und Rich-
tung des Gesetzes verfehlten.  
 
Als Beispiel ist hier die Anmerkung des Ministeriums 
für Landesentwicklung und Verkehr hervorzuheben, 

Tabelle 1: Projekt-Zeitplan 
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Kindern und Schülern ohne eigenes Einkommen je 
eine warme Mahlzeit am Tag kostenlos zu garantie-
ren. Rein ethisch betrachtet, ist diese Forderung sehr 
lobenswert und bedeutend anzusehen. Jedoch ist 
dieser Vorschlag nicht Teil und Ziel des geplanten 
Vorhabens. Auch die Anweisung, dass die jeweiligen 
Bildungseinrichtungen täglich selbst zu kochen ha-
ben, findet in dem vorliegenden Gesetzentwurf auf-
grund einer schwierigen Realisierbarkeit in Schulen, 
Kindertagesstätten oder wirtschaftlichen Betrieben 
keine Anwendung. Der Vorschlag des Ministeriums 
für Bildung und Wissenschaft, vordergründig eine 
Reduktion des Fleischkonsums durch die Umstellung 
und Verbesserung der artgerechten Tierhaltung zu 
erreichen, wurde vom Ministerium für Arbeit und So-
ziales für spätere Gesetzentwürfe bzw. für die Wei-
terentwicklung des Gesetzes nach positiver erster 
Umsetzungsphase vorgesehen. In diesem Zuge stellt 
die ökologische sowie art- und tiergerechte Erzeu-
gung und Verwendung regionaler und saisonaler Le-
bensmittel eine weitere mögliche Subventionsstufe 
im dafür angesetzten Programm dar. Zunächst gilt es 
jedoch, die Bevölkerung Sachsen-Anhalts für die re-
gionale, fleischarme und vegetarische bzw. vegane 
Ernährung zu sensibilisieren. 
 
Einige Ideen, wie bspw. die detaillierte Ausformulie-
rung zu der Umsetzung der fleischarmen Ernährung 
(Angabe einer genauen Grammzahl), wurden hinge-

gen erneut recherchiert und als Modifikation des ur-
sprünglichen Entwurfs übernommen. Zu den umge-
setzten Änderungen zählt ebenfalls die zuvor nicht 
konkret definierte Einrichtung einer Siegelkontrol-
linstanz und -verteilzentrale. 
 
Bis zu der Abgabe des finalen Gesetzentwurfes er-
folgte die Einarbeitung der in der Gruppe besproche-
nen Anpassungen. 
 

2.5 Diskussion und Abschluss 
 
Im Rahmen der zweiten Beratungsveranstaltung 
wurden die 14 überarbeiteten Gesetzentwürfe erneut 
vorgestellt, die getätigten Änderungen hervorgeho-
ben und Fragen aus dem Publikum in einer offenen 
Diskussion besprochen. Im Anschluss an die Präsen-
tation eines jeden Entwurfs fand eine Abstimmung 
zur Verabschiedung statt. Der in dieser Hausarbeit 
behandelte Gesetzentwurf für ein "klimaschonendes 
Ernährungskonzept für Kantinen und Catering-
Dienstleister" wurde mit deutlicher Mehrheit verab-
schiedet. Detaillierte Ausführungen zu gestellten Fra-
gen oder Diskussionspunkten sind in Kapitel 4 ein-
sehbar. Zur Abschlussveranstaltung in der Kalender-
woche 27 ergab sich für die Ministerien die Gelegen-
heit, deren Ausarbeitungen und Ergebnisse vor den 
Präsentanten und Experten der Workshops zu verle-
sen und sich deren Fragen und Feedback zu stellen. 

 
 

Tabelle 2: Gesetzesentwurf des Ministeriums für Arbeit und Soziales  

Vorschlagendes Ministerium:  

Ministerium für Arbeit und Soziales des Landes Sachsen-Anhalt 

 Version: 

Zweiter Entwurf 

Klimaschonendes Ernährungskonzept für Kantinen & Catering-Dienstleister 

Ausgangslage & Problemstellung 

Insgesamt werden in Deutschland pro Person und Jahr etwa 11 Tonnen CO2-Äquivalente ausgestoßen. Klima-
verträglich wären jedoch nur 2 Tonnen. Unsere Ernährung trägt mit 20 % zum gesamten Treibhausgas-Ausstoß 
bei und liegt damit gleichauf mit den Emissionen für das Heizen. Dem Bundesumweltministerium zufolge ver-
braucht jede Person im Durchschnitt 500 Kilogramm Lebensmittel pro Jahr (ohne Getränke). Damit führt die Er-
nährung allein zu 1,75 Tonnen CO2 pro Kopf und Jahr. Grund dafür sind neben der fleischbetonten Ernährung 
der Deutschen (speziell Rindfleisch), welche wiederum zu einem hohen Methan-Ausstoß führt, die hohen, schäd-
lichen CO2-Emissionen, die durch lange Transportwege und unnötige Importe entstehen. 

Durch die Unterstützung und Neugestaltung öffentlicher Kantinen im Land Sachsen-Anhalt soll ein neuer Ernäh-
rungsstil gefördert werden. Denn im Gegensatz zu fleischbetonter Ernährung erzeugt fleischarme Ernährung 12 
%, vegetarische Ernährung 26 % und vegane Ernährung 37 % weniger Treibhausgase bzw. klimaschädliche 
Emissionen. Die Belieferung von Kantinen und Catering-Dienstleistern mit saisonalen Lebensmitteln aus der Re-
gion stärkt die heimische Landwirtschaft, fördert die regionale Wirtschaftskraft und bietet die Möglichkeit zum 
Angebot frischer Lebensmittel mit wertvollen Inhaltsstoffen.  

Einzelne Kantinen/Mensen der Studentenwerke Sachsen-Anhalts werden dafür bereits durch staatliche Subven-
tionen gefördert. Jedoch bleibt eine notwendige Förderung für Kindertagesstätten und Schulen aus. Als Folge 
dessen bedarf es einer einheitlichen gesetzlichen Regelung für Subventionsprogramme zur Förderung einer ge-
sunden und klimafreundlichen Ernährung. 
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Ziel  

 Senkung von Treibhausgasemissionen durch die Förderung fleischarmer, vegetarischer und ve-
ganer Ernährung 

 Reduktion des Kohlenstoffdioxid-Ausstoßes bzw. Methan-Ausstoßes durch Einsparung langer Trans-
portstrecken sowie die Reduktion der Fleischproduktion 

 Einheitliche Subventionsregelung für alle öffentlichen Einrichtungen (auch: Schulen und Kitas) 
 Förderung regionaler Lebensmittelbetriebe (kürzere Transportwege, Stärkung mittlerer und kleiner Be-

triebe) 
 Steigerung der Lebensmittelverwendung aus nachhaltiger Erzeugung 
 Erste Schritte zur Vorbeugung von Adipositas und weiteren ernährungsbedingten Krankheiten 

Strategie & Maßnahmen (inkl. Begründung) 

Der Landtag möge beschließen: 

 Subventionsprogramm für Kantinen und Catering-Dienstleister in Sachsen-Anhalt (Subvention deckt 
Mehrkosten für Verwendung saisonaler/regionaler Lebensmittel) 

 Verwendung min. 1 saisonalen und min. 1 regionalen (Umkreis von 150 km) Hauptkomponente 
des Gerichtes ist Pflicht (Orientierung am Saisonkalender, DGE) 

 Angebot jeweils eines fleischarmen, vegetarischen und veganen Gerichtes pro Tag 
 Richtwert für fleischarme Ernährung: 300-600 Gramm Fleisch/Wurst pro Woche/Per-

son (Empfehlung DGE)  
 Anpassung der Portionsgrößen bzw. durch Gerichte, die Fleisch als Beigabe und nicht 

als Hauptbestandteil sehen (z.B. Risotto mit Gemüse und wenig Fleisch) 
 Zulagen für erreichte %-Zahl gekaufter saisonaler/regionaler Produkte (Nachweis über Liefer-

schein und Essenspläne) 
 Anpassung des Lehrplans für Berufsschulen (Ausbildung zum Koch/Köchin) durch die Integration einer 

abwechslungsreichen, vollwertig vegetarischen oder fleischärmeren Küche 
 Weiterbildungsmaßnahmen für bereits ausgebildete Köche 

Die Landesregierung wird aufgefordert, zur Umsetzung dieser Strategie folgende Handlungsschritte einzuleiten: 

 Erstellung eines Konzeptes für ein freiwilliges Förderungs- bzw. Subventionsprogramm zur nachhaltigen 
Ernährung und Gesundheitssteigerung/Erhöhung der Lebenserwartung 

 Ausschreibung zur Erstellung einer Website als Rezeptdatenbank inkl. Vorschlägen für neue Ge-
richte/Coaching für Arbeitskräfte (DGE) – www.kochen-für-das-klima-in-sa.de 

 Design eines Siegels für teilnehmende Unternehmen ("Sachsen-Anhalt isst gesund") 

Zielgruppe und beteiligte Akteur*innen (inkl. anderer Ministerien) 

Zielgruppe: Setzt Anreize für alle Landeseinrichtungen in Sachsen-Anhalt (Kindergärten, Schulen, Hochschulen 
etc.), Catering-Dienstleister und Betriebe mit Kantinen 

Beteiligte Akteur*innen: Ministerium für Ernährung und Landwirtschaft, Ministerium für Bildung und Wissenschaft, 
Ministerium für Gesundheit 

Erfolgsindikatoren/Meilensteine 

Erfolgsindikatoren: (Prüfung durch Kontrollinstanz/Siegelverteilungszentrale) 

 Gesünderes/saisonales Essen (sichtbar im Speiseplan der Kantinen) 
 Rückgang ernährungsbedingter Krankheiten 
 Anzahl Rezeptvorschläge über Website: www.kochen-für-das-klima-in-sa.de 

Meilensteine: 

 Rückgang der Rinderhaltung in Sachsen-Anhalt um 10 % innerhalb von 5 Jahren nach Inkrafttreten des 
Gesetzes 

 Kantinen/Mensen lassen sich von mehr regionalen Lieferanten beliefern als vor dem Inkrafttreten des 
Gesetzes 

 Auch private Unternehmen werben auf ihrer Website mit dem Siegel: „Sachsen-Anhalt isst gesund“  

Flankierende Maßnahmen (optional) 

 Öffentlichkeitsarbeit/Promoten, bspw. Nachhaltigkeits-Aktions-Wochen mit Vorträgen etc. in Betrie-
ben/Schulen/Hochschulen 
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 Kooperation mit anderen Bundesländern, die diese Maßnahmen bereits umsetzen 

Hinweise & Weiterführende Informationen 

Bayerisches Staatsministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten. (o. D.). Saisonal essen, regional ein-
kaufen. Abgerufen von http://www.stmelf.bayern.de/ernaehrung/007760/index.php 

Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit. (2018a). Umwelt im Unterricht: Lebens-
mittel, Ernährungsgewohnheiten und ihre Klimabilanz. Abgerufen von www.umwelt-im-unterricht.de 

Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit. (2018b). Nationales Programm für nach-
haltigen Konsum [PDF file]. Abgerufen von https://www.bmu.de/fileadmin/Daten_BMU/Pools/Broschue-
ren/nachhaltiger_konsum_broschuere_bf.pdf 

Körber, K. v. (2004). 7 Grundsätze für einen nachhaltigen Ernährungsstil. Abgerufen von https://www.muen-
chen.de/rathaus/Stadtverwaltung/Referat-fuer-Gesundheit-und-Umwelt/Bio_regional_fair/Al-
les_bio/Grundsaetze_Ernaehrung.html 

 
 

3. Erhoffte Wirkung, Schwächen und 
Stärken  
 
Das vorliegende Gesetz für ein klimaschonendes Er-
nährungskonzept für Kantinen und Catering-Dienst-
leister dient primär der finanziellen Unterstützung ge-
sundheits- und klimabewusst ausgerichteter Kanti-
nen und Catering-Anbieter bei der Verarbeitung und 
dem Angebot regionaler, saisonaler und fleischarmer 
Gerichte. Das dafür vorgesehene Subventionspro-
gramm soll die dafür aufzuwendenden Mehrkosten 
decken, um eine Preissteigerung der Gerichte bei 
Umstellung auf regional und saisonal produzierte 
Nahrungsmittel zu umgehen. Die Verwendung dieser 
regionalen und saisonalen Lebensmittel fördert zeit-
gleich die Wirtschaftlichkeit kleiner und mittlerer, re-
gionaler Lebensmittelbetriebe. Neben den wirtschaft-
lichen Vorteilen für die die Subventionen in Anspruch 
nehmenden Caterer verursacht die konsequente 
Umsetzung des Gesetzes eine deutliche Senkung 
von Treibhausgasemissionen sowie eine Reduktion 
des Kohlenstoff- bzw. Methan-Ausstoßes durch die 
Einsparung langer, länderübergreifender Transporte. 
Sekundäres Ziel des vorgestellten Gesetzes ist die 
Förderung einer nachhaltigen, umweltschonenden 
und gesundheitsstärkenden Lebens- und Ernäh-
rungsweise der Einwohner*innen im Land Sachsen-
Anhalt. Die damit verbundene Besserung zur Vor-
beugung ernährungsbedingter Krankheiten, wie 
bspw. Adipositas oder Herz-Kreislauf-Erkrankungen, 
stellt dabei eine weitläufige Konsequenz dar.  
 
Die stetige Kontrolle und Einhaltung der festgelegten 
Meilensteine durch die einzuführende Siegelverwal-
tungszentrale repräsentiert eine dafür unabdingbare 
Voraussetzung. Als erfolgreich umgesetzt gilt das 
vorgestellte Gesetz laut Ministerium für Arbeit und 
Soziales nach Erreichen eines Rückgangs der Rin-
derhaltung in Sachsen-Anhalt um mindestens 10 
Prozent ab Beginn des Inkrafttretens des Gesetzes. 
Weiterhin spricht dann die zahlenmäßige Erhöhung 
von Kantinen mit regionalen Lieferanten und saisonal 

angepassten Speiseplänen für eine positive Umset-
zung des Vorhabens. 
 
Gemäß der geringen bis mittleren finanziellen Bewer-
tung des Ministeriums für Finanzen mit zwei Punkten 
wird die Umsetzung des Gesetztes als durchaus re-
alistisch angesehen. Auch die praktische Verwirkli-
chung mit Hilfe der eingeführten Anpassungen in 
Lehrplänen bzw. Weiterbildungsmaßnahmen für Kö-
che*innen oder die Einführung einer Kontroll- und 
Siegelverwaltungszentrale spricht für eine zuverläs-
sige Umsetzung des Gesetzes. Mehr oder weniger 
Schwierigkeiten könnten durch eine eventuell aus-
bleibende Akzeptanz der geförderten klimafreundli-
chen Ernährungsstile und dem Angebot vegetari-
scher und veganer Speisen entstehen. Sollte sich 
diesbezüglich keine Sensibilisierung und Annahme 
der angebotenen Gerichte entwickeln, steht der vor-
liegende Gesetzesentwurf und ebenfalls das Ministe-
rium für Arbeit und Soziales vor einer großen Heraus-
forderung.  
 
Der gegenwärtig geringen Akzeptanz bezüglich 
"fleischloser Kantinen" und Gerichte soll das im vor-
liegenden Gesetz verankerte fleischarme Gericht 
entgegenwirken. Als Konsequenz muss kein in Sach-
sen-Anhalt lebender bzw. essender Mensch komplett 
auf den Verzehr von Fleisch verzichten. 
 
Im Jahr 2013 planten die Grünen im Rahmen der 
Bundestagswahl die Einführung eines „Veggie 
Days“, also einen fleischlosen Tag für Kantinen (Die 
Zeit, 2013). Aufgrund des fehlenden dynamischen 
Anlaufs dieser Aktion sowie mangelnder Akzeptanz 
fordern jetzt im Jahr 2019 weiterhin junge Kli-
maschützer aus Saarbrücken auf einer „Fridays for 
Future“-Demonstration den fleischlosen Tag pro Wo-
che in deutschen Kantinen (Kirch, 2019). Unterstüt-
zung erhalten sie dabei durch unterschiedliche Kam-
pagnen und Projekte. 
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Positive Rückmeldungen und Ergebnisse konnte in 
erster Linie die im Februar 2017 in Flensburg gestar-
tete Klimapakt-Kampagne „Flensburger KlimaEssen“ 
verzeichnen. Der Klimapakt Flensburg e.V. (2017) ist 
eine Plattform für gemeinsames klimaschutzbezoge-
nes Handeln in der Region Flensburg und kooperiert 
für dieses Projekt mit zehn beliebig gewählten Kanti-
nen und Catering-Betrieben. Klimafreundlich gekocht 
wird in diesen zehn Kantinen unter zwei Vorgaben: 
es werden kein rotes Fleisch (Lamm, Schwein und 
Rind) sowie keinerlei Milchprodukte mit einem Fett-
gehalt von mehr als 15 Prozent verwendet.  
 
Auch das Verbundprojekt „KlimaTeller App“ (2019) 
von NAHhaft e.V. und Greentable e.V., gefördert aus 
Mitteln des Bundesministeriums für Umwelt, Natur-
schutz und nukleare Sicherheit, geht mit gutem Bei-
spiel voran. Mit Hilfe der App sind Gastgeber, also 
auch Kantinen und Catering-Betriebe, in der Lage, 
die CO2-Emissionen ihrer Speisen zu messen und 
somit klimafreundliche Angebote zu entwickeln. Im 
Sinne des vorliegenden Gesetzentwurfes entspricht 
diese Maßnahme in etwa der angedachten Rezept-
Homepage. Rezepte können dabei von allen in dem 
Portal registrierten Personen mit oder ohne gelern-
tem Kochberuf erstellt werden. Voraussetzung für 
das erfolgreiche Onlinestellen ist das Vorhandensein 
eines gut erkennbaren Fotos des Rezeptvorschlags 
sowie die konkrete Mengen- sowie Kalorien- und 
Nährstoffangabe der verwendeten Zutaten. 
 
Mit der Unterstützung von Vereinigungen wie bspw. 
dem ProVeg Deutschland e.V. (2019), ehemals Ve-
getarierbund, finden Unternehmen Anbieter von Ser-
viceleistungen, die interessierte Betriebe zu einer kli-
mafreundlichen Umgestaltung ihrer Unternehmens-
prozesse ermutigen. Deren Leistungen umfassen ne-
ben Status-Quo-Analysen und Schulungen auch die 
Entwicklung ganzer Menüs bis hin zu umfangreichen 
Kommunikationskonzepten. Die Positionierung des 
mit dem Gesetzesentwurf einhergehenden neuen Er-
nährungskonzeptes inklusive der angebotenen Per-
sonaltrainings im Bereich der Gästekommunikation 
kommen diesbezüglich zum Einsatz.  
 
Konkrete Umsetzungen hinsichtlich gesetzlicher Vor-
schriften oder Subventionsprogramme konnten in ei-
ner bundeslandübergreifenden Recherche nicht fest-
gestellt werden. Umso wichtiger ist es, mit positivem 
Beispiel und der erfolgreichen Umsetzung im Land 
Sachsen-Anhalt voran zu gehen. 
 
Im Rahmen einer kritischen Reflexion des Geset-
zesentwurfes gilt es zu betonen, dass es sich dabei 
um ein freiwilliges Subventionsprogramm handelt, 
welches die fleischarme als auch vegetarische und 
vegane Ernährung primär fördert und nicht vor-
schreibt. Gemäß des "Rechts auf die freie Entfaltung 

der menschlichen Persönlichkeit" bleibt eine Pflicht-
verordnung zur Anpassung des Ernährungsstils der 
Bevölkerung Sachsen-Anhalts aus. Die damit einher-
gehende undurchsichtige Umsetzung und Einhaltung 
der vorgegebenen Richtlinien sowie die Inanspruch-
nahme der angebotenen Speisen und Nahrungsmit-
tel von Endkonsumenten kann nicht garantiert wer-
den. Es gilt, die Endverbraucher für eine klimascho-
nende Ernährungsweise zu sensibilisieren. Das Ge-
setz für ein "klimaschonendes Ernährungskonzept 
für Kantinen und Catering-Dienstleister" stellt hierbei 
einen ersten Schritt dar. 

4. Diskussion und Abstimmung 
 
Im Rahmen der zweiten Beratung bestand neben ei-
ner erneuten Präsentation der überarbeiteten Ge-
setze ebenfalls die Möglichkeit zum Anbringen von 
Fragen in einer offenen Diskussion. Dabei ergaben 
sich folgende kritische Nachfragen: 
 
 Wie wird die Schulung für Köche*innen finan-

ziert? Wie sehen entsprechende Maßnahmen 
aus? 
Seminare und Weiterbildungskurse über diverse 
Verbände, wie bspw. dem Verband der Köche 
Deutschlands e.V. (2019), bieten bereits ausge-
bildeten Köchen*innen Fern- sowie Vor-Ort-
Lehrgänge für das Anlernen neuer Fertig- und 
Fähigkeiten. Sie ermöglichen u. a. die Weiterbil-
dung zu vegetarisch-vegan geschulten Kö-
chen*innen oder auch die Teilnahme an Einzels-
eminaren zum Thema „Superfood – regional und 
nährstoffreich“. Die Preisspanne dafür liegt bei 
80 – 400 Euro und wird nach Rücksprache mit 
der angedachten Siegelverwaltungszentrale zur 
Hälfte über Subventionen gefördert und zur 
Hälfte vom Betrieb selbst getragen.  

 
 Wieso findet eine Beschränkung des Gesetzes 

auf Kantinen statt? 
Das Vorhaben des Ministeriums für Arbeit und 
Soziales mit der Rechtsprechung eines klima-
schonenden Ernährungskonzeptes zielt vorran-
gig auf das Essverhalten von Arbeitenden, Kin-
dern, Schülern und Studierenden während ihrer 
Arbeits- bzw. Lernzeit ab. Ohne gesetzliche Vor-
schrift ist eine Anpassung der Speisepläne auf 
Fordern von Eltern bzw. Angestellten schwierig 
erreichbar. Der ausgearbeitete Gesetzesentwurf 
soll dabei als Unterstützung dienen und vor al-
lem kleine und mittlere, regionale Kantinen und 
Catering-Betriebe finanziell unterstützen. 
Die Integration sämtlicher Restaurants, Bistros 
und etwaiger Betriebe stellt dabei einen viel zu 
großen finanziellen Umfang dar, dessen Umset-
zung und Kontrolle an erster Stelle problema-
tisch ist. 
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 Auf welcher Basis wird gesunde Ernährung defi-

niert? 
Die Grundlage für die Ausgestaltung des darge-
botenen Gesetzesentwurfs stellen u. a. die zehn 
Regeln zur Aufnahme vollwertiger Nahrung der 
Deutschen Gesellschaft für Ernährung e.V. 
(2019) dar. Fernerhin leisteten auch die persön-
lichen Auffassungen sowie ausführlichen Re-
chercheergebnisse der Mitglieder des Ministeri-
ums für Arbeit und Soziales einen Anteil zur Aus-
gestaltung der Auffassung gesunder Ernährung. 
 

 Wie können Mehrkosten für die Verbraucher um-
gangen werden? 
Derzeit zwingt die Verwendung kostenintensive-
rer Lebensmittel aus regionaler und nachhaltiger 
Landwirtschaft klima- und umweltbewusst agie-
rende Betriebe und Kantinen dazu, die Preise ih-
rer angebotenen Gerichte stark zu erhöhen. Die 
Nachfrage ihrer Kunden bleibt zunehmend aus. 
Die durch die Verwendung frischer, saisonaler 
und regionaler Lebensmittel entstehenden 
Mehrkosten für den Endkonsumenten sollen mit 
Hilfe des angesetzten Subventionsprogrammes 
kompensiert und umgangen werden.  
 

 Wird die Vorbeugung einer Mangelernährung 
durch die vegane Ernährung berücksichtigt? 
Ja. Durch die angepassten Lehrpläne sowie 
Weiterbildungsmaßnahmen verfügen Köche*in-
nen über einen hohen Wissensstand sowie tech-
nische Unterstützung (bspw. KlimaTeller App, 
Rezeptdatenbank www.kochen-für-das-klima-
in-sa.de), um Mangelerscheinungen aus vega-
ner Ernährung entgegenzuwirken. Dafür setzen 
diese auf die bewusste Verwendung von eiweiß- 
sowie vitaminreichen Lebensmitteln wie Hülsen-
früchten, Quinoa, Nüssen oder anderen Ge-
müse-, Getreide- und Obstsorten. Der Konsum 
veganer Ernährung von Kindern unterliegt dabei 
der Verantwortung ihrer Eltern.  

 
In der anschließenden Abstimmung fand das Gesetz 
vorrangig Zustimmung von den weiblichen Anwesen-
den sowie von Personen mit einem bereits bewusst 
umgestellten klimafreundlichen Ernährungsstil, wie 
bspw. der veganen Ernährung. Trotz der deutlich er-
kennbaren Teilung konnte das Gesetz mit ausrei-
chend Stimmen überzeugen und erfolgreich verab-
schiedet werden. Die genauen Beweggründe sind 
dem Ministerium für Arbeit und Soziales nicht be-
kannt. Eine mögliche Erklärung stellt die Tatsache 
dar, dass die erfolgreiche Umsetzung des Gesetzes 
bzw. die dahinterstehende Grundidee die einfachste 
Art ist, von einer gesunden Ernährung zu profitieren, 
neue Erfahrungen zu erleben und gleichzeitig die 
Umwelt für nachfolgende Generationen zu schonen. 

Darüber hinaus bietet die korrekte Umsetzung des 
Gesetzes eine sehr gute und frische Auswahl an Ge-
richten in den Speiseplänen öffentlicher und privater 
Kantinen. Schließlich verspeist auch eine Vielzahl 
eingeschworener Fleischesser lieber frische und aro-
matisch lecker schmeckende Gerichte. 

5. Kritische Reflexion des Beratungs- und 
Gesetzgebungsprozesses  
 
An dieser Stelle werden sowohl der interne Gesetz-
gebungsprozess des Ministeriums für Arbeit und So-
ziales als auch der übergreifende Beratungsprozess 
der ersten und zweiten Beratung einer kritischen Re-
flexion unterzogen. 

 

5.1 Gesetzgebungsprozess (Ministerium für 
Arbeit und Soziales) 
 
Die Arbeit im Ministerium für Arbeit und Soziales 
zeugte von einer großen Kooperationsbereitschaft 
trotz der Anwesenheit zahlreicher unbekannter Ge-
sichter und Studienrichtungen. Besonders Letzteres 
erweiterte insbesondere in der Vorbereitungs- und 
Recherchephase den Blickwinkel und Fokus auf die 
gegebene Problematik. Die durchgängig vorhandene 
effiziente Kommunikation und Arbeitsweise ermög-
lichte einen kontinuierlichen Arbeitsprozess ohne 
viele Unterbrechungen oder Konflikte. 
 
Als einzig problematisch hervorzuhebender Fakt ist 
die teils geringe Interaktion und Beteiligung der Stu-
dierenden mit weniger Anforderungen als fünf oder 
sechs Creditpoints zu nennen. Dies wurde nicht nur 
in der Vorbereitungs- und Recherchephase, sondern 
auch im angesetzten Beratungsprozess beobacht-
bar. Für künftige Seminare ist demnach die Art und 
Weise der Zusammenstellung der Mitglieder in den 
Ministerien zu überdenken. 
 

5.2 Beratungsprozess (1. und 2. Beratung) 
 
Als besonders erschreckend erwies sich für das Mi-
nisterium für Arbeit und Soziales der Verlauf der Dis-
kussion innerhalb der zweiten Beratung in Richtung 
einer starren Denkweise im Kontext des gewohnten 
Ernährungsverhaltens der Anwesenden. Vorwiegend 
männliche Teilnehmer nutzten die Chance, die vor-
geschlagene fleischarme bzw. vegetarische oder ve-
gane Ernährung anzuzweifeln und äußerten damit 
bewusst ihren Unwillen, ihre Ernährungsweise im 
Sinne der Klimaanpassung zu ändern. Weiterhin of-
fenbarten sich in der offenen Diskussion Erkennt-
nisse, die auf eine unzureichende Auseinanderset-
zung mit dem vorliegenden Gesetzesentwurf hindeu-
teten. Grundsätzlich herrschte eine hohe Diskussi-
onsbereitschaft mit teils guten und, aufgrund dürftiger 
Vorbereitung der Teilnehmer, teils weniger sinnvollen 
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Argumenten wie bspw. einer vorausgesagten Man-
gelernährung oder provokanten Fragen zu "rebellie-
renden Kantinengängern". 
 
Der Landtagspräsident sowie die weiteren anwesen-
den hohen Abgeordneten des Landtags sorgten für 
einen ruhigen, strukturierten Ablauf der Diskussion. 
Mit der Durchführung des landtagsinternen Plan-
spiels lieferten sie einen interessanten Einblick in den 
Gesetzgebungsprozess unter Berücksichtigung poli-
tischer und klimagerechter Thematiken. 

6. Kritische Reflexion und Evaluation des 
Seminars 
 
Der Ablauf des Planspiels sowie das generelle Kon-
zept des Seminars sind im Großen und Ganzen ver-
gleichsweise zufriedenstellend aufgegangen. Die an-
gesetzten Workshops wurden interessant und kreativ 
gestaltet und deckten eine umfassende Vielfalt klima-
bezogener Thematiken ab. Die damit einhergehen-
den eingeladenen Referenten aus den unterschied-
lichsten Gebieten und Institutionen überzeugten mit 
überdurchschnittlichen Kenntnissen und einem ho-
hen Motivationslevel.  
 
Problematisch im Kontext der Planung des Seminars 
war die zeitliche Ansetzung der Termine. Diese stell-
ten für viele Studierende aufgrund des anfangs kom-
munizierten Zeitfensters (Dienstag von 13 bis 17 Uhr) 
ein organisatorisches Problem dar, weshalb einige 
Workshops von Einzelnen nicht besucht werden 
konnten. 
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1. Problemstellung 
 

1.1 Folgen von Wetterextremen und 
Klimawandel in Sachsen-Anhalt und der 
Welt 
 
Ob Jahrhunderthochwasser oder Rekordniedrigwas-
ser, ob Sommerstürme oder Hitzeperioden und Tro-
pennächte, extreme Wetterereignisse häufen sich in 
Sachsen-Anhalt. Und auch das Klima ändert sich. In 
Magdeburg wurde in dem Zeitraum von 1951 bis 
2014 ein kontinuierlicher Anstieg der Jahresmittel-
temperatur von ca. 0,3° C pro Jahrzehnt (Tendenz 
steigend) verzeichnet. Die jährlichen Frosttage (Min-
desttemperatur < 0° C) nahmen in Magdeburg durch-
schnittlich um 3,5 Tage pro Jahrzehnt ab, während 
die Sommertage (Maximaltemperatur mind. 25° C) 
während des meteorologischen Sommers (Juni-Au-
gust) um 3,2 Tage pro Jahrzehnt zunahmen (vgl. 
Landesamt für Umweltschutz, 2016). 
 
Die Schäden, welche aus den Wetterextremen ent-
stehen, sind verheerend und betreffen die Bevölke-
rung des Landes, lokale Unternehmen und Betriebe 
sowie die Natur selbst. So sorgen Dürre- und Hitze-
perioden für Ernteausfälle bei Landwirten und erhö-
hen die Sterberate bei der älteren Bevölkerung 
(Theile, 2018). Hochwasser richten massive Schä-
den an Gebäuden und Infrastruktur an. So verur-
sachte gem. Aeikens (2018) das Hochwasser im Juni 
2013 Schäden in Höhe von zwei Milliarden Euro (in 
Sachsen-Anhalt) und auch in 2018 zahlten Versiche-
rer in Sachen-Anhalt 140 Millionen Euro  für Unwet-
terschäden (hauptsächlich Orkantief „Friederike“), 
wie Radio Brocken (2019) berichtet. 
 
Wie schnell sich aus Wetteranomalitäten nicht nur 
materielle oder monetäre Schäden, sondern auch 
existenzielle Gefahren entwickeln, konnte am Bei-
spiel der indischen Millionen-Stadt Chennai beo-
bachtet werden. Wiederholt schwache und teils ver-
spätete Monsunperioden und langfristiges Missma-
nagement sorgten dafür, dass im Juni 2019 die Trink-
wasserreservoirs der Stadt gänzlich austrockneten. 
Betroffen waren neben den privaten Haushalten 
auch Hotels, Restaurant, Schulen und Krankenhäu-
ser. Konstant hohe Temperaturen oberhalb von 40°C 
verschlimmerten die Situation zusätzlich (Dhillion, 
2019). 
 

1.2 Konzepte für Klimafolgenmanagement 
 
Es ist folglich nicht von der Hand zu weisen, dass 
weltweit, aber auch in Sachsen-Anhalt, langfristige 
und effektive Konzepte für das Klimafolgenmanage-
ment entwickelt und implementiert werden müssen.  
 
Hierbei geht es vorrangig darum, die Interessen und 
Bedürfnisse der heutigen Gesellschaft zu erfüllen, 
ohne dabei die Bedürfnisse zukünftiger Generatio-
nen zu kompromittieren (vgl. World Commission on 
Environment and Development, 1987). 
 
Doch ist es fraglich, ob mit der bestehenden Klimapo-
litik des Bundes und des Landes Sachsen-Anhalts in-
novative und effektive Konzepte tatsächlich gefördert 
werden. Derzeit konzentriert sich die Förderung stark 
auf Subventionen vor allem für erneuerbare Energien 
und Mobilität, mit dem Ziel, die CO2-Emission zu re-
duzieren. Dass dies die Hersteller und Energieliefe-
ranten dazu verleiten könnte, eher auf stark subven-
tionierte Technologien als auf kostspielige Innovatio-
nen zu setzen, die ggf. einen höheren Mehrwert bie-
ten, sollte Lomborg (2015) zufolge bedacht werden. 
 

1.3 Forschung und Entwicklung als 
vielversprechendste Lösung für 
Klimaanpassung 
 
Weiter spezifiziert und priorisiert wurden Klima-
schutz- und Klimaanpassungsmaßnahmen, von den 
fünf einflussreichen Ökonomen (unter ihnen drei No-
belpreisträger) Jagdish Bhagwati, Finn Kydland, 
Thomas Schelling, Vernon Smith und Nancy Stokey 
auf dem Copenhagen Consensus on Climate im Jahr 
2009. 
 
Hauptfokus sollte ihnen zufolge auf Forschung und 
Entwicklung im Bereich des Geoengineerings, der 
Technologieentwicklung (Energieversorgung und 
CO2-Speicher) und der Anpassungsplanung liegen. 
Auch Aufforstung, Schutz bestehender Wälder und 
Technologietransfer können dem Expertengremium 
zufolge einen nennenswerten Beitrag leisten. 
 
Die Reduzierung von Treibhausgasen wird zwar als 
wichtig, aber nicht als kosteneffektive Lösung ange-
sehen (vgl. Copenhagen Consensus on Climate, 
2009). 
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1.4 Klimaanpassungsforschung in 
Sachsen-Anhalt 
 
Die Meinung, dass mehr Geld in die Förderung der 
Bildung und Forschung in Richtung Klimaanpassung 
gesteckt werden muss, teilt auch Prof. Harald Lesch 
und sieht den Staat und nicht private Institutionen in 
der Pflicht (Lesch, 2015 und 2017). 
 
Dies kann auch vor dem Hintergrund des Grundprin-
zips einer demokratischen Regierung begründet wer-
den. Denn der vom Volk ausgehende Regierungsauf-
trag verpflichtet die Regierung zum Handeln im Inte-
resse der Bevölkerung. Dieser Verpflichtung können 
private Institutionen genauso nachkommen, sie müs-
sen es aber nicht. Folglich ist es vornehmlich die Auf-
gabe der Regierung Klimaanpassungsforschung (fi-
nanziell) zu motivieren, um die Erfüllung der Bedürf-
nisse der heutigen und zukünftigen Generationen zu 
sichern. 
 
Ausgehend von der Annahme der Sinnhaftigkeit der 
Klimaanpassungsforschung, stellen sich im Spielfall 
zwei Fragen: 
 
1. Welche im Einflussbereich des Ministeriums für 
Bildung und Wissenschaft liegende Ressourcen kön-
nen zur Partizipation am Klimaanpassungsprozess 
motiviert werden und wie wird diese Partizipation mo-
tiviert? 
2. In welcher Form soll die Partizipation stattfinden?  
 
In Bezug auf die erste Frage wurden schulische Bil-
dungseinrichtungen (siehe zweites Gesetz des Mi-
nisteriums) und die Hochschulen des Landes Sach-
sen-Anhalts als wichtige Teilnehmer am Klimaanpas-
sungsprozess identifiziert.  
 
Um deren Partizipation zu ermöglichen, müssen al-
lerdings finanzielle Freiräume in Form einer staatli-
chen Förderung geschaffen werden. 
 
Es bleibt zu hoffen, dass es seitens der Studieren-
den, Forschenden und Lehrenden eine intrinsische 
Motivation für die Teilhabe an der Klimaanpassungs-
politik des Landes Sachsen-Anhalt gibt, welche 
durch die Schaffung einer finanziellen Förderung frei-
gesetzt werden kann. Hiervon kann zumindest aber 
im Spielfall (absolute Mehrheit für die KAP21) ausge-
gangen werden. 
 
Die Partizipation der Hochschulen soll vorrangig in 
Form der Chancen- und Risikobewertung, Priorisie-
rung, Konzeptfindung oder -entwicklung sowie der 
Konzeptevaluation stattfinden, um so die Klimaan-
passungspolitik des Landes zu unterstützen. 
 

Vergleichbare Bemühungen wurden bereits vom 
Bundesministerium für Bildung und Forschung mit 
dem von 2008 bis 2014 angesetzten Projekt KLIM-
ZUG unternommen. Allerdings schloss das KLIM-
ZUG-Projekt u. a. Sachsen-Anhalt von vornherein als 
Betrachtungsregion aus und begünstigte durch die 
zeitliche Limitierung nicht den nachhaltigen Aufbau 
einer auf Klimaanapassung ausgerichteten Bildungs- 
und Forschungsinfrastruktur (Umwelt Bundesamt, 
2016). 
 
Um dieser Problemstellung entgegenzutreten, wurde 
der Konzeptentwurf für das Gesetz zur Förderung 
der Klimaanpassungsforschung entwickelt. 

2. Gesetzentwurf 
 
Im Folgenden sollen die Inhalte des Gesetzentwurfs 
hergeleitet und kurz begründet werden. 
 

2.1 Begriffsbestimmung 
„Klimaanpassungsforschung“ 
 
Klimaanpassung und Klimafolgenmanagement wer-
den im Kontext dieses Gesetzentwurfes als Syno-
nyme verwendet und gehen von schwerwiegenden, 
durch die fortschreitende Klimaerwärmung ausgelös-
ten Folgen für die Gesellschaft, Wirtschaft und Um-
welt aus. Die Ideen, Konzepte und Maßnahmen zum 
Umgang mit diesen Folgen beschreibt die Anpas-
sungsstrategie an den Klimawandel. 
 
Forschungsschwerpunkte beinhalten dabei unter an-
derem die folgenden Themen ohne einem Anspruch 
auf Vollständigkeit gerecht zu werden: 
 
1. Prognosen zu Folgen des Klimawandels für die 
Kommunen und das Land Sachsen-Anhalt 
2. Optimierung von Siedlungs- und Infrastrukturen 
hinsichtlich Klimaanpassung 
3. Mittel- bis langfristige Maßnahmen zum Schutz 
der Kommunen vor den Folgen des Klimawandels 
4. Erarbeitung von Schutz- und Anpassungsalterna-
tiven für Naturhaushalte und Ökosysteme 
5. Erarbeitung von Handlungsalternativen unter Be-
rücksichtigung der veränderten Klimabedingungen 
in der Land- und Forstwirtschaft 
6. Entwurf intelligenter Klimaanpassungs- und Parti-
zipationskonzepte sowie Anreizsysteme vor ökologi-
schen, ökonomischen und sozialen Gesichtspunk-
ten 
7. Ausbau der fachspezifischen Forschungsinfra-
struktur 
  
Der Klimaanpassungsforschung im Land Sachsen-
Anhalt soll eine dynamische Entwicklung mit Raum 
für neue Ideen und Innovationen ermöglicht werden, 
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weshalb eine Dynamik und Anpassungsfähigkeit im 
Forschungsfokus zwingend notwendig ist. 
 

2.2 Gesetz zur zusätzlichen, finanziellen 
Förderung der Klimaanpassungsforschung 
 
Mit dem Gesetz soll eine jährliche Förderung der 
Klimaanpassungsforschung an den Hochschulen 
Sachsen-Anhalts von bis zu 8,4 Millionen Euro aus 
Landesmitteln erreicht werden. Hierbei sollen sechs 
Grundsätze eingehalten werden. 
 
1. Die Festlegung der maximalen Fördersumme pro 
Hochschule orientiert sich an der im Haushaltsplan 
des Landes Sachsen-Anhalts festgelegten Vertei-
lung des Forschungsetats. Beispielhaft hätte dies für 
den Haushaltsplan 2017/2018 folgende Verteilung 
der maximalen Fördersummen pro Hochschule be-
deuten können 
(Ministerium der Finanzen, 2018): 
 

Tabelle 1: Beispielhafte Verteilung der Gesamtfördersumme 

Verteilung der max. Gesamtfördersumme von 
8,4 Millionen Euro 
Martin-Luther-Universität Halle-
Wittenberg 

2,60 Mio. € 

Burg Giebichenstein Kunsthoch-
schule Halle 

0,28 Mio. € 

Otto-von-Guericke-Universität 
Magdeburg 

2,02 Mio. € 

Hochschule Magdeburg Stendal 1,05 Mio. € 
Hochschule Anhalt 1,16 Mio. € 
Hochschule Harz 0,60 Mio. € 
Hochschule Merseburg 0,53 Mio. € 
Fachhochschule Polizei Sach-
sen-Anhalt 

0,16 Mio. € 

 
2. Alle Hochschulen gem. § 1, Abs. 1 Hochschulge-
setz des Landes Sachsen-Anhalt haben ein Anrecht 
auf Förderung unabhängig ihres Forschungs- bzw. 
Ausbildungsschwerpunktes. So soll die Partizipation 
aller Hochschulen ermöglicht und keine Personen-
gruppe von Beginn an ausgeschlossen werden.  
 
3. Es handelt sich um eine zusätzliche Förderung un-
abhängig von bestehenden Forschungsetats und 
Fördergeldern. Auf diese Weise sollen Kannibalisie-
rungseffekte hinsichtlich der bestehenden For-
schungsdisziplinen vermieden werden. 
 

4. Es soll eine leistungsorientierte Förderung imple-
mentiert werden, welche sich am geleisteten und 
nachgewiesenen Forschungsaufwand der jeweiligen 
Hochschule bemisst. 
 
5. Es soll sowohl durch Ausschreibung oder Geneh-
migungen (bspw. der/durch die Landesregierung) ini-
tiierte Auftragsforschung als auch eigenständig moti-
vierte Forschung honoriert werden. Dafür wäre es 
denkbar, größere Projekte mit konkreten Fördersum-
men, Zielanforderungen und Auflagen zu belegen 
und Abschluss- und Projektarbeiten zu vordefinierten 
Klimaanpassungsschwerpunkten pauschal zu hono-
rieren. 
 
6. Von der Bildung neuer Klimaanpassungsfakultäten 
soll abgesehen werden, um die Interdisziplinarität der 
Forschungsrichtung zu erhalten. 
 

2.3 Landeszentrale für Klimaanpassung 
 
Im Rahmen der Ausarbeitung des Gesetzentwurfs 
entstand die Idee einer Landeszentrale für Klimaan-
passung, welche Kompetenzen bündelt und die lan-
despolitischen Geschicke hinsichtlich Klimaanpas-
sung lenkt. 
 
Diese soll eine themenspezifische Bündelung der 
Klimaanpassungsprojekte sämtlicher Ministerien und 
eine effizientere Kommunikation und Kooperation mit 
regierungsfremden Institutionen ermöglichen. 
 
Im Fall des Gesetzes zur Förderung der Klimaanpas-
sungsforschung wäre es denkbar, dass der Aus-
schreibe- und Vergabeprozess von Großprojekten 
und die Prüfung der Mittelverwendung, der For-
schungsmeilensteine sowie Endergebnisse durch 
die Landeszentrale für Klimaanpassung erfolgt. 
 

2.4 Gesetzentwurf gemäß der 2. Beratung 
 
Die folgende Tabelle entspricht dem Gesetzentwurf, 
wie er für die zweite Beratung des Landtags überar-
beitet und den anderen Ministern und Abgeordneten 
vorstellt wurde. 
 
Im Verlauf der zweiten Beratung wurde dem Gesetz-
entwurf mit einer absoluten Mehrheit zugestimmt. Zu-
dem wurde der zur Umsetzung des Gesetzes not-
wendige finanzielle Aufwand vor dem Hintergrund 
des zukünftigen Haushaltsplans bewilligt.
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Tabelle 2: Gesetzentwurf des Ministeriums für Bildung und Wissenschaft  

Vorschlagendes Ministerium:  
Ministerium für Bildung und Wissenschaft 
 

Version: 
Zweiter Entwurf  

Gesetz zur Förderung der Klimaanpassungsforschung  

Ausgangslage & Problemstellung 

 Forschungsergebnisse werden vor allem in der Wirtschaft genutzt und (finanziell) motiviert. Der Transfer in 
Richtung Gesellschaft wird vernachlässigt (Ronzheimer, 2016 ) -> verstärkt Forschung für die Gesellschaft 
betreiben und nutzen 

 Hauptgeschädigte des Klimawandels ist die Gesellschaft -> Aufgabe einer demokratischen Regierung ist es, 
die Interessen der Gesellschaft zu vertreten -> finanzielle Förderung gesellschaftlich relevanter Themen muss 
von der Regierung ausgehen 

 3 % der Publikationen weltweit kommen aus der Nachhaltigkeitsforschung (Sustainability Science in a Global 
Landscape, 2015) -> keine Daten zur Klimaanpassungsforschung bekannt -> Forschung im Bereich noch ein-
mal geringer/Forschung in dem Bereich (lokaler) Klimaanpassung wird derzeit vernachlässigt 

 Exzellenz des Hochschulstandorts Sachsen-Anhalt kann nur dann langfristig gesichert werden, wenn For-
schung und Innovation einen substanziellen Beitrag zur Lösung dringender gesellschaftlicher Fragen leisten -
> Leistungsbezogene, finanzielle Förderung zur Klimaanpassungsforschung 

 Prof. Dr. Harald Lesch: „Es wird sehr viel Geld in Forschung gesteckt, die nicht die heutigen Probleme löst. Wir 
brauchen Antworten auf Fragen, die wir jetzt beantwortet haben müssen“ (Lesch, 2016).   

 Prof. Dr. Harald Lesch: „Es muss viel mehr Geld in Bildung und in Klimaanpassungsmaßnahmen gesteckt wer-
den“ (Lesch, 2017)   

 Prof. Dr. Harald Lesch: „Wir wollen nicht, dass wichtige Institutionen bei uns privat finanziert werden“ (Lesch, 
2015) -> Unabhängigkeit der Forschung in wichtigen Themenbereichen garantieren und nicht von privaten Gel-
dern/Unternehmen in Forschungsbereichen abhängig sein 

Ziel  

 Es soll der gesetzliche Rahmen zur finanziellen Förderung von Klimaanpassungsforschung geschaffen werden, 
damit Forschung, Innovation, Planung und Durchführung von Klimafolgenmanagement (lokal, national und in-
ternational) in einem gesellschaftlichen und wissenschaftlichen Kontext ermöglicht, gestärkt und verbessert wird

Strategie & Maßnahmen (inkl. Begründung) 

 Verabschiedung des Landesgesetzes zur Förderung der Klimaanpassungsforschung 
 Zusätzliche, finanzielle Unterstützung in Form von Fördergeldern, entsprechend dem Engagement der Hoch-

schulen, durch das Land Sachsen-Anhalt mit dem Ziel, dass 5 % aller Forschungsprojekte einen Klimaanpas-
sungsbezug haben  

 Die maximale jährliche Fördersumme für alle Hochschulen des Landes Sachsen-Anhalts (gem. § 1, Abs. 1 
Hochschulgesetz des Landes Sachsen-Anhalt) beträgt 8,4 Millionen Euro 

‐ Diese Fördersumme gliedert sich weiterhin in die maximalen Fördersummen der einzelnen Hoch-
schulen auf 

‐ Die Verteilung der maximalen Fördergelder je Hochschule orientiert sich an der jährlich im Haus-
haltsplan des Landes Sachsen-Anhalts festgelegten Verteilung des gesamten Forschungsetats des 
Landes auf die einzelnen Hochschulen (entsprechend der Anzahl der Studierenden etc.) 

‐ Es handelt sich um eine zusätzliche Förderung, sodass es zu keinem „Kannibalisierungeffekt“ in der 
Forschung kommt 

‐ Das geleistete Forschungsengagement der Hochschulen muss nachgewiesen werden, um eine För-
derung zu erhalten 

‐ Es soll interdisziplinäre Klimaanpassungsforschung in allen Fachbereichen motiviert werden -> keine 
Klimaanpassungsfakultät 

‐ Die maximale jährliche Fördersumme entspricht ca. 0,073 % des Landeshaushaltes (2019) und ca. 
1 % der Gesamtausgaben des Wissenschafts- und Forschungsministeriums (2019) [6] 
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 Förderbereiche: 
‐ Allgemein soll Forschung zum Klimafolgenmanagement in Sachsen-Anhalt motiviert werden. Zudem 

wäre eine enge Zusammenarbeit von Politik und Wissenschaft wünschenswert, um effiziente und 
fundierte Klimaanpassungsmaßnahmen und -strategien ergreifen zu können. Ein dynamischer Aus-
schreibungsprozess zu konkreten Themenstellungen durch die einzelnen Ministerien sollte ermög-
licht werden 

‐ Darüber hinaus sind als konkrete Forschungsgebiete folgende zu nennen: 
 Prognosen zu Folgen des Klimawandels für die Kommunen und das Land Sachsen-Anhalt
 Optimierung von Siedlungs- und Infrastrukturen hinsichtlich Klimaanpassung 
 Mittel- bis langfristige Maßnahmen zum Schutz der Kommunen vor den Folgen des Klima-

wandels 
 Erarbeitung von Schutz- und Anpassungsalternativen für Naturhaushalte und Ökosysteme
 Erarbeitung von Handlungsalternativen unter Berücksichtigung der veränderten Klimabe-

dingungen in der Land- und Forstwirtschaft 
 Entwurf intelligenter Klimaanpassungs- und Partizipationskonzepte sowie Anreizsysteme 

vor ökologischen, ökonomischen und sozialen Gesichtspunkten 
‐ Zudem kann die Förderung auch für den Ausbau forschungsspezifischer Infrastruktur (Labore, 

Messstationen etc.) verwendet werden 
 
Handlungsschritte  

 (Gesetz verständlich gestalten, Gesetz verabschieden) 
 Möglichkeit der Forschungsförderung für Hochschulen publik machen  
 Schaffung einer „Landeszentrale für Klimaanpassung“ zur zentralisierten Koordination und Organisation 

landespolitischer Belange im Bereich Klimaanpassung (für alle Ministerien!!) 
 Jedes Jahr können sich die Hochschulen einmal auf die Fördersummen bewerben 
 Bewerbung der Hochschulen auf ausgeschriebene Großprojekte der Landeszentrale Klimaanpassung 
 Regelungen zur Nachweispflicht der erbrachten Forschungsleistungen 
 In der Landeszentrale für Klimaanpassung werden 1-2 Vollzeit-Angestellte eingestellt und damit betraut, 

die Prüfung der Anträge der Hochschulen auf Förderwürdigkeit zu prüfen (Prüfung auf thematische Rele-
vanz für die Klimaanpassungsforschung) 

 Fördergeldzahlungen an Hochschulen gemäß des jeweiligen Forschungsaufwandes 
Zielgruppe und beteiligte Akteur*innen (inkl. anderer Ministerien)

 Ministerium für Bildung und Wissenschaft  
 Finanzministerium 
 Landeszentrale für Klimaanpassung  
 alle Hochschulen in Sachsen-Anhalt (auch Musik- oder Kunsthochschulen können sich darauf bewerben; es 

geht um extra Fördergelder und nicht um die Grundfinanzierung) 
 ggf. private Forschungseinrichtungen 

Erfolgsindikatoren/Meilensteine 

 Maximale Fördersumme des Fördergesetzes wird jedes Jahr komplett ausgeschöpft (ab 2024) 
 Nationale/Internationale Bekanntheit der Hochschulen Sachsen-Anhalts im Bereich der Klimaanpassungsfor-

schung 
 Kosteneinsparungen und Effizienzgewinne bei Klimaanpassungsmaßnahmen durch fundierte wissenschaftli-

che Bewertung im Vorfeld (ab 2021) 

Flankierende Maßnahmen (optional) 

 Kombination und Aufstockung mit Fördergeldern auf Bundes- oder EU-Ebene 
 Auslobung von Preisen (Finanzielle Gewinne/Anreize) für herausragende Forschung im Bereich der Klimaan-

passung  
 Zusätzliche Motivation der Forschung durch Nutzung der Forschungsergebnisse im Prozess der politischen 

Entscheidungsfindung 

Hinweise & Weiterführende Informationen 

Weiteres: 

 Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit. (2014). Anpassung an den Klimawandel. 
Abgerufen von https://www.bmu.de/themen/klima-energie/klimaschutz/anpassung-an-den-klimawandel/ 
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 Ministerium der Finanzen des Landes Sachsen-Anhalt. (2019). Der Haushalt für das Haushaltsjahr 2019. Ab-
gerufen von https://mf.sachsen-anhalt.de/finanzen/haushalt/haushaltsplaene/haushalt-2019/haushaltsplan-
2019/ 

 Wallace-Wells, D. (2017). Der Planet schlägt zurück. Der Freitag. Abgerufen von https://www.freitag.de/  
 

Wichtige Gesetze zur Orientierung: 
 Hochschulgesetz des Landes Sachsen-Anhalt (HSG LSA): http://www.landesrecht.sachsen-anhalt.de/jpor-

tal/;jsessionid=F0BF04B3032BDE-
BEE2CF03874BBEC105.jp18?quelle=jlink&query=HSchulG+ST&psml=bssah-
prod.psml&max=true&aiz=true#jlr-HSchulGST2010pP4 

 Kostenverordnung für das amtliche Vermessungs- und Geoinformationswesen (VermKostVO): http://www.lan-
desrecht.sachsen-anhalt.de/jportal/?quelle=jlink&query=GradFGDV+ST&psml=bssah-
prod.psml&max=true&aiz=true 

 
 

3. Bewertung des Gesetzentwurfs 
 
Der folgende Absatz soll sowohl der erhofften Wir-
kung, den Stärken und Potentialen des Gesetzesent-
wurfs als auch einer kritischen Auseinandersetzung 
und dem Aufzeigen möglicher Schwächen gewidmet 
werden. Zudem soll kurz auf Erfolgsindikatoren ein-
gegangen werden. 
 

3.1 Erhoffte Wirkung des Gesetzentwurfs 
 
Mit dem Gesetzentwurf soll ein verbindlicher, finanzi-
eller Rahmen für die Klimaanpassungsforschung ge-
schaffen werden, um einerseits bestehende, intrin-
sisch motivierte Studierende und ForscherInnen mit 
finanziellen Ressourcen auszustatten und anderer-
seits extrinsische (finanzielle) Anreize zu schaffen. 
Ziel ist hierbei eine stärkere und qualitativ hochwer-
tige Partizipation der Hochschulen und Universitäten 
des Landes Sachsen-Anhalts an der Gestaltung ei-
ner nachhaltigen und effektiven Klimaanpassungs-
strategie. 
 
Durch Mitwirkung u. a. bei Chancen- und Risikobe-
wertung, Priorisierung, Konzeptfindung oder -ent-
wicklung im Rahmen der Klimaanpassungspolitik des 
Landes (und ggf. auch überregional) können Kosten 
gespart und fundierte Entscheidungen getroffen wer-
den. 
 
Als Erfolgsindikatoren können hier der Aufbau einer 
forschungsspezifischen Infrastruktur (Labore, Mess-
stationen, Teststände, etc.), eine verstärkte Zusam-
menarbeit von Politik und Forschung bei der Entwick-
lung und Bewertung geeigneter Klimaanpassungs-
maßnahmen, Ausschöpfung der maximalen Förder-
summen und eine steigende Anzahl relevanter Pub-
likationen und Patente gelten. 
 
Um die Ergebnisse im Folgenden bestmöglich nut-
zen zu können und um die Leistungen der Forsche-

rInnen anzuerkennen, sollten stets Publikationen an-
gestrebt werden. Dies hätte zudem das Potential, die 
Bekanntheit und Attraktivität des Standorts Sachsen-
Anhalts im Bereich der Klimaanpassungsforschung 
zu steigern. Hieraus wiederum könnten weitere För-
derungen aus Bundes- oder EU-Mitteln erwachsen. 
 

3.2 Kritische Reflexion des Gesetzentwurfs 
 
Obwohl dem Gesetzentwurf in beiden Beratungen 
zugestimmt und die zur Umsetzung notwendigen fi-
nanziellen Aufwendungen freigegeben wurden, gibt 
es einige Punkte die kritisch bedacht werden müs-
sen. 
 
Zuallererst ist hier das Risiko zu nennen, dem sich 
jedes Forschungs- und Entwicklungsprojekt stellen 
muss, namentlich dem Risiko des Scheiterns. 
 
Da im Vorfeld nicht abzusehen ist, ob die neuen Kon-
zepte, Lösungen, Technologien oder Innovationen 
den gewünschten Mehrwert bieten oder ob am Ende 
eines großen Forschungsprojektes überhaupt eine 
greifbare Innovation steht, muss dieses Risiko er-
kannt und akzeptiert werden. Vielmehr ist es wichtig, 
in diesen Fällen aus den Fehlversuchen zu lernen 
und langfristig fachspezifische Kompetenzen aufzu-
bauen, welche wiederum helfen können vielverspre-
chende Projekte zu identifizieren. 
 
Die Forschungseinrichtungen können mit diesem Ri-
siko nicht alleingelassen werden, weshalb ein lang-
fristiger Fokus der Förderung notwendig ist. Zudem 
sollte das Augenmerk nicht ausschließlich auf den 
Ergebnissen der einzelnen Projekte, sondern auch 
auf der allgemeinen Kompetenzentwicklung liegen.  
 
Nichtsdestotrotz müssen mit dem Aufbau von fachli-
chen Kompetenzen in der Region auch Mechanis-
men zur Sicherung der Ergebnisqualität implemen-
tiert werden, um aus Sicht der Landesregierung ein 
langfristiges finanzielles Engagement zu rechtferti-
gen. 
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Wie bereits aber angesprochen birgt hier ein effekti-
ver Wissenstransfer die Möglichkeit der Förderung 
durch übergeordnete, politische Instanzen (EU oder 
Bund). 
 
Ein weiteres Problem könnte der bürokratische Auf-
wand hinsichtlich Ausschreibung und Vergabe von 
Forschungsaufträgen sowie die Bewertung und Prü-
fung des Forschungsaufwands und der Forschungs-
ergebnisse werden. Hier müssen anfängliche Kom-
plikationen erwartet werden, welche durch eine enge 
Zusammenarbeit aller Akteure mit der Zeit überwun-
den werden sollten. 
 
Zu guter Letzt bleibt noch die Aufgabe der Bekannt-
machung der zusätzlichen Förderung, welche aller-
dings aufgrund der geringen Größe der Zielgruppe 
(acht Universitäten und Hochschulen) verhältnismä-
ßig einfach zu lösen sein sollte. Davon ausgehend 
liegt, betrachtet man die Wahlergebnisse der Land-
tagswahl, die Vermutung nahe, dass sich ausrei-
chend Studierende und ForscherInnen finden, wel-
che die Klimaanpassungsstrategie des Landes Sach-
sen-Anhalts mitgestalten wollen. 

4. Diskussion und Abstimmung 
 
In diesem Kapitel soll diskutiert werden, wie der Ge-
setzentwurf in der zweiten Beratung angenommen 
wurde, welche Einwände und Vorschläge es gab und 
weshalb dem Gesetzentwurf schlussendlich zuge-
stimmt wurde. 
 
Grundsätzlich kann gesagt werden, dass das Gesetz 
zur Förderung der Klimaanpassungsforschung nicht 
sonderlich intensiv debattiert wurde. Dies gilt vor al-
lem, nachdem die in der ersten Beratung geforderten 
Konkretisierungen (hinsichtlich Begriffsdefinitionen, 
Höhe der Fördersumme, Förderbereich und Er-
folgsindikatoren) umgesetzt wurden. Einzig der For-
derung nach Klimaanpassungsfakultäten wurde aus 
bereits genannten Gründen nicht entsprochen. Dies 
führte in der zweiten Beratungsrunde allerdings zu 
keinerlei Einwänden. Als Resultat erhielt der Entwurf 
zum Gesetz zur Förderung der Klimaanpassungsfor-
schung in der letzten Abstimmung die fünftmeisten 
Stimmen. 
 
Als ein Grund für die gute Annahme des Gesetzent-
wurfs wird der verhältnismäßig geringe finanzielle 
Aufwand, welcher mit der Einführung des Gesetzes 
verbunden ist, vermutet. 
 
Mit 8,4 Millionen Euro entspräche die Fördersumme 
0,073 % des Landeshaushalts des Jahres 2019 und 
ca. 1 % der Gesamtausgaben des Wissenschafts- 

und Forschungsministeriums (Mitteldeutscher Rund-
funk, 2018). 
 
Zudem schien die Förderung von Bildung und Wis-
senschaft im Bereich der Klimaanpassung allgemein 
auf geringen politischen Widerstand zu stoßen. 
 
Der, abseits inhaltlicher Nachfragen, einzig relevante 
Vorschlag wurde seitens des Finanzministeriums 
eingebracht und bezog sich auf die Frage, ob nicht 
alle Forschungsprojekte zentral ausgeschrieben wer-
den sollen. 
 
Dem wurde seitens des Ministeriums für Bildung und 
Wissenschaft einerseits im Falle großer Forschungs-
projekte zugestimmt, andererseits würden so entwe-
der kleinere Projekte (Projekt- oder Abschlussarbei-
ten) nicht berücksichtigt werden können oder sie wür-
den einen zu hohen bürokratischen Aufwand verur-
sachen. 
 
Da der Gesetzentwurf aber im gleichen Maße das 
Engagement der Studierenden motivieren und die 
Betreuung jener Arbeiten ermöglichen soll, kommt 
ein Ausschluss von Projekt- und Abschlussarbeiten 
nicht in Frage. Als Lösungsvorschlag bleibt somit die 
Ausschreibung von großen Forschungsprojekten 
und pauschale Anerkennung des Forschungsenga-
gements bei studentischen Abschluss- und Projekt-
arbeiten bestehen. 

5. Kritische Reflexion des Beratungs- und 
Gesetzgebungsprozesses 
 
Im letzten Kapitel soll die Entstehung des Gesetzent-
wurfs in der Gruppe und der Erkenntnisgewinn so-
wohl aus den gruppeninternen Diskussionen als 
auch aus der ersten und zweiten Beratung des Land-
tages erläutert werden. Abschließend soll eine kurze 
Bewertung des Seminars erfolgen. 
 

5.1 Entwicklung des Gesetzentwurfs 
 
Anschließend an die Auftaktveranstaltung und die 
Zuteilung der Ministerien fand das erste Ministerium-
interne Treffen statt. Gefordert wurde ein Gesetzent-
wurf aus der Landesregierung zur Mitgestaltung der 
Klimaanpassungspolitik im Einflussbereich des je-
weiligen Ministeriums. Um dieser Aufgabe nachzu-
kommen, wurden im Rahmen des ersten Ministeri-
umstreffens vornehmlich drei Fragen geklärt. 
 
1. Welche Ziele sollen verfolgt werden? 
2. Was ist nötig, um diese Ziele zu erreichen? 
3. Wie kann das Ministerium für Bildung und Wis-
senschaft an der Zielerfüllung mitwirken? 
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Als Hauptziel wurde die Verankerung von Klimaan-
passung und Nachhaltigkeit in den Bereichen Bil-
dung, Forschung und Wissenschaft definiert mit dem 
Ziel, das Bewusstsein für den menschlichen Einfluss 
auf und Abhängigkeit von der Umwelt zu erhöhen. 
Dieses Bewusstsein soll im wissenschaftlichen Kon-
text weiterentwickelt werden und Kompetenzen her-
vorbringen, mit denen Klimaanpassungskonzepte 
entwickelt und bewertet werden können. Dies ent-
spricht der Zielstellung des Entwurfs des Gesetzes 
zur Förderung der Klimaanpassungsforschung. 
 
Es wurde festgestellt, dass die bestehenden wissen-
schaftlichen Strukturen nur bedingt Raum für effek-
tive Forschung im Bereich Klimaanpassung bieten 
und vor allem der Mangel einer langfristigen, verläss-
lichen Förderung der Bildung neuer Strukturen ent-
gegensteht. Dies ist vor allem bedauernswert, da es 
an politischem und gesellschaftlichem Engagement 
(siehe bspw. Fridays for Future-Bewegung, Ökosozi-
ale Hochschultage (OVGU), Wahlergebnisse, di-
verse studentische Organisationen und Vereine, Bil-
dung eines Nachhaltigkeitsbüros (OVGU) u. v. m.) 
nicht zu mangeln scheint. 
 
Nach eingängiger Recherche wurde die Entschei-
dung getroffen, dass die Schaffung einer zweckge-
bundenen, finanziellen Förderung durch einen Ände-
rungsantrag des Hochschulgesetzes des Landes 
Sachsen-Anhalt (HSG LSA) nicht zielführend, ver-
mutlich sogar nicht möglich ist. 
 
Der Fokus wurde somit auf ein eigenständiges För-
dergesetz gelegt, welches die Klimaanpassungsfor-
schung aller Hochschulen gem. § 1, Abs. 1 HSG LSA 
finanziell unterstützt und aus dem Landeshaushalt fi-
nanziert wird. Der Förderzeitraum sollte langfristig 
angelegt sein. 
 
Parallel wurde nun der Gesetzentwurf gem. der Vor-
lage ausformuliert und ein beispielhafter Gesetzes-
text (siehe Anhang) verfasst. Zweites gestaltete sich 
als sehr hilfreich, um zu verstehen, welche Maßnah-
men im Rahmen eines Gesetzes umgesetzt werden 
können. 
 
So können beispielsweise Aufgaben und Verantwort-
lichkeiten (z. B. Zuständigkeiten für Ausschreibungs- 
und Vergabeprozess) zwar im Gesetzestext veran-
kert werden, die dafür vorgesehene Instanz (im kon-
kreten Fall die Landeszentrale für Klimaanpassung) 
muss allerdings als flankierende Maßnahme ge-
schaffen werden. 
 
Zudem sollte auch der Ausschreibungs- und Verga-
beprozess in einer gesonderten Verordnung geregelt 
werden. 
 

Abschließend wurde die eNAP-Prüfung durchgeführt 
und diese gemeinsam mit dem Gesetzentwurf für die 
erste Beratung eingereicht. 
 
Im Rahmen der ersten Beratung wurden hauptsäch-
lich Präzisierungen der Begriffsdefinitionen, Förder-
summe, Förderintention und Terminierung der Mei-
lensteine gefordert. Darüber hinaus wurden allge-
meine Verständnisfragen gestellt und der Vorschlag 
zur Schaffung von Klimaanpassungsfakultäten ge-
macht. 
 
Hinsichtlich der erhaltenen Anregungen aus der ers-
ten Beratung wurde der Gesetzentwurf überarbeitet. 
Hierzu wurden sowohl die konkrete Fördersumme als 
auch Förderintention und Förderbereiche aus dem 
beispielhaft formulierten Gesetzestext übernommen. 
Die Meilensteine wurden konkretisiert und terminiert. 
 
Es wurde allerdings auf ausführliche Begriffsdefiniti-
onen in dem zwei- bis dreiseitigen Gesetzentwurf 
verzichtet. Dies sollte im Rahmen dieser Aufarbei-
tung erfolgen. 
 
Zudem wurde nach interner Rücksprache der Vor-
schlag zur Schaffung von Klimaanpassungsfakultä-
ten aus bereits genannten Gründen verworfen. 
 
Wie bereits erwähnt, wurde dem Gesetzentwurf in 
der zweiten Beratung erneut und ohne weitere Ände-
rungsanträge zugestimmt. Zudem erfolgte eine er-
folgreiche Einplanung in den Haushaltsplan. 
 

5.2 Bewertung des Seminars 
 
Im Rahmen des Seminars wurden weitreichende In-
formationen zu Klimawandel, Klimaanpassung, 
Nachhaltigkeit und Landespolitik in einem sehr ange-
nehmen, offenen und interaktiven Umfeld vermittelt. 
 
Hervorzuheben waren hier die inhaltlich hochwerti-
gen und interessanten Seminare und Diskussionen 
in den Beratungen des Landtages. 
 
Die direkt in den Seminaren vermittelten Inhalte oder 
aber in Diskussionsrunden beleuchteten Themen 
setzten zielführende Impulse für die gruppeninterne 
Ideenfindung hinsichtlich der späteren Gesetzent-
würfe. 
 
Nicht klar zu differenzieren war die Vorteilhaftigkeit 
der Gruppenzuteilung, da die Interdisziplinarität all-
gemein zwar vielseitiges Wissen und neue Impulse 
in eine Gruppe einzubringen vermag, dieses Konzept 
aber nur bei Partizipation aller Gruppenmitglieder 
aufgeht. 
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Dies funktionierte im konkreten Fall zwar nicht, barg 
aber den Vorteil eines starken autodidaktischen Ele-
ments, vorzüglich im Hinblick auf die Einarbeitung in 
das HSG LSA und in die landespolitische Gestaltung 
der Hochschulförderung, welche zuvor nicht zu den 
Kompetenzen der bearbeitenden Studierenden ge-
hörte. 
 
Zudem soll an dieser Stelle, neben den bei der Ab-
schlussveranstaltung gemachten Verbesserungsvor-
schlägen, angemerkt werden, dass die politische De-
batte (v. a. in der zweiten Beratung) sehr von einer 
stärkeren Opposition profitieren könnte. Hier kam in 
vielerlei Hinsicht eher das Gefühl einer innerparteili-
chen Diskussion auf. 
 
Nichtsdestotrotz wurde die Relevanz von Klimaan-
passung und der individuellen Mitgestaltung der 
(klima-)politischen Landschaft nachhaltig vermittelt. 
Hierbei hat der Fokus auf regionale Problemstellun-
gen durch ihre Greifbarkeit und Vertrautheit der Rah-
menbedingung dazu beigetragen, dass sinnvolle und 
umsetzbare Maßnahmen ausgearbeitet werden 
konnten. 
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Anhang 
 
Beispielhafte Formulierung: Gesetz zur Förde-
rung der Klimaanpassungsforschung 
 
§ 1 Förderziel und Fördervolumen 
Zur Planung und Durchführung eines effektiven Kli-
mafolgenmanagements unterstützt das Land Sach-
sen-Anhalt die Universitäten und Hochschulen bei 
der themenspezifischen Forschung, der Erarbeitung 
effektiver Konzepte und Maßnahmenkataloge und/o-
der der wissenschaftlichen Aufarbeitung und Bewer-
tung dieser Maßnahmen und Konzepte. 
 
Hierzu gewährt das Land Sachsen-Anhalt aus dem 
Sondervermögen „Klimaanpassungsforschungsför-
derungsfond“ den Universitäten und Hochschule För-
dergelder für klimaanpassungsspezifische For-
schungsprojekte in Höhe von insgesamt, maximal 
8,4 Millionen Euro p.a. 
 
§ 2 Universitäten und Hochschulen 
(1) Universitäten und Hochschulen im Sinne dieses 
Gesetzes sind gem. § 1, Abs. 1 Hochschulgesetz des 
Landes Sachsen-Anhalt: 
1. Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg, 
2. Otto-von-Guericke-Universität Magdeburg, 
3. Burg Giebichenstein Kunsthochschule Halle, 
4. Fachhochschulen 

a) Hochschule Anhalt 
b) Hochschule Harz 
c) Hochschule Magdeburg-Stendal 
d) Hochschule Merseburg, 

5. Fachhochschule Polizei Sachsen-Anhalt. 
 
(2) Alle Fakultäten der in § 2, Abs. 1 genannten Hoch-
schulen sind zur Förderung berechtigt. 
  
(3) Die Förderung nichtstaatlicher Hochschulen und 
Forschungseinrichtungen muss durch die zuständi-
gen Behörden gesondert geprüft werden. 
 
§ 3 Förderbereiche 
(1) Die Förderbereiche werden von der Landeszent-
rale für Klimaanpassung festgelegt bzw. genehmigt. 
Sie zielen vorrangig auf das Klimafolgenmanage-
ment für das Land Sachsen-Anhalt ab. Es können 
aber auch überregionale und internationale Projekte 
gefördert werden. 
 
(2) Konkrete Forschungsgebiete sind unter anderem: 
1. Prognosen zu Folgen des Klimawandels für die 
Kommunen und das Land Sachsen-Anhalt 
2. Optimierung von Siedlungs- und Infrastrukturen 
hinsichtlich Klimaanpassung 
3. Mittel- bis langfristige Maßnahmen zum Schutz der 
Kommunen vor den Folgen des Klimawandels 

4. Erarbeitung von Schutz- und Anpassungsalterna-
tiven für Naturhaushalte und Ökosysteme 
5. Erarbeitung von Handlungsalternativen unter Be-
rücksichtigung der veränderten Klimabedingungen in 
der Land- und Forstwirtschaft 
6. Entwurf intelligenter Klimaanpassungs- und Parti-
zipationskonzepte, sowie Anreizsysteme vor ökologi-
schen, ökonomischen und sozialen Gesichtspunkten 
7. Ausbau der fachspezifischen Forschungsinfra-
struktur 
 
§ 4 Verteilung 
(1) Der in § 1 Satz 2 festgelegte Maximalfördersatz 
wird auf die teilnehmenden Hochschulen entspre-
chend des geleisteten Forschungsaufwands aufge-
teilt. Hierbei trägt das Land 100 Prozent der Förder-
kosten. 
 
(2) Die Verteilung der maximalen Förderbeträge auf 
die Budgets der einzelnen Hochschulen wird über 
den Haushaltsplan des Landes, genauer den Einzel-
plan des Ministeriums für Bildung und Forschung ge-
regelt. 
 
(3) Eine Förderung aus dem „Klimaanpassungsfor-
schungsförderungsfond“ über den Maximalförder-
satz je Hochschule hinaus ist nicht möglich. 
 
§ 5 Mittelverwendung 
(1) Die Mittelverwendung der Förderbeträge ist den 
einzelnen Hochschulen selbst überlassen, muss den 
in § 3 genannten oder mit der Landeszentrale für 
Klimaanpassung vereinbarten Anforderungen ent-
sprechen.  
 
(2) Ein sorgfältiger, zweckgebundener Umgang mit 
den Fördergeldern ist durch die einzelnen Hochschu-
len zu gewährleisten. 
 
§ 6 Förderzeitraum 
Es wird eine dauerhafte Förderung der Klimaanpas-
sungsforschung angestrebt. Die Förderung wird bis 
mindestens zum 31.12.2039 gewährt. 
 
§ 7 Prüfung der Mittelverwendung 
(1) Die zuständigen Verwaltungsorgane der entspre-
chenden Forschungseinrichtungen sind verpflichtet 
der Landeszentrale für Klimaanpassung und dem Mi-
nisterium für Bildung und Forschung die für die 
Durchführung dieses Gesetzes erforderlichen Aus-
künfte zu erteilen. Das Prüfungsrecht des Landes-
rechnungshofes bleibt hiervon unberührt. 
 
(2) Die zuständigen Verwaltungsorgane der entspre-
chenden Forschungseinrichtungen übermitteln der 
Landeszentrale für Klimaanpassung in vereinbarter 
Regelmäßigkeit, aber maximal im halbjährlichen Ab-
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stand, einen Nachweis über die zweckmäßige Ver-
wendung der Fördermittel. Die an diesen Nachweis 
gestellten Ansprüche werden individuell verhandelt. 
 
(3) Ferner ist nach Abschluss des jeweiligen For-
schungsprojektes oder nach 2 Jahren (was früher 
eintritt) eine schriftliche Aufstellung der Forschungs-
ergebnisse und deren Bewertung der Landeszentrale 
für Klimaanpassung und dem Ministerium für Bildung 
und Forschung, innerhalb von 3 Monaten nach Be-
endigung des Förderzeitraumes, vorzulegen. Zudem 
ist eine Publikation der Ergebnisse in Fachkreisen 
anzustreben. 

§ 8 Rückforderungen 
(1) Rückforderungen der Förderbeträge sind grund-
sätzlich nicht vorgesehen. 
 
(2) Bei wiederholten Verstößen gegen § 7 Abs. 1 bis 
3 können Mahn- und Verzugsgebühren anfallen. 
 
(3) Bei einvernehmlicher Beendigung des For-
schungsprojektes müssen bereits gezahlte, für zu-
künftige Forschungsleistungen berechnete, Förder-
gelder unverzinst zurückgezahlt werden.

 
  



NACHHALTIGKEITSBEAUFTRAGTE/R FÜR 
ALLE SCHULFORMEN 
Laura Letz (Planspiel-Ministerium für Bildung und Wissenschaft) 
 
Zur besseren Lesbarkeit wird die männliche Sprachform verwendet. Mit ihr sind alle Geschlechter gleichermaßen 
angesprochen. 
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1. Problemstellung 
 
Bei der Prüfung der Fachlehrpläne des Landes Sach-
sen-Anhalt auf die Stichworte „Umwelt“ oder „Nach-
haltigkeit“ ist auffällig, was für die Grundschulen, Se-
kundarschulen und Gymnasien für die Fächer 
Deutsch, Mathematik, Sachunterricht, Geographie 
als empfohlene Unterrichtsinhalte notiert bezie-
hungsweise nicht notiert ist. 
 
Im Fach Deutsch werden an den Grundschulen in 
Sachsen-Anhalt die beiden Stichworte im Fachlehr-
plan nicht erwähnt. Somit sind die Deutschlehrer 
auch nicht verpflichtet, den Unterrichtsstoff in Bezug 
auf den Nachhaltigkeitsaspekt zu gestalten  (Ministe-
rium für Bildung Sachsen-Anhalt, 2019a). Im Fach 
Mathematik wird hingegen Umwelt nur in Bezug auf 
das Vorstellungsvermögen der Schüler unterrichtet 
und hat somit keine Nachhaltigkeitsbedeutung ( Mi-
nisterium für Bildung Sachsen-Anhalt, 2019b). Ledig-
lich im Sachunterricht wird die Umwelt im Nachhaltig-
keitsaspekt und im Zusammenleben thematisiert (Mi-
nisterium für Bildung Sachsen-Anhalt, 2019c). In der 
Grundschule erfolgt dementsprechend die Wissens-
vermittlung über Nachhaltigkeit- und Umweltthemen 
nur im Fach Sachunterricht. 
 
An den Gymnasien in Sachsen-Anhalt werden weder 
im Deutsch- noch im Mathematikunterricht die The-
matiken im Fachlehrplan erwähnt. Auch hier müssen 
die Lehrer den Unterrichtsstoff nicht im Nachhaltig-
keitsaspekt aufarbeiten ( Kultusministerium Sach-
sen-Anhalt 2015a und  Kultusministerium Sachsen-
Anhalt, 2015b). Ausschließlich im Fach Geographie 
vermitteln die Lehrer den Schülern sowohl umweltre-
levanten- als auch nachhaltigkeitsrelevanten Unter-
richtsstoff ( Ministerium für Bildung Sachsen-Anhalt, 
2016). Die Schüler erhalten somit nur im Rahmen 
des Geographieunterrichts eine Vermittlung der The-
men Umwelt und Nachhaltigkeit. 
 
In den Sekundarschulen jedoch wird fachübergrei-
fend im Mathematikunterricht das Thema Umwelt 
thematisiert ( Ministerium für Bildung Sachsen-An-
halt, 2019f). Im Deutschunterricht jedoch erfolgt 
keine Vermittlung der Thematik (Ministerium für Bil-
dung Sachsen-Anhalt, 2019d). Der Unterrichtsstoff in 
Geographie thematisiert Umwelt und Nachhaltigkeit 
(Ministerium für Bildung Sachsen-Anhalt., 2019e). 
Somit gibt es eine Schulform, welche außerhalb des 

Geographieunterrichtes die Themen Nachhaltigkeit 
und Umwelt thematisiert.  
 
In den Fächern, in denen standardmäßig erwartet 
wird, dass eine Wissensvermittlung über Umwelt und 
Nachhaltigkeit erfolgt (Geographie und Sachkunde), 
wird diese auch im Lehrplan verankert. Jedoch er-
folgt keine fächerübergreifende Wissensvermittlung 
in Fächern (Deutsch und Mathematik), in denen es 
auch nicht üblich ist, über Nachhaltigkeit oder Um-
welt zu sprechen. Die Wochenstundenanzahl der Fä-
cher, in denen Nachhaltigkeit und Umwelt vermittelt 
wird, ist zu wenig. Der Fachlehrplan schreibt den 
Lehrern nicht vor, die Themen Nachhaltigkeit und 
Klimaanpassung in den Unterricht mit einzubringen. 
Es gibt bisher keine einheitliche Regelung für die 
Vermittlung von Nachhaltigkeits- und Klimaanpas-
sungsthemen.  
 
Einzelne Schulen haben sich auf die Themen Nach-
haltigkeit und Klimaanpassung spezialisiert. Die Ma-
thilden Anneke Gesamtschule in Münster ist bei-
spielsweise eine nachhaltige Schule. Die ökonomi-
schen, ökologischen und sozialen Aspekte sind der 
Nachhaltigkeitsansatz der Schule, welcher in die 
Lehr- und Lernangebote einfließt. Dabei gestalten die 
Schüler aktiv die Umsetzung mit. Die Gesamtschule 
vereint nachhaltige Lernaspekte und eine nachhal-
tige Schulumwelt. Das Schulgebäude ist eine Holz-
bauweise. Des Weiteren setzen sich die Schüler in 
Projekten für den Klimaschutz, beispielsweise bei 
Recycling von Alt-Handys ein. Somit lernen die Schü-
ler einen umweltbewussten und nachhaltigen Um-
gang mit Ressourcen kennen (Stadt Münster, o. D.). 
 
Außerhalb spezialisierter Schulen erfolgt somit kaum 
bis keine ausreichende Sensibilisierung und Vermitt-
lung der Themen Nachhaltigkeit und Klimaanpas-
sung an die Schüler. Es fehlt die vorgeschriebene 
Eingliederung der Thematik fächerübergreifend in 
den Unterricht über alle Schulformen inklusive Inklu-
sionsschulen hinweg, welche bei stetiger Vermittlung 
eine langfristige Wirkung und Verständnis im Um-
gang mit Nachhaltigkeits- und Klimaanpassungsthe-
men bei den Schülern herausbildet. Nicht nur den 
Schülern fehlt somit das Verständnis und die Weit-
sicht auf die Thematik, sondern auch den Lehrern, 
denn diese sind wenig bis gar nicht sensibilisiert oder 
ausreichend weitergebildet. Es herrscht ein Mangel 
an Wissen über Nachhaltigkeit und Klimaanpassung.  
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Die Schulung der Lehrer soll von einem Nachhaltig-
keitsbeauftragen der Schule übernommen werden. 
Dabei ist vor allem wichtig, die Agenda 2030 mit ihren 
Zielen für nachhaltige Entwicklung mit einzubinden, 
um sich den globalen Herausforderungen zu stellen. 
Die Aufklärung und Sensibilisierung der Schüler soll 
frühestmöglich und langfristig ab der Grundschule 
und nachfolgend an den weiterführenden Schulen er-
folgen.  
 
Das Ziel des vorliegenden Entwurfes ist es, eine ein-
heitliche Regelung für die Nachhaltigkeits- und 
Klimaanpassungsbildung der Schüler in Sachen-An-
halt zu schaffen.  

2. Gesetzesentwurf 
 
Im nachfolgenden Abschnitt wird der Gesetzesent-
wurf aus dem Hintergrund der einheitlichen und früh-
zeitigen Vermittlung der Themen Nachhaltigkeit und 
Klimaanpassung hergeleitet. Die einleitende Idee ist 
die Einführung eines neuen Faches, welches nur 
Themen der Nachhaltigkeit und Klimaanpassung für 
die jeweilige Altersstufe und Schulform der Schüler 
vermittelt.  
 
Bei der Einführung eines neuen Faches ist die der-
zeitige Wochenpflichtstundenanzahl zu berücksichti-
gen. Die Wochenpflichtstundenanzahl eines Schü-
lers in Sachsen-Anhalt ist dem nachfolgenden Dia-
gramm zu entnehmen (Abbildung 1). Anhand der ein-
gezeichneten Verlaufskurve ist erkennbar, dass die 
Anzahl der Stunden pro Klassenstufe (KS) linear an-
wächst. Darin inbegriffen ist noch nicht die Zeit für die 
Vor- und Nachbereitung des Schulstoffes insbeson-
dere der Hausaufgaben oder Lernen für Tests und 
Klassenarbeiten. 
 

 
Abbildung 1: Wochenpflichtstundenanzahl. 

 
In Sachsen-Anhalt liegt die Wochenpflichtstundenan-
zahl von Grundschülern in den Klassenstufen 1-2 bei 
22-24 Stunden. In den Klassenstufen 3-4 beträgt die 
Anzahl der Stunden pro Woche 25-27. Ab den wei-
terführenden Schulen (Sekundarschule, Gymnasium 

oder Gesamtschule) von der 5. - 8. Klasse liegt die 
Wochenstundenanzahl bei 30-32 Stunden. Ab der 9. 
Klasse erhöht sich diese auf 32-34 Stunden und in 
der 11. - 12. Klasse sind es 34 Stunden pro Woche 
(Sekretariat der Ständigen Konferenz der Kultusmi-
nister der Länder in der Bundesrepublik Deutschland, 
2016). 
 
Mit der Einführung eines weiteren Faches würde sich 
die Wochenstundenanzahl um mindestens 45 Minu-
ten bei Grundschülern und Schülern bis zur ein-
schließlich 9. Klasse erhöhen. Bei Schülern ab der 
10. Klasse erhöht diese sich aufgrund des Blockun-
terrichtes um mindestens 90 Minuten. Die Zeiten be-
ziehen sich nur auf den Fall einer Einführung eines 
neuen Faches, welches einmal pro Woche unterrich-
tet wird. Schon bei der derzeitigen Wochenstunden-
anzahl der Schüler, klagen diese laut Umfrage der 
DAK in Berlin über hohen Leistungsdruck und eine 
hohe schulische Belastung. Dabei wirkt sich der 
Stress negativ auf die Gesundheit der Schüler aus. 
In dem Zusammenhang treten sehr häufig Kopf-
schmerzen, Bauchschmerzen und Rückenschmer-
zen auf (Deutscher Ärzteverlag GmbH, 2017). Auf-
grund dessen wird es nicht als optimal angesehen, 
ein neues Fach einzuführen.  
 
Die zweite Idee war die Einführung einer vorge-
schriebenen Anzahl an Projekttagen und Arbeitsge-
meinschaften. Die Beschäftigung und die Vermittlung 
der Thematiken in Arbeitsgemeinschaften, Projekt-
wochen oder einzelnen Schultagen ist auf ein ganzes 
Schuljahr gerechnet zu wenig Zeit, in der die Schüler 
eine Wissensvermittlung und Sensibilisierung erhal-
ten.  
 
Die finale Idee des Gesetzentwurfs beinhaltet die 
Einstellung eines Nachhaltigkeitsbeauftragen in den 
Schulen. Die Zuständigkeit dieses Beauftragen liegt 
in der Eingliederung der Thematik in den Unterricht. 
Dabei sollen Lehrer zuerst durch ihn geschult und 
weitergebildet werden. Nachfolgend vermitteln die 
Lehrer den Schülern in ihrem Unterricht altersge-
recht, unterrichtsübergreifend und pädagogisch die 
Themen Nachhaltigkeit und Klimaanpassung.  
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Tabelle 1: Gesetzentwurf des Ministeriums für Bildung und Wissenschaft 

Vorschlagendes Ministerium:  
Ministerium für Bildung und Wissenschaft 
 

  Version:
zweiter Entwurf  

Nachhaltigkeitsbeauftragte/r für alle Schulformen 

Ausgangslage & Problemstellung 

Ausgangslage: 

‐ Lehrer*innen steht es frei, wie und ob diese Nachhaltigkeit in den Unterricht einbauen 
‐ Einführung eines Nachhaltigkeitsbeauftragten für Klimaanpassung an allen Schulformen inkl. Inklusionsschu-

len und Schulen für beeinträchtigte Schüler*innen  
o In Form von Weiterbildungen für Lehrer*innen, Wissensvermittler*innen für Schüler*innen und Schul-

gestalter*innen (Schulaußengelände und Schulinneres) und allgemeiner Ansprechpartner*innen in 
Themen der Nachhaltigkeit und Klimaanpassung 

‐ Einige Schulen haben bereits einen „Nachhaltigkeitsbeauftragten“ 

Problemstellung: 

‐ Viele Lehrer*innen sind für die Themen nicht sensibilisiert und ausreichend geschult und tragen diese deshalb 
nicht an die Schüler*innen weiter (in Form von Einbindung in den Unterricht oder in Projekte etc.) 

o Die Schulung der Lehrer*innen wird von dem Nachhaltigkeitsbeauftragen übernommen 
‐ Mangel an Wissen über Nachhaltigkeit und Klimaanpassung  Die Agenda 2030 mit ihren Zielen für nachhal-

tige Entwicklung mit einbinden, um sich globalen Herausforderungen zu stellen  
‐ Die Aufklärung und Sensibilisierung der Schüler*innen soll frühestmöglich und langfristig erfolgen (Einführung 

des Modells schon in der Grundschule und dann Weiterführung an den weiterführenden Schulen) 
o Unter Einbeziehung verschiedener Methoden (Projektwochen, AGs, Workshops, Kurse, angepasste 

Schul- und Informationsmaterialien) 

Ziel  

Welches Ziel soll mit dem Gesetz erreicht werden?  

‐ Ziel ist es, mit dem/der Nachhaltigkeitsbeauftragten die Themen Nachhaltigkeit und Klimaanpassung in 
den Schulen sowohl für Lehrkräfte als auch für Schüler*innen fester zu verankern und zugänglich zu ma-
chen 

‐ Zudem soll eine nachhaltige Kompetenz angestrebt werden auch über den schulischen Alltag hinaus (Prä-
vention, Partizipation, zivilgesellschaftliches Engagement anregen) 

Strategie & Maßnahmen (inkl. Begründung) 

Wie sollen die Ziele erreicht werden? Welche Maßnahmen müssen ergriffen werden? Welche Handlungsschritte 
sind erforderlich?  
 
Die Lehrperson soll aus der Belegschaft stammen  Respektperson für die Schüler*innen , weil der/die Lehrer*in 
bekannt ist und auch Noten verteilen darf  

‐ Dieser nimmt an Weiterbildungen/Workshops zum Thema Nachhaltigkeit/Klimaanpassung teil und erwirbt 
Zertifikate 

‐ Weitergabe des Wissens an Lehrerkollegen*innen und Schüler*innen. Dient dementsprechend als Ex-
perte*in/ Ansprechpartner*in  

‐ Sorgt dafür, dass das Thema Nachhaltigkeit und Klimaanpassung altersgerecht, pädagogisch in den ein-
zelnen Fächern (und fächerübergreifend) integriert wird  

‐ Schaffung einer Planstelle für ein/e Nachhaltigkeitsbeauftragte/r -> Aufteilung der Arbeitszeit des Nachhaltig-
keitsbeauftragten in zu gebende Unterrichtszeit und Zeit für die Nachhaltigkeits- und Klimaanpassungsthemen

‐ Pro Schule wird ein/e Nachhaltigkeitsbeauftragte/r eingesetzt 
‐ Nachhaltigkeitsbeauftragte/r soll nachweisen, dass die Workshops stattgefunden haben und die Zertifikate 

vorhanden sind  
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‐ Nachhaltigkeitsbeauftragte/r ist festes Mitglied in der Schulkonferenz 
‐ Vorschläge zur Veränderung der Schulsituation in Bezug auf Klimaanpassung und Nachhaltigkeit können so-

wohl vom Nachhaltigkeitsbeauftragte/r als auch von Lehrer*in, den Schüler*innen oder Eltern hervorgebracht 
werden  

‐ Vorschläge und deren Umsetzung werden in der Schulkonferenz mit der Schulleitung diskutiert und abge-
stimmt 

‐ Schulen sollen sich an Projekten (z. B. Wettbewerben) beteiligen, um Zertifikate, Gütesiegel, Auszeichnungen 
zu erlangen (Lehrpersonen sollen auch Zertifikate etc. erhalten, welche man evtl. auch schon neben dem 
Studium erreichen kann) 

o Zertifizierung kann als positive Werbung für die Schule dienen, damit sich die Eltern dafür entschei-
den, ihr Kind auf diese Schule zu schicken  

‐ Zudem sollen die Materialen angepasst werden, um die Inhalte altersgerecht beziehungsweise sinnvoll zu 
vermitteln   

o Anpassung durch das Land Sachsen-Anhalt und folglich die Umsetzung durch die Schulmaterialver-
lage 

o finanzielle Unterstützung der Schulen für die Anschaffung der Lehrmaterialien durch das Land Sach-
sen-Anhalt in Höhe von 2000 € pro Schule 

‐ Schule eignet sich gut, da es handlungsorientiert/mit aufklärender Wirkung vermittelt werden kann (spielerisch, 
Projektwochen etc.)  

o vorrangig Vermittlung der Thematik in schulinternen Projekten, mit der Möglichkeit an der Teilnahme 
von landesweiten oder bundesweit ausgeschriebenen Projekten oder Wettbewerben 

‐ Kooperation mit anderen Schulen aus Sachsen-Anhalt  
o halbjährlicher Austausch über Materialien, Methoden, Projekte etc. mit Nachhaltigkeitsbeauftragten 

aus anderen Schulen 

Zielgruppe und beteiligte Akteur*innen (inkl. anderer Ministerien) 

An wen richtet sich das Gesetz?  
Welche weiteren Ministerien/Landesbehörden müssen bei der Umsetzung mit beteiligt werden? 
 

‐ Richtet sich an Ministerium für Bildung und Wissenschaft, Kultusministerium, Schulen, Lehrkräfte und 
Schüler*innen  

‐ Zertifikate sollen für die Schulen/Lehrpersonen erarbeitet werden 
‐ Kooperationsmöglichkeiten (Zusammenarbeit bei Projekten etc.) mit dem Umweltbundesamt, Landesamt 

für Umweltschutz, Ministerium für Umwelt, Landwirtschaft und Energie 

Erfolgsindikatoren/Meilensteine 

Woran kann man erkennen, dass das Gesetz erfolgreich ist?  
 
‐ es gibt an einigen Schulen schon „Nachhaltigkeitsbeauftragte/r“ 

o Zeigt, dass es funktioniert und angenommen wird 
‐ Zertifikate sind vorhanden  somit Nachweis für Umsetzung erbracht 
‐ Umsetzungsziel des Gesetzes: 2025  

o An allen Schulformen  Einsatz Nachhaltigkeitsbeauftragte/r 
 
 

3. Erhoffte Wirkung, Schwächen und 
Stärken  
 
Das folgende Kapitel widmet sich der Wirkung, der 
möglichen Schwäche und den Stärken des Geset-
zes. Weiterhin wird Bezug darauf genommen, wie die 
Umsetzung des Gesetzes erfolgen soll. 

3.1 Erhoffte Wirkung  
 
Die angestrebte Wirkung des Gesetzes ist die Be-
wusstseinsschaffung und die Zugänglichkeitsschaf-
fung der Themen Nachhaltigkeit und Klimaanpas-
sung bei den Schülern. Dabei soll das nachhaltige 
Denken und Handeln ausgeprägt werden. Es werden 
nachhaltige Kompetenzen angestrebt, die den Schü-
ler zu einem umweltverantwortungsbewussten Er-
wachsenen ausbilden. Die Kompetenzen sollen lang-
fristig über den schulischen Alltag hinausreichen. Da-
mit wird versucht, zivilgesellschaftliches Engage-
ment anzuregen.  



 

68 

3.2 Realistische Umsetzung 
 
Die Umsetzung des Gesetzes soll wie nachfolgend 
beschrieben erfolgen.  
 
Zur realistischen Umsetzung benötigt das Gesetz 
eine ausreichend große Lehrerbelegschaft an der je-
weiligen Schule. Dafür wird eine Planstelle ausge-
schrieben, auf die sich die Belegschaft bewerben 
kann. Es wird pro Schule ein Beauftragter eingesetzt. 
Die Schulleitung wählt aus den Bewerbungen nach-
folgend einen geeigneten Bewerber aus. Wenn es zu 
keiner freiwilligen Bewerbung kommt, muss die 
Schulleitung einen Lehrer ernennen. Zur realisti-
schen Umsetzung des Gesetzes dürfen keine Unter-
richtsstunden ausfallen.  Der Beauftragte soll ein 
Lehrer aus der Belegschaft der Schule sein. Die Er-
nennung des Lehrers aus der Belegschaft bringt den 
Vorteil mit sich, dass dieser eine Respektperson ge-
genüber den Schülern darstellt, da diese ihn bereits 
aus dem Unterricht kennen.  
 
Die Arbeitsstunden des Beauftragten werden unter-
teilt in zu gebende Unterrichtsstunden seines Faches 
in den Klassen der Schule und in die Zeit, die für die 
Vorbereitung und Nachbearbeitung von Nachhaltig-
keits- und Klimaanpassungsthemen anfällt.  
 
Im Vorfeld nimmt der Nachhaltigkeitsbeauftragte an 
Weiterbildungen und Workshops zu den Themen 
Nachhaltigkeit und Klimaanpassung teil. Dabei wer-
den Methoden und Möglichkeiten vorgestellt, mit de-
ren Hilfe es möglich ist, jene Themen in den Unter-
richt der Schüler einfließen zu lassen. Bei diesen 
Weiterbildungen erhält der Beauftragte ein Zertifikat 
über die Teilnahme. Der Nachhaltigkeitsbeauftragte 
fungiert als Ansprechpartner und Wissensvermittler 
für die Schüler und Lehrer. 
 
Für die Lehrer hält der Beauftragte schulinterne Wei-
terbildungen und Seminare ab. Dabei werden Metho-
den vermittelt, wie die Themen Nachhaltigkeit und 
Klimaanpassung in den Unterricht altersgerecht und 
pädagogisch einfließen sollen.  
 
Mit den Schülern veranstaltet und betreut der Nach-
haltigkeitsbeauftragte zusätzlich Projektwochen, Ar-
beitsgemeinschaften oder schulübergreifende Pro-
jekte.  
 
Zusätzlich ist der Nachhaltigkeitsbeauftrage ein fes-
tes Mitglied in der Schulkonferenz. Diverse Vor-
schläge zur Veränderung der Schulsituation in Bezug 
auf Klimaanpassung und Nachhaltigkeit können so-
wohl vom Nachhaltigkeitsbeauftragten als auch von 
Lehrern, den Schülern oder Eltern hervorgebracht 
werden. Die Vorschläge und deren Umsetzung wer-
den dann in der Schulkonferenz mit der Schulleitung 

diskutiert und abgestimmt. Damit soll eine Verbesse-
rung im Unterricht erreicht werden.  
 
Des Weiteren sollen sich die Schulen an Projekten 
wie beispielsweise Wettbewerben oder schulinternen 
Projekte beteiligen, um Zertifikate, Gütesiegel, und 
Auszeichnungen zu erlangen. Dabei können auch 
betreuende Lehrpersonen und die Schüler ein Zerti-
fikat erhalten. Die Zertifizierung der Schule kann als 
positive Werbung für die Schule dienen, damit sich 
die Eltern dafür entscheiden, ihr Kind auf diese 
Schule zu schicken.  
 
Die Schulen in Sachsen-Anhalt sind verpflichtet, das 
Gesetz bis 2025 umzusetzen. 
 

3.3 Umsetzung des Gesetzes/der 
Maßnahme z. B. in anderen Bundesländern 
 
Das Gesetz eines Nachhaltigkeitsbeauftragten ist in 
dieser oder ähnlicher Form in keinem Bundesland 
von Deutschland umgesetzt oder eingeführt. 
 
Es gibt jedoch vereinzelt Schulen, die sich eigenstän-
dig auf Nachhaltigkeit spezialisiert haben. Dabei wer-
den die Schulen teilweise von den jeweiligen Bun-
desländern unterstützt. Dazu zählt die Vergabe von 
Zertifikaten und Gütesiegeln, welche die Schulen er-
werben können. Nach dem Erwerb kann sich die 
Schule beispielweise „Klimaschule“ oder „Umwelt-
schule in Europa - Internationale Nachhaltigkeits-
schule“ nennen.  
 
Neben der Mathilde Anneke Gesamtschule in Müns-
ter, welche im Kapitel 1 beschrieben wurde, gibt es 
noch weitere auf Nachhaltigkeit spezialisierte Schu-
len. 
 
In Hamburg haben sich schon 63 Klimaschulen mit 
eigenen Klimaschutzplänen etabliert. Diese verfol-
gen das Ziel, mit pädagogischen und technischen 
Maßnahmen eine Stärkung der Klimakompetenzen 
der Schulgemeinschaft zu erreichen. Dabei wird ver-
sucht, die CO2-Emissionen, die durch den Schulbe-
trieb verursacht werden, zu reduzieren. Bei der Um-
setzung der Maßnahmen werden die Schulen vom 
LI-Referat „Umwelterziehung und Klimaschutz“ un-
terstützt. Des Weiteren gibt es eine enge Koopera-
tion mit den Mitarbeitern von fifty/fifty beim Schulbau 
der Hamburger Schulen (Landesinstitut für Lehrerbil-
dung und Schulentwicklung, o. D.). 
 
Die „Hessische Umweltschule“ ist eine Nachhaltig-
keitsstrategie Hessens. Diese Auszeichnung wird an 
Schulen vergeben, welche sich besonders in den Be-
reichen Umweltbildung und ökologische Bildung en-
gagieren. Dabei steht die Bildung für nachhaltige Ent-
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wicklung im Vordergrund. Es wird auf die Verbesse-
rung der Qualität von Unterricht und Schulleben wert-
gelegt. Die Schüler sollen einen nachhaltigen Le-
bensstil entwickeln. Die dafür erforderlichen Kompe-
tenzen werden ihnen in diesen Schulen beigebracht. 
Die Auszeichnung „Hessische Umweltschule“ kön-
nen alle Schulformen in einem zweijährigen Turnus 
erhalten ( Hessisches Ministerium für Umwelt, Klima-
schutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz, o. 
D.). 
 
Um die Auszeichnung der „Umweltschule in Europa 
- Internationale Nachhaltigkeitsschule“ können sich 
bayrische Schulen bewerben. Hierfür müssen die 
Schulen zwei Projekte zum Thema Umwelt und 
Nachhaltigkeit bearbeiten und dokumentieren. Nach-
folgend werden von einer Jury, bestehend aus einem 
Vertreter des Umweltministeriums, Kultusministeri-
ums, Akademie für Lehrerfortbildung in Dillingen und 
des LBV, die Projekte bewertet. Die Schule muss 
darüber hinaus noch eine Darstellung abgeben, wie 
Nachhaltigkeit im Schulleben verankert ist. Bei Erhalt 
der Auszeichnung gilt der Titel für ein Jahr. Das Ziel 
der Bildung für nachhaltige Entwicklung steht auch 
bei dieser Auszeichnung im Vordergrund  (LBV - Lan-
desverbund für Vogelschutz in Bayern, o. D.).  
 
In den oben genannten Beispielen wird sichtbar, 
dass ausgehend von der Landesregierung die Schu-
len, welche sich nachhaltig engagieren wollen, aus-
gezeichnet werden. Hessen hat sich die Auszeich-
nung von Schulen in den Nachhaltigkeitsstrategien 
verankern lassen. Dabei ist Hessen Sachsen-Anhalt 
deutlich voraus. In der Nachhaltigkeitsstrategie von 
Sachsen-Anhalt sind solche oder ähnliche Maßnah-
men nicht konkret verankert (Ministerium für Umwelt, 
Landwirtschaft und Energie des Landes Sachsen-
Anhalt, 2018)  
 
Umso wichtiger ist es für Sachsen-Anhalt, geeignete 
Maßnahmen zur Förderung von Klima- und Umwelt-
projekten an Schulen zu unterstützen beziehungs-
weise auszuzeichnen. 
 

3.4 Schwächen des Gesetzes 
 
Das Gesetz hat realistische Umsetzungs-vorausset-
zungen an Schulen mit genügend Lehrpersonal, da 
diese die fehlenden Unterrichtsstunden des Beauf-
tragten ausgleichen können.  
 
Die Schwäche des Gesetzes liegt bei den Schulen 
mit knappen Lehrerressourcen, da diese den Wegfall 
der Stunden des Beauftragten schwierig kompensie-
ren könnten. Bei diesen Schulen steht im Vorder-
grund den Schulbetrieb aufrecht zu halten, somit 
können diese keinen Lehrer als Nachhaltigkeitsbe-
auftragten ernennen. Das Gesetz sieht für diesen 

Fall bislang noch keine Regelung vor. Eine Möglich-
keit wäre die Beantragung eines Aufschubes seitens 
der Schule für die Einsetzung eines Beauftragten, so-
lange bis die Schule über ausreichende Lehrerkapa-
zitäten verfügt. Eine weitere Möglichkeit wäre die Ko-
operation der Schule mit einer anderen Schule, wel-
che über einen Beauftragten verfügt. Damit kann die 
Weiterbildung und Schulung der Lehrer sichergestellt 
werden. Diese sind dann nachfolgend verpflichtet, 
die Themen Nachhaltigkeit und Klimaanpassung in 
den Unterricht der Schüler zu integrieren. Damit kann 
sichergestellt werden, dass auch die Schüler dieser 
Schule mit den Themen vertraut gemacht werden. 
 
Die Finanzierung der Weiterbildungen und Work-
shops für den Nachhaltigkeitsbeauftragten ist in dem 
Entwurf nicht geregelt. Dieser müsste dahingehend 
noch erweitert werden.  
 
Eine weitere Schwäche ist die Nachweisbarkeit der 
erbrachten Integration der Themen Nachhaltigkeit 
und Klimaanpassung durch die Lehrer im Unterricht. 
Der Spielraum der Lehrer bei der Wissensvermittlung 
ist nicht klar im Entwurf abgegrenzt. Eine Ergänzung 
des Fachlehrplanes (fächerübergreifend) um die 
Themen Nachhaltigkeit, Klimaanpassung und Um-
weltschutz könnten dabei eine Lösung sein, die somit 
zusätzlich durch das Kultusministerium und Ministe-
rium für Bildung mit unterstützt wären.  
Der Zertifikationsprozess der Schulen, Lehrer und 
Schüler ist nicht klar definiert und bleibt in dem Ent-
wurf bisher eher oberflächlich betrachtet.  
 
Ob ein Nachhaltigkeitsbeauftragter pro Schule aus-
reichend ist, wird sich erst in der Umsetzung zeigen. 
Es ist möglich, dass hier die Anzahl der Beauftragten 
im Verhältnis zu der Größe der Schule, in Bezug zur 
Schüleranzahl, angepasst werden muss.  
 
Die Zuständigkeit des Beauftragten in Bezug auf die 
Veränderung bzw. Anpassung des Schulgebäudes 
findet in dem Gesetz keine Beachtung. Der Nachhal-
tigkeitsbeauftragte sollte nicht nur für die schulinter-
nen Prozesse zu den Themen Nachhaltigkeit und 
Klimaanpassung verantwortlich sein, sondern auch 
für die klimaneutrale und nachhaltige Gestaltung des 
Schulumfelds (Gebäude, Dach, Hof).  

4. Diskussion und Abstimmung  
 
Dieses Kapitel beschreibt die Einwände und Vor-
schläge, welche in der zweiten Beratung diskutiert 
wurden. Des Weiteren wird geklärt, ob das Gesetz 
angenommen wurde. 
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4.1 Wie wurde das Gesetz in der zweiten 
Beratung diskutiert? Welche 
Einwände/Vorschläge wurden eingebracht? 
 
Im Rahmen der zweiten Beratung wurde es als prob-
lematisch angesehen, dass die Auseinandersetzung 
mit den Themen Nachhaltigkeit und Umwelt lediglich 
im Unterricht des zuständigen Lehrers stattfindet und 
kein eigenständiges Fach eingeführt wird. Da die Ein-
bindung der Nachhaltigkeitsthemen somit lediglich im 
Ermessenspielraum des zuständigen Lehrers liegt, 
wird eine ausreichende Auseinandersetzung der 
Schüler mit der Thematik nicht gewährleistet. Dabei 
muss der Spielraum der Lehrer besser abgegrenzt 
und herausgearbeitet werden. Durch das Vermeiden 
eines weiteren Faches wird jedoch auf zusätzlichen 
Stress für die Schüler verzichtet.  
 
Des Weiteren wurde im Zuge der Diskussion ange-
merkt, dass eine klarere Herausarbeitung der benö-
tigten finanziellen Unterstützung für die Umsetzung 
des Gesetzentwurfs notwendig ist. Dabei muss auch 
präzisiert werden, wofür die benötigten Geldmittel 
verwendet werden. 
 
Als Vorschlag ist die Möglichkeit der Evaluation der 
Inhalte im Unterricht bezogen auf die Themen Nach-
haltigkeit und Klimaanpassung gemacht worden. Da-
mit können Vergleiche gezogen werden und der Wis-
sensstand der Schüler eingeschätzt werden. 
 

4.2 Warum wurde dem Gesetz zugestimmt? 
 
Trotz der Vorschläge und Anregungen nach der Vor-
stellung des zweiten Entwurfes wurde dem Gesetz 
mit einer Mehrheit von 22 Stimmen zugestimmt. Da-
bei waren 6 Stimmen dagegen und 10 Stimmen mit 
einer Enthaltung.  
 
Das Positive an dem Gesetz ist die Bewertung des 
Finanzaufwandes. Dieser wurde mit zwei von fünf 
Punkten bewertet, was bedeutet, dass es ein gerin-
ger finanzieller Aufwand ist, das Gesetz umzusetzen.  
Des Weiteren werden die Schüler nicht mit einem zu-
sätzlichen Fach belastet, sondern erhalten die Wis-
sensvermittlung fächerübergreifend.  
 
Die Zertifizierung der Schule, Lehrer und Schüler ist 
ein weiterer positiver Aspekt. Die Zertifikation dient 
der Schule als Werbung und Aushängeschild. Die 
Schüler können die Zertifizierung für Bewerbungen 
für eine Ausbildung oder ein Studium nutzen.  
 
Der Vorteil des Gesetzes ist die frühzeitige und lang-
fristige Aufklärung und Sensibilisierung der Schüler 
für die Themen Nachhaltigkeit, Klimaanpassung und 
Umweltschutz, ab der Grundschule bis zum Ende der 
weiterführenden Schulen. Damit wird eine positive 

Wirkung des Gesetzes in Bezug auf nachhaltiger 
Denkweise und Handlungen angestrebt.     
 
Mit der Kooperation mit den Ministerien und Landes-
ämtern erhalten die Schüler zusätzlich zu der Bear-
beitung von Projekten zu klima- und umweltrelevan-
ten Themen, einen Einblick in die Politik und Abläufe 
der jeweiligen Institute.  

5. Kritische Reflexion des Beratungs- und 
Gesetzgebungsprozesses 
 
Das nachfolgende Kapitel beschäftig sich mit der 
Auswertung des Beratungs- und Gesetzgebungspro-
zesses.  
 

5.1 Wie wurde das Gesetz in der Gruppe 
entwickelt? 
 
Die Gruppenstärke im Ministerium für Bildung und 
Wissenschaft beträgt acht Mitglieder. Für die Ent-
wicklung der zwei Gesetze teilt sich die Gruppe in 
zwei Gruppen mit jeweils vier Personen. Dies ist bei 
dem ersten Treffen mit allen anwesenden Mitgliedern 
beschlossen worden. Es sind regelmäßig Bespre-
chungen, in Form von Treffen, zum Gesetz abgehal-
ten worden. Bei den Treffen haben sich die separa-
ten Gruppen getroffen und den Entwurf bearbeitet. 
Zudem gab es Absprachen über WhatsApp.  
 
Bevor der erste Entwurf abgegeben wurde, gab es 
noch mal ein Gesamtgruppentreffen in dem die bei-
den Entwürfe kritisch reflektiert wurden. Im An-
schluss an die kritische Reflektion wurden Verbesse-
rungsvorschläge zu den entwickelten Gesetzen ge-
macht. Nach der ersten Beratung wurden die Anträge 
zu den Gesetzesänderungen in den separaten Grup-
pen besprochen und eingearbeitet.  
 
Der zweite Entwurf ist in den separaten Gruppen 
überarbeitet wurden. Nach der Besprechung des 
zweiten Entwurfs lief die Vorbereitung der Presse-
konferenz wieder in Zusammenarbeit mit dem ge-
samten Ministerium für Bildung und Wissenschaft.  
 
Bei der Gruppenarbeit ist auf eine sehr gute Zusam-
menarbeit zurückzublicken. 
 

5.2 Welche Erkenntnisse konnten aus den 
Diskussionen beziehungsweise 
Rückmeldungen (gruppenintern und 1. + 2. 
Beratung) gewonnen werden? 
 
Nach der ersten Beratung hat die Gruppe die Ände-
rungsanträge ausgewertet. Dabei wurden folgende 
Punkte in den Entwurf eingearbeitet. Die Schulfor-
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men für die das Gesetz gelten soll, wurden klarer for-
muliert und um die Inklusionsschulen ergänzt. Wei-
terhin wurde die Aufteilung der Stundenanzahl und 
des Aufgabenbereiches des Beauftragten verständli-
cher formuliert. Die Kooperation mit anderen Schulen 
aus Sachsen-Anhalt und verschiedenen beteiligten 
Ministerien oder Landesämtern wurde stärker her-
ausgearbeitet. Als Meilenstein ist das Jahr 2025 an-
gesetzt. Bis dahin sollen alle Schulen einen Beauf-
tragten ernannt haben. Dieser Meilenstein fehlte vor 
der ersten Beratung im Gesetz.  
 
Die finanziellen Forderungen an das Land Sachsen-
Anhalt wurden klar formuliert und mit 2000 € pro 
Schule im Bundesland notiert. Dieses Geld dient der 
Anschaffung von Lehrmaterialien. Während der zwei-
ten Besprechung ist die Finanzierung noch für die an-
deren Abgeordneten unklar.  

 

5.3 Wie ist das Konzept des Seminars 
aufgegangen? 
 
Das Ziel des Seminars ist der Erkenntniserwerb zum 
Thema Klimaanpassung, der Folgen des Klimawan-
dels und das Kennenlernen von Lösungen zur Be-
kämpfung der Negativentwicklung des Klimas. Dafür 
wurden während des gesamten Semesters verschie-
dene Workshops zu unterschiedlichen Themen an-
geboten. Zu Beginn des Seminars wurde das Plan-
spiel eröffnet in dem die Partei vorgestellt wurde und 
die Studenten in Ministerien eingeteilt wurden.  
 
Der erste Workshop wurde im Landtag von Sachsen-
Anhalt angeboten. Zu diesem gehörten eine Führung 
durch den Landtag, eine Erläuterung des Gesetzge-
bungsprozesses in Sachsen-Anhalt und ein Ge-
spräch mit einem Abgeordneten der Grünen. Dabei 
konnten die Ziele und Maßnahmen der Grünen im 
Zusammenhang mit der Klimaanpassung kennenge-
lernt werden. Die weiteren Workshops erfolgten zu 
den Themen Klimaanpassung mit Daniel Knopf von 
ThINK, Bildung, Gesundheit, Energie und Mobilität 
und klimagerechte Stadt. So konnte im Laufe des Se-
mesters nicht nur Wissen über Politik und Gesetzge-
bung erlangt werden, sondern auch wie Klimaanpas-
sung angegangen wird.  
 
Das Hineinversetzen durch das Planspiel in ein Mit-
glied einer Partei sowie Ministerium zur Gesetzge-
bung war eine aufschlussreiche und lehrreiche Erfah-
rung. Aufgrund dieser können nun politische Ent-
scheidungen beziehungsweise der Umfang eines 
Gesetzentwurfes viel besser eingeschätzt werden. 
Dieses Seminar war nicht nur eine Weiterbildung für 
den späteren Beruf, sondern vor allem wichtig in Be-
zug auf die Allgemeinbildung.  
 

Durch die Entwicklung des Gesetzentwurfes wurden 
die sozialen Kompetenzen in der Zusammenarbeit 
mit Kommilitonen in einer Gruppe geschult. Des Wei-
teren wurde sich intensiv mit der Thematik Klimaan-
passung im Zusammenhang mit dem jeweiligen zu-
geteilten Ministerium befasst und Erkenntnisse über 
die Schwierigkeit und Komplexität eines solchen Ent-
wurfes sowie dem Thema Klimaanpassung. Durch 
das Planspiel wurde die Vorgehensweise zum Ge-
setzesbeschluss kennengelernt. Dazu zählten auch 
die Vorstellung und Beratung des Gesetzes sowie 
die Art und Weise des Vortragens. Die Auseinander-
setzung mit den Entwürfen aus den verbleibenden 
Ministerien erfolgte über das Schreiben von Ände-
rungsanträgen. 
 
Abschließend bleibt festzuhalten, dass das Konzept 
des Seminars sehr gut aufgegangen ist, da eine um-
fassende Erweiterung des Wissensstandes hinsicht-
lich der Themen Nachhaltigkeit, Gesetzgebung, Kli-
mawandel und Umweltschutzmaßnahmen stattfand.  
Dabei ist vor allem das Bewusstsein für die Dringlich-
keit des Themas und die schnelle Lösungsfindung 
beziehungsweise Handlung gegen die Negativent-
wicklung des Klimas herausgebildet worden.  
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1. Problemstellung 
 
Stau, Parkplatznot und schlechte Luft – das spiegelt 
die Situation in vielen Innenstädten Deutschlands 
durch das hohe Verkehrsaufkommen wieder. Gerade 
der Berufsverkehr sorgt regelmäßig für überfüllte 
Straßen. Auch Sachsen-Anhalt bleibt davon nicht 
verschont und somit wird ein Handeln der Regierung 
notwendig. Die weiterhin steigenden Zahlen der 
PKW sorgen in den Innenstädten für starke Lärm- 
und Wärmebelastungen (VCD - Mobilität für Men-
schen, o. D.). Zudem steigt dadurch der Anteil der 
Schadstoffe in unserer Luft und überschreitet, wie 
durch die Nachrichten bekannt, nicht selten die zu-
lässigen Grenzwerte (Spiegel Online, 2018). Viele 
Autofahrer sind genervt von den ständigen Staus und 
der langen Parkplatzsuche in den Stadtzentren (Bee-
ger & Gropp, 2017).  
 
Zudem fehlen oftmals Gelder, um den Ausbau der 
Fuß- und Fahrradwege zu finanzieren und den der 
öffentlichen Verkehrsmittel zu unterstützen. 

2. Gesetzentwurf 
 
Um diese Probleme in den Griff zu bekommen, bietet 
sich die Einführung einer City-Maut für PKW an. Mit 
Hilfe der Maut kann die Anzahl der PKW innerhalb 
der Maut Zone verringert und eine neue Einnahme-
quelle geschaffen werden, wie bereits erste erfolgrei-
che Beispiele in anderen Städten zeigen (Mau, 
2019). 
 
Die Mehrheit der Gruppe hat für das Städtebeispiel 
Magdeburg entschieden, das gesamte Stadtgebiet 
Magdeburgs als Maut Zone festzulegen.  
 
Die Maut soll in den Städten Magdeburg, Dessau und 
Halle erhoben werden und gilt sowohl für ortsansäs-
sige, als auch für nicht ortsansässige Personen.  
 
Die Einführung der Maut ist in fünf Phasen unterteilt, 
um die Umstellung zu erleichtern und die Menschen 
langsam an die neue Situation zu gewöhnen und Zeit 
für ein Umdenken in der Bevölkerung zu ermögli-
chen. Der Mautbetrag steigt mit jeder Phase an, für 
jeden Zweitwagen pro Haushalt (für Bewohner) wird 
jedoch von Beginn an der Maximalbetrag jeder 
Phase berechnet. Außerdem kann durch die Einfüh-
rungsphasen Zeit gewonnen werden, um den Aus-
bau der öffentlichen Verkehrsmittel und der Fahrrad-
wege umzusetzen. Für Pendler und nicht ortsansäs-
sige Personen sollen an den Stadtgrenzen P+R 
Parkplätze geschaffen werden, die an das öffentliche 

Verkehrsnetz angeschlossen sind, um die Möglich-
keit zu schaffen, ohne Mautabgabe in die Stadt zu 
gelangen.  
 
Die Höhe der Mautabgabe richtet sich danach, ob je-
mand Bewohner ist oder nicht, nach dem Hubraum 
des PKW und danach, ob jemand rabatt- oder befrei-
ungsberechtigt ist. Für nicht ortsansässige Personen 
gibt es einen fixen Tagesbetrag und es besteht die 
Möglichkeit, Tages-, Wochen- und Monatsvignetten 
zu erwerben. Der Erwerb ist online möglich sowie an 
Tankstellen und Automaten. Der Mautbetrag für Be-
wohner richtet sich nach dem Bruttoeinkommen der 
Person, auf die der PKW zugelassen ist. Der Maut-
satz liegt innerhalb einer Ober- und einer Unter-
grenze.  
Rabattberechtigt sind Personen mit Kindern und be-
freiungsberechtigt Personen mit Schwerbehinderten-
ausweis, gemeinnützige Vereine und Krankentrans-
porte. Eine Einzelfallprüfung, die zum Rabatt oder 
zur Befreiung führen kann, wird bei Personen durch-
geführt, deren Arbeitsstelle sich außerhalb der Stadt-
grenze befindet oder mehr als 10 km Fahrweg von 
der Haustür entfernt ist. 
 
Eine Maßnahme, die mit dem Gesetz einhergeht, ist 
eine Verbesserung und Vergünstigung des öffentli-
chen Verkehrsnetzes. Die Kosten für den Erwerb ei-
nes Tagestickets der öffentlichen Verkehrsmittel in-
nerhalb von Magdeburg belaufen sich nach Einfüh-
rung des Gesetzes auf 1 € pro Person. Schulpflich-
tige Kinder, Rentner und Personen mit Schwerbehin-
dertenausweis können die öffentlichen Verkehrsmit-
tel kostenlos nutzen und für Studierende, Hartz-IV-
Empfänger etc. bleiben die aktuellen Regelungen er-
halten.  
 
Die öffentlichen Verkehrsmittel sollen durch neue 
Straßenbahnen aufgewertet und erweitert werden. 
Außerdem soll das Liniennetz ausgebaut und durch 
Busse ergänzt werden. Eine Erhöhung der Taktzeit 
ist, sofern umsetzbar, ebenfalls durch das Gesetz 
vorgesehen, um die Nutzung der öffentlichen Ver-
kehrsmittel möglichst attraktiv zu machen.  
 
Das Gesetz sieht Subventionen von Mobilitätskon-
zepten und Sharing-Lösungen vor. Beispielsweise 
sollen für Autos, Fahrräder und Lastenräder Sharing-
Lösungen in den Städten angeboten werden, die 
durch die Anwohner einmal pro Woche gratis genutzt 
werden können. Weiterhin gibt es für jeden Bewoh-
ner die Möglichkeit, alle 7 Jahre Subventionen für 
den Fahrrad-, E-Bike- und Lastenfahrradkauf zu er-
halten. Um die Fahrradfreundlichkeit der Städte wei-
ter zu fördern, sind zudem ein Anbringen sicherer 
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Fahrradabstellmöglichkeiten und der Ausbau der 
Fahrradinfrastruktur vorgesehen. 
 
Die Koordination ist durch Abteilungen in den Ver-
kehrsämtern der Städte angedacht. 
 
Das Gesetz richtet sich an die Bürger und Bürgerin-
nen des Landes Sachsen-Anhalt, speziell Magde-
burg, Halle und Dessau. Die zuständigen Ministerien 
sind das Ministerium für Umwelt, für Wirtschaft und

 Energie, für Landesentwicklung und Verkehr und 
das Ministerium für Arbeit und Soziales. 
Der Erfolg des Gesetzes ist am geringeren Verkehrs- 
und Stauaufkommen in den Innenstädten und daraus 
folgend an einer geringeren Wärme- und Abgasent-
wicklung im Innenstadtbereich erkennbar. Zudem 
lässt sich der Erfolg an einer höheren Auslastung der 
öffentlichen Verkehrsmittel und mehr Radfahrern 
festmachen. Langfristig dürften sich die PKW Be-
stände im Stadtbereich reduzieren 
 

. 

Tabelle 1: Gesetzentwurf des Ministeriums für Landesentwicklung und Verkehr 

Vorschlagendes Ministerium:  
Ministerium für Landesentwicklung und Verkehr 

  
 

Version:
zweiter Entwurf  

PKW-City-Maut sowie Bereitstellung von vergünstigten und erweiterten öffentlichen Verkehrslösungen 

Ausgangslage & Problemstellung 

Allgemein gibt es mit dem Pariser Klimaabkommen weltweite Bestrebungen, die globale Erwärmung um 1,5 °K, 
verglichen mit der vorindustriellen Zeit, zu begrenzen. Mittlerweile sind 196 Staaten Mitglieder dieser Klimakon-
vention. Davon erfüllen allerdings lediglich sieben Länder die Zielvorgaben (Global Citizen).  

Zu den Ländern mit dem größten CO2-Ausstoß im weltweiten Vergleich zählen China (28 %) und die USA (16 %). 
Der deutsche CO2-Ausstoß liegt bei 2,23 %. Dies ist gemessen an der Einwohnerzahl und Fläche zu hoch (Sta-
tista). Außerdem ist aufgrund der chinesischen Industrialisierung der vergangenen Jahre und dem US-amerika-
nischen Austritt aus dem Pariser Klimaabkommen damit zu rechnen, dass diese beiden Staaten, und somit 42 % 
der global ausgestoßenen CO2-Emmissionen, in naher Zukunft nicht reduzieren werden. Auch die deutschen 
CO2-Ziele für das Jahr 2020 werden verfehlt. Die nationalen Ziele zur Einsparung von CO2-Emmissionen sind 
jedoch völkerrechtlich verbindlich festgelegt (Gutachten Ekardt). Damit besteht ein sofortiger Handlungsbedarf 
durch kurzfristig wirksame Maßnahmen zur CO2-Emmissionsreduzierung, um sofort einen politischen und gesell-
schaftlich-strukturellen Wandel zu erzielen. Nach Berechnungen des UBA emittiert jede(r) Deutsche durchschnitt-
lich 9 t CO2-e pro Jahr (vgl. Umweltbundesamt Stand 2017). Insgesamt verursacht der Mobilitätssektor 21 % der 
deutschen CO2-Emmissionen. Davon entfallen ca. 58 % auf den Personenverkehr. Wovon der motorisierte Indi-
vidualverkehr wiederum ca. 80 % einnimmt (vgl. Bundesamt für Verkehr und digitale Infrastruktur). Das bedeutet, 
dass in Summe 10 % aller von Deutschland verursachten CO2-Emmissionen auf den motorisierten Individualver-
kehr entfallen.  

Es zeichnet sich ab, dass sich der Klimawandel auch in den kommenden Jahren fortsetzen wird. Dies wird Aus-
wirkungen auf das Klima und auch das Wetter haben. Deshalb ist es sinnvoll, neben Klimaschutz zu betreiben, 
sich auch den immer ungünstiger werdenden Wetterereignissen, wie Hitze, Dürre und Starkregen, anzupassen. 
Besonders in städtischen Gebieten kommt es durch die dichte Bebauung und den geringen Anteil von Grünflä-
chen zu höheren Temperaturen als außerhalb. Dies zeigt sich auch an immer mehr Sommertagen und Tropen-
nächten in Sachsen-Anhalt (vgl. Landesamt für Umweltschutz Sachsen-Anhalt).  

Im urbanen Raum spielt an warmen bis heißen Tagen der motorisierte Individualverkehr und dessen entstehende 
Abwärme durch Verbrennungsmotoren eine große Rolle. Zudem verursachen die kapazitativen Begrenzungen in 
den Städten, und insbesondere den Innenstädten, Staus und eine lange Suche für einen Parkplatz. Wodurch 
weitere Abgase und Wärme entstehen. Der hohe Grad an Flächennutzung und -versiegelung des Verkehrssek-
tors durch Parkplätze und Straßen verstärken diesen Effekt zusätzlich.   
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Ziel  

Hauptziele:  

• Steigerung der Anteile bei den Verkehrsträgern öffentlicher Nahverkehr, Fahrrad und Laufen.  
• Verlagerung des Individualverkehrs aus der Stadt heraus.  
• Verringerung der PKW-Bestände, bessere PKW-Auslastung und Bewirken des Umdenkens in der Bevölkerung 
im Hinblick auf den Besitz eines PKW.  
 Nebeneffekte:  

• Reduktion der beanspruchten Flächen für Straßen und Parkplätze im innerstädtischen Bereich.  
• Senkung der CO2-Belastung, Feinstaub- und Wärmeentwicklung sowie Lärm durch den Individualverkehr. 
• Verbesserung der Luftqualität und das Vorbeugen von gesundheitlichen Risiken (z. B. Stickstoffoxide). 

Strategie & Maßnahmen (inkl. Begründung) 

Der Landtag möge beschließen:  
  
a) PKW-City-Maut für die Städte Magdeburg, Halle und Dessau im gesamten Stadtgebiet.  
b) Vergünstigung und Verbesserung des ÖPNV.  
c) Subvention von Mobilitätskonzepten und Sharing-Lösungen.  
  
Die Landesregierung wird aufgefordert, zur Umsetzung dieser Strategie folgende Handlungsschritte einzuleiten: 
  
a) PKW-City-Maut  
• Es ist vorgesehen, für alle AnwohnerInnen der Städte Magdeburg, Halle und Dessau sowie aller nicht ortsan-
sässigen Personen für die PKW-Nutzung in den Städten eine Abgabe zu verlangen.  
• Für die Koordination der PKW-City-Maut wird eine Prüfstelle eingerichtet.  
• Als Startdatum für die PKW-City-Maut ist der 01.01.2021 vorgesehen und es ist eine Umsetzung in fünf einjährig 
aufeinanderfolgenden Phasen geplant.  
• Sofort nach Inkrafttreten des Gesetzes erfolgt:  

o Informationskampagne im gesamten Bundesland Sachsen-Anhalt und den Randgebieten.  
o Ausschreibung und Bau von P&R-Parkplätzen außerhalb der Stadtgebiete. Vorzugsweise mit Anbin-
dung an eine existierende S-Bahn-Haltestelle oder an Bundesstraßen.  
o Anschaffung von Bussen (Wasserstoffantrieb) und Aufbau eines Expressliniennetzes zur Beförderung 
der Menschen vom außerstädtischen P&R-Parkplatz in die Innenstadt.  

 • Anfallende Abgaben für nicht ortsansässige Personen:  
o Für die Nutzung eines PKW bis 3,5 t werden täglich veranschlagt:  

- Phase 1 (ab 01.01.2021): 3 €  
- Phase 2 (ab 01.01.2022): 6 €  
- Phase 3 (ab 01.01.2023): 9 €  
- Phase 4 (ab 01.01.2024): 12 €  
- Phase 5 (ab 01.01.2025): 15 €  

o Es besteht die Möglichkeit des Erwerbs von Tages-, Wochen- und Monatsvignetten. Rabatte sind je-
doch nicht vorgesehen.   
o Verkaufsstellen sind Tankstellen, Automaten an den P&R-Parkplätzen und online.  

o Befreit von dieser Regelung sind Personen mit einem Schwerbehindertenausweis, Krankentransporte und ge-
meinnützige Vereine. • Anfallende Abgaben für BewohnerInnen der Städte Magdeburg, Halle und Dessau:  

o Einkommensabhängige Abgaben:  
- Phase 1: 1 % des Bruttoeinkommens, aber min. 200 € und max. 1000 €.  
- Phase 2: 2 % des Bruttoeinkommens, aber min. 400 € und max. 2000 €.  
- Phase 3: 3 % des Bruttoeinkommens, aber min. 600 € und max. 3000 €.   
- Phase 4: 4 % des Bruttoeinkommens, aber min. 800 € und max. 4000 €.   
- Phase 5: 5 % des Bruttoeinkommens, aber min. 1000 € und max. 5000 €.   
- Für Zweitwagen fallen direkt die Maximalbeträge der einzelnen Phasen an.  

o Hubraumabhängige Abgaben (phasenunabhängig):  
- Für Elektroautos und Fahrzeuge mit Verbrennungsmotor mit einem Hubraum von kleiner, 
gleich 1200 cm3 fallen keine zusätzlichen Kosten an.  
- Für größere Hubraumgrößen sind pro 100 cm3 200 € jährlich zusätzlich zum Einkommensbe-
trag zu zahlen.  
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o Rabatte und Befreiungen:  
- Kinderrabatt für einen PKW pro Haushalt: 25 % Rabatt für das 1. Kind, 50 % für das 2. Kind, 
75 % für das 3. Kind und ab dem 4. Kind kostenfrei.  
- Befreit sind Personen mit einem Schwerbehindertenausweis, Krankentransporte, gemeinnüt-
zige Vereine.  
- Einzelfallprüfungen zur Befreiung oder Reduzierung des Beitrags für Personen mit einer Ar-
beitsstelle außerhalb der Stadtgebiete und einem Fahrweg von über 10 km.  
- Einzelfallprüfungen zur Befreiung für ortsansässige Gewerbetreibende.  

o Abgaben der ortsansässigen Personen sind jährlich oder halbjährlich zu entrichten.  
  
b) Vergünstigung und Verbesserung des ÖPNV  
• Start für den vergünstigen ÖPNV ist sofort nach Inkrafttreten des Gesetzes.  
• Schließen von Rahmenverträgen mit den Verkehrsbetrieben der Städte Magdeburg, Halle und Dessau.  
• Der Betrag für eine Tageskarte mit den öffentlichen Verkehrsbetrieben wird auf 1 €/d pro Person festgesetzt.  
• Für schulpflichtige Kinder, Personen mit einem Schwerbehindertenausweis und RentnerInnen ist die Benutzung 
des ÖPNV kostenfrei.  
• Bestehende Regelungen für StudentInnen, Hartz-IV-EmpfängerInnen usw. bleiben erhalten.  
• Infrastrukturmaßnahmen:  

o Aufwertung des ÖPNV durch neue Straßenbahnen mit einer höheren Kapazität.  
o Ergänzung/Erweiterung des Liniennetzes durch Busse.  
o Sofern möglich, Erhöhung der Taktzeiten.  

  
c) Subvention von Mobilitätskonzepten und Sharing-Lösungen  
• Bereitstellung von Sharing-Lösungen für Autos, Lastenfahrräder und Fahrräder in den Städten.  

o Einmal wöchentlich können diese Sharing-Lösungen kostenfrei von den AnwohnerInnen genutzt wer-
den (z. B. für den Wocheneinkauf).  

• Sichere Fahrradabstellmöglichkeiten und Radfahrinfrastruktur.  
• Subvention beim Fahrrad-, E-Bike- und Lastenradkauf für alle in Sachsen-Anhalt gemeldeten BürgerInnen.  
• Pro BürgerIn können alle 7 Jahre, 30 % des Kaufpreises zurückerstattet werden, jedoch maximal 300 € für ein 
Fahrrad, 600 € für ein E-Bike und 900 € für ein Lastenfahrrad.  
• Start für die Bereitstellung von Sharing-Lösungen und das Fahrradsubventionsprogramm ist sofort nach Inkraft-
treten des Gesetzes.  
• Für die Koordination sind Abteilungen in den Verkehrsämtern der Städte zu gründen.  

Zielgruppe und beteiligte Akteur*innen (inkl. anderer Ministerien) 

• BürgerInnen des Landes Sachsen-Anhalts und insbesondere Magdeburg, Halle und Dessau  
• Ministerien für Umwelt, Wirtschaft & Energie sowie Arbeit & Soziales  
• Landesamt für Straßen und Verkehr 

Erfolgsindikatoren/Meilensteine 

• Reduktion der PKW-Bestände.  
• Höhere Auslastung des ÖPNV.  
• Höhere Anzahl verkaufter Fahrräder.  
• Geringeres Verkehrs- und Stauaufkommen in den Innenstädten. 

Flankierende Maßnahmen (optional) 

• Einbezug des wissenschaftlichen Standes in Zusammenarbeit mit den Universitäten und Hochschulen des Lan-
des Sachsen-Anhalt sowie gleicher Einrichtungen aus der gesamten Bundesrepublik Deutschland  
• Öffentlichkeitsarbeit  
• Beratung von Landeseinrichtungen, Bürgern und Unternehmen  
• Einbezug von Unternehmen wie zum Beispiel ThINK  

Hinweise & Weiterführende Informationen 

• Bundesamt für Verkehr und digitale Infrastruktur  
• Landesamt für Umweltschutz Sachsen-Anhalt  
• Klimaschutz Index 
• Thüringer Institut für Nachhaltigkeit und Klimaschutz ThINK (https://www.think-jena.de/) 
• Umweltbundesamt  
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3. Erhoffte Wirkung, Schwächen und  
Stäken 
 
Das Gesetz soll eine bestimmte Wirkung erzielen 
und bringt für die Zielerreichung Stärken und Schwä-
chen mit sich, die im Folgenden erläutert werden. 
Ebenfalls wird geklärt, wie realistisch die Umsetzung 
des Gesetzes ist. 
 
Das Konzept der City Maut wird bereits von anderen 
Städten außerhalb von Deutschland, wie London, 
Stockholm, Mailand und Göteborg erfolgreich durch-
geführt (Mau, 2019). In diesen Städten werden je-
doch nur einzelne, stark befahrene Zonen der Innen-
stadt mit der Maut belegt und beispielsweise in Lon-
don ist die Mautabgabe lediglich zu bestimmten Uhr-
zeiten Pflicht. Die Umsetzung der City Maut erfolgt in 
London, Mailand, Stockholm und Göteborg durch Ka-
meras, die innerhalb der Maut Zone die Kennzeichen 
lesen. Aus Datenschutzgründen wäre diese Variante 
in Deutschland aktuell nicht umsetzbar (Mau, 2019). 
 

3.1 Erhoffte Wirkung 
 
Durch die Einführung des Gesetzes wird als oberstes 
Ziel ein Rückgang des Individualverkehrs mittels 
PKW in den Innenstädten angestrebt. Mit diesem 
Rückgang einhergehend soll eine staufreie Erreich-
barkeit der Stadtmitte gewährleistet werden (VCD - 
Mobilität für Menschen). Außerdem stellt die Sen-
kung der Umweltbelastung durch den Verkehr eines 
der angestrebten Ziele dar, indem der Zugriff auf öf-
fentliche Verkehrsmittel, das Nutzen von Fahrrädern, 
die Bildung von Fahrgemeinschaften und das Zu-
rücklegen von Strecken zu Fuß angeregt wird.  
 
Durch den zurückgehenden PKW Verkehr wird sich 
eine Reduzierung des Lärms und der Wärmebelas-
tung erwünscht.  
 
Zudem soll durch die eingehenden Mautbeträge die 
Infrastruktur der Innenstädte (z. B. Ausbau und Er-
haltung der Fahrrad- und Fußwege) finanziert und 
die öffentlichen Verkehrsmittel gefördert werden. 
Auch die in dem Gesetz angesprochenen Finanzie-
rungshilfen z. B. für den Erwerb eines Fahrrades und 
die Verwaltung und Durchsetzung des Gesetzes sol-
len durch die Mauteinnahmen bezahlt werden. 
 

Darüber hinaus entschied die Mehrheit der Gruppe, 
mit dem Gesetz zusätzlich die Menschen dazu anzu-
regen, neben dem Verzicht auf die Nutzung, auch auf 
das Besitzen eines PKW zu verzichten. 
 

3.2 Schwächen 
 
Durch die Einführung des Gesetzes besteht die Ge-
fahr, dass Betriebe und Geschäfte aus der Innen-
stadt herausgedrängt werden (VCD - Mobilität für 
Menschen, o. D.). 
 
Eine weitere Schwäche besteht darin, dass das Ge-
setz nicht eindeutig definiert, für welchen Zeitraum 
die Bewohnerabgaben entsprechend des Bruttoge-
halts gelten. 
 
Die Datenerhebung für die Ermittlung der Mautbe-
träge der Bewohner dürfte in Deutschland auf Prob-
leme stoßen, da jeder PKW Besitzer seine Gehälter 
offenlegen müsste. 
 
Meiner Meinung nach besteht das Hauptproblem des 
Gesetzes in der großen Maut Zone, in der auch die 
wenig befahrenen Gebiete mit eingeschlossen sind. 
Dadurch gibt es für viele, die gezwungen sind inner-
halb der Stadtgrenzen zu fahren (Arbeit, Kindergar-
ten/Schule, aus gesundheitlichen Gründen, wie z. B. 
Arztbesuche etc.), keine Möglichkeit, die Mautzone 
zu umgehen. Da viele somit die Mautgebühren für 
das gesamte Jahr zahlen müssen, gibt es für diejeni-
gen keinen Grund, das Auto stehen zu lassen. Somit 
dürfte der Effekt in den wirklich stark befahrenen Ge-
bieten relativ gering ausfallen. 
 
Der hohe Verwaltungsaufwand, unter anderem durch 
die Einzelfallprüfung, verlangt viele Mitarbeiter, bei 
denen nicht geklärt ist, wo diese herkommen sollen. 
Die Einführung einer Möglichkeit zur zeitweisen Be-
freiung von der Mautzahlung, z. B. im Krankheitsfall 
oder Umzug, auf Antrag wäre sinnvoll, damit bei-
spielsweise ortsansässige Ärzte aufgesucht und Um-
züge ohne Mautabgaben innerhalb der Maut Zone, in 
die Zone hinein oder aus der Zone hinaus mit dem 
PKW gefahren werden können. 
 
Weiterhin ist nicht geregelt, wie die Maut durchge-
setzt werden soll, ob regelmäßige Kontrollen durch 
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die Ordnungsämter durchgeführt werden, ob Kame-
ratechnik installiert werden muss oder ob die Polizei 
Kontrollen im Straßenverkehr durchführt. 
Ebenfalls nicht sinnvoll ist, dass Rentner den Nahver-
kehr kostenlos nutzen dürfen und beispielsweise 
Hartz-IV-Empfänger weiterhin für die Nutzung zahlen 
müssen, obwohl diese i. d. R. finanziell nicht besser 
aufgestellt sind. 
 
Die definitive Höchstsatzregelung für alle Zweitwa-
gen ist mitunter nicht gerechtfertigt, da es viele Haus-
halte gibt, die aus diversen Gründen (z. B. zwei 
Pendler pro Haushalt zur Arbeitsstelle ohne Mautbe-
freiung, ein Pendler im Haushalt zur Arbeitsstelle 
ohne Mautbefreiung und ein Familienmitglied, das 
die Kinder zur Kindertagesstätte/ zum Arzt/ o. ä. fah-
ren muss etc.) auf die Nutzung von zwei PKW ange-
wiesen sind. 
Weiterhin sollte es auch für Anwohner möglich sein, 
Tages-, Wochen- und Monatsvignetten zu erwerben. 
 

3.3 Stärken 
 
Positiv an dem City-Maut-Gesetz ist der Grundge-
danke, dass Abgaben für das Befahren bestimmter, 
stark befahrener Zonen gezahlt werden müssen, um 
in diesen Zonen das PKW Aufkommen zu reduzieren 
und die damit einhergehenden Probleme, wie Luft-
verschmutzung, Wärme und Lärm einzudämmen. 
Weiterhin sorgt die Maut auf freiwilliger Basis seitens 
der Bevölkerung für eine Einnahme von Geldern für 
den Erhalt und Ausbau sowie die Weiterentwicklung 
der Infrastruktur der Städte. 
 
Es ist sinnvoll, dass das Gesetz in 5 Phasen einge-
führt wird und die Bevölkerung somit langsam an die 
Änderung herangeführt und genügend Zeit zum Um-
organisieren gegeben wird. 
Weiterhin ist vom Gedanken her auch die Staffelung 
der Maut entsprechend des Gehalts positiv, um die 
sozialen Unterschiede berücksichtigen zu können, 
jedoch ist die Umsetzung wie unter Punkt 3.2 ge-
schrieben in Deutschland aufgrund der Datenschutz-
situation schwierig. 
 
Es ist gut, dass es Sonderregelungen für Schwerbe-
hinderte, Krankentransporte und gemeinnützige Ver-
eine gibt und die Abgaben entsprechend des Hub-
raums des PKW variieren, da somit auch auf die Um-
weltfreundlichkeit des PKW reagiert werden kann 
und die Bevölkerung dazu angeregt wird, ein Fahr-
zeug mit einem Hubraum von weniger als 1.200 cm³ 
zu wählen. 
Als ebenfalls sinnvoll werden die Rabatte für Fami-
lien mit Kindern angesehen und die mögliche Befrei-
ung für Personen, deren Arbeitsstelle sich mehr als 
10 km von der Wohnungstür entfernt befinden. 
 

Der Ausbau und die Förderung des öffentlichen Nah-
verkehrs ist durchaus sinnvoll und ein Pluspunkt des 
Gesetzes. Die Nutzung wird zusätzlich durch das 
Herabsetzen des Preises auf 1 € pro Tag angeregt 
und kann von vielen (Schulkindern, Senioren, …) so-
gar kostenlos genutzt werden. Diese Maßnahme 
kann sich durchaus positiv auf das Verkehrsaufkom-
men in den Innenstädten auswirken, da sich in ande-
ren Städtebeispielen bereits herausgestellt hat, dass 
der Nahverkehr oft nur anstelle des PKW genutzt 
wird, wenn dieser attraktiv und somit gut ausgebaut 
ist (Mau, 2019). Auch die angestrebte Hochsetzung 
der Taktzeit des Nahverkehrs ist, sofern realisierbar, 
eine gute Maßnahme. 
 
Die Bereitstellung von Sharing-Lösungen und Sub-
ventionen ist ebenfalls sinnvoll, um die Alternativen 
zum Individualverkehr mittels PKW attraktiv zu ma-
chen. Für Gelegenheitsfahrer wird somit die Möglich-
keit geschaffen, auf den Besitz eines eigenen PKW 
verzichten zu können und in notwendigen Situatio-
nen trotzdem ein Auto, kostenfrei einmal pro Woche 
oder günstig bei häufigerer Nutzung, zur Verfügung 
stehen zu haben.  
Gerade für Personen mit geringerem Einkommen ist 
die Subvention beim Fahrradkauf eine große Unter-
stützung und um die Fahrraddiebstähle zu erschwe-
ren und die Häufigkeit zu senken ist, das Schaffen 
sicherer Fahrradabstellmöglichkeiten angebracht. 
 

3.4 Realisierbarkeit der Umsetzung 
 
In Deutschland ist die Umsetzung des Gesetzes in 
exakt der Form, wie im Gesetzentwurf beschrieben 
sehr unrealistisch. Ein Grund dafür liegt, wie ange-
sprochen, in der in Deutschland vorliegenden Daten-
schutzsituation. Des Weiteren könnte das Gesetz mit 
der im Entwurf festgelegten Maut Zone und zu den 
angegebenen Mautsätzen auf Widerspruch in der 
Bevölkerung stoßen. 
 
Ein weiteres Problem bei der Realisierung dürfte in 
der Personalbeschaffung für die Verwaltung liegen. 
Der Start der Mauterhebung ist auf den 01.01.2021 
datiert. Bis dahin sollte ein Großteil des MVB Netzes 
und die Fahrradwege ausgebaut sein, um den stei-
genden Kapazitätsanforderungen gerecht werden zu 
können. Mit der Planung der Bauvorhaben, den Aus-
schreibungen, dem Einholen der Baugenehmigun-
gen, der Umsetzung etc. dürfte eine Realisierung bis 
zum 01.01.2021 nicht machbar sein. Des Weiteren 
ist ein Kauf weiterer Straßenbahnen und Busse bis 
dahin vorgesehen, sodass die Finanzierung der In-
vestitionen und Bauvorhaben vor dem Start der 
Mauteinnahmen geklärt werden muss.  
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Eine Realisierung der City-Maut ist aber durchaus 
denkbar und sinnvoll, wenn eine Anpassung der ge-
rade genannten Punkte vorgenommen werden 
würde. Ebenfalls müssten die weiteren unter 3.3 auf-
gezählten Schwächen des Gesetzes ausgeglichen 
werden. 
 
Vor der Einführung ist eine gründliche Aufklärung 
und Vorbereitung der Bevölkerung notwendig. Eben-
falls wäre es ggf. sinnvoll, eine Probezeit einzufüh-
ren, die zu einer leichteren Eingewöhnung und Um-
stellung der Bevölkerung führen kann. 

4. Diskussion und Abstimmung 
 
Da ich während der zweiten Beratung nicht anwe-
send war, kann ich leider nichts Genaues zu dieser 
Beratung und den dort gemachten Anmerkungen sa-
gen. 
 
Mir wurde zugetragen, dass das Gesetz mit relativ 
deutlicher Mehrheit abgelehnt wurde. Ich kann mir 
vorstellen, dass einige die große Mautzone zu dieser 
Entscheidung gebracht hat und speziell die Autobe-
sitzer vor allem die Nachteile und die hohen Kosten 
der Maut sehen. Ebenfalls wurde der Bau von den an 
den Randzonen Magdeburgs angedachten P+R 
Parkplätzen zum Teil als kritisch angesehen, da viele 
damit rechnen, dass somit weitere Flächen versiegelt 
werden, die evtl. nicht ausreichend als Parkflächen 
genutzt werden. Auch die rechtzeitige Fertigstellung 
und der ausreichende Ausbau der öffentlichen Ver-
kehrsmittel in Magdeburg, Halle und speziell Dessau 
wurden von einigen angezweifelt. 
Ich halte es für realistisch, dass das Gesetz nach ei-
ner Überarbeitung der unter Kapitel 3.2 aufgeführten 
Punkte einen weitaus höheren Zuspruch bekommen 
würde. 
 
Das Gesetz steht dem bei vielen Menschen stark 
ausgeprägten Drang nach Bequemlichkeit im Weg 
und wird somit von den meisten Menschen bei der 
ersten Betrachtung als unangenehm empfunden. Die 
Einführung des Gesetzes zwingt viele Menschen 
dazu umzudenken und z. B. auf das Fahrrad oder die 
öffentlichen Verkehrsmittel umzusteigen, wenn diese 
die Maut Gebühr nicht bezahlen wollen.  

5. Kritische Reflexion des Beratungs- und 
Gesetzgebungsprozesses 
 

5.1 Erkenntnisse aus Diskussionen und 
Rückmeldungen 
 
Da ich an der zweiten Beratung nicht teilnehmen 
konnte, kann ich leider nichts zu den Rückmeldungen 
dieser Beratung sagen. 
 

Allgemein ist aufgefallen, dass viele die Idee der City 
Maut an sich gut fanden, jedoch oft zur Umsetzung 
und der Ausgestaltung des Gesetzes Einwände ka-
men.  
 
Speziell während der ersten Beratung kam häufig der 
Einwand, dass es sinnvoll wäre, neben einer Jahres-
vignette auch Tages-, Wochen- und Monatsvignetten 
einzuführen. Außerdem wurde angemerkt, dass der 
Rabatt für Familien mit Kindern entsprechend der An-
zahl der Kinder gestaffelt werden soll und die Maut-
Zone auf das Innenstadtgebiet bzw. einzelne, viel be-
fahrene Straßen begrenzt werden soll. Weiterhin gab 
es mehrmals den Wunsch nach einer Sonderrege-
lung für Gewerbetreibende und nach einer günstige-
ren Mautgebühr speziell für die Anwohner. Auch eine 
Online Lösung für den Kauf der Vignette wurde ge-
wünscht. 
 
Bei der überarbeiteten Version ab der zweiten Bera-
tung bemängelten viele die weit gefasste Maut Zone, 
die sich über das gesamte Magdeburger Stadtgebiet 
erstreckt als zu groß gefasst und nicht sinnvoll. Wei-
terhin kam mehrmals die Anmerkung, dass die Maut-
gebühren (speziell für die Bewohner) weiterhin als zu 
hoch erachtet werden, da es durch die große Maut-
zone für viele keine Möglichkeit gibt, die Mautzone zu 
umfahren und somit eine Zahlung für jeden Tag des 
Jahres notwendig ist. Der aktuell nicht ausreihend 
ausgebaute Nahverkehr, vor allem in Dessau, aber 
auch in Magdeburg sorgte ebenfalls für Bedenken, 
da es nur schwer vorstellbar ist, dass ein ausreichen-
der Ausbau vor Einführung der Maut realisiert wer-
den kann. 
 
Bei dem Abschlussgespräch wurde die Finanzierung 
und Realisierbarkeit der Verwaltung durch die Einzel-
fallprüfungen in Frage gestellt. Auch die Daten-
schutzsituation durch die Einzelfallprüfung zur Be-
rechnung der Höhe der Mautgebühr wurde in der ak-
tuell vorgesehenen Art in Deutschland als unrealis-
tisch bemängelt. 
 

5.2 Konzept des Seminars 
 
Durch das Seminar mussten alle dem Kurs zugehö-
rigen Studenten sich intensiv mit der Thematik Klima-
anpassung und Nachhaltigkeit beschäftigen. Die 
Workshops waren sehr gut, um von qualifizierten 
Personen Details über die aktuelle Lage sowie Prob-
leme und Lösungsansätze zu erfahren und einen gu-
ten Einblick zu erlangen. Ebenfalls war es sehr inte-
ressant, Einblicke in den Gesetzgebungsprozess und 
beispielsweise den Landtag zu erhalten und seine ei-
genen Fragen an Fachleute der jeweiligen Bereiche 
stellen zu können.  
 



 

80 

Durch die an die Workshops anschließenden Ge-
setzentwicklungen und die Beratungen konnten un-
terschiedliche Ideen gesammelt und diskutiert wer-
den, die sich positiv auf die Klimaanpassung auswir-
ken können. Zudem zeigte der Kurs, dass in nahezu 
allen Bereichen (Verkehr, Lehre, Energie, Landwirt-
schaft etc.) etwas für die Klimaanpassung und das 
Nachhaltigkeitsbewusstsein getan werden kann.  
 
Die in einigen Workshops eingebauten Aufgaben und 
Ideensammlungen sorgten dafür, sich auch während 
des Workshops bereits intensiv mit dem jeweiligen 
Thema auseinander setzen zu müssen und bereits 
einige Ideen zu der Thematik zu sammeln. Das half 
dabei, sich besser in das Thema einfinden zu können 
und Vorschläge für die Gesetzentwürfe zu sammeln. 
 
Weiterhin sorgte die Gruppenarbeit für eine Verbes-
serung der Teamfähigkeit. 
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1. Problemstellung 
 
In diesem Kapitel werden die Probleme und Defizite, 
die mit dem Gesetz angegangen werden sollen, er-
läutert. Zunächst wird dafür eine Betrachtung des ge-
sellschaftlichen Wandels und der damit zusammen-
hängenden Herausforderung der Urbanisierung 
durchgeführt. Anschließend werden die globalen 
Trends der Klimaveränderung aufgezeigt, schließlich 
die mikroklimatischen Auswirkungen im urbanen Be-
reich, denen mit dem Gesetz entgegengewirkt wer-
den soll. 
 

1.1 Gesellschaftlicher Wandel 
 
Seit der Industrialisierung und der damit verbunde-
nen Schaffung von Arbeitsplätzen in den Städten und 
in urbanen Regionen ist eine Landflucht zu beobach-
ten. Das bedeutet, dass die Menschen, die auf dem 
Land in Dörfern und kleinen Städten leben, zuneh-
mend in große Städte und Ballungsgebiete ziehen. 
Der Trend hält bis heute an und noch immer gelten 
ländliche Gebiete als Abwanderungsgebiete und Bal-
lungsräume als Zuwanderungsgebiete. 
 
Eine Studie des Bundesinstitut für Bauwesen und 
Raumordnung hat diese Bewegung deutlich gemacht 
(2015). Die Studie hat die Bevölkerungsentwicklung 
von 2001 bis 2015 aufgezeichnet. Für Sachsen-An-
halt ergibt sich ein kontrastreiches Bild, bei dem die 
beiden mit Abstand bevölkerungsreichsten Städte 
Magdeburg und Halle im deutlichen Gegensatz zu 
den übrigen Regionen stehen.   
 
Es wird sofort deutlich, dass nur die beiden größten 
Städte Halle und Magdeburg in dem Zeitraum einen 
Bevölkerungszuwachs zu verzeichnen haben. Die 
ländlichen Regionen haben dagegen alle mit der Ab-
wanderung zu kämpfen. Es ist das typische Bild der 
Landflucht.  
 
In den anderen Bundesländern zeichnet sich ein ähn-
liches Bild dahingehend ab, dass die Städte immer 
einen deutlicheren Zuwachs zu verzeichnen haben 
als ländliche Regionen, die eher mit einer abnehmen-
den Bevölkerungszahl zu kämpfen haben.  
Die Gründe für diesen Trend sind vielfältig und spie-
len in den folgenden Betrachtungen keine Rolle. 
Festzuhalten bleibt der allgemeine Trend der Urbani-
sierung. Dieser Trend mit der Verschiebung des Le-
bensraums des Menschen spielt auch bei der Be-

trachtung der Klimaveränderung eine Rolle. 
 

1.2. Klimatischer Wandel  
 
Auf globaler Ebene ist seit Jahren eine klimatische 
Veränderung zu verzeichnen. Diese ist auch in Sach-
sen-Anhalt zu beobachten. Die Erhöhung der Tem-
peratur über ca. die letzten 150 Jahre spielt dabei 
eine wesentliche Rolle. 
 
Eine Studie des Ministeriums der Umwelt, Landwirt-
schaft und Energie des Landes Sachsen-Anhalts 
(2017) hat die klimatische Veränderung bezüglich 
verschiedener Faktoren an verschiedenen Standor-
ten im gesamten Bundesland untersucht. Dabei wur-
den besonders die letzten ca. 150 Jahre untersucht. 
Bei der Auswertung der Ergebnisse der Studie ist für 
das Bundesland Sachsen-Anhalt die Temperatur be-
sonders auffällig gewesen. Diese ist in dem betrach-
teten Zeitraum gestiegen, wenn man die Jahresmit-
teltemperatur als Trend nimmt. Dabei sind Ausreißer 
sowohl nach oben als auch nach unten in der Statis-
tik verzeichnet, allerdings ist der Trend dabei eindeu-
tig zu erkennen und der zeigt über den gesamten 
Zeitraum einen Temperaturanstieg. Dieser Anstieg 
ist in den letzten Jahren verhältnismäßig höher als in 
dem Zeitraum zuvor. Das bedeutet, dass die Tempe-
ratur in den letzten Jahren schneller gestiegen ist.  
 
Bei der Untersuchung von extremen Wetterereignis-
sen und Niederschlägen konnten hingegen keine sig-
nifikanten Daten hinsichtlich eines Trends aus der 
Analyse des Ministeriums gewonnen werden. Daher 
könnte zukünftig mit weiteren anhaltenden Tempera-
turerhöhungen vor allem im Gebiet Sachsen-Anhalts 
gerechnet werden. 
 
Die Klimaanpassung, die im Rahmen der Arbeit und 
des gesamten Projektes betrachtet wurde, gibt vor, 
dass den Ursachen des Temperaturanstiegs nicht 
primär entgegengewirkt werden soll, sondern den 
Auswirkungen. Durch den Temperaturanstieg erge-
ben sich neue Situationen. Die Anpassung an diese 
neuen Anforderungen ist Klimaanpassung. Die Ursa-
chen für die steigende Temperatur sind daher zum 
großen Teil irrelevant und dieser Anstieg wird als ge-
geben betrachtet.  
 
Der Trend aus der Studie des Ministeriums für Um-
welt, Landwirtschaft und Energie (2017) legt nahe, 
dass über die nächsten Jahre hinweg stets mit einer 
im Verhältnis zu den Vorjahren erhöhten Temperatur 
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zu rechnen ist. Dass dabei auch statistische Ausrei-
ßer in den Bereich der kühleren Temperaturen mög-
lich sind, liegt dabei ganz klar auf der Hand. 
 
Die Studie zeigt den Trend der Jahresmitteltempera-
tur in Sachsen-Anhalt und verdeutlicht über diesen 
statistischen Mittelwert den bereits erläuterten Trend. 
Zusätzlich zu diesem allgemeinen Anstieg der Tem-
peraturen ergibt sich in Sachsen-Anhalt für die 
Städte eine besondere Situation. Diese ist in dem 
nachfolgenden Kapitel beschrieben. 
 

1.3. Besondere Situation im urbanen  
Bereich 
 
Der allgemeine Temperaturanstieg in Sachsen-An-
halt ist im Kapitel 1.2. erläutert worden. Der beson-
dere Fokus auf die urbane Region ist deshalb sinn-
voll, weil die Auswirkungen des demographischen 
Wandels, die im Kapitel 1.1. beschrieben wurden, 
dazu führen, dass immer mehr Menschen in urbanen 
Regionen wohnen.  
 
Diese urbanen Regionen zeichnen sich dadurch aus, 
dass ein Großteil der vorhandenen Fläche bebaut ist. 
Eine Betrachtung unabhängig vom Klimawandel 
ergibt für den Bereich der Stadt eine sogenannte 
„Wärmeinsel“. Diese Wärmeinsel zeichnet sich 
dadurch aus, dass die Temperaturen im Vergleich 
zum Umland erhöht sind. Das bedeutet für die Bür-
ger, die sich in diesen städtischen Gebieten temporär 
aufhalten oder da wohnen oder arbeiten, dass sie 
permanent erhöhten Temperaturen ausgesetzt sind.  
 
Eine solche Wärmeinsel ist im Klimaanpassungskon-
zept der Stadt Magdeburg (2017) vom Thüringer 
Institut für Nachhaltigkeit und Klimaschutz (2017) 
dargestellt. Nach den Ausführungen des Klimaan-
passungskonzeptes entsteht die Wirkung solcher 
Wärmeinseln auch ohne den Einfluss der Klimaver-
änderung. Die dichte Bebauung der Flächen in der 
Stadt ist der Grund für dieses Phänomen, da dadurch 
der Wind keine Kaltluft mehr in die Städte tragen 
kann. Die Hindernisse für die Kaltluft heizen sich dar-
über hinaus auf und geben die Wärme in ihrer Um-
gebung ab. Je größer dabei die Stadt und die Bebau-
ung desto größer ist auch der Effekt der Wärmeinsel. 
Das wird besonders in einer Ausführung des Thürin-
ger Institut für Nachhaltigkeit und Klimaschutz (2017) 
deutlich. Magdeburg wird dabei in das Verhältnis mit 
seinen umliegenden Nachbarstädten von unter-
schiedlicher Größe gesetzt. 
 
Dabei zeigen sich deutliche Unterschiede zwischen 
Magdeburg und den umliegenden Städten. Das gilt 
sowohl für die Siedlungsfläche als auch für den Effekt 
selber. Das zeigt, dass die Wirkung einer Wärmein-
sel abhängig von der Größe einer jeden Stadt ist. 

Dieser Wärmeinseleffekt ist auf der einen Seite durch 
die zunehmende Urbanisierung der Gesellschaft, die 
auch in Sachsen-Anhalt zu verzeichnen ist, relevant. 
Auf der anderen Seite gibt es durch den Klimawandel 
einen allgemeinen Anstieg der Temperaturen unab-
hängig von einer urbanen oder ländlichen Umge-
bung. Daher ist eine Maßnahme, die darauf abzielt, 
den Temperaturunterschied zwischen einer Stadt 
und dem jeweiligen Umland zu minimieren, eine 
Maßnahme, die der Klimaanpassung gerecht wird. In 
den kommenden Kapiteln wird der erarbeitete Ge-
setzentwurf zur Minimierung des Wärmeinseleffektes 
vorgestellt. 

2. Gesetzentwurf 
 
Der Gesetzentwurf, der von dem Ministerium für Um-
welt zur Entsiegelung privater und gewerblicher Flä-
chen im urbanen Raum erarbeitet wurde, wird in die-
sem Kapitel zunächst hergeleitet. Im Anschluss an 
die Herleitung wird das Gesetz in der Form, in der es 
bei der zweiten Beratung präsentiert wurde, vorge-
stellt. 
 

2.1. Herleitung des Gesetzentwurfs 
 
In den Workshops zu den verschiedenen Themen, 
die in dem Seminar angeboten wurden, kam immer 
wieder das Thema Entsiegelung zur Sprache. Wie 
bereits innerhalb des ersten Kapitels erwähnt wurde, 
kommt es in Städten infolge des Klimawandels zu 
Temperaturanstiegen. Diese erfordern wiederum 
umfassende Maßnahmen zur Regulierung des Tem-
peraturtrends in Städten. Neben der Entsiegelung 
wurden auch Dachbegrünungsmaßnahmen und 
Kaltluftschneisen besprochen. Vor dem Hintergrund, 
dass jeder Bürger die Chance haben soll, entspre-
chende Flächen in den Städten zu entsiegeln und der 
Tatsache, dass ein Großteil der städtischen Flächen 
privat oder gewerblich genutzt werden, ist der Ge-
setzentwurf entstanden. 
 
Er zielt dabei durch eine Subventionierung ganz be-
wusst darauf ab, finanzielle Anreize für die Bürger zu 
schaffen. Klimaanpassung und auch Klimaschutz 
sind in der Regel immer mit einem finanziellen Auf-
wand für den Steuerzahler (z.B. Ökosteuer) verbun-
den. Durch den finanziellen Anreiz, Klimaanpassung 
zu betreiben und gleichzeitig billiger zu bauen, wird 
eine hohe Beteiligung möglich.  
 
Darüber hinaus ist es ebenfalls von hoher Bedeu-
tung, die Bürger aufzuklären, welche Vorteile mit der 
versickerungsfördernden Bauweise einhergehen. 
Bürger, denen bewusst ist, welche Auswirkungen 
eine solche Bauweise haben kann, sind viel eher 
dazu bereit, diese umzusetzen. Dabei ist im Verlauf 
des Erstellens des Gesetzes klargeworden, dass 
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eine Prüfstelle mit umfassenden Kompetenzen not-
wendig ist. Die Prüfstelle kann sich den Einzelfällen 
widmen und über ein Grünflächenkataster den Fort-
schritt dokumentieren. Darüber hinaus ist die Prüf-
stelle auch im Gesetz des Ministeriums für Landes-
entwicklung und Verkehr verankert, so dass sie auf 
vielfältige Weise genutzt werden kann und die Be-
dürfnisse zweier Ministerien bedient.  

2.2. Gesetzentwurf 
 
Auf den nachfolgenden zwei Seite ist der Gesetzent-
wurf aus dem Ministerium für Umwelt zur Entsiege-
lung privater und gewerblicher Flächen im urbanen 
Raum aus der zweiten Beratung abgebildet. 

 

Tabelle 1: Gesetzentwurf des Ministeriums für Umwelt 

Vorschlagendes Ministerium:  
Ministerium für Umwelt 
 

  Version:
zweiter Entwurf  

Entsiegelung privater und gewerblicher Flächen im urbanen Raum 

Ausgangslage & Problemstellung 

Welche Missstände sollen mit dem Gesetz angegangen werden? Wie ist die aktuelle Situation? 

- Erhöhte Temperaturen in Sachsen-Anhalt in Kombination mit dem geringen Niederschlag im Frühjahr und Som-
mer führen dazu, dass die Grünflächen in den Stadtgebieten schneller austrocknen. Das führt zu einem erhöhten 
Stadtklima, da die Grünflächen das Potential für die Kühlung der Stadt besitzen. Die Stadt wird so zu einer eige-
nen deutlich wärmeren Klimazone, denn Städte sind bis zu 3 °C wärmer als das Umland (Think, 2017, S.16 ff.).  
- Extremwetterereignisse nehmen zu, wobei vor allem starke Niederschläge immer häufiger werden. Durch die 
hohe Anzahl versiegelter Flächen kann das Wasser jedoch nicht abfließen, was schnell zu Hochwasser und 
Überschwemmungen innerhalb des Stadtgebiets führen kann. Zudem könnten mit dem Regenwasser die Grün-
flächen der Städte gewässert werden, was noch zu selten in der Form praktiziert wird. Es fehlen Flächen, in die 
das Regenwasser versickern kann (Think, 2017, S. 35 ff.und Ministerium für Umwelt, Landwirtschaft und Energie 
des Landes Sachsen-Anhalt, 2017, S.20 ff.).  
- Nach der aktuellen Gesetzeslage kann Niederschlagswasser auf privaten und gewerblichen Grundstücken wie 
Abwasser abgeleitet werden (WG LSA, 2011, §74).  

 

Ziel  

Welches Ziel soll mit dem Gesetz erreicht werden?  

- Schaffung von Anreizen, um private und gewerbliche Akteure dazu zu bringen, versickerungsfreundlich zu bauen 
und versiegelte Flächen zu entsiegeln 
- Verbesserung des Mikroklimas in den Städten Sachsen-Anhalts 
- Reduzierung des Temperaturunterschiedes zwischen Stadt und Umland 
- Entlastung städtischer Abwassersysteme bei Extremwetterereignissen 

Strategie & Maßnahmen (inkl. Begründung) 

Wie sollen die Ziele erreicht werden? Welche Maßnahmen müssen ergriffen werden?  
Welche Handlungsschritte sind erforderlich?  
 
- Die Versickerung des Regenwassers in den Boden ist unabhängig vom Standort in Sachsen-Anhalt für gewerbliche 
und private Grundstückseigentümer*innen Pflicht. Ausnahmeregelungen zur Ableitung von Regenwasser können in 
Ausnahmefällen gestellt werden (Prüfung erfolgt durch Prüfstelle). 
- Subventionierung von privaten und gewerblichen Bauprojekten in den Städten mit dem Ziel der Schaffung von 
Versickerungsflächen die dafür notwendige Prüfung erfolgt durch Prüfstelle  versickerungsfördernde Baustoffe 
sollen 10 % billiger sein als vergleichbare Baustoffe  
Viele Parkplatzflächen etc. sind private oder gewerbliche Flächen und eine Subventionierung ist notwendig, um An-
reize für Versickerungsflächen zu schaffen.  
- Einrichtung einer Prüfstelle (gemeinsam mit dem Verkehrsamt) für das Land Sachsen-Anhalt: Tiefbauamt in Ko-
operation mit Ministerium für Umwelt  Kompetenzen dieses Amtes: 

 Prüfung von Subventionierung für private und gewerbliche Flächen 
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 Überprüfung des Nutzens der Entsiegelung von Fläche 
 Beurteilung von Ausnahmeanträgen 
 Erstellung und Pflegeeines Grünflächenkatasters der Städte in Sachsen-Anhalt für einen Überblick über die 

vorhandene Situation und die damit verbundenen Möglichkeiten 
- Aufklärung der Grundstückeigentümer*innen, wie sie das Regenwasser effizient nutzen können durch Pressemel-
dungen, Flyer und ein Youtube-Tutorial, Wissenstransfer in Zusammenarbeit mit studentischen Projekten (z. B. mit 
Wasserwirtschaft der Hochschule Magdeburg) 

Zielgruppe und beteiligte Akteur*innen (inkl. anderer Ministerien) 

An wen richtet sich das Gesetz?  
Welche weiteren Ministerien/Landesbehörden müssen bei der Umsetzung mit beteiligt werden? 
- Menschen, die in den Städten Sachsen-Anhalts leben und die demzufolge dem Temperaturunterschied Stadt-Um-
land ausgesetzt sind. 
- private und gewerbliche Bauherren, die in den Städten aktiv sind 
- Ministerium für Landesentwicklung und Verkehr, Ministerium für Wirtschaft und Energie, besonders aufgrund ihrer 
Gesetze 

Erfolgsindikatoren/Meilensteine 

Woran kann man erkennen, dass das Gesetz erfolgreich ist?  
- Temperaturunterschied Umland-Stadt sinkt auf maximal 1 °C 
- Entsiegelung von mindestens 20 % der privaten und gewerblichen Flächen bis 2030 
- Überschwemmungen bei Extremwetterereignissen gehen zurück 

Flankierende Maßnahmen (optional) 

Welche ergänzenden Maßnahmen könnten zum Erfolg des Gesetzes beitragen?  
- Die Gesetze des Ministeriums für Landesentwicklung und Verkehr und des Ministeriums für Wirtschaft und Energie 
mit den Maßnahmen zur Dachbegrünung und Entsiegelung öffentlicher Flächen 

Hinweise & Weiterführende Informationen 

Literaturangaben oder andere Quellen  
Ministerium für Umwelt, Landwirtschaft und Energie des Landes Sachsen-Anhalt (MULE). (2017).: Beobachteter 

Klimawandel in Sachsen-Anhalt [PDF file].; Abgerufen von https://lau.sachsen-anhalt.de/fileadmin/Biblio-
thek/Politik_und_Verwaltung/MLU/LAU/Wir_ueber_uns/Publikationen/Berichte_des_LAU/Dateien/Beobach-
teter_Klimawandel_in_Sachsen-Anhalt_barrierefrei.pdf  

Juristisches Informationssystem für die Bundesrepublik Deutschland. (2011). Wassergesetz für das Land Sachsen-
Anhalt (WG LSA).  Abgerufen von http://www.landesrecht.sachsen-anhalt.de/jpor-
tal/?quelle=jlink&query=WasG+ST&psml=bssahprod.psml&max=true&aiz=true 

Thüringer Institut für Nachhaltigkeit und Klimaschutz (2017). Klimaanpassungskonzept für die Landeshauptstadt 
Magdeburg [PDF file]. Abgerufen von https://www.magdeburg.de/PDF/Klimaanpassungskonzept_Magde-
burg_Mai_2017.PDF?ObjSvrID=37&ObjID=25790&ObjLa=1&Ext=PDF&WTR=1&_ts=1553846207 

 
 

3. Erhoffte Wirkung, Schwächen und  
Stärken 
 
In diesem Punkt wird der vorgestellte Entwurf hin-
sichtlich seiner Wirksamkeit und seiner Realisierbar-
keit untersucht, ehe anschließend eine kritische Re-
flexion erfolgen soll.  
 

3.1. Beabsichtigte Wirkung  
 
Der Gesetzentwurf zielt auf eine Veränderung des 
Klimas in der Stadt ab. Die Wirkung soll dabei beson-
ders den Temperaturunterschied im Vergleich zum 
Umland senken. Wie im ersten Punkt dieser Arbeit 
bereits ausführlich erläutert, ist es in der Stadt um ein 
paar °C wärmer als im Umland. Dieser Effekt kann im 

Sommer zum Problem werden, wenn sich die Tem-
peratur ohnehin bereits über 30 °C befindet und da-
mit Menschenleben gefährden kann. 
 
Es wird eine zunehmende Anzahl an entsiegelten 
Flächen forciert. Auf entsiegelten Flächen können 
Pflanzen gepflanzt werden und das Regenwasser 
kann versickern. Die Pflanzen erhöhen die Qualität 
der Luft und können wie der Boden selbst Wasser 
aufnehmen. Dieses Wasser kann anschließend ver-
dunsten und so die Temperatur beeinflussen, da 
diese heruntergekühlt wird. Je mehr Flächen diesen 
Effekt umsetzen können, desto größer ist die Wir-
kung. Es handelt sich hierbei um einen mikroklimati-
schen Effekt, der nicht die Temperatur auf der ge-
samten Welt oder die Klimaveränderung stoppt. Der 
Effekt wirkt nur in einem kleineren Radius, kann aber 
den Temperaturunterschied zwischen der Stadt und 
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dem Umland senken. Diese Senkung würde das Le-
ben in der Stadt dahingehend verbessern, dass die 
Zahl tropischer Nächte (Nächte in denen 20°C nicht 
unterschritten werden) nicht so rapide steigt, wie bis-
her prognostiziert. Niedrigere Temperaturen kom-
men auch den gesundheitlich gefährdeten Gesell-
schaftsgruppen entgegen. Darüber hinaus schaffen 
entsiegelte Flächen auch eine Art zusätzlichen 
Schutz vor Überschwemmungen bei Extremwetterer-
eignissen. Die Anzahl solcher Ereignisse nimmt im 
Zuge der Klimaveränderung zu, wie bereits im ersten 
Punkt dieser Arbeit erläutert. Kommt es zu einem 
Starkregenereignis, sind die Abwassersysteme in 
den Städten schnell an ihren Kapazitätsgrenzen und 
es folgen überschwemmte Straßen und vollgelau-
fene Keller. Durch zusätzliche Versickerungsflächen, 
auf denen das Regenwasser in den Boden abfließen 
kann, kann die Anzahl der Überschwemmungen 
durch ebensolche Ereignisse und die Intensität der 
Überschwemmung zurückgehen. Die Überschwem-
mungen sind ein Problem, das zum großen Teil in 
Städten auftritt und ein zusätzlicher Schutz vor Über-
schwemmung ist durch die versickerungsfördernde 
Bauweise, die mit dem Gesetzentwurf angestrebt 
wird, gegeben. 
 

3.2. Realisierbarkeit der Umsetzung 
 
Ein Gesetz in dieser Form gibt es in keinem anderen 
deutschen Bundesland. Es gibt Forderungen aus der 
Politik, die eine ähnliche Richtung einschlagen. So 
hat der Politiker der Partei Bündnis 90/die Grünen, 
Heinz Strassmann, im Mai 2019 gefordert, dass 
Schottergärten verboten werden. Ein Verbot dieser 
Gärten zielt ebenfalls darauf ab, Versickerung zu för-
dern. Ein umfassendes Gesetz ist damit noch nicht 
verbunden.  
 
Die Grundlage des Gesetzentwurfs ist die Errichtung 
einer Prüfstelle. Der Entwurf fordert die Bündelung 
von Expertenwissen in der Prüfstelle. Dieser Prozess 
wird durchaus Zeit in Anspruch nehmen. Es müssen 
Bewertungskriterien erstellt werden, nach denen die 
verschiedenen privaten und gewerblichen Flächen 
geprüft werden. Der besondere Anspruch liegt dabei 
in universellen Kriterien, nach denen die Flächen be-
wertet werden. Die Prüfstelle wird dabei sowohl von 
dem Ministerium für Umwelt mit dem in dieser Arbeit 
vorgestellten Gesetzentwurf genutzt als auch vom 
Ministerium für Landesentwicklung und Verkehr, die 
einen Entwurf für Entsieglung öffentlicher Flächen 
vorgestellt haben. Die verschiedenen Ideen aus den 
beiden Ministerien zielführend umzusetzen, kann da-
bei ebenfalls Zeit in Anspruch nehmen. 
Letztendlich ist die Einrichtung einer Prüfstelle mög-
lich und kann mit einem großzügigen Zeitrahmen um-
gesetzt werden.  
 

Nach der Realisierung der Prüfstelle müssen die Bür-
ger die Subventionierung noch wahrnehmen. Die 
Einrichtung einer Prüfstelle hilft der Klimaanpassung 
nur dann, wenn die Bürger diese Möglichkeit auch 
wahrnehmen. Die umfassende Aufklärung der Bür-
ger trägt dabei ihren Teil dazu bei.  
 
Grundsätzlich kann die Umsetzung des Gesetzent-
wurfs als realistisch angesehen werden. Dass die 
Einrichtung einer neuen Prüfstelle mit neuen Kompe-
tenzen Zeit in Anspruch nimmt und der Wissens-
transfer zu den Bürgern ebenfalls gegeben sein 
muss, wurde dabei berücksichtigt.  
 

3.3. Kritische Reflexion 
 
Der Gesetzentwurf zur Entsiegelung privater und ge-
werblicher Flächen im urbanen Raum hat durchaus 
Schwächen. Diese sollen in diesem Unterpunkt auf-
gezeigt werden. 
 
Die Wirkung des Gesetzentwurfs ist umso höher, je 
mehr Menschen in der Stadt von der Subventionie-
rung Gebrauch machen. Es handelt sich also primär 
um ein marktwirtschaftliches Instrument nach Böcher 
und Töller (2012; S.75). Neben der Subventionierung 
enthält der Entwurf auch noch einen informationellen 
Teil, der laut der gleichen Quelle als persuasives In-
strument gilt. Der Nachteil des Gesetzentwurfes ist, 
dass es keine Verpflichtung zur Entsiegelung gibt. 
Zwar ist eindeutig bestimmt, dass das Versickern von 
Regenwasser grundsätzlich in Sachsen-Anhalt zur 
Pflicht wird, aber ein Verbot von Baustoffen, die eine 
Versickerung nicht fördern, ist nicht inbegriffen.  
 
Der Gesetzentwurf zielt darauf ab, das Handeln der 
Grundstückeigentümer dahingehend zu beeinflus-
sen, dass diese durch den geschaffenen finanziellen 
Anreiz versickerungsfreundlich Bauen. Die fehlende 
Pflicht, das in jedem Fall tun zu müssen, kann dazu 
führen, dass der gewünschte Masseneffekt aus-
bleibt. Wenn den Bürgern die Subventionierung zu 
schwach ist und sie in der Folge Baustoffe, die nicht 
versickerungsfördernd sind, aber nach anderen Kri-
terien (z. B. Trends) ausgesucht worden, benutzen, 
dann hat der Gesetzentwurf keine Wirkung. Der in-
formationelle Teil kann dabei von den Bürgern eben-
falls ignoriert werden, da es keine Verpflichtung ist.  
 
Die Folge ist, dass der Gesetzentwurf nur dann wirk-
sam ist, wenn der Bürger die Angebote aus dem Ent-
wurf annimmt. Daher birgt das Gesetz die Gefahr, 
dass es nicht ausreichend oder gar nicht genutzt 
wird, um die bereits beschriebene und gewünschte 
Wirkung zu erzielen. 
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Eine weitere Schwäche ist die Zeit, die zur Umset-
zung benötigt wird, und die Zeit, die insgesamt ver-
streicht, ehe eine Wirkung eintritt. Die Prüfstelle, die 
als einer der Kernpunkte des Gesetzentwurfs zuerst 
umgesetzt werden muss, nimmt Zeit in Anspruch und 
ehe eine funktionierende Einrichtung erschaffen 
wurde, kann durchaus mehr Zeit als ein Jahr verge-
hen. Die Prüfstelle benötigt neue noch nicht erprobte 
Prozesse und bündelt verschiedene Abteilungen und 
viel Wissen, daher ist ein längerer Zeitraum bis zum 
routinierten Betrieb durchaus realistisch. Die Zeit von 
der Verabschiedung des Gesetzes bis zu einer 
messbaren Wirkung ist dabei als deutlich höher ein-
zuschätzen. Eine signifikante Senkung des Tempe-
raturunterschiedes von 1°C kann dabei nicht binnen 
weniger Wochen oder Monate erzielt werden. Der 
Gesetzentwurf wirkt eher über Jahrzehnte.  
 
Eine schnelle Wirkung ist auch im Zusammenhang 
mit den flankierenden Maßnahmen aus dem Ministe-
rium für Landesentwicklung und Verkehr und aus 
dem Ministerium für Wirtschaft und Energie nicht zu 
erwarten. Diese Maßnahmen zielen alle auf die lang-
fristige Verbesserung des städtischen Mikroklimas 
ab und durch die ausbleibende schnelle Wirkung 
kann vor allem die Akzeptanz in der Bevölkerung sin-
ken. Das hätte zur Folge, dass weniger Bürger versi-
ckerungsfördernde Baustoffe verwenden und das 
hätte dann zur Folge, dass sich das Mikroklima nicht 
verbessert und die gewünschte Wirkung des Gesetz-
entwurfs nicht erzielt werden kann. 

4. Diskussion und Abstimmung  
 
In der zweiten Beratung sind alle Gesetze kurz vor-
gestellt und diskutiert worden. Dabei sollte das jewei-
lige Gesetz zunächst von einem Mitglied des vorstel-
lenden Ministeriums beworben werden und danach 
folgte die Diskussion mit allen Anwesenden. Darauf 
folgten zwei Abstimmungen: In der ersten Abstim-
mung wurden die Gesetze inhaltlich angenommen o-
der abgelehnt und in einer zweiten Abstimmung unter 
Berücksichtigung des finanziellen Spielraums sind 
dann die verschiedenen Gesetze aller Ministerien ge-
geneinander angetreten. Während bei der ersten Ab-
stimmung nur mit ja, nein oder einer Enthaltung ge-
stimmt werden konnte, wobei jeder Anwesende eine 
Stimme hatte, konnte jeder Anwesende bei der zwei-
ten Abstimmung drei Gesetze wählen, so dass ein 
Ranking entstand, bei dem die Gesetze mit den we-
nigsten Stimmen nicht angenommen werden konn-
ten, da der finanzielle Rahmen nicht alle Gesetze zu-
lassen konnte.  
 

4.1. Diskussion   
 
Die zweite Beratung folgte logischerweise auf eine 
erste Beratung. Das Feedback für die Vorstellung der 

Gesetzentwürfe am Ende dieser ersten Beratung 
war, dass mehr Frauen vortragen sollten und dass 
mehr für die Gesetze geworben werden soll. In unse-
rer Gruppe fand sich keine Frau, die bereit war das 
Gesetz zu präsentieren, daher konnten wir das erste 
Kriterium des Feedbacks aus der ersten Beratung 
nicht erfüllen. Das zweite Kriterium mehr für das Ge-
setz zu werben und weniger genau das vorzutragen, 
was im Gesetzentwurf steht, konnte erfüllt werden. 
Der zweite Gesetzentwurf lag allen Anwesenden vor 
und jeder konnte die Änderungen und den Gesetz-
entwurf, so wie er in dieser Arbeit vorhanden ist, vor 
der Beratung einsehen. Es wurde in der Folge des-
sen davon abgesehen, den Gesetzentwurf in seinen 
Unterpunkten zu präsentieren. Es wurde mit einer 
Geschichte aus dem alltäglichen Leben über die 
„Steinwüsten“ der Parkplätze von Supermärkten und 
den spürbaren Temperaturunterschied zwischen der 
Stadt und dem Umland für das Gesetz geworben. Die 
Geschichte sollte aufzeigen, dass jeder Anwesende 
betroffen ist von der Problemstellung, der mit dem 
Gesetz entgegengewirkt werden soll.  
 
Die anschließende Diskussion wurde sehr knapp und 
wortkarg. Eine Rückfrage, ob die Kernpunkte des 
Gesetzentwurfes erneut dargeboten werden können, 
kam anscheinend, da der Anwesende sich nicht mit 
dem Gesetz auseinandergesetzt hat. Die Kernpunkte 
des Gesetzentwurfes konnten anschließend kurz 
vorgestellt werden, sodass die Frage beantwortet 
war. Eine weitere Rückfrage war von Dr.  Haase, in 
wie weit die Gesetze aus dem Ministerium für Lan-
desentwicklung und Verkehr und dem Ministerium für 
Wirtschaft und Energie berücksichtigt wurden und 
eine Kommunikation zwischen den Ministerien statt-
fand. Diese Rückfrage konnte ebenfalls treffend be-
antwortet werden, da mit dem Ministerium für Lan-
desentwicklung und Verkehr eine gemeinsame Prüf-
stelle errichtet werden soll und beide Gesetze aus 
den Ministerien jeweils in den flankierenden Maßnah-
men angegeben wurde. Mit beiden Ministerien fand 
zwischen der zweiten und ersten Beratung ein Aus-
tausch statt, damit eine inhaltliche Überschneidung 
der Gesetze vermieden werden konnte. Die verschie-
denen Gesetze zielen dennoch auf die gleiche Prob-
lemstellung ab und daher ist eine Angabe in den flan-
kierenden Maßnahmen die Folge. Nach den beiden 
bereits erwähnten Meldungen stellt niemand der An-
wesenden eine weitere Frage. Die Gründe dafür kön-
nen vielseitig sein. Zum einen war es am gesamten 
Tag das vorletzte vorgestellte Gesetz und die Diskus-
sion zu führen, ist durchaus kräftezehrend. Weitere 
mögliche Gründe sind die anderen Gesetze des Mi-
nisteriums für Landesentwicklung und Verkehr und 
des Ministeriums für Wirtschaft und Energie, die be-
reits vorher vorgestellt worden und daher wurden da-
mit bereits ähnliche Themen diskutiert. Eine man-
gelnde Vorbereitung, wie eine der beiden Rückfragen 
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in der Diskussion vermuten lässt, kann ebenfalls eine 
Ursache für die mit Abstand kürzeste Diskussion 
sein. Letztendlich kann auch ein nicht diskussions-
würdiges Gesetz den Ausschlag dafür gegeben ha-
ben, da vielleicht auch alle einverstanden mit dem 
Gesetzentwurf in seiner Form waren. Nach der klei-
nen Diskussion wurde erstmalig über das Gesetz ab-
gestimmt.  
 

4.2. Abstimmungen 
 
Für die erste Abstimmung hatten alle Anwesenden 
eine Stimme und konnten mit ja, nein oder einer Ent-
haltung stimmen. Wie bereits die Gesetze aus den 
flankierenden Maßnahmen wurde auch das Gesetz 
zur Entsiegelung privater und gewerblicher Flächen 
im urbanen Raum mit einer guten Mehrheit von den 
Anwesenden angenommen. Die wenigen Gegen-
stimmen sind dahingehend schwierig zu erklären, da 
kein Einwand gegen das Gesetz oder eine unklare 
Stelle in der Diskussion benannt wurde. 
 
Auf die Vorstellung, Diskussion und Abstimmung al-
ler Gesetzentwürfe folgte für alle angenommenen 
Gesetzentwürfe die zweite Abstimmung, bei der der 
finanzielle Rahmen berücksichtigt werden sollte. Je-
der Anwesende hatte drei Stimmen und konnte diese 
beliebig auf die angenommenen Gesetze verteilen, 
wobei jedes Gesetz nur einmal gewählt werden 
konnte. Dabei wurde das Gesetz zur Entsiegelung 
privater und gewerblicher Flächen im urbanen Raum 
mit genügend Stimmen gewählt, so dass das Gesetz 
auch von der zweiten Abstimmung bestätigt wurde. 
Die flankierenden Maßnahmen aus den anderen bei-
den Ministerien wurden dabei ebenfalls angenom-
men.  
 
Das Gesetz wurde angenommen, da viele der Anwe-
senden von der Problemstellung unmittelbar betrof-
fen sind. Die überwiegende Mehrheit wohnt in der 
Stadt und ist daher für das Thema grundsätzlich sen-
sibilisiert. Das Gesetz hat dabei nur eine Stimme 
mehr bekommen, als die Gesetze, die im zweiten 
Wahlgang abgelehnt wurden. Der Grund dafür kann 
die fehlende ernsthafte Diskussion sein. Dennoch ist 
die Annahme des Gesetzes letztendlich als Erfolg zu 
bewerten. 

5. Kritische Reflexion des Beratungs- und 
Gesetzgebungsprozesses 
 
In diesem Kapitel soll eine umfassende Betrachtung 
des Prozesses der Erarbeitung der Gesetze, der ge-
wonnenen Erkenntnisse aus den beiden Beratungs-
stufen und des Grundkonzeptes des Seminars statt-
finden. Zunächst soll auf den Entstehungsprozess 

des Gesetzes eingegangen werden und anschlie-
ßend auf Erkenntnisse aus den Beratungen und die 
Seminarstruktur im Allgemeinen. 
 

5.1. Entstehung des Gesetzentwurfes 
 
Die Ministerien, aus denen die Gesetzentwürfe her-
vorgingen, wurden bei der ersten Veranstaltung des 
Seminars zufällig zusammengestellt. Dabei wurden 
die Studiengänge bewusst gemischt und es entstan-
den die Gruppen der verschiedenen Ministerien. Aus 
jedem Ministerium sollten zwei verschiedene Gesetz-
entwürfe hervorgehen und den anderen präsentiert 
werden. Zur inhaltlichen und formalen Unterstützung 
gab es verschiedene Workshops zum Grundthema 
Klimaanpassung. Die Workshops teilten sich in zwei 
Blöcke. Bei den verschiedenen Workshops in den 
Blöcken musste jeweils mindestens ein Mitglied von 
jedem Ministerium anwesend sein.  Dadurch wurde 
sichergestellt, dass alle relevanten Themen aufge-
fasst wurden. Die Zusammenfassungen, Vorträge 
und ähnliches Material, dass in den Workshops erar-
beitet wurde, wurde den Ministerien auch online zur 
Verfügung gestellt.  
 
Nach dem die Seminare des ersten Blocks absolviert 
waren, traf sich die Gruppe, die das Ministerium für 
Umwelt bildet, zum ersten Mal. Das Treffen diente zu 
einer groben Orientierung und es wurden erste Ideen 
gesammelt. Diese Ideen wurden dann Frau Körner in 
einer Email vorgestellt. Nach der Rückmeldung von 
Frau Körner wurde ein weiteres Treffen für den Zeit-
raum nach dem zweiten Block der Seminare ange-
setzt. Bei diesem Treffen wurden neue Ideen erstellt 
und diskutiert. Als zwei Ideen für Gesetzentwürfe ge-
funden wurden, mit denen alle einverstanden waren 
und die alle für sinnvoll und möglich erachteten, 
wurde die Gruppe in zwei Untergruppen geteilt.  
 
Jede Untergruppe befasste sich mit der Ausarbeitung 
von einem Gesetzentwurf. Die Organisation in Unter-
gruppen ist sinnvoll, da eine kleinere Gruppe zielge-
richtet und fokussiert an einem Gesetzentwurf arbei-
ten kann und die Absprache und Terminfindung be-
züglich eines Treffens leichter fällt. In der Gruppe für 
den Gesetzentwurf des Gesetzes, mit dem sich diese 
Arbeit befasst, haben in der Folge drei Mitglieder des 
Ministeriums für Umwelt gearbeitet. 
 
In dieser Gruppe wurde der Gesetzentwurf bei einem 
ersten Treffen grob ausgearbeitet. Dabei wurde Wert 
auf inhaltliche Schwerpunkte gelegt. Anschließend 
wurde der Entwurf in Einzelarbeit nachbearbeitet. Bei 
einem zweiten Treffen der Gruppe konnten so Fein-
heiten besprochen und diskutiert werden. Anschlie-
ßend wurde der Entwurf der anderen Teilgruppe des 
Ministeriums vorgestellt. Die Kritik und angemerkten 
Punkte wurden dann teilweise überarbeitet und der 
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erste Entwurf wurde dann abgegeben und hochgela-
den.  
 
Nach der ersten Beratung wurde teilweise durch die 
eigene Erkenntnis und teilweise durch die Anmerkun-
gen der Kommilitonen und Professoren klar, dass 
eine Überarbeitung des Gesetzes mit zwei Schwer-
punkten nötig ist. Der eine Schwerpunkt bezog sich 
dabei auf die quantifizierbaren Meilensteine des Ge-
setzes und auf die eindeutige Formulierung der Prob-
lemstellung. Diese Verbesserungen waren schnell 
umzusetzen.  
 
Der andere Schwerpunkt bezog sich auf die Abgren-
zung zu dem Gesetz des Ministeriums für Landesent-
wicklung und Verkehr, die ebenfalls ein Gesetz zur 
Entsiegelung vorstellten und zu dem Gesetz des Mi-
nisteriums für Wirtschaft und Energie, die ein Gesetz-
entwurf zu Dach- und Fassadenbegrünung vorstell-
ten. Die Abgrenzung erfolgte durch eine inhaltliche 
Abstimmung. Dabei ist eine Zusammenarbeit mit 
dem Ministerium für Landesentwicklung und Verkehr 
bezüglich einer gemeinsamen Prüfstelle entstanden. 
Die überarbeitete Fassung des Gesetzes wurde an-
schließend wieder in der Gruppe diskutiert und final 
überarbeitet, ehe sie hochgeladen und damit abge-
geben wurde. In der zweiten Beratung konnten im 
Gegensatz zur ersten Beratung kaum Erkenntnisse 
gewonnen werden, da eine Diskussion nicht statt-
fand.  
 

5.2. Konzept des Seminars 
 
Der nachfolgende Text beinhaltet subjektive Ansich-
ten und soll keinesfalls Kommilitonen oder andere 
Personen denunzieren, sondern lediglich das Kon-
zept und die grundlegenden Probleme des Seminars 
aufzeigen.  
 
Das Konzept des Seminars war eine Vermischung 
der Expertise aus verschiedenen Studiengängen mit 
dem Ziel der gemeinsamen Erkenntnisgewinnung 
und der Sammlung zukunftsfähiger Ideen zur Klima-
anpassung. 
 
Dabei wiesen die formalen Bedingungen des Semi-
nars eindeutige Schwächen auf. Das Seminar ist im 
Modulhandbuch für den Studiengang Wirtschaftsin-
genieurwesen Logistik im Master als „Nachhaltigkeit 
und Mobilität“ ausgewiesen. Weder dem Titel selbst 
noch der Beschreibung wurde das Seminar gerecht. 
Eine Vorstellung technischer Lösungen, wie die In-
halte „Methoden und Werkzeuge für Ökoeffizienz“ o-
der „Mobilitätstechnik und -konzepte der Zukunft“ aus 
dem Modulhandbuch vermuten lassen, oder eine an-
dere mobilitätsorientierte Veranstaltung wurde nicht 
dargeboten.  
 

Die Organisation, die durch die vielen verschiedenen 
Studiengänge durchaus komplizierter ist, verlief da-
bei auch nicht reibungslos. Während für den Master 
Wirtschaftsingenieurwesen Logistik der Zeitraum von 
13 bis 17 Uhr dienstags für das gesamte Semester 
im Stundenplan mit der Veranstaltung belegt war, 
gab es andere Studiengänge, bei denen das Modul 
lediglich von 13 bis 15 Uhr im Stundenplan verzeich-
net war.  Durch diesen Unterschied war eine Koordi-
nation der Gruppen bezüglich eines Treffens nur 
schwer möglich, da durch Veranstaltungen davor und 
danach an den verschiedensten Standorten auf dem 
Campus Zeit für die Wege benötigt wurde.  
 
Die Workshops wurden nicht zu der im Stundenplan 
vorgesehenen Zeit angeboten. Zwar wurden die an-
gegeben Zeiten im ersten Blocks eingehalten, jedoch 
nicht bei dem darauffolgenden zweiten Block. 
Im zweiten Block war die einzige Veranstaltung das 
Seminar mit dem Thema der Lehre und das begann 
erst 15 Uhr, so dass der Besuch des kompletten Se-
minars aufgrund einer Folgeveranstaltung ab 17 Uhr 
am Hauptcampus nicht möglich war. Dazu war das 
persönliche Interesse am Thema Lehre durchaus ge-
ring und nicht relevant für das Ministerium für Um-
welt. Dass eine terminliche Verschiebung der einzel-
nen Workshoptermine auch aufgrund der verschie-
denen vortragenden Personen nicht immer möglich 
ist, ist natürlich verständlich. Eine Ausweisung dieser 
Termine im LSF vor dem Semesterstart wäre dabei 
eine Hilfe zur Koordination der verschiedenen Veran-
staltungen für die Studenten.  
 
Ein weiterer Punkt, der durchaus kritisch zu bewerten 
ist, ist die Zusammenarbeit in einer zufällig zusam-
mengestellten Gruppe bei unterschiedlichen Bewer-
tungskriterien. Auf der einen Seite gibt es die Studen-
ten, die eine Note brauchen und in der Folge eine 
Hausarbeit schreiben und abgeben müssen, und auf 
der anderen Seite gibt es Studenten, die keine Note 
brauchen und denen die erfolgreiche Absolvierung 
des Seminars reicht. Durch die verschiedenen Be-
wertungsmaßstäbe ist es möglich, dass sich einzelne 
Studenten überhaupt nicht in den Gruppen beteiligen 
und keine Form von brauchbarer Zuarbeit von diesen 
Studenten zu erwarten ist. Letztendlich verteilt sich 
die Arbeit auf die Studenten, die eine Note in dem 
Seminar erreichen wollen und demzufolge zielfüh-
rende Ideen abgeben wollen. Dabei ist die Ursache 
dafür hauptsächlich der unterschiedliche Bewer-
tungsmaßstab und die geloste Gruppenzuteilung.  
 
Ein weiterer Punkt ist die Formatierung der Hausar-
beit selbst, die von den Studenten erstellt werden 
soll, die das Seminar mit einer Note abschließen wol-
len. Bei der Einführungsveranstaltung des Seminars 
wurde von maximal zwölf geschriebenen Seiten ge-
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sprochen und dieser Fakt hat sich auch nicht verän-
dert, da mindestens zehn und maximal zwölf Seiten 
gefordert sind. Durch eine unvorhersehbare Ände-
rung der grundsätzlichen Formatierung von der für 
universitäre Arbeiten vorgegebenen Formatierung 
der Universität hin zu einer Formatierung mit wesent-
lich kleinerem Zeilenabstand und einer kleineren und 
engeren Schriftart hat sich ein nicht kalkulierter deut-
licher Mehraufwand für die Studenten ergeben, die 
eine Hausarbeit abgeben, da sie das Seminar mit ei-
ner Note abschließen wollen. Dieser Fakt ist nicht zu 
vernachlässigen und stellt eine Unterschlagung rele-
vanter Informationen für die Studenten dar, da deut-
lich mehr Text geschrieben werden muss.  
 
Ebenso ist ein Verwenden von Grafiken und Abbil-
dungen, wie es in der normalen Formatierung mög-
lich ist im Zuge der Hausarbeit untersagt. Es muss 
die ausdrückliche Erlaubnis des Rechteinhabers ein-
geholt werden, um eine Abbildung zu verwenden. 
Das erschwert das Erstellen der Hausarbeit zusätz-
lich, da fremde Abbildungen in der Folge nur schwer 
verwendet werden können und das Erstellen eigener 
Abbildungen ist teilweise aufgrund fehlender Daten 
nicht möglich oder nur mit unverhältnismäßigem Auf-
wand verbunden. 
 
Wie eine Benotung der Hausarbeit möglich ist, ist da-
bei auch nur schwer zu schätzen. Einen Bewertungs-
maßstab gab es vor dem Erstellen der Arbeit nicht. 
Auch nach Rückfragen an die Professoren, die selbst 
einräumten, dass die Unterpunkte der Hausarbeit 
(z.B. Diskussion und Abstimmung) zu einem großen 
Teil nicht bewertet werden können, wurde ein Maß-
stab nicht ersichtlich. Ein Großteil der Hausarbeit be-
fasst sich mit dem von der Gruppe erstelltem Gedan-
kengut, wie dem Gesetzentwurf selber, oder mit Tat-
sachenberichten.  
 
Auch wenn sich aufgrund der geäußerten Kritik ver-
muten lässt, dass das Seminar überwiegend als ne-

gativ anzusehen ist, fanden sich sehr viele gute An-
sätze und auch viel neues Wissen in dem Seminar 
wieder. Das alles hätte dabei deutlich mehr genos-
sen werden können, wenn der administrative Teil der 
Veranstaltung nicht derart schwierig gewesen wäre. 
Ein gezwungenermaßen samstags stattfindendes 
Gruppentreffen zwischen samstags stattfindenden 
Veranstaltungen ist ebenso ärgerlich wie Gruppen-
mitglieder, die nur zur ersten und letzten Veranstal-
tung gesehen wurden und die ansonsten von kurz-
fristigen Krankheiten stets vor den Treffen heimge-
sucht wurden. 
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1. Problemstellung 
 
In Deutschland sind nach Ende der letzten Eiszeit vor 
über 11.000 Jahren die Moore entstanden. Moore 
sind von einem Überschuss an Regen- oder Grund-
wasser gespeiste Ökosysteme, in denen abgestor-
bene Pflanzenteile durch das Wasser vom Sauerstoff 
abgeschlossen werden, sodass diese nicht komplett 
zersetzt werden können (DEHSt, 2016). Das aus die-
ser unvollständigen Zersetzung entstehende organi-
sche Sediment ist der Torf. Regenwassergespeiste 
Moore (Hochmoore) sind aufgrund der chemischen 
Zusammensetzung des Niederschlags stets nähr-
stoffarme und saure Lebensräume. Der Nährstoff-
gehalt und pH-Wert von grund- oder oberflächenwas-
sergespeisten Mooren (Niedermooren) kann hinge-
gen stark variieren, da sie von der chemischen Be-
schaffenheit des anströmenden Wassers stark be-
einflusst werden (Trepel, 2008). 
 
Hoch- und Niedermoore vereint die Tatsache, dass 
sie unter ungestörten Bedingungen die einzigen Öko-
systeme der Welt sind, die fortwährend und dauer-
haft Kohlenstoff in signifikanten Mengen speichern. 
Bei z. B. Wäldern ist der Kohlenstoff hingegen ledig-
lich kurzfristig in der Vegetation gespeichert. Obwohl 
nur ein geringer einstelliger prozentualer Anteil der 
Landoberfläche mit Mooren bedeckt ist, speichern 
sie zwischen 20 und 30 Prozent des von allen 
Landökosystemen im Boden fixierten Kohlenstoffs. 
Darüber hinaus fördern intakte Moore den saisonalen 
Wasserrückhalt in der Landschaft, sie puffern das lo-
kale Klima und bieten Lebensraum für seltene Pflan-
zen- und Tierarten (vTI, 2011). 
 
Allerdings besitzen Moore nur in natürlichem Zustand 
die oben genannten positiven Auswirkungen auf das 
Regional- sowie Globalklima. In Deutschland sind je-
doch mehr als 90 Prozent der Moorflächen in einem 
degradierten Zustand (Umweltbundesamt, 2018a). In 
Sachsen-Anhalt gelten schätzungsweise sogar 99 
Prozent der vorkommenden Moorflächen als gestört 
bzw. genutzt (NABU, 2009). Hauptgründe dafür, 
dass sich die Moorflächen nicht mehr in einem natur-
nahen Zustand befinden, sind deren landwirtschaftli-
che und forstwirtschaftliche Bewirtschaftung. Wäh-
rend für das Bundesland Sachsen-Anhalt keine kon-
kreten Zahlen zu den jeweiligen Nutzungsformen der 
Moorflächen vorliegen, wird deren deutschlandweite 
landwirtschaftliche Nutzung als Acker- oder als Grün-
land mit 72 Prozent beziffert (vTI, 2011). Aufgrund 

des stark ausgeprägten Agrarsektors kann für Sach-
sen-Anhalt ein ähnlicher oder sogar höherer Anteil 
angenommen werden.  
 
Für die landwirtschaftliche und forstwirtschaftliche 
Nutzung muss der Wasserspiegel der Moorfläche je-
doch künstlich abgesenkt werden, wodurch mehr 
Sauerstoff in den Torfkörper gelangt. Hierdurch kön-
nen Moore ihrer Funktion als natürliche Kohlenstoff-
senken nicht mehr nachgehen und werden sogar 
selbst zu einer starken Emissionsquelle. So emittie-
ren sie im entwässerten Zustand fast 40 Mio. t CO2-
Äquivalente jährlich, was über vier Prozent der ge-
samten Treibhausgasemissionen in Deutschland 
ausmacht (Umweltbundesamt, 2018a). 
 
Im Folgenden werden die organischen Prozesse von 
natürlichen, nicht entwässerten Mooren und die von 
weitestgehend entwässerten Mooren genauer be-
leuchtet, um ihre Relevanz in der aktuellen Klimadis-
kussion zu unterstreichen.  In Abbildung 1 auf der fol-
genden Seite sind die Unterschiede grafisch darge-
stellt. Anschließend wird festgehalten, welches theo-
retische Einsparpotenzial an Treibhausgasemissio-
nen die Wiedervernässung bzw. Renaturierung der 
entwässerten Moorflächen in Sachsen-Anhalt bewir-
ken würde. In Kapitel 3 werden darauf aufbauend die 
erhofften Wirkungen, Schwächen und Stärken des 
Gesetzes detaillierter beschrieben. 
 
Moore stehen in einem permanenten Gasaustausch 
mit der Atmosphäre. An nassen Standorten mit ho-
hem Wasserstand herrschen sauerstofffreie (anae-
robe) Verhältnisse. Das bedeutet, dass der Großteil 
des über die Vegetation durch Photosynthese aufge-
nommenen Kohlendioxids in der abgestorbenen or-
ganischen Biomasse, dem Torf, verbleibt. Wird diese 
Biomasse unter anaeroben Bedingungen in der was-
sergesättigten Zone abgebaut, so gelangt es nicht 
wieder in die Atmosphäre zurück. Lediglich ein gerin-
ger Anteil an CO2 wird in Oberflächennähe bereits 
anfangs über die aerobe Respiration an die Atmo-
sphäre abgegeben (Trepel, 2008). Zwar entsteht 
durch den Biomasseabbau unter anaeroben Bedin-
gungen auch Methangas (CH4) und gelangt in die At-
mosphäre, das Treibhauspotential (gemessen in 
CO2-Äquivalente gemäß dem IPCC Sachstandbe-
richt 2007) eines intakten Moores ist aber stets nega-
tiv. Es speichert folglich mehr Treibhausgase als es 
emittiert (NABU, 2012). Bei Absenkung des Wasser-
spiegels, wie sie in Abbildung 1 auf der rechten Seite 
dargestellt ist, vergrößert sich die aerobe Zone. Es 



 

91 

gelangt nun mehr Sauerstoff an die sich in der Ver-
gangenheit gebildete organische Substanz und zer-
setzt sie. Der gespeicherte Kohlenstoff im Torf oxi-
diert und das dadurch entstehende CO2 wird in hoher 
Konzentration wieder in die Atmosphäre abgegeben. 
Auch das Methan, das weiterhin innerhalb der anae-
roben Zone gebildet wird, oxidiert in der aeroben 
Zone zu CO2 (ebd.). Darüber hinaus wird in entwäs-
serten Mooren ebenfalls das besonders klimaschäd-
liche Distickstoffmonoxid (N2O) emittiert, welches 
sich durch aufeinanderfolgendes Frieren und Auf-
tauen des Bodens gebildet hat oder auf eine Dün-
gung des Bodens zurückzuführen ist (Trepel, 2008). 
 
Sachsen-Anhalt besitzt 582 km² Niedermoorfläche, 
wovon über 99 Prozent trockengelegt sind (NABU, 
2009). Untersuchungen zu den Emissionen von ent-
wässerten Niedermooren in Deutschland ergaben, 
dass sie je nach Nutzungsform in Abhängigkeit vom 
Wasserstand unterschiedliche Mengen an t CO2-
Äquivalente pro ha und pro Jahr emittieren (vTI, 
2011). 

So emittieren als Ackerland genutzte Moorflächen im 
Mittelwert 33,8 t CO2-Äquivalente pro ha und Jahr, 
Intensivgrünland 30,9 t CO2-Äquivalente pro ha und 
Jahr und Extensivgrünland 22,5 t CO2-Äquivalente 
pro ha und Jahr (ebd.). Angenommen, dass drei Vier-
tel der trockengelegten Niedermoorfläche Sachsen-
Anhalts aus einem Mix der oben genannten Bewirt-
schaftungsformen zusammengesetzt ist, würden 
sich Gesamtemissionen von über 1,2 Mio. t CO2-
Äquivalente pro Jahr ergeben. Für das Bundesland 
Mecklenburg-Vorpommern liegen, anders als für 
Sachsen-Anhalt, konkrete Emissionswerte vor. Sie 
belaufen sich auf schätzungsweise 6,2 Mio. t CO2-
Äquivalente pro Jahr (MLUV, 2009). Der für Sach-
sen-Anhalt angenommene Wert scheint daher reali-
tätsnah zu sein. Sollte folglich auch nur ein geringer 
bis mittelhoher zweistelliger prozentualer Anteil der 
landwirtschaftlich genutzten Niedermoorfläche in 
Sachsen-Anhalt wiedervernässt werden, so würden 
die jährlichen Treibhausgasemissionen signifikant 
sinken und andere positive Effekte hervorgerufen 
werden. Konkrete Maßnahmen und Erfolgsindikato-
ren hierzu sind im Gesetzentwurf niedergeschrieben. 
 

  

Abbildung 1: Organische Prozesse in einem natürlichen und in einem entwässerten Moor (eigene Darstellung). 
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2. Gesetzentwurf 
 
Einen Gesetzentwurf über Strategien und Maßnah-
men zur Renaturierung der von Menschen zerstörten 
Moore zu entwickeln, entstand aus unterschiedlichen 
Gesichtspunkten. Zum einen wurde darauf fokus-
siert, einen Gesetzentwurf auszuarbeiten, der dem 
Themengebiet der Klimaanpassung und dem Kom-
petenzbereich des Ministeriums für Umwelt zuorden-
bar ist. Die definitorische Abgrenzung zwischen 
Klimaanpassung und Klimaschutz führte dazu, dass 
viele Ideen zu Gesetzentwürfen verworfen wurden, 
die primär auf Verbote abzielten. Der dieser Arbeit 
zugrundeliegende Gesetzentwurf ist dem Themen-
gebiet Klimaanpassung zuzuschreiben, da durch die 
Renaturierung von Mooren die Adaptation von be-
stimmten Pflanzen- und Tierarten an den Klimawan-
del begünstigt sowie Flüsse im Fall von Hochwasser 
entlastet und so Gefahren für den Menschen abge-
mildert werden.  
 
Zum anderen hat sich während der Themenfindungs-

phase herausgestellt, dass dem zugrundeliegenden 
Thema regional sowie national im Gegensatz zu z. B. 
Einwegplastikverboten, CO2-Besteuerungsformen, 
Aufforstungsbemühungen, der Energiewende oder 
nachhaltigen Mobilitätsformen sehr wenig mediale 
Aufmerksamkeit gewidmet wird. Und dies obwohl Ex-
pertInnen unter anderem des WWF und des Helm-
holtz-Zentrums für Umweltforschung bekräftigen, 
dass die Moorrenaturierung zu den besonders güns-
tigen und effektiven Klimaschutz- und Klimaanpas-
sungsmaßnahmen zählen (Bundesregierung, 2015). 
Ferner wurde der Gesetzentwurf auch aus der Moti-
vation heraus entwickelt, dass seit einigen Jahren 
neue Untersuchungen angestoßen wurden, inwie-
fern eine Wiedervernässung der trockengelegten 
Moore ablaufen sollte und wie diese Standorte im An-
schluss dennoch klimafreundlich landwirtschaftlich 
genutzt werden können. Als Beispiel seien hierfür die 
Arbeiten der Arbeitsgruppe Moorkunde und Palä-
oökologie der Universität Greifswald genannt. Auf 
den nächsten Seiten ist der Gesetzentwurf darge-
stellt. 
 

 

Tabelle 1: Gesetzentwurf des Ministeriums für Umwelt 

Vorschlagendes Ministerium:  
Ministerium für Umwelt 

  Version:
Zweiter Entwurf  

Wiedervernässung und Renaturierung trockengelegter Niedermoore in Sachsen-Anhalt 

Ausgangslage & Problemstellung 

In Deutschland sind in etwa 3.300 km² der Bundesfläche mit Hochmooren und 10.800 km² mit Niedermooren 
bedeckt (Succow & Joosten, 2001). Zusammen emittieren die deutschen Moorflächen etwa 38 Mio. t CO2-Äqui-
valente jährlich. Dies stellt über 4 % der Gesamtemissionen Deutschlands dar (Umweltbundesamt, 2018a). Somit 
sind sie klimaschädlicher als der gesamte innerdeutsche Flugverkehr (Sachverständigenrat für Umweltfragen, 
2017). 

Dies liegt darin begründet, dass Moore im entwässerten, abgetorften, bebauten oder forst- sowie landwirtschaft-
lich genutzten Zustand ihrer Funktion als natürliche Kohlenstoffsenke nicht mehr nachgehen können. Ein Großteil 
des im Boden gebundenen organischen Kohlenstoffs wird hierdurch freigesetzt und als CO2 und Lachgas in die 
Atmosphäre abgeben. Intakte Moore speichern hingegen mehr CO2 als jedes andere Ökosystem der Welt. 

Im Bundesland Sachsen-Anhalt liegen 582 km² Niedermoorfläche (Grosse-Brauckmann, 1997). Nur fünf Bundes-
länder besitzen mehr. Schätzungsweise sind jedoch über 99 % der Niedermoore in Sachsen-Anhalt gestört bzw. 
genutzt (NABU, 2009). Dies bestätigte auch eine Kleine Anfrage der AfD zum Schutz der Moore in Sachsen-
Anhalt (KA 7/380), die ergab, dass lediglich 511 ha Moorfläche als geschütztes Gebiet deklariert sind. Diese 
befinden sich in Nationalparks, Naturschutzgebieten, Fauna-Flora-Habitat-Gebieten und Landschaftsschutzge-
bieten (abnehmende Reihenfolge). Auf den Zustand der trockengelegten Niedermoorflächen, also den übrigen 
99 %, geht die Landesregierung in ihrer Beantwortung der Anfrage nicht ein und es wurde verkündet, dass ein 
dezidierter Moorschutzplan nicht vorgesehen sei. Daher existieren zu den trockengelegten Niedermoorflächen 
keine genauen Daten zu etwaigen Eigentümerschaften, Nutzungsformen, Bebauungen oder zu deren ökosyste-
mischen Zuständen. Mit bestimmter Gewissheit lässt sich lediglich festhalten, dass Großteile der trockengelegten 
Niedermoore in Sachsen-Anhalt heutzutage landwirtschaftlich zur Herstellung pflanzlicher oder tierischer Erzeug-
nisse sowie forstwirtschaftlich genutzt werden. 
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Auch wenn die Fläche der trockengelegten Niedermoore in Sachsen-Anhalt gering anmuten mag und ihre kon-
trollierte Wiedervernässung sowie Renaturierung einen langwierigen Prozess darstellt, können sie einen enormen 
Beitrag zur Klimaanpassung sowie zum Klimaschutz leisten und hohe Synergiepotenziale freisetzen: 

 Es besteht ein theoretisches Minderungspotenzial der Treibhausgase von über eine Mio. t CO2-Äquiva-
lente pro Jahr in Sachsen-Anhalt, da trockengelegte Niedermoore je nach Bewirtschaftungsform über 
20 t CO2-Äquivalente pro ha und pro Jahr emittieren (vTI, 2011) 

 Intakte Niedermoore fungieren als saisonale Wasserspeicher, die Flüsse bei Hochwasser und extremen 
Niederschlägen entlasten und so einen wirksamen Hochwasserschutz bieten 

 Wiedervernässte Niedermoore bergen anders als im trockengelegten Zustand keine Brandgefahr in Dür-
rezeiten 

 Intakte Niedermoore bieten Lebensräume für vielfältige Tier- und Pflanzenwelten und können, sofern 
angebunden an andere Schutz- und Vernetzungsgebieten, deren Anpassung an den Klimawandel be-
günstigen 
 

Ziel  

 Eine konsequente und kontrollierte Wiedervernässung von so vielen trockengelegten Niedermoorflä-
chen in Sachsen-Anhalt wie möglich sowie das Umsetzen weiterführender Renaturierungsmaßnah-
men. 

Strategie & Maßnahmen (inkl. Begründung) 

 Kartierung der trockengelegten Niedermoore in Sachsen-Anhalt mit einhergehenden Vitalitätsprüfungen 
der Böden (Wasserstand, Sauerstoffgehalt, Flora und Fauna etc.), um wiederzuvernässende Flächen 
zu priorisieren und Aufwand abschätzen zu können 

 Schaffung von finanziellen Anreizen für die Wiedervernässung der Niedermoore sowie deren anschlie-
ßende landwirtschaftliche Nutzung im nassen Zustand (Paludikultur), sofern trockengelegte Moorfläche 
bereits landwirtschaftlich genutzt wird (Anbau von Röhrichten wie z. B. Schilf für Dachreet, Riede für 
Bau- und Dämmstoffe sowie der Verwendung der Biomasse zur Energiegewinnung, Nutztierhaltung von 
Wasserbüffeln und Moorschnucken auf Niedermoorflächen denkbar) 

 Bereitstellung von professioneller Begleitung der Niedermoorwiedervernässung (Überwachung eines ef-
fektiven Wasserstandmanagements zur Minimierung der Methan-Emissionen, Rückbau von Entwässe-
rungsgräben etc.).  

 Starten eines landesstaatlichen Ankaufprogramms für Moorflächen bzw. Eintausch landwirtschaftlich 
genutzter Moorfläche gegen andere Gebiete und Kompensationszahlungen (Angekaufte und wieder-
vernässte Moorflächen sind nicht zu bewirtschaften, sondern sind als geschützte Biotope auszuweisen)

 Bei Neuvergabe von Pachtfläche auf nassen oder anmoorigen Standorten eine nasse Nutzung vor-
schreiben (Paludikultur) 

 Grundsätzliches Verbot von Grünlandumbruch auf feuchten und anmoorigen Standorten, da die „Gree-
ning“-Auflagen der EU-Agrarreform 2013 weder für Betriebe greifen, die keine Agrarförderung in An-
spruch nehmen, noch für Ökolandbaubetriebe (Umweltbundesamt, 2018b) 

 Finanzielle Förderung der Vorhaben von Gartenbaubetrieben, die auf die Minimierung des Einsatzes 
von Torf abzielen (Erforschung und Einsatz von Torfsubstituten wie Komposterden, Rindenhumus, Holz-
fasern etc.). Dies ist von Relevanz, da Hochmoore trockengelegt werden, um das dort vorhandene Torf 
abzubauen. Trockengelegte Hochmoore sind ähnlich klimaschädlich wie trockengelegte Niedermoore. 

 Einrichten eines Arbeitskreises von drei bis fünf Moorexperten, finanziert aus Landesmitteln, die die 
Kartierung und Vitalitätsprüfungen vornehmen und Wiedervernässungsmaßnahmen begleiten 

 
Hinsichtlich der Finanzierung des zugrunde liegenden Vorhabens wird vorgeschlagen, Förderungen aus dem 
Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raums (ELER) zu beantragen. Dem Bun-
desland Sachsen-Anhalt wurde eine Förderung über 1,196 Milliarden Euro von 2014 bis einschließlich 2020 zu-
gesprochen. Hiervon sind 859 Millionen Euro direkte ELER-Fördermittel und 337 Millionen Euro sind national 
kofinanziert bzw. zusätzliche nationale Mittel. (European Commission, 2014) Das vorliegende Vorhaben kann als 
eine Maßnahme zur Umsetzung der europäischen Wasserrahmenrichtlinie gemäß Punkt 5.2.4.3.4. d „Investitio-
nen in die naturnahe Gewässerentwicklung (Code: M07.0008)“ deklariert werden (Bundesministerium für Ernäh-
rung und Landwirtschaft, 2018). Ebenfalls ist eine ELER-Förderung im Rahmen Freiwilliger Naturschutzleistun-
gen (FNL) denkbar (Landesportal Sachsen-Anhalt, 2019). 
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Zu beachten ist allerdings, dass die ELER-Entwicklungsprogramme für den ländlichen Raum in Sachsen-Anhalt 
(EPLR) in sechs Prioritäten kategorisiert sind. Das vorliegende Vorhaben besitzt demnach nur eine Priorität der 
Stufe vier oder fünf. Das hieße z. B., dass die Wiedervernässung trockengelegter Niedermoore, die als Weideflä-
che genutzt werden, komplett ELER-gefördert werden könnte, wohingegen eine Wiedervernässung von z. B. 
forstwirtschaftlich genutzter Fläche komplett aus Landesmitteln finanziert werden müsste. 
 
Hinsichtlich des Kostenaufwands dieses Vorhabens ist des Weiteren erforscht, dass eine Wiedervernässung von 
Mooren Kosten zwischen ca. 40 und 110 Euro pro Tonne CO2-Äquivalente verursacht und somit laut WWF-
ExpertInnen eine günstige Klimaschutzmaßnahme und Klimaanpassungsmaßnahme darstellt (Bundesregierung, 
2015). 

Zielgruppe und beteiligte Akteur*innen (inkl. anderer Ministerien) 

 Ministerium für Landwirtschaft, Landesamt für Umweltschutz, Landesbetrieb für Hochwasserschutz 
und Wasserwirtschaft Sachsen-Anhalt 

Erfolgsindikatoren/Meilensteine 

 Steigende Anzahl der Niedermoorflächen, die Wiedervernässungs- und weiterer Renaturierungsmaß-
nahmen unterliegen 

 Einholen unabhängiger Gutachten zur Prüfung der Vitalität der behandelten Niedermoorflächen (kurz-
fristige Indikatoren: steigender Wasserstand, sinkender Sauerstoffgehalt des Bodens, langfristige Indi-
katoren: Zunahme typischer Moorpflanzen und steigende ansässige Artenvielfalt) 

 Sinkendes Angebot von und Nachfrage nach Torfprodukten im Gartenbau und bei Privathaushalten in 
Sachsen-Anhalt 

Flankierende Maßnahmen (optional) 

Anberaumen einer Öffentlichkeitskampagne zur Reduzierung der Torfnutzung bei privaten Gartenbesitzern, da 
ca. 25 % der Torfnutzung auf Privathaushalte entfallen (NABU, 2009). 

 
 

3. Erhoffte Wirkung, Schwächen und 
Stärken 
 
Mit dem Gesetzentwurf werden verschiedene Wir-
kungen angestrebt. Eine erhoffte Auswirkung des 
Gesetzentwurfs basiert auf der Kleinen Anfrage der 
AfD zum Schutz der Moore in Sachsen-Anhalt aus 
dem Jahr 2017 (Landtag von Sachsen-Anhalt, 2017). 
Sie ergab, dass von der gesamten Niedermoorfläche 
Sachsen-Anhalts (58.200 ha) lediglich 511 ha als ge-
schütztes Gebiet deklariert sind. Auf die gestörten 
bzw. genutzten übrigen 99 Prozent der Nieder-
moorflächen wird in der Beantwortung der Anfrage 
nicht eingegangen, obwohl die AfD auch Auskünfte 
zu den nicht geschützten Gebieten verlangte. Es 
werden in der Beantwortung zwar Angaben zu ver-
gangenen und aktuellen Renaturierungsprojekten 
von Moorflächen beigefügt, jedoch wird resümiert, 
dass Sachsen-Anhalt mit seinem geringen Mooran-
teil an seiner Gesamtfläche kein Land ist, „das im 
Hinblick auf eine umfassende Verbesserung der Bio-
diversität und auf die Klimawirksamkeit wesentliche 
Beiträge im Bundes- und Europamaßstab leisten 
kann“ (Landtag von Sachsen-Anhalt, 2017) und da-
her ein dezidierter Moorschutzplan nicht vorgesehen 
ist.  
Diese Einschätzung ist allerdings als fehlerbehaftet 
zu bewerten und steht im Widerspruch zu intensiv re-

cherchierten Fakten. Deswegen wird mit dem Ge-
setzentwurf zuerst angestrebt, unabhängige Gutach-
ten zur Prüfung der Vitalität der trockengelegten Nie-
dermoorflächen einzuholen und diese landesweit in 
Kartierungen festzuhalten. Diese sollen später als 
Grundlage dienen, einen Moorschutzplan zu erstel-
len, der empirisch bestimmte Strategien und Maß-
nahmen zur Wiedervernässung der trockengelegten 
Moore untermauert.  
 
Hier knüpft die zweite und wesentlich erhoffte Aus-
wirkung des Gesetzentwurfs an. Es sollen so viele 
trockengelegte Niedermoorflächen wie möglich rena-
turiert werden und anschließend als Biotop ausge-
wiesen oder im nassen Zustand bewirtschaftet wer-
den. Zur vermehrten Biotopausweisung der Moorflä-
chen soll das landesstaatliche Ankaufprogramm für 
Moorflächen bzw. der Eintausch landwirtschaftlich 
genutzter Moorfläche gegen andere Gebiete mit ein-
hergehenden Kompensationszahlungen dienen. So-
fern der ursprünglich moorige Standort aber nicht 
vom Bundesland erworben werden kann, sind finan-
zielle Anreize für die freiwillige Wiedervernässung 
der Niedermoore sowie deren anschließende land-
wirtschaftliche Nutzung im nassen Zustand (Paludi-
kultur) zu schaffen. Hierfür ist eine professionelle Be-
gleitung der Niedermoorwiedervernässung vom Bun-
desland bereitzustellen. 
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Weitere Maßnahmen wie die Vorschrift einer nassen 
Bewirtschaftung bei Neuvergabe von nassen oder 
anmoorigen Pachtflächen, das grundsätzliche Verbot 
von Grünlandumbruch auf feuchten und anmoorigen 
Standorten oder die Minimierung des industriellen 
und privaten Torfeinsatzes zielen ebenfalls darauf 
ab, eine möglichst hohe Anzahl an Niedermoorflä-
chen wiederzuvernässen bzw. ihrer weiteren Tro-
ckenlegung und Zerstörung entgegenzuwirken.  
 
Vor allem scheint die Paludikultur ein vielverspre-
chendes Konzept einer naturverträglichen Landwirt-
schaft auf moorigen Standorten darzustellen, da so-
wohl die CO2-Vermeidungskosten sehr gering sind 
als auch eine nachhaltige wirtschaftliche Wertschöp-
fung problemlos betrieben werden kann. Es können 
Beeren und Früchte zum Verzehr sowie Röhrichte 
und Schilf für Dämmstoffe oder zur energetischen 
Nutzung  angebaut werden, Pflanzen für die Herstel-
lung von Aromastoffen oder zu medizinischen Zwe-
cken gezüchtet werden oder Erlenwälder zur 
Holzproduktion aufgeforstet werden, die einen feuch-
ten bzw. anmoorigen Standort benötigen. All diese 
Nutzungsformen weisen eine signifikant bessere 
Treibhausgasbilanz auf oder sind sogar als weitest-
gehend klimaneutral zu bewerten (Schäfer, 2016). 
Nachträglich auf eine einzige Kennzahl herunterge-
brochen setzt sich der Gesetzentwurf zum Ziel, inner-
halb eines Zeitraums von 30 Jahren mindestens 10 
km² trockengelegte Niedermoorfläche wiederzu-
vernässen und entweder als Biotop auszuweisen o-
der nass zu bewirtschaften. 
 
Der zugrundeliegende Gesetzentwurf wurde in die-
ser Form noch nicht in anderen Bundesländern um-
gesetzt. Jedoch sind andere Bundesländer bezüglich 
des Moorschutzes sowie der Renaturierung zerstör-
ter Moore wesentlich weiter als Sachsen-Anhalt. Die 
Bundesländer Mecklenburg-Vorpommern und Bran-
denburg waren bereits 2012 maßgeblich an der Ent-
wicklung des MoorFutures- Zertifikats beteiligt. Die-
ses Instrument gibt Privatpersonen und Unterneh-
men die Möglichkeit, freiwillige Investitionsleistungen 
für die Renaturierung von Mooren zu tätigen, um ihre 
eigenen Emissionen zu kompensieren (Bundesamt 
für Naturschutz, 2013). Darüber hinaus besitzt Meck-
lenburg-Vorpommern schon seit 2008 einen konkre-
ten Aktionsplan zu potenziellen Nutzungsmöglichkei-
ten auf Niedermoorstandorten (DUENE, 2008) und 
auch Brandenburg veröffentlichte 2015 ein 10-
Punkte-Programm für seinen Moorschutz (MLUL, 
2015). Ebenso verfügen die Länder Schleswig-Hol-
stein (LLUR, 2015) und Niedersachsen (MU Nieder-
sachsen, 2016) seit einigen Jahren über ausführliche 
Moorschutzpläne und können einige erfolgreich ver-
laufende Referenzprojekte vorweisen. In dem Moor-
schutzplan von Schleswig-Holstein sind bspw. auch 
landesstaatliche Ankaufprogramme von Moorflächen 

explizit vorgesehen. Jedoch wird an dortiger Stelle 
auf die langwierigen Ankauf- und Renaturierungs-
maßnahmen hingewiesen (LLUR, 2015). 
 
Die Umsetzung des Gesetzentwurfs ist bei einer aus-
reichenden finanziellen Unterstützung aus dem E-
LER-Entwicklungsprogramm sowie aus dessen 
nachfolgenden Programmen zwar monetär als realis-
tisch einzustufen, eine der größten Barrieren zur Um-
setzung des Gesetzentwurfs ist allerdings der not-
wendige zeitliche Aufwand von mehreren Jahrzehn-
ten. Nur im Einzelfall werden derart langwierige und 
koordinativ herausfordernde Maßnahmen angesto-
ßen. Im Normalfall werden ihnen die kurzweiligeren 
und vielleicht nur auf den ersten Blick effektiver er-
scheinenden Maßnahmen vorgezogen. Auch wenn 
der Gesetzentwurf wahrscheinlich nur im Agrarsektor 
auf einen starken Widerspruch stoßen würde, so wä-
ren die Erfolge der Renaturierungsmaßnahmen (Re-
duktion der Treibhausgasemissionen, steigende Ar-
tenvielfalt an Pflanzen und Tieren sowie eine Entlas-
tung der Flüsse bei Hochwasser) erst nach ca. fünf 
bis zehn Jahren deutlich sichtbar. Innerhalb einer o-
der zweier Legislaturperioden sind somit keine 
schnellen Erfolge zu erwarten, weswegen der Ge-
setzentwurf auf der politischen Agenda als eher un-
interessant einzustufen ist. Des Weiteren sind Ge-
setzentwürfe mit Besteuerungs- oder Verbotscharak-
ter, obwohl von vielen BürgerInnen als Beschneidung 
ihrer Freiheit wahrgenommen, für die Landes- sowie 
Bundesregierung mit geringeren Kosten oder gar zu-
sätzlichen Einnahmen verbunden. So sind Gesetze 
zu Innenstadtmauten, CO2-Besteuerungsmechanis-
men in der Industrie o. Ä. von der Politik ebenfalls hö-
her priorisiert, und es ist daher wahrscheinlicher, 
dass diese umgesetzt werden. 
 
Neben der womöglich mangelnden politischen Moti-
vation zur Umsetzung des Gesetzentwurfs aufgrund 
des hohen erforderlichen Aufwands offenbart der Ge-
setzentwurf weitere Schwächen. Trotz der möglichen 
Nutzung finanzieller Mittel aus dem  Europäischen 
Landwirtschaftsfonds ELER und der im Vergleich zu 
anderen Klimaschutzmaßnahmen günstigen Wieder-
vernässung der Moore von 40 bis 110 Euro pro t 
CO2-Äquivalente (Bundesregierung, 2015) müssten 
enorme finanzielle Ressourcen für das landesstaatli-
che Ankaufprogramm der Moorflächen verwendet 
werden. Dies nennt auch das Landesamt für Land-
wirtschaft, Umwelt und ländliche Räume Schleswig-
Holstein als eine der größten Hürden ihres Moor-
schutzplanes (LLUR, 2015). Im Zuge der aktuellen 
Diskussion zur Enteignung von 45.000 Flurstücken 
mit einer Gesamtfläche von 14.500 ha in Sachsen-
Anhalt ist allerdings zu prüfen, ob einige dieser im 19. 
Jahrhundert als Gemeinschaftseigentum eingetrage-
nen Flächen auf trockengelegten Niedermoorstan-
dorten liegen, sodass diese umgehend und ohne An
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kauf renaturiert werden können (Eichler, 2019). Hier-
durch könnten erhebliche finanzielle Mittel eingespart 
werden. 
 
Eine weitere Schwäche ist, dass im Fall von pessi-
mistischen Schätzungen in den nächsten 30 Jahren 
nur wenige Quadratkilometer an Niedermoorfläche 
wiedervernässt und als Biotop ausgewiesen oder 
mittels Paludikultur nass bewirtschaftet werden kön-
nen, da das Unterfangen personell, finanziell und 
zeitlich sehr aufwendig ist. Selbst bei einer erfolgrei-
chen Renaturierung von 10 km² landwirtschaftlich ge-
nutzter Moorfläche in Sachsen-Anhalt (Mix aus je-
weils ein Drittel Ackerland, Intensivgrünland und Ex-
tensivgrünland) wäre die positive Auswirkung auf das 
Klima hinsichtlich der Einsparung an Treibhausgasen 
bescheiden. Auf diese Weise könnten Treibhaus-
gasemissionen von ca. 28.000 t CO2-Äquivalente pro 
Jahr reduziert werden (vTI, 2011). In ganz Deutsch-
land wurden zum Vergleich im Jahr 2018 ca. 866 Mio. 
t CO2-Äquivalente emittiert (Umweltbundesamt, 
2019).  
 
Allerdings ist auch festzuhalten, dass im Kontext der 
Klimaanpassung die Einsparung an Treibhaus-
gasemissionen, im Unterschied zum Klimaschutz, 
nicht immer im Vordergrund steht. Deswegen sind 
die weiteren positiven Auswirkungen einer Wieder-
vernässung der Moore als mindestens genauso 
wichtig zu werten. Hierzu gehören die Verringerung 
ihrer Brandgefahr, das Schaffen von Lebensräumen 
für gefährdete Pflanzen- und Tierarten und vor allem 
die Entlastung von Flüssen bei Hochwasser durch 
die wasseraufnehmende und so puffernde Wirkung 
intakter Moore. Diese Auswirkungen sind jedoch 
schwieriger zu quantifizieren.  

4. Diskussion und Abstimmung 
 
Die Diskussion um den Gesetzentwurf fiel in der 
zweiten Beratung sehr verhalten aus. Lediglich aus 
den Reihen des Ministeriums für Landesentwicklung 
und Verkehr gingen zwei konkrete Nachfragen her-
vor. Eine Frage bezog sich auf die genauere Lokali-
sierung der trockengelegten Niedermoorflächen in 
Sachsen-Anhalt, wozu leider keine Daten zur Verfü-
gung standen und noch immer nicht stehen. Diese 
Situation soll allerdings mit der angestrebten Kartie-
rung von Niedermoorflächen, die gemäß dem Ge-
setzentwurf auch vorgesehen ist, geändert werden.  
 
Die zweite Nachfrage betraf das konkrete Einsparpo-
tenzial an Treibhausgasemissionen bei einer Wieder-
vernässung und Renaturierung der trockengelegten 
Niedermoorflächen und welchen Anteil dies an dem 
Gesamtausstoß in Sachsen-Anhalt darstellen würde. 
Während die erste Frage in den Kapiteln 1 und 2 die-

ser Arbeit beantwortet wurde und auf die auch wäh-
rend der Diskussion für den Fragestellenden zufrie-
denstellend eingegangen werden konnte, existieren 
bezüglich der Gesamtemissionen Sachsen-Anhalts 
leider ebenfalls keine Daten. Die Treibhausgasemis-
sionen werden ausschließlich national erhoben. 
 
Erkenntnisreicher als die Diskussion um das zugrun-
deliegende Gesetz gestaltete sich der Abstimmungs-
prozess. Dem Gesetzentwurf wurde mit einer großen 
Mehrheit zugestimmt und es gab nur eine geringe 
Anzahl von Enthaltungen oder Ablehnungen. Von al-
len Gesetzentwürfen erhielt das vorliegende Gesetz 
die meisten positiven Stimmen. Ohne das Zustande-
kommen dieses Ergebnisses allzu spekulativ reflek-
tieren zu wollen, basiert es wahrscheinlich zum einen 
auf der Theorie der (räumlichen) psychologischen 
Distanz nach Trope und Liberman (2010). Verein-
facht besagt sie, dass bei Ereignissen mit einer ge-
ringen räumlichen Ferne zum Subjekt eine stärkere 
emotionale Betroffenheit vorliegt als bei Ereignissen, 
die eine höhere räumliche Ferne zum Subjekt aufwei-
sen (ebd.). Da sich die trockengelegten Nieder-
moorflächen aufgrund ihrer mangelnden Wahrneh-
mung und Lokalisierung außerhalb Magdeburgs in 
einer hohen räumlichen Distanz zu den abstimmen-
den Personen befinden und deren Wiedervernäs-
sung somit auch keine direkt spürbaren negativen 
Konsequenzen für sie hervorbringt (anders als z.B. 
das Gesetz zur Citymaut), wird das Vorhaben ten-
denziell eher befürwortet. Zum anderen wurde dem 
Gesetz zugrundeliegenden Thema bisher wenig me-
diale Aufmerksamkeit geschenkt und weckt somit 
womöglich mehr Interesse als andere diskutierte Ge-
setze, die auch in den Medien omnipräsent sind. Des 
Weiteren besitzen viele der abstimmenden Personen 
zu den sehr präsenten Themengebieten möglicher-
weise bereits eine starke eigene Meinung und sind 
gewissermaßen voreingenommen. Bezüglich des 
Gesetzentwurfs zum Moor kann jedoch davon aus-
gegangen werden, dass die Vielzahl der Personen 
unvoreingenommen war und bei ihnen vor der Ab-
stimmung noch keine ablehnende Haltung vorlag. 

5. Kritische Reflexion des Beratungs- und 
Gesetzgebungsprozesses 
 
Die Skizze des zugrundeliegenden Gesetzentwurfes 
wurde erst gegen Ende der Ideenfindungsphase aus 
der Arbeitsgruppe heraus entwickelt. Zuvor wurden 
etliche andere Themen diskutiert und wieder verwor-
fen. Ihre Schwerpunkte lagen entweder nicht in der 
Klimaanpassung, sondern in dem Klimaschutz oder 
waren eher dem Kompetenzbereich anderer Ministe-
rien zuzuordnen. Vor allem mit dem Ministerium für 
Landesentwicklung und Verkehr, dem Ministerium für 
Landwirtschaft und dem Ministerium für Wirtschaft 
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und Energie gab es anfangs viele überschneidende 
Themen. 
 
Konkreter Auslöser für den vorliegenden Gesetzent-
wurf war ein Bericht zur Umwelt und Landwirtschaft 
des Umweltbundesamts (2018a). In ihm wurde auf 
die Relevanz intakter Moore als CO2-Senke hinge-
wiesen und gleichzeitig betont, dass der Großteil der 
Moore jedoch zerstört ist. Wie der Strategie zur An-
passung an den Klimawandel des Landes Sachsen-
Anhalt (2018) zu entnehmen ist, widmet sich den-
noch nur eine einzige der vielen vorgestellten Klima-
anpassungsmaßnahmen der Renaturierung eines 
trockengelegten Moores und das Ökosystem Moor 
nimmt in dem Bericht nur eine Randnotiz ein. Daher 
wurde sich in der Gruppe dazu entschlossen, diesem 
Themengebiet mehr Aufmerksamkeit zu schenken 
und eine tiefere Recherche wurde eingeleitet. 
 
Während die gruppeninternen Anmerkungen zum 
Gesetzentwurf relativ verhalten ausfielen, gab es im 
Zuge der ersten Beratung seitens der anderen Mini-
sterien viele Verbesserungsvorschläge. Ihre Mehr-
zahl wurde im vorliegenden Gesetzentwurf berück-
sichtigt. So sollte bspw. konkretisiert werden, ob die 
wiedervernässten Moore als Biotop zu deklarieren 
sind oder weiterhin wirtschaftlich genutzt werden sol-
len. Die Messbarkeit der Erfolge sollte präzisiert wer-
den und es sollte näher auf die Finanzierungsmög-
lichkeiten eingegangen werden. Ferner zeichnete 
sich hierdurch ab, dass sich auch die anderen Stu-
dierenden intensiv mit dem Gesetzentwurf auseinan-
dergesetzt haben und der interaktive Charakter der 
Lehrveranstaltung gut angenommen wurde. 
 
Das Konzept des Seminars ist meiner Auffassung 
nach sehr gut aufgegangen. Die besuchten Work-
shops waren sehr informativ und es gab nur wenige 
inhaltliche Überschneidungen. Auch die interdiszipli-
näre Gruppenarbeit in den Workshops zwischen Stu-
dierenden unterschiedlicher Fachrichtungen und ver-
schiedener Ministerien hat sehr viel Spaß bereitet. 
Des Weiteren konnte auf diese Weise ein Austausch 
von Ideen zu Gesetzentwürfen der verschiedenen 
Ministerien stattfinden, um z. B. thematisch zu ähnli-
che Gesetze zu vermeiden. Ebenfalls positiv anzu-
merken ist die im Laufe der Veranstaltung entstan-
dene Diskussionskultur. Die Studierenden partizi-
pierten im Allgemeinen sehr aktiv und die Anmerkun-
gen fielen sehr konstruktiv aus. Auch deswegen ist 
davon auszugehen, dass die Lernziele der Veranstal-
tung, ein Verständnis von dem breiten Handlungsfeld 
der Klimaanpassung zu entwickeln sowie einen Ein-
blick in die landespolitischen Mechanismen der Ge-
setzesentstehung zu gewinnen, erfolgreich vermittelt 
wurden. 
 

Einziger Kritikpunkt an dem Konzept des Seminars 
ist die ungleiche Verteilung des eingebrachten Zeit-
aufwands der Studierenden unterschiedlicher Fach-
richtungen. Die Vergabe eines zusätzlichen Credit 
Points für das Anfertigen der vorliegenden Hausar-
beit ist angemessen, da hierbei ein Zeitaufwand von 
in etwa 25 bis 30 Stunden entstanden ist. Allerdings 
zeichnete sich bereits während der Ausarbeitungs-
phase der Gesetze der Free Rider-Effekt ab. Mit der 
Zurkenntnisnahme, dass ein Teil der Studierenden 
auf dem Gesetzentwurf aufbauend eine Hausarbeit 
anzufertigen hat, haben sich Gruppenmitglieder 
m. E. bewusst dazu entschieden, die eigenen An-
strengungen zu reduzieren. Auf diese Weise entfiel 
nach der Themenfindungsphase ein Großteil der Ar-
beit (Literaturrecherchen, Ausformulierungen, Durch-
führen der eNachhaltigkeitsprüfung etc.) auf die we-
nigen Studierenden, die im Anschluss die Hausarbeit 
anzufertigen hatten. 
 
Mein Vorschlag ist es, die Studierenden nicht kom-
plett zufällig den Ministerien zuzuweisen, sondern sie 
gemäß den angestrebten Credit Points zufällig zu 
verteilen. Zum einen beteiligen sich so diejenigen bei 
der Gesetzesentstehung mehr, die im Anschluss 
keine Hausarbeit anfertigen (4 CP-Gruppe) und zum 
anderen könnten womöglich immer zwei Studierende 
einer 5 CP-Gruppe eine Hausarbeit zusammen bear-
beiten, was trotzdem noch ein ausreichendes Ar-
beitspensum bedeuten würde. 
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1. Problemstellung  
 

1.1. Erneuerbare Energie als politisches 
Ziel 
 
Die Menschen in Sachsen-Anhalt nutzen täglich 
Energie. Im Jahr 2016 waren es zirka 250 TWh 
(MULE, 2019, S.55). Ein Leben ohne Stromenergie, 
Wärmeenergie oder Energie im Verkehrssektor ist für 
die Menschen und die Wirtschaft nicht denkbar. 
Energie ist ein grundlegendes Bedürfnis der Men-
schen, was sich auch in den Sustainable Develop-
ment Goals der UN zeigt. Eines der 17 Ziele ist der 
Zugang zu „bezahlbarer und sauberer Energie aus 
nachhaltigen Quellen für alle“ (Bundesministerium für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung, o. 
D.). 
 
Der Bericht aus dem Jahr 2013 des Weltklimarates 
(Intergovernmental Panel on Climate Change, kurz: 
IPCC) zeigt, dass die Verursachung von klimaschäd-
lichen Treibhausgasemissionen aufgrund von Ver-
brennungen der fossilen Energieträger stark redu-
ziert werden muss (IPCC, 2013). In Deutschland ist 
der Energiesektor für die Verursachung von 85 % der 
Treibhausgase verantwortlich (MULE, 2019, S.8). 
 

Seit Beginn der Industrialisierung (Vergleichswert 
Jahr 1900) ist die mittlere globale Temperatur um 
circa 1° C angestiegen (Abbildung 1). Die Ergebnisse 
des Weltklimarats sagen je nach Szenario voraus, 
dass ein Temperaturanstieg von etwa 5° C bis zum 
Ende dieses Jahrhunderts entsteht, wenn nicht ge-
gengesteuert wird. Die Erhöhung der durchschnittli-
chen Temperatur habe mit hoher Wahrscheinlichkeit 
deutliche Folgen für das Leben der Menschen auf der 
Erde. Beispielhaft kann der Anstieg des Meeresspie-
gels genannt werden. Inseln und meeresnahe Regi-
onen könnten durch den Anstieg des Meeresspiegels 
verloren gehen (IPCC, 2013, S.25). 
 
Die Notwendigkeit zum Handeln wurde auch auf po-
litischer Seite größtenteils erkannt. Die Landesregie-
rung in Sachsen-Anhalt hat sich zum Ziel gesetzt, die 
Verursachung von Treibhausgasen zu senken und 
erneuerbare Energien als Zukunftstechnologien zu 
etablieren (MULE, 2019, S.11ff.). Eine Senkung al-
leine reicht jedoch nicht aus, um den Temperaturan-
stieg zu verhindern. Insgesamt sollte das Ziel eine 
Netto-Null-Verursachung von Emissionen sein (We-
niger et al., 2015, S. 8). Netto-null bedeutet, dass 
nicht mehr CO2 beziehungsweise dessen Äquiva-
lente in die Atmosphäre abgegeben werden, als in-
nerhalb des natürlichen Kreislaufs aufgenommen 
 

 

Abbildung 1: Temperaturänderungen als Folge des Klimawandels. 
Quelle: Weniger et al., 2015, Seite 7 
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werden können. Es soll dennoch nicht unerwähnt 
bleiben, dass nicht nur die Umrüstung auf erneuer-
bare Energien notwendig ist, sondern die Landesre-
gierung in Sachsen-Anhalt eine Reduktion des Ener-
gieverbrauchs als Ziel benennt (MULE, 2019, S.11 
ff.) 
 

1.2 Energieversorgung in Sachsen-Anhalt 
 
In Sachsen-Anhalt beruht der Primärenergiever-
brauch zu 34 % auf Erdgas und zu 32 % auf Mine-
ralöl. 74 % der verbrauchten Energie stammt nicht 
aus Sachsen-Anhalt, sondern wird importiert. Die ei-
gene Energieproduktion des Landes fußt auf erneu-
erbaren Energien (19 %), Braunkohle (14 %) und 
Steinkohle (1 %; MULE, 2019, S.55) 
 
Anhand dieser Daten können zwei Probleme der 
Energieversorgung Sachsen-Anhalts abgeleitet wer-
den: 
 

1. Abhängigkeit von Importen mit 74 % des 
Energieaufkommens im Land 

2. Abhängigkeit von fossilen Energieträgern 
 
Sachsen-Anhalt befindet sich im bundesdeutschen 
Vergleich in einer Vorreiterposition im Bereich der 
Versorgung mit erneuerbaren Energien. Im Jahr 
2000 lag der Anteil der erneuerbaren Energien am 
Primärenergieverbrauch bei 1,1 % und ist bis zum 
Jahr 2016 auf 18,4 % angestiegen. Damit liegt Sach-
sen-Anhalt in etwa 4,5 % über dem bundesdeut-
schen Durchschnitt von 14 % (Stand 2016). Diese 
Zahlen zeigen jedoch auch, dass das angestrebte 
Ziel einer nachhaltigen und sauberen Stromerzeu-
gung noch erhebliche Anstrengungen erfordert 
(MULE, 2019, S.55 f.). 
 
Insbesondere für die Bruttostromerzeugung mit er-
neuerbaren Energien kann sich Sachsen-Anhalt als 
Vorreiter auszeichnen. In diesem Bereich wird nur 
die Energie in Form von Strom betrachtet. Andere 
Energiebereiche, wie zum Beispiel der Verkehrssek-
tor, werden nicht mit einbezogen.  
 
Im Land ist die Stromerzeugung durch erneuerbare 
Energien seit dem Jahr 2000 von 5,8 % auf 50,8 % 
gestiegen. Dies entspricht einer Steigerung um circa 
das Neunfache. Der Anteil der erneuerbaren Ener-
gien des Bruttostromverbrauchs ist mit 61,9 % noch-
mal höher als die eigene Erzeugung, was vor allem 
auf den Import von Energie zurückzuführen ist 
(MULE, 2019, S.73 ff.). 
 

1.3 Herausforderungen der Energiepolitik 
 
Neben den beschriebenen Vorteilen bringt der Aus-
bau erneuerbarer Energien allerdings auch Heraus-
forderungen mit sich. Zunächst ist festzustellen, dass 
die jeweiligen Quellen, auf denen die verschiedenen 
Technologien beruhen, in ausreichender Form vor-
handen sein müssen. Ausreichend Wind-, Sonnen-
energie und Biomasse sind Voraussetzungen für die 
Energieerzeugung. 
 
Dieser Umstand verursacht das Problem, dass die 
Produktion von Energie aus Wind- und Solarkraft 
nicht gleichmäßig erfolgt. Für die Solarkraft gelten 
Schwankungen, die verschiedene Ursachen haben. 
Die Intensität des Sonnenlichts ist entscheidend für 
die Produktion. Somit ist die Produktion bei Tages-
licht möglich und nachts kaum möglich. Hinzu kom-
men veränderte Sonnenstundenphasen über die 
Jahreszeiten hinweg. Außerdem fällt die produzierte 
Energiemenge bei Verdeckung durch Wolken gerin-
ger aus, was die Technologie wetterabhängig macht. 
Für Windkraft ist besonders die Abhängigkeit von der 
Witterung für große Schwankungen in der Energie-
produktion verantwortlich. 
 
Insgesamt können durch diese Schwankungen zwei 
problematische Phasen entstehen, wenn der Ver-
brauch nicht der aktuellen Produktion entspricht:  
 

1. Unterversorgungsphasen, wenn weniger 
Energie produziert wird als benötigt 

2. Überversorgungsphasen, wenn mehr 
Energie produziert wird als benötigt 

 
Für die Phasen der Überversorgung treten vor allem 
Probleme der Netzüberlastung und der Speicherung 
von Energie auf. Durch die begrenzte Aufnahmeka-
pazität der Stromnetze müssen Energieproduktionen 
teilweise runterreguliert oder abgeschaltet werden. 
Diese Maßnahmen werden derzeit durchgeführt, 
wenn keine Speicherkapazitäten vorhanden sind.  
 
Der Vergleich in Abbildung 2 zeigt, welche Auswir-
kungen ein deutlicher Ausbau der Solarenergie auf 
200 GW für die täglich schwankende Leistungser-
zeugung deutschlandweit hätte. Der maximale Über-
schuss von 70 GW müsste gespeichert werden. Der 
aufgezeigte Energieüberschuss entspricht dem 
Zehnfachen der Speicherkapazität heutiger Pump-
speicherkraftwerke in Deutschland. 
 
Wenn die Überschüsse nicht nutzbar gemacht wer-
den, entstehen wirtschaftliche Verluste. Um diese 
Ineffizienz abzufangen, sind weitere Speichertechno-
logien erforderlich. 
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Noch deutlicher wird die Notwendigkeit der Speiche-
rung bei der Betrachtung der Unterversorgungspha-
sen. In diesen Zeiträumen fehlt Energie, die durch 
geladene Speicher überbrückt werden können, um 
die Versorgungssicherheit zu gewährleisten.  
 

In der Abbildung 2 rechts ist zu erkennen, dass in 
Zeiten geringerer Energieproduktion durch Photovol-
taik (PV), Energie aus fossilen Quellen benötigt wird 
(insbesondere in der Nacht zwischen 20 Uhr–4 Uhr). 
Durch die Speicherungen der überschüssigen Ener-
gie wird Energie aus fossilen Quellen überflüssig, 
was dem Ziel einer ganzheitlichen Versorgung durch 
erneuerbare Energien gerecht wird. 

 

1.4 Speichertechnologien 
 
Zur Speicherung von Energie stehen verschiedene 
Technologien zur Verfügung. In Deutschland sind 
derzeit vor allem Pumpspeicherwerke verbreitet. 
Sie besitzen einen Wirkungsgrad von etwa 75-83 % 
(Sterner et al., 2011, S. 12). Allerdings reicht die 
Speicherkapazität nicht aus, wenn erneuerbare 
Energien massiv ausgebaut werden. Die Pumpspei-
cherwerke sind zentrale Speicher, zu denen die 
Energie transportiert werden muss, was einen erhöh-
ten Netzausbau zur Folge hat. Außerdem bedeutet 
die Installation von Werken einen Eingriff in die Natur 
und die geographischen Voraussetzungen sind be-
sonders in flachen Regionen nicht vorhanden. 
 
Eine weitere viel diskutierte Möglichkeit ist das 
Power-to-X Verfahren, bei dem mithilfe von über-
schüssiger Energie aus energiearmen Gasen nutz-
bare energiereiche Gase (z. B. Wasserstoff) erzeugt 
werden. Diese Technologie bringt den Vorteil, dass 
die Gasinfrastruktur und Speicherkapazität bereits 
vorhanden sind. Allerdings sind die gleichen negati-
ven Aspekte wie bei Pumpspeicherwerken in Bezug 
auf die zentrale Speicherung zu beachten. Ein weite-
rer Nachteil der Technologie liegt in dem niedrigen 
Wirkungsgrad, der sich auf 30-60 % (Sterner et al., 

2011, S.18) beläuft und der damit verbundenen ho-
hen Kostenanteile. 
 
Die dritte vielversprechende Technologie ist die de-
zentrale Speicherung meist in Form von stationären 
Batterien. Im Privatbereich gibt es allerdings noch 
weitere Möglichkeiten wie mobile Batteriespeicher in 
Elektrofahrzeugen oder die Erzeugung von Trink-
warmwasser und Raumtemperaturänderungen in pri-
vaten Haushalten. 
 
Der Vorteil von Batteriespeichern liegt in dem guten 
Wirkungsgrad von bis zu 85-95 % bei Lithium-Ionen- 
Batterien (Weniger et al., 2015, S. 16) und der Mög-
lichkeit, direkt am Ort der Energieproduktion zu spei-
chern. Die Dezentralität der Stromerzeugung und 
Speicherung sorgt dafür, dass weniger Netzinfra-
struktur benötigt wird. Außerdem können kleine An-
lagen kurzfristig eingebaut und somit auch zeitnah 
nutzbar gemacht werden.   
 
Ein negativer Aspekt der autarken Energieversor-
gung für die Haushalte und die Betriebe sind die ho-
hen Investitionskosten. Die Landesenergieagentur 
Sachsen-Anhalt GmbH (LENA) hat ein Finanzie-
rungskonzept ausgearbeitet, das von Investitions-
kosten in Höhe von rund 25 000 Euro für eine Photo-
voltaikanlage mit Batteriespeicher ausgeht (Tabelle 

 

Abbildung 2: Stromerzeugung und –verbrauch in Deutschland am 8. Juni 2014 bei installierter Photovoltaikleistung von rund 37 
GW (links) und gleicher Tag bei Steigerung der Leistung auf 200 GW (rechts). 

 Quelle: Weniger et al., 2015, Seite 12 
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1). Zwar besteht laut dieser Berechnung nach einer 
Laufzeit von 20 Jahren ein Überschuss von 15 000 
Euro, jedoch beruhen diese Rechnungen auf Unsi-
cherheiten bezüglich Entwicklungen von Stromprei-
sen, Zinsen und Verbrauchsdaten der Haushalte. 

Diese Unsicherheiten und zunächst hoch erschei-
nenden Kosten sorgen für einen zögerlichen Ausbau 
dieser Technologie, die einen Teil zur Lösung der 
Energiewende beiträgt.

 

2. Gesetzentwurf  
 
Der Energiesektor steht derzeit und auch in der Zu-
kunft vor deutlichen Veränderungen, da die Energie-
wende vorangebracht werden muss. Klimaschädli-
che Treibhausgase, die zu einem großen Teil durch 
den konventionellen Energiesektor erzeugt werden, 
sind als Problem identifiziert worden. Wie bereits be-

schrieben wurde, wird im Zuge des Ausbaus der er-
neuerbaren Energien die Herausforderung der Spei-
cherung von Energie in größerem Maßstab als der-
zeit entstehen. Das Land Sachsen-Anhalt besitzt 
bundespolitisch ein Mitspracherecht durch den Bun-
desrat. Allerdings können Entscheidungen zur Ener-
giewende nur teilweise beeinflusst werden.  
 

Tabelle 1: Überblick über die Stromproduktion und Rückflüsse der Investition einer Photovoltaik-Dachanlage mit Batteriespeicher  
Quelle: LENA, 2018, Seite 21 
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Die Förderung von dezentraler Erneuerbarer Ener-
gien-Speicher-Kombinationen liegt im Kompetenz-
rahmen eines Bundeslandes und ist eine Maß-
nahme, die zur autarken und klimafreundlichen Ener-

gieversorgung des Landes beiträgt. Dezentrale Spei-
cher sind ein wichtiger Bestandteil der gesamten 
Speicherinfrastruktur, die es in der geeigneten Kom-
bination ermöglicht, das langfristige Ziel mit 100 % 
erneuerbarer Energieversorgung zu erreichen.

 

Tabelle 2: Gesetzentwurf des Ministeriums für Wirtschaft und Energie 

Vorschlagendes Ministerium:  
Ministerium für Wirtschaft und Energie 

  Version: 
zweiter Entwurf  

Gesetz zur Stromnetzentlastung durch Erneuerbare-Energien-Speicher-Kombinationen 

Ausgangslage & Problemstellung 

Aktuelle Situation 
‐ Bruttostromerzeugung in Sachsen-Anhalt 2017 zu 53 % aus EE 
‐ davon 62,3 % Windkraft, 13,9 % Solar (entsprechend ca.76 % volatil) 
‐ schwankende Einspeisungen belasten Netze und verhindern vollständige Potentialnutzung 

Problematik:   
‐ kaum wirtschaftliche Anreize zum Speicherbau 
‐ Technologie-Know-how nur begrenzt verfügbar 
‐ Übergang vom Stand der Forschung zum Stand der Technik 
‐ Speicherkosten sind zum jetzigen Stand oft zu hoch für kurzfristige Return on Investment-Planungen 

Aktuelle Fördersituation:  
Die Förderung begrenzt sich zumeist auf Darlehen für 100 % der förderfähigen Investitionskosten. 
 
Überblick Energiespeicher:  
z. B. Batteriespeicher, Pumpspeicher, Druckspeicher, Sensibel- und Latentwärmespeicher, Power-to-X Speicher 

Ziel  

Ziel des Gesetzes ist die Entlastung von Übertragungs- und Verteilnetzen sowie die Reduzierung des erforderlichen 
Netzausbaus zur stabilen Stromversorgung aus erneuerbaren Energien. Durch regionale Energiespeicherung soll 
der wachsende Anteil an regenerativen und damit zum Großteil volatil gewonnenen Energien kontinuierlich bereit-
gestellt werden, ohne diese dafür weiträumig und zu Lasten der Netzstabilität übertragen zu müssen. Der Ausbau 
des Stromnetzes soll nicht gänzlich verhindert, sondern sinnvoll durch dezentrale Speicherung reduziert werden. 
Die Implementierung von Energiespeichern hat die Aufgabe, Energie in Zeiten von Überkapazitäten zu speichern 
und in Phasen der Unterproduktion bzw. Stromknappheit bereitzustellen. Die genutzten Speichersysteme sollen 
hierfür technologieunabhängig, CO2- neutral und nach dem Best-fit-Prinzip ausgewählt werden. Dies gewährleistet 
ein breites Forschungs- und Entwicklungspotential ohne Ausschluss möglicher Schlüsseltechnologien. Da der 
Netzausbau kostenintensiv ist, landschaftliche Eingriffe erfordert und langwierige Planungs- und Genehmigungs-
verfahren mit sich bringt, soll der Bau flexibler Energiespeichersysteme Kosten sparen und die netzbedingte Be-
grenzung des Ausbaus erneuerbarer Energien verhindern. 

Zu erwartende Nebeneffekte der regionalen Energiespeicherung: 
‐ konstantere Börsenstrompreise (Merit Order Effekt); Einsparung bei der EEG-Umlage 
‐ Schaffung neuer regionaler Arbeitsplätze in der Speicherbranche (Forschung, Produktion, Installation und 

Wartung); steigende Einnahmen durch Unternehmenssteuern 
‐ höhere Nutzungsgrade volatiler Energiequellen, da keine Abregelungen erforderlich sind 
‐ Entlastung der Verbraucher durch sinkende Netzentgelte 

Strategie & Maßnahmen (inkl. Begründung) 

Wie sollen die Ziele erreicht werden? Welche Maßnahmen müssen ergriffen werden?  
‐ Speicherpflicht für Neuanlagen mit definierten Leistungsparametern (Nennleistung, Volatilität, Einspei-

sungsart); Regelung der verpflichtenden Mindestspeicherkapazität in Abhängigkeit der durchschnittlichen 
Tagesleistung und der Volatilität 

‐ Verpflichtung zu digitaler Schnittstelle für übergeordnete Netzregelmaßnahmen (virtuelles Kraftwerk) 
‐ technologie- und nennleistungsunabhängige Speicherförderung für EE-Anlagen 
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‐ Unterstützung von Forschungsprojekten zur Weiterentwicklung von Speichersystemen 
‐ wissens- und planungstechnische sowie finanzielle Unterstützung der Energieerzeuger 

Welche Handlungsschritte sind erforderlich?  
‐ Bereitstellung finanzieller Mittel aus dem Haushalt 
‐ standortgebundene Potenzialstudie für Speichermöglichkeiten 
‐ Schaffung einer gemeinsamen Datenbank „EE-Speichersysteme“, um aktuelle Forschungsergebnisse 

und Anlagendaten schnell und transparent auszutauschen 
‐ Errichtung einer Expertenkommission und eines virtuellen Know-how Portals zur technischen Beratung 

sowie zur Prüfung auf Speicherpflicht und Förderungsanspruch 
‐ Entwerfen eines Förderkatalogs zur Regelung von Speicherpflichten und Förderansprüchen 

Öffentliche Aufklärung zum ökonomischen und ökologischen Nutzen von EE-Speichern 

Zielgruppe und beteiligte Akteur*innen (inkl. anderer Ministerien) 

An wen richtet sich das Gesetz? 
‐ Bereitsteller erneuerbarer Energien (gewerblich und privat) 
‐ Netzbetreiber  

Welche weiteren Ministerien/Landesbehörden müssen bei der Umsetzung mit beteiligt werden? 
‐ Ministerium für Wirtschaft und Energie (Gesetzinitialisierung) 
‐ Finanzministerium 
‐ Verkehrsministerium (mögliche Ausweitung: Elektromobilität als Speicher) 

Außerhalb des Planspiels 
‐ Ministerium für Wirtschaft, Wissenschaft und Digitalisierung 
‐ Ministerium der Finanzen 
‐ Ministerium für Umwelt, Landwirtschaft und Energie 
‐ Ministerium für Landesentwicklung und Verkehr (mögliche Ausweitung: Elektromobilität als Speicher) 
‐ Ministerium für Justiz und Gleichstellung 
‐ Vertretung des Landes Sachsen-Anhalt auf Bundes- und Europaebene (Staatssekretär/in) 

Erfolgsindikatoren/Meilensteine 

Terminierung der Meilensteine 
‐ 01.2020 erfolgreiche Zusammenstellung der Expertenkommission 
‐ 06.2020 Fertigstellung des Regelungskataloges zur Förderung und Speicherpflicht 
‐ 09.2020 Fertigstellung der Datenerhebung und Online-Datenbank 
‐ 12.2020 Inkrafttreten des Regelwerkes 
‐ 01.2025 Erhöhung der Kurzzeitspeicherkapazität um 50 GWh im Vergleich zum 01.2020 (entspricht 

Stromverbrauch ST 1 Tag) 
‐ 01.2035 Erhöhung der Kurzzeitspeicherkapazität um 200 GWh im Vergleich zum 01.2020 (entspricht 

Stromverbrauch ST 4 Tage) 
Woran kann man erkennen, dass das Gesetz erfolgreich ist?  

‐ Inanspruchnahme der angebotenen Förderungen und Beratungsleistungen 
‐ Anstieg der Strom- und Wärmespeicherkapazität in Sachsen-Anhalt (Möglichkeit ST 4 Tage mit gespei-

chertem Strom zu versorgen  200 GWh) 
‐ Fälle auftretender Netzlastüberschreitung 
‐ Anteil EE an Bruttostromerzeugung in Sachsen-Anhalt 
‐ Sinkende Netzentgelte (Überprüfung durch Landesregulierungsbehörde) 

Flankierende Maßnahmen (optional) 

Welche ergänzenden Maßnahmen könnten zum Erfolg des Gesetzes beitragen?  
‐ Verstärkte Ausbauförderung für Wind und Solarenergieanlagen 
‐ Informationskampagne zu ökonomischem und ökologischem Nutzen von EE-Speichern 
‐ Vergünstigungsmöglichkeit der Maßnahme:  

Einbezug nicht notwendiger Netzentgelte (Aufgrund von weniger Netzausbau und eigener Strompro-
duktion der Haushalte) in die Förderung, wodurch Aufwand der staatlichen Förderung geringer ausfällt

Hinweise & Weiterführende Informationen 

Quellenangaben:  
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN Sachsen-Anhalt. (2011). Sachsen-Anhalt mit 100% Erneuerbaren Energien – ohne 

Atom und Kohle. Abgerufen von https://www.gruene-lsa.de/sachsen-anhalt-mit-100-erneuerbaren-ener-
gien-ohne-atom-und-kohle  
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DIHK - Deutscher Industrie- und Handelskammertag e.V. (2017). Faktenpapier Ausbau der Stromnetze [PDF 
file]. Abgerufen von https://www.ostwestfalen.ihk.de/fileadmin/Dokumente/Umwelt_Energie/Energie/Fak-
tenpapiere/Faktenpapier_Stromnetze.pdf  

Ministerium für Umwelt, Landwirtschaft und Energie des Landes Sachsen-Anhalt. (2018). Entwurf des Klima- und 
Energiekonzeptes Sachsen-Anhalt (KEK) [PDF file]. Abgerufen von https://mule.sachsen-anhalt.de/filead-
min/Bibliothek/Politik_und_Verwaltung/MLU/MLU/04_Energie/Klimaschutz/00_Startseite_Klima-
schutz/180829_Entwurf_KEK.PDF  

Ministerium für Umwelt, Landwirtschaft und Energie des Landes Sachsen-Anhalt. (2019): Strategie des Landes 
Sachsen-Anhalt zur Anpassung an den Klimawandel [PDF file]. Abgerufen von https://mule.sachsen-an-
halt.de/fileadmin/Bibliothek/Politik_und_Verwaltung/MLU/MLU/04_Energie/Klimawandel/00_Start-
seite_Klimawandel/190403_Anpassungsstrategie_Klimawandel_barrierefrei_.pdf  

Wirth, H. (2019). Aktuelle Fakten zur Photovoltaik in Deutschland: Fraunhofer ISE [PDF file]. Abgerufen von 
https://www.ise.fraunhofer.de/content/dam/ise/de/documents/publications/studies/aktuelle-fakten-zur-
photovoltaik-in-deutschland.pdf 

 

3. Erhoffte Wirkung, Schwächen und  
Stärken des Gesetzes 
 

3.1 Ziel des Gesetzesvorhabens 
 
Das Ziel des Gesetzes ist die Entlastung von Über-
tragungs- und Verteilnetzen sowie die Reduzierung 
des erforderlichen Netzausbaus zur stabilen Energie-
versorgung aus erneuerbaren Energien. Durch de-
zentrale Speicherung soll der wachsende Anteil an 
regenerativen und damit zum Großteil volatil gewon-
nenen Energien kontinuierlich bereitgestellt werden, 
ohne diese dafür weiträumig und zu Lasten der Netz-
stabilität übertragen zu müssen. Der Ausbau des 
Stromnetzes soll nicht gänzlich verhindert, sondern 
sinnvoll durch dezentrale Speicherung reduziert wer-
den. Die Implementierung von Energiespeichern hat 
die Aufgabe, Energie in Zeiten von Überkapazitäten 
zu speichern und in Phasen der Unterproduktion 
bzw. Stromknappheit bereitzustellen. Die genutzten 
Speichersysteme sollen hierfür technologieunabhän-
gig, CO2- neutral und nach dem Best-fit-Prinzip aus-
gewählt werden. Dies gewährleistet ein breites For-
schungs- und Entwicklungspotential ohne Aus-
schluss möglicher Schlüsseltechnologien. Da der 
Netzausbau kostenintensiv ist, landschaftliche Ein-
griffe erfordert und langwierige Planungs- und Ge-
nehmigungsverfahren mit sich bringt, soll der Bau fle-
xibler Energiespeichersysteme Kosten sparen und 
die netzbedingte Begrenzung des Ausbaus erneuer-
barer Energien verhindern. 
 
Für das Vorhaben wurde ein Meilensteinkonzept 
ausgearbeitet, das den politischen Verlauf und die 
Erfolgsindikatoren darstellen soll. Die genannten 
Jahreszahlen sind an das Planspiel angepasst wor-
den und haben keine allgemeine Gültigkeit für die re-
ale Umsetzung:  

 

Abbildung 3: Meilensteinkonzept des Gesetzesvorhabens. 

Insgesamt wird das Ziel der Speicherung von 50 
GWh bis zum Jahr 2025 und 200 GWh bis zum Jahr 
2035 angestrebt. Die Speicherkapazität von 50 GWh 
entspricht dem täglichen Stromverbrauch in Sach-
sen-Anhalt. Ausgehend von der Bruttostromerzeu-
gung in Sachen-Anhalt pro Jahr von 24 TWh (MULE, 
2019, S.57) wurde nach Abzug der Stromexporte 
(4,3 TWh) der Bruttostromverbrauch bestimmt. Da 
keine Informationen zu Importen und großflächiger 
Speicherung vorliegen, wird von einem Verbrauch 
von 19,7 TWh im Jahr ausgegangen (Stand 2016). 
Die Berechnung des durchschnittlichen, täglichen 
Stromverbrauchs in Sachsen-Anhalt beläuft sich so-
mit auf einen Wert von ca. 50 GWh. Die Größe von 
Solarspeichern in den privaten Haushalten kann un-
terschiedlich sein. 
 
In Bayern werden Speicher bis zu dreißig Kilowatt 
bezuschusst (StMWi, 2019, S.14). Um eine Spei-
chermenge von 50 GWh zu erreichen müssten dem-
entsprechend ca. 1 700 000 Haushalte einen Spei-
cher in dieser Größenordnung besitzen. Anhand die-
ses Beispiels wird deutlich, dass eine Ausweitung 
des Förderungsprogramms auf wirtschaftliche Be-
triebe notwendig ist, um die Ziele zu erreichen. Im 
Jahr 2015 belief sich ca. 60 % (MULE, 2019, S.68) 
des gesamten Energieverbrauchs auf den Wirt-
schaftssektor. Diese Tatsache verdeutlicht die Not-
wendigkeit der Öffnung der Förderung auch für die-
sen Bereich. 

2020

• Bildung der Expertenkommision 
• Regelungskatalog zur Förderbedingungen
• Bedarfsplanung: Online-Datenbanken
• Inkrafttreten des Gesetzes

2025
• Ziel: Erhöhung der Speicherkapazität auf 
50 GWh (Stromverbrauch für S-A: 1 Tag)

2035

• Ziel: Erhöhung der Speicherkapazität auf 
200 GWh (Stromverbrauch für S-A: 4 
Tage)
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3.2 Energiepolitisches Viereck Sachsen-
Anhalt 
 
Um die Wirkungsweise und kritische Reflexion des 
Gesetzes strukturiert zu erläutern, wird das „Energie-
politische Viereck“ Sachsen-Anhalts in seinen einzel-
nen Aspekten betrachtet. Die Landesregierung hat 
sich folgende vier wesentliche Kriterien im Energie-
bereich gesetzt:  
 
- Umweltverträglichkeit 
- Versorgungsicherheit 
- Wirtschaftlichkeit 
- Akzeptanz und gesellschaftliche Teilhabe 
 

3.2.1. Umweltverträglichkeit 
 
Das Umweltministerium Sachsen-Anhalts strebt eine 
100 % Energieversorgung durch erneuerbare Ener-
gien an (MULE, 2019, S.47). Durch den Einsatz von 
dezentralen Speicher-Kombinationen wird die Förde-
rung von erneuerbaren Energien vorangetrieben. 
Diese Entwicklung hat zur Folge, dass die Nutzung 
von umwelt- und klimabelastenden Technologien wie 
beispielsweise der Erdgasförderung, wie sie in der 
Altmark betrieben wird, verringert werden kann. Ins-
besondere die Stilllegung von Braunkohlegebieten 
wird zu einer Gewinnung von Flächen führen, die re-
naturiert werden können. 
 
Die Energiewende benötigt einen massiven Netzaus-
bau, sofern zentrale Speicher verwendet werden. 
Durch ein dezentrales System mit Energiespeiche-
rung am Ort der Produktion können Eingriffe in die 
Natur auf ein Minimum begrenzt werden.   
 
Ein Kritikpunkt der Speichertechnologie durch Batte-
rien ist, dass die Bergung von wichtigen Metallen wie 
Lithium Umweltzerstörungen hervorruft. Die Gewin-
nung von notwendigen Metallen zur Produktion von 
Batterien findet teilweise unter desaströsen Zustän-
den statt, die nicht gefördert werden dürfen. Außer-
dem entstehen durch die Abholzungen und benötig-
ter Energie zur Herstellung von Batterien Treibhaus-
gase, die es zu vermeiden gilt. Forschung zum mini-
malen Einsatz von Stoffen, deren Gewinnung um-
weltschädlich ist, muss vorangetrieben werden. Au-
ßerdem ist die Findung und Entwicklung von Substi-
tuten zu fördern.  

Zunächst sollten Regelungen vorangebracht werden, 
die eine Einpreisung von verursachten Klima- und 
Umweltschäden und sozialen Folgen mitberücksich-
tigt. 
 

3.2.2 Versorgungssicherheit 
 
Die derzeitige Versorgungssituation in Sachsen-An-
halt ist stabil. Im Bundesland ist im letzten Jahr im 
Schnitt 18,45 Minuten (SAIDI-Wert) lang der Strom 
ausgefallen. Im Zuge des Ausbaus von erneuerbaren 
Energien entstehen Schwankungen in der Energie-
produktion, die eine kontinuierliche Versorgung ge-
fährden können. Dieses Problem besteht grundsätz-
lich bei der Umrüstung auf erneuerbare Energien. 
Besonders bei Photovoltaikanlagen sorgt die wech-
selnde Bestrahlungsintensität der Anlagen durch 
Sonne für Schwankungen in der Energieproduktion. 
Eine Herausforderung ist die komplexe Koordinie-
rung der einzelnen Stromeinspeisungen und der 
Stromflüsse vom Niedrig- zum Hochspannungsnetz. 
Eine 100%ige Eigenversorgung aus dezentralen 
Speichersystemen ist derzeit selten möglich. Der Au-
tarkiegrad von Photovoltaikanlagen liegt derzeit bei 
circa 56 % (Abbildung 4). Bei der Stromerzeugung 
beläuft sich der Eigenverbrauchsanteil auf 59 % (Ab-
bildung 4). Diese Tatsache verdeutlicht die Notwen-
digkeit der Anbindung von dezentralen Systemen an 
das Gesamtstromnetz. 
Die Landesregierung ist sich der Probleme bewusst 
und setzt in diesem Feld auf die Chancen der Digita-
lisierung. Sie könne die Grundlage für eine intelli-
gente Kommunikation zwischen dezentralen Erzeu-
gungsanlagen bieten und in verschiedenen Sektoren 
neue Arbeitsplätze schaffen (MULE, 2019, S.120). 
 
Dezentrale Systeme besitzen auch Vorteile in Bezug 
auf die Versorgungsicherheit. Durch die dezentrale 
Versorgung kann das gesamte Stromnetz entlastet 
werden, weil Produktion und Verbrauch unweit von-
einander entfernt liegen. 
 
Eine autarke Stromerzeugung liefert zudem einen 
weiteren Vorteil in Extremsituationen. Für die priva-
ten Erzeuger bedeutet eine Erneuerbare-Energien-
Speicher-Kombination eine teilweise Entkoppelung, 
sofern das Gesamtsystem ausfällt.  
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3.2.3 Wirtschaftlichkeit 
 
Die wirtschaftlichen Auswirkungen des neuen Geset-
zes sind schwer mit konkreten Zahlen zu bemessen. 
Für den staatlichen Haushalt fallen Kosten durch die 
Subventionierung der Anlagen an. Die Höhe der För-
derung ist zunächst nicht beziffert und soll durch eine 
Expertenkommission festgelegt werden. Andere 
Bundesländer besitzen eine Förderquote von ca. 40 
% (siehe Abschnitt 3.3). Die Gründung eines festge-
legten Fonds wird als sinnvolle Maßnahme gesehen, 
um die abzurufenden Mittel zu deckeln.  
 
Auf Seiten der privaten Haushalte und der Betriebe 
werden Anreize geschafft, die zu Investitionen füh-
ren. Die autarke Stromversorgung kann für Betriebe 
langfristig einen Wettbewerbsvorteil darstellen und 
somit Arbeitsplätze sichern. Weitere positive Effekte 
entstehen durch den verringerten Bedarf an Netzinf-
rastruktur und die Schaffung von regionalen Arbeits-
plätzen für die Installation und Wartung der Systeme. 
Inwiefern Arbeitsplätze durch weniger fossile Nut-
zung verloren gehen und durch Ersatz durch erneu-
erbare Energien gewonnen werden, ist nicht eindeu-
tig zu beziffern. 
 
Auch die Entwicklung der Energiekosten für die Bür-
gerinnen und Bürger können durch das Gesetz ver-
bessert werden. Zwar sind derzeitige Importe von 
fossilen Energien eine billige Alternative, jedoch ist 
die Entwicklung der Energiekosten unklar, auch weil 
Kosten für Umwelt- und Klimaschäden derzeit noch 
externalisiert werden.  
 
Durch eine geeignete Subvention von Erneuerbaren-
Energie-Speicher-Kombinationen werden finanzielle 
Anreize für Bürgerinnen und Bürger geschaffen. Die 
Analyse der LENA zur Rentabilität von Photovoltaik-
Speichersystemen zeigt zudem auf, dass sich eine 

langfristige Investition lohnen kann (vgl. Tabelle 1). 
Die Haushalte und Betriebe profitieren von der eige-
nen Produktion und den sinkenden Netzentgelten. 
Zudem entstehen durch Energiespeicher höhere 
Nutzungsgrade von volatilen Energiequellen, bei de-
nen keine Abregelung erforderlich ist.  
 

3.2.4 Gesellschaftliche Akzeptanz 
 
Die Grundlage der Akzeptanz eines Gesetzes bildet 
die breite Unterstützung des Vorhabens in der Bevöl-
kerung. Je weniger Widerstände auftreten, desto 
leichter ist die Implementierung. Aus diesem Grund 
wurde dieser Aspekt zu den „klassischen“ Kriterien 
ergänzt, um das energiepolitische Viereck zu vollen-
den. Eine frühzeitige Partizipation und frühzeitige 
Einbindung seien unabdingbar und können Wider-
stände frühzeitig auflösen (MULE, 2019, S.53 ff.). 
Häufig ist dies der Fall, wenn Anwohner direkt von 
dem Ausbau der erneuerbaren Energien betroffen 
sind, wie beispielsweise bei der Entstehung von 
Windparks. Für das vorliegende Gesetz zur Förde-
rung von Erneuerbare-Energien-Speicher-Kombina-
tionen ist vor allem die Informationsvermittlung von 
Bedeutung. Bürgerinnen und Bürger müssen von der 
Möglichkeit einer Förderung erfahren und einen Leit-
faden als Hilfestellung bekommen. Durch den per-
sönlichen Beitrag zur Umstellung auf erneuerbare 
Energien ist zu vermuten, dass das allgemeine Ver-
ständnis für Umwelt- und Klimaschutz gefördert wird. 
 

3.3 Bundesländer im Vergleich  
 
Die aktuelle Förderung für Erneuerbare-Energien-
Speicher-Kombination beschränkt sich in Sachen-
Anhalt auf die Informationsvermittlung und die Hilfe 
bei der Beschaffung von Krediten. Im eitfaden „Strom 
aus Photovoltaikanlagen zur Eigenversorgung“ der 

 

 Abbildung 4: Nutzung der jährlichen PV-Energie (links) und Deckung des jährlichen Strombedarfs (rechts).  
Quelle: Weniger et al., 2015, Seite 26 
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Landesenergieagentur Sachsen-Anhalt, werden In-
formationen für Eigenheimbesitzer*innen und kleine 
Unternehmen bereitgestellt. Eine finanzielle Förde-
rung wird nicht in Aussicht gestellt. Die derzeitige Si-
tuation in der CDU/SPD/Grünen Landesregierung 
zur Förderung ist nicht eindeutig. Das Ministerium für 
Umwelt, Landwirtschaft und Energie zeigt in dem 
Konzept zum „Klimaschutz und Energie“ des Landes, 
dass der Ausbau von Photovoltaikanlagen vorange-
trieben werden soll. Da allerdings die Maßnahmen 
bis jetzt zu weiten Teilen nicht umgesetzt wurden, 
lässt sich vermuten, dass keine Einigung in dem 
Thema besteht. 
 
In acht Bundesländern finden Subventionierungen 
bei der Beschaffung von Stromspeichern statt. Ne-
ben einigen Städten haben Baden-Württemberg, 
Bayern, Berlin, Brandenburg, Nordrhein-Westfalen, 
Saarland, Sachsen und Thüringen finanzielle Hilfen 
zugesagt. 
 
Die meisten Bundesländer übernehmen die Investiti-
onskosten für die Speicher zu einem Anteil zwischen 
30-50 %, die meist an eine Mindestnutzkapazität der 
Speicher gekoppelt sind. In den ostdeutschen Län-
dern liegt die maximale Förderquote bei 40 % (Thü-
ringen/Sachsen) und in Brandenburg sogar bei 50 %. 
In Baden-Württemberg und Berlin liegt der Fokus auf 
der Förderung von 200-300 Euro pro Kilowattstunde 
nutzbarer Kapazität. Für Bayern gibt es bis 3 Kilo-
wattstunden Speicherkapazität 500 Euro und für jede 
zusätzliche Kapazität pro Kilowattstunde 100 Euro.  
 
Förderungen für den einzelnen Anlagenbau sind 
häufig gedeckelt. Die maximale Förderung liegt in 
Baden-Württemberg bei 7 500 Euro, in Bayern bei 
3 200 Euro, in Berlin bei 15 000 Euro, in Branden-
burg bei 7 000 Euro und in Sachsen bei 2 000 Euro 
(Greenhouse Media GmbH, 2019).  
 

3.4 Zusammenfassende Beurteilung des 
Gesetzesvorhabens  
 
Die deutschlandweiten Förderungen in anderen Bun-
desländern zeigen, dass die Implementierung eines 
Gesetzes zur Subventionierung von Erneuerbare-
Energien-Speicher-Kombinationen umsetzbar ist. 
Vor allem der Bereich Umwelt- und Klimaschutz wird 
durch den Ausbau von erneuerbaren Energien vo-
rangetrieben, weil Treibhausgase aus der Verbren-
nung von fossilen Energieträgern vermieden werden. 
Das Gesetz sorgt außerdem für weniger Eingriffe in 
die Natur, weil der Netzausbau geringer gehalten 
werden kann. Ein Aspekt, dem besondere Aufmerk-
samkeit gewidmet werden muss, ist, dass soziale 
und ökologische Herausforderungen nicht in ärmere 
Regionen der Erde verlagert werden dürfen.  
 

Durch die Schaffung von wirtschaftlichen Anreizen 
kann der Staat private Investitionen für den Ausbau 
nutzen. Die Investitionen führen zu der Schaffung 
von Arbeit und langfristen Arbeitsplätzen für die War-
tung und die komplexe Organisation des Energiesys-
tems. Außerdem entsteht eine autarke und dezent-
rale Energieversorgung, was die Notwendigkeit von 
Netzausbau und Energieimporten verringert.  
 
Ein Problemfeld des Gesetzes ist die Versorgungsi-
cherheit. Der geförderte Ausbau der erneuerbaren 
Energien führt zu einer erhöhten Komplexität der 
Stromnetze, da an vielen Stellen Energie in das Netz 
eingespeist wird. Der Aufbau einer digitalen Überwa-
chung muss an dieser Stelle konsequent erfolgen. 
Die dezentrale Energieerzeugung bringt jedoch auch 
Versorgungsvorteile mit sich. Eine autarke Energie-
versorgung entlastet das Stromnetz, weil die Produk-
tion und der Verbrauch am selben Ort stattfinden und 
dadurch weniger Stromtransport notwendig ist. Ein 
weiterer Vorteil ist die Verringerung von Importen und 
den daraus resultierenden Abhängigkeiten. 
 
Für den Bereich der gesellschaftlichen Akzeptanz 
wurde bereits Vorarbeit durch die Landesnetzagentur 
Sachsen-Anhalt betrieben, indem Leitfäden entwi-
ckelt wurden. Diese Informationen gilt es zu verbrei-
ten.  

4. Diskussion und Abstimmung 
 
Das Gesetz fand große Zustimmung bei der zweiten 
Beratung. Es wurde mit einer breiten Mehrheit von 33 
Ja-Stimmen, vier Enthaltungen und einer Nein-
Stimme angenommen. Die Nein-Stimme resultierte 
aus der Kritik, dass eine Subventionierung der Spei-
chertechnologien die Entwicklung von anderen Ver-
fahren blockieren könne. In der Diskussion wurde 
dargestellt, dass die Förderung nicht ausschließlich 
für Erneuerbare-Energien-Speicher-Kombinationen 
genutzt werden solle und auch eine weitere For-
schung erwünscht sei. Einmal eingebaut seien Spei-
chermodule nur teuer zu ersetzen, wenn sich der 
Stand der Technik verändert. 
 
Von dem Ministerium wurde die Kritik aufgenommen. 
Zustimmung gab es für die Aussage, dass insbeson-
dere in dem Bereich der Effizienz von Batterien Po-
tenziale vorhanden sind. Außerdem muss an einer 
Verbesserung der umweltschonenden Produktion 
geforscht werden, weil derzeit viele Treibhausgase 
durch die Produktion von Speichern entstehen. 
 
Das Argument der nicht ausgereiften Technologie 
wird dennoch durch die tatsächliche Umsetzung in 
anderen Bundesländern widerlegt. Wie bereits be-
schrieben, werden derzeit Speicherkombinationen in 
anderen Bundesländern gefördert und eingebaut. 
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Die Forschung schreitet ständig voran. Die zu stel-
lende Frage ist, wann eine Technologie ausgereift 
genug ist, um umgesetzt zu werden. Die Zeit ist im 
Zuge der Energiewende ein wesentlicher Faktor. Ins-
gesamt konnten 87 % der Abgeordneten im Planspiel 
von dem Gesetzesvorhaben überzeugt werden und 
haben dem Gesetz zugestimmt, was einem der Best-
werte entspricht. 

5. Kritische Reflexion des Beratungs- und 
Gesetzgebungsprozesses 
 
Die Organisation der Lehrveranstaltung wurde von 
der Gruppe als sehr gelungen aufgenommen. Nach 
dem Seminar herrscht ein tiefes Verständnis für die 
Klimaanpassung und den politischen Entscheidungs-
prozess vor. Die fachliche Einarbeitung in Form der 
Workshops war sehr hilfreich. Ein wesentlicher Fak-
tor war die Aktualität des Themas in der politischen 
Diskussion, die dazu motiviert hat, sich Wissen anzu-
eignen.  
 
Das Seminar ist aufgrund seiner Interdisziplinarität  
sehr lehrreich. Die im Planspiel ausgeloste Gruppe 
des Ministeriums für Wirtschaft und Energie hat sich 
aus neun Leuten zusammengesetzt, die aus vier un-
terschiedlichen Studiengängen stammen. Im Verlauf 
des Seminars wurde deutlich, dass die Personen ver-
schiedene Blickwinkel auch aufgrund der völlig ver-
schiedenen Studiengänge auf die Thematik haben. 
Die Organisation und Aufgabenteilung verlief den-
noch ohne Problem. Lediglich die Findung eines ge-
meinsamen Arbeitstermins stellt sich als schwierig 
dar, weil sich Stundenpläne an jedem Tag über-
schnitten haben.  
 
Positiv wird insbesondere die vorläufige Erarbeitung 
eines Gesetzentwurfs gesehen, der gemeinsam in 
der Großgruppe erarbeitet wurde. Das Feedback bei 
der ersten Beratung war wichtig, um inhaltliche Ver-
besserungen zu erkennen. Nach der Beratung wurde 
der Gesetzentwurf um ein Meilensteinkonzept und 
Erfolgsindikatoren ergänzt.  
 
Im Laufe des Semesters kamen viele Personen auf 
mich zu, die auch gerne an dem Seminar teilgenom-
men hätten und nicht mitbekommen hatten, dass es 

existiert. Zukünftig wäre ein dauerhaftes Angebot 
dieses Kurses wünschenswert, damit auch weitere 
Studierende die Chance bekommen, an dem Semi-
nar teilzunehmen. 
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1. Problemstellung 
 

1.1 Aktuelle Situation  
 
Die von der Bundesregierung eingeleitete Energie-
wende hat im Zusammenhang mit Nachhaltigkeit, Kli-
maschutz und Klimaanpassung eine große Bedeu-
tung. Mit der Substitution von fossilen Energieträgern 
und Kernenergie durch erneuerbare Energieträger 
soll eine nachhaltige Energieversorgung möglich ge-
macht werden. Denn „erneuerbare Energien ermög-
lichen im Gegensatz zu fossilen Energien, wie Atom-
kraft und Kohle, eine ressourcenschonendere Strom-
erzeugung, welche ohne landschaftszerstörende 
Rohstoffgewinnung auskommt und weniger abhän-
gig vom internationalen Rohstoffmarkt ist“ (Bündnis 
90/ Die Grünen Landesverband Sachsen-Anhalt, 
2011).  
 
Es gibt eine breite Auswahl bei den erneuerbaren 
Energieträgern, jedoch sind die größten Beiträge von 
zwei Energieformen zu erwarten: Windenergieanla-
gen und Sonnenenergie. 
 
Die Leistung von Windenergieanlagen ist stark von 
der jeweiligen Windgeschwindigkeit abhängig. Auch 
die Windgeschwindigkeit ist aufgrund der entspre-
chenden Wetter- und Klimaverhältnisse ebenfalls 
stark veränderlich. Sonnenenergie lässt sich über 
Photovoltaik oder mit großen Solarkraftwerken auf 
der Basis von Solarthermie gewinnen. Die Energie 
lässt sich jedoch nur am Tag gewinnen, wobei auch 
dies stark abhängig von den Wetterbedingungen ist 
(Paschotta, 2016). 
 
Beide Energieformen unterliegen einer stark fluktuie-
renden (schwankenden) Erzeugung, wodurch es 
zwar möglich ist, kurzfristige Vorhersagen zu treffen, 
jedoch eine Steuerung dieser nach Belieben unmög-
lich ist.  
 
Laut dem Landesverband Erneuerbare Energie 
Sachsen-Anhalt wurde der Bruttostrom im Jahr 2017 
zu 53,0 % aus erneuerbaren Energieträgern erzeugt, 
wobei Windkraft mit 62,3 % und Biomasse mit 22,6 % 
die Hauptlieferanten ausmachen (Landesverband 
Erneuerbare Energien Sachsen-Anhalt, 2018). Dem-
nach wurde 2017 der Bruttostrom mit ca. 76 % volatil 
erzeugt. Genauere Informationen können den fol-
genden Abbildungen entnommen werden. 

 

Abbildung 1: Bruttostromerzeugung nach Energieträgern 2017. 
Eigene Darstellung in Anlehnung an Landesverband 

Erneuerbare Energien Sachsen-Anhalt (2018) 

 

Abbildung 2: Bruttostromerzeugung aus erneuerbaren Ener-
gien 2017. 

Eigene Darstellung in Anlehnung an Landesverband 
Erneuerbare Energien Sachsen-Anhalt, (2018) 

 
Bis 2025 soll laut der deutschen Regierung der Anteil 
der erneuerbaren Energien am Bruttostromver-
brauch auf 45 % und bis 2035 auf 60 % gesteigert 
werden. Dieser Wert bestimmt sich aus der Gegen-
überstellung der inländischen Stromerzeugung aus 
erneuerbaren Energien und dem inländischen 
Stromverbrauch. Damit errechnet sich ein Prozent-
wert, der angibt, wie viel des Strombedarfs durch er-
neuerbare Energien abgedeckt werden könnte. Für 
Sachsen-Anhalt errechnet sich auf dieser Grundlage 
ein Wert von 70,8 %, was bedeutet, dass die Zielset-
zung für 2035 bereits seit 3 Jahren in Sachsen-An-
halt überschritten wird (Landesverband Erneuerbare 
Energien Sachsen-Anhalt, 2018).  Im Hinblick auf 
den Wärme- und Verkehrssektor besitzt das Land 
Sachsen-Anhalt allerding noch enormes Potential. 
Laut dem Statistischen Landesamt Sachsen-Anhalt 
lag der Anteil an erneuerbaren Energien 2012 im En-
denergieverbrauch Wärme/Kälte bei 12,7 % und 
beim Energieverbrauch Verkehr bei 5,7 % 
(Statistisches Landesamt Sachsen-Anhalt, 2015). 
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Das deutsche Stromnetz ist in mehrere Netzebenen 
mit unterschiedlichen Funktionen eingeteilt (s. Ta-
belle 1). „Netze sind die physikalische Verbindung 

zwischen Stromerzeugern, -speichern und -verbrau-
chern“ (Flechtner, 2017). 
 

 
Tabelle 1: Netzebenen des deutschen Stromnetzes nach Flechtner (2017) 

Netzebene Stromerzeuger Stromabnehmer

Übertragungsnetz 
220 / 380 kV 

- große Kraftwerke (Kernenergie, Kohle, Gas) 
- große Wasser- und Pumpspeicherkraftwerke 
- große Erneuerbare-Energie-Anlagen  

- Nachbarstaaten 

Verteilnetz 
Hochspannung 
60 – 110 kV 

- mittlere Kraftwerke (Kohle, Gas) 
- mittlere Wasser- und Pumpspeicherkraftwerke 
- mittlere Erneuerbare-Energie-Anlagen 

- Städte 
- stromintensive Industrie 

Verteilnetz 
Mittelspannung 
6 – 30 kV 

- kleinere Kraftwerke (Gas) 
- kleinere Wasser- und Pumpspeicherkraftwerke 
- kleinere Erneuerbare-Energie-Anlagen 

- Industrie 
- Kleinstadt 

Verteilnetz 
Niederspannung 
230 / 400 V 

- kleine dezentrale Kraftwerke (z.B. Blockheizkraftwerke) 
- kleine Erneuerbare-Energie-Anlagen 

- Haushalte 
- Gewerbe 

 
 
Das Übertragungsnetz dient dem Transport von 
überschüssigem Strom über weite Strecken in Ge-
biete, in denen eine höhere Nachfrage besteht, als 
regional produziert werden kann. Strom aus erneuer-
baren Energien, insbesondere Wind- und Solarener-
gie, geht in das Verteilnetz über (Flechtner, 2017).  
 
Es ist unabdingbar, dass sich grundsätzliche Ände-
rungen der Anforderungen an das Stromnetz hin-
sichtlich der Energiewende ergeben: große Kraft-
werke werden zunehmend durch eine dezentrale und 
kleinteilige Erzeugung aus erneuerbaren Energien 
ersetzt. Durch den verstärkten Ausbau erneuerbarer 
Energien erhöht sich zudem der Bedarf an Netzka-
pazität im Verteilnetz. 
 

1.2 Problematik  
 
Die Erzeugung von Strom aus erneuerbaren Ener-
gien findet zum aktuellen Zeitpunkt noch nicht flä-
chendeckend, sondern regional begrenzt statt. Somit 
entstehen regionale Energieüberschüsse, welche 
über das Verteilnetz in Regionen transportiert wer-
den, in denen der Eigenbedarf nicht gedeckt werden 
kann. Es kommt hinzu, dass die Stromnetze für den 
Ferntransport von Windenergie nicht ausreichend 
ausgebaut sind, so dass teilweise Windenergieanla-
gen abgeregelt werden müssen, da die Leistung 
nicht dorthin transportiert werden kann, wo sie ge-
nutzt werden könnte. Die Nutzung erneuerbarer 
Energien (Wind- und Sonnenenergie) führt aufgrund 
von unbeeinflussbaren Umweltfaktoren zu Engpäs-

sen und der steigende Anteil schwankender Einspei-
sungen von Windenergie und Photovoltaik führt zur 
Belastung der Stromnetze. So geschieht es, dass 
eine vollständige Potentialnutzung verhindert wird. 
Für das deutsche Stromnetz stellt dies eine enorme 
Herausforderung dar, da es nicht auf die Einspeisung 
hoher Energiemengen, aus beispielsweise Wind-
kraftanlagen, ausgelegt ist (Flechtner, 2017). Bei un-
verändertem Stromnetz und einem gleichzeitigen flä-
chendeckendem Ausbau von erneuerbaren Energien 
werden zunehmende Schwankungen und Überlas-
tungen der Netze immer wahrscheinlicher. 
 
Aufgrund der Energiewende entsteht mittel- bis lang-
fristig ein hoher Bedarf an Speichern für elektrische 
Energie, wodurch Überschüsse nicht mehr sofort an 
das Netz abgegeben werden und die Energiemen-
gen nicht über weite Strecken in andere Gebiete 
transportiert werden müssten. In Zeiten, in denen we-
niger Strom aus den erneuerbaren Energieträgern 
erzeugt wird, können Defizite mit dem gespeicherten 
Strom ausgeglichen werden. Solche Speichertech-
nologien helfen nicht nur dabei, Engpässe zu über-
winden, sondern auch die Stromnetze zu entlasten. 
Bislang existieren hierfür jedoch keine optimalen und 
vor allem auch keine finanzierbaren Lösungen.  
 
Zur Optimierung des Netzausbaus und zur Entlas-
tung der Stromnetze eigenen sich Power-to-X-Tech-
nologien, z. B. durch die Nutzung des Stroms aus 
Windenergie- und Photovoltaikanlagen zur Herstel-
lung erneuerbarer Gase und Wärme (Sektorenkopp-
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lung). Um den Anteil an erneuerbaren Energien wei-
terhin zu erhöhen, ist jedoch ein Ausbau der Strom-
netze nicht zu vermeiden, denn „der Netzausbau ist 
die Achillesferse der Energiewende“ (Flechtner, 
2017). Zur Gewährleistung eines optimalen Netzbe-
triebes ist es notwendig, sämtliche Komponenten, 
wie Technologien, Speicher und Netze, intelligent 
miteinander zu verknüpfen und digital aufeinander 
abzustimmen. „Damit das Stromnetz nicht überlastet 
wird, muss das Netz mit seinen oberirdischen Leitun-
gen, seinen unterirdischen Kabeln und den Transfor-
matoren und Umspannwerken sinnvoll optimiert, zü-
gig verstärkt und ausgebaut werden“ (Bündnis 90/ 
Die Grünen Landesverband Sachsen-Anhalt, 2011). 
 
Der Wärmesektor ist bisher stark von fossilen Ener-
gieträgern abhängig, weshalb im inländischen Ener-
gieaufkommen der Import von Mineralöl und Erdgas 
wesentliche Bezüge darstellt. Eine stärkere Kopp-
lung von erneuerbarem Strom und Wärme würde 
dem entgegenwirken. Sachsen-Anhalt ist Vorreiter in 
der Produktion von Strom aus erneuerbaren Ener-
gien. Die Stromnetze sind allerdings nicht in der 
Lage, die gesamte Menge an regenerativem Strom 
aufzunehmen, so dass die Restmenge zur Wärme-
produktion genutzt werden kann. Dadurch lässt sich 
eine Einsparung von bis zu 120.000 Tonnen CO2 bis 
2025 generieren (Ministerium für Umwelt, 
Landwirtschaft und Energie des Landes Sachsen-
Anhalt, 2017). 
 
Die Entwicklung und der optimierte Einsatz von Ener-
giespeicher-Kombinationen ist im Zusammenhang 
mit einer politisch angestrebten Energieversorgung 
aus 100 % erneuerbaren Energien ebenso notwen-
dig wie ein Netzausbau.  

2. Gesetzentwurf 
 
Vor dem Hintergrund bereits spürbarer Klimaände-
rungen, zunehmender Extremwetterereignisse, stei-
gender Temperaturen und dem Anstieg des Meeres-
spiegels sind zunehmend Anpassungsmaßnahmen 
in Wirtschaft und Gesellschaft erforderlich und es be-
steht eine Notwendigkeit, sich mit den Folgen des Kli-
mawandels auseinanderzusetzen. 
  
Zentraler Mitverursacher für den anthropogenen Kli-
mawandel ist die fossile Energiewirtschaft. Der An-
passungsbedarf der Energiewirtschaft an den Klima-
wandel und die erforderliche Reduktion von Treib-
hausgasemissionen als Beitrag des Energiesektors 
zum Klimaschutz sind von höchster Priorität. 
 

2.1 Energiebedingte Emissionen 
 
Die Freisetzung von Treibhausgasen und Luftschad-
stoffen, welche durch die Umwandlung von Energie-
trägern in beispielsweise Strom und Wärme entste-
hen, werden als energiebedingte Emissionen be-
zeichnet. Energiebedingte Emissionen beeinträchti-
gen die Umwelt in vielfältiger Weise. An erster Stelle 
ist die globale Erwärmung zu nennen. Bei der Ver-
brennung fossiler Brennstoffe erfolgt eine starke Frei-
setzung der Treibhausgase Kohlendioxid (CO2) und 
Methan (CH4), welche hauptverantwortlich für 
den Treibhauseffekt sind.  
 
Energiebedingte Emissionen bestimmen etwa 85 % 
der deutschen Treibhausgas-Emissionen. Hauptver-
ursacher ist die Energiewirtschaft. Danach folgen die 
Sektoren Verkehr (ca. 20 %), Industrie (ca. 15 %), 
private Haushalte (ca. 10 %) und der Gewerbe-, Han-
dels- und Dienstleistungssektor (5 %) 
(Umweltbundesamt, 2019). 
 
Die prozentuale Verteilung der im Jahr 2015 emittier-
ten Treibhausgase aller emissionshandelspflichtigen 
Anlagen in Sachsen-Anhalt in Bezug auf die einzel-
nen Sektoren ist der nachfolgenden Abbildung zu 
entnehmen. 
 

 

Abbildung 3: prozentuale Verteilung der CO2-Emissionen aller 
emissionshandelspflichtiger Anlagen in Sachsen-Anhalt 2015. 
Eigene Darstellung in Anlehnung an Landesamt für 
Umweltschutz Sachsen-Anhalt (2016) 

Zum Sektor der Energiewirtschaft zählen neben 
Energieversorgungsunternehmen auch industrielle 
Feuerungsanlagen mit einer Feuerungswärmeleis-
tung über 20 MW. 
 
Trotz des wachsenden Anteils an erneuerbaren 
Energien im deutschen Stromnetz wurde nicht, wie 
erhofft, weniger Strom aus Kohle erzeugt. „Aufgrund 
der höheren Preise für Erdgas im Vergleich zu 
Braun- und Steinkohle und der niedrigen Preise pro 
emittierter Tonne Kohlendioxid ist auch kein Wechsel 
hin zum kohlenstoffärmeren Gas in der fossilen 
Stromerzeugung zu verzeichnen“ 
(Umweltbundesamt, 2019). Folglich wurde konstant 
mehr Strom erzeugt als verbraucht, was einen höhe-
ren Stromexport als -import bedeutet und zu einem 
bedeutenden Anstieg des Stromhandelssaldos führt. 
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2.2 Minderungsziele für Treibhausgase 
 
Mit dem „Integrierten Energie- und Klimaprogramm“ 
verpflichtet sich die Bundesregierung im Jahr 2007 
national zu einer 40 %-igen Minderung der deut-
schen Treibhausgas-Emissionen bis 2020 gegen-
über 1990. 2010 wird dieses Ziel im Energiekonzept 
durch ein Minderungsziel von mindestens 55 % bis 
zum Jahr 2030, mindestens 70 % bis zum Jahr 2040 
und das Ziel einer weitgehenden Treibhaus-Neutrali-
tät Deutschlands bis zum Jahr 2050 ergänzt 
(Umweltbundesamt, 2019). 
 
Ziel des Gesetzentwurfes ist es, der in Punkt 1 dar-
gestellten Problematik entgegenzuwirken. Dazu soll 
eine möglichst schnelle und zeitnah umsetzbare Lö-
sung gefunden werden, die eine stabile Stromversor-
gung aus erneuerbaren Energien ermöglicht. Dies 
dient nicht nur dazu, die gewonnene Energie zu jeder 
Zeit nutzen zu können, sondern auch, um die schäd-
lichen Emissionen aus der Verbrennung von fossilen 
Energieträgern zu reduzieren.  
 

2.3 Maßnahmen 
 
Mit dem Gesetzentwurf soll eine zeitnahe Lösung ge-
funden werden, die nicht mit den bereits existieren-
den Strukturen kollidiert. Daher soll an einem Lö-
sungskonzept zur flächendeckenden Verwendung 
von Speichern angesetzt werden. Für den Gesetz-
entwurf wurden Maßnahmen definiert, die zur Errei-
chung der Ziele beitragen sollen.  
 
Dazu gehört eine Speicherpflicht für alle Neuanlagen 
mit definierten Leistungsparametern, wie zum Bei-
spiel Nennleistung, Volatilität und Einspeisungsart. 
Zudem muss eine klare Regelung der verpflichten-
den Mindestspeicherkapazität in Abhängigkeit zur 
durchschnittlichen Tagesleistung und der Volatilität 
erfolgen. Daraus ergibt sich, dass größere Anlagen 
mit Speichern ausgerüstet werden, die über eine po-
tenziell größere Speicherkapazität verfügen.  
 
Eine digitale Schnittstelle soll für die Möglichkeit sor-
gen, übergeordnete Netzregelmaßnahmen zu steu-
ern (virtuelles Kraftwerk). Diese Maßnahme wird als 
verpflichtend angesehen. 
 
Um das Problem der mangelnden wirtschaftlichen 
und finanziellen Anreize zum Speicherbau anzuge-
hen, wird eine technologie- und nennleistungsunab-
hängige Speicherförderung für Erneuerbare-Ener-
gie-Anlagen vorgesehen. Eine genaue Parametrisie-
rung beziehungsweise wie und in welcher Form ge-
fördert wird, ist in dem Gesetzentwurf noch nicht ent-
halten.  
 

Um das technologische Know-how zu fördern, soll 
eine Unterstützung in Forschung und Entwicklung 
von Speichersystem erfolgen. Forschungsprojekten 
zur Weiterentwicklung solcher Systeme soll künftig 
mehr unter die Arme gegriffen werden, um eine kon-
tinuierliche Verbesserung zu erreichen. Mit dem not-
wendigen Wissen kann eine effiziente Gestaltung 
vorgenommen und Verluste bei der Speicherung ver-
mieden werden.  
 
Zusätzlich zu den Forschungsprojekten soll in jedem 
Fall auch eine Unterstützung der Energieerzeuger 
stattfinden. Diese wird in Form von wissens- und pla-
nungstechnischer Beratung sowie über finanzielle 
Mittel erfolgen. 
 

2.4 Handlungsschritte 
 
Um das Gesetz erfolgreich umsetzen zu können, 
sind nicht nur Maßnahmen, sondern auch bestimmte 
Handlungsschritte definiert worden.  
 
Es ist eine Bereitstellung von finanziellen Mitteln aus 
dem Haushalt für alle, an die sich dieses Gesetz rich-
tet, zu organisieren. Bisher wurde noch keine genaue 
Ermittlung der Summe realisiert. 
 
Weiterhin sollen standortgebundene Potenzialstu-
dien für Speichermöglichkeiten ermöglicht und 
durchgeführt werden.  
 
Die Schaffung einer gemeinsamen, zentralen Daten-
bank „EE-Speichersysteme“ wird dazu dienen, aktu-
elle Forschungsergebnisse und Anlagedaten schnell 
und transparent untereinander auszutauschen. 
 
Zudem werden eine Expertenkommission sowie ein 
virtuelles Know-how-Portal errichtet. Dies soll einer-
seits der technischen Beratung und andererseits der 
Überprüfung dienen. Somit kann ermittelt werden, ob 
eine Speicherflicht und/ oder ein Förderungsan-
spruch besteht. 
 
Zur Schaffung von Klarheit und Übersichtlichkeit wird 
ein Förderkatalog entworfen, der die Regelung von 
Speicherpflichten und Förderungsansprüchen wie-
dergibt. Auch soll darin geklärt werden, in welcher 
Höhe, im Falle einer Förderung, unterstützt werden 
wird. 
 
Eine grundsätzliche Aufgabe wird darin gesehen, öf-
fentliche Aufklärungsarbeit zum ökonomischen und 
ökologischen Nutzen von Erneuerbare-Energie-
Speichern zu leisten. Nur wenn Verständnis und 
Klarheit in der Bevölkerung geschaffen wird, ist eine 
erfolgreiche Umsetzung des Gesetzes möglich. 
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Tabelle 2: Gesetzentwurf des Ministeriums für Wirtschaft und Energie 

Vorschlagendes Ministerium:  
Ministerium für Wirtschaft und Energie 

  Version: 
zweiter Entwurf  

Gesetz zur Stromnetzentlastung durch Erneuerbare-Energien-Speicher- 
Kombinationen 

Ausgangslage & Problemstellung 

Aktuelle Situation 
‐ Bruttostromerzeugung in Sachsen-Anhalt 2017 zu 53 % aus EE 
‐ davon 62,3 % Windkraft, 13,9 % Solar (entsprechend ca.76 % volatil) 
‐ schwankende Einspeisungen belasten Netze und verhindern vollständige Potentialnutzung 

Problematik:   
‐ kaum wirtschaftliche Anreize zum Speicherbau 
‐ Technologie-Know-how nur begrenzt verfügbar 
‐ Übergang vom Stand der Forschung zum Stand der Technik 
‐ Speicherkosten sind zum jetzigen Stand oft zu hoch für kurzfristige Return on Investment-Planungen 

 
Aktuelle Fördersituation:  
Die Förderung begrenzt sich zumeist auf Darlehen für 100 % der förderfähigen Investitionskosten. 
 
Überblick Energiespeicher:  
z. B. Batteriespeicher, Pumpspeicher, Druckspeicher, Sensibel- und Latentwärmespeicher, Power-to-X Speicher 

Ziel  

Ziel des Gesetzes ist die Entlastung von Übertragungs- und Verteilnetzen sowie die Reduzierung des erforderlichen 
Netzausbaus zur stabilen Stromversorgung aus erneuerbaren Energien. Durch regionale Energiespeicherung soll 
der wachsende Anteil an regenerativen und damit zum Großteil volatil gewonnenen Energien kontinuierlich bereit-
gestellt werden, ohne diese dafür weiträumig und zu Lasten der Netzstabilität übertragen zu müssen. Der Ausbau 
des Stromnetzes soll nicht gänzlich verhindert, sondern sinnvoll durch dezentrale Speicherung reduziert werden. 
Die Implementierung von Energiespeichern hat die Aufgabe, Energie in Zeiten von Überkapazitäten zu speichern 
und in Phasen der Unterproduktion bzw. Stromknappheit bereitzustellen. Die genutzten Speichersysteme sollen 
hierfür technologieunabhängig, CO2- neutral und nach dem Best-fit-Prinzip ausgewählt werden. Dies gewährleistet 
ein breites Forschungs- und Entwicklungspotential ohne Ausschluss möglicher Schlüsseltechnologien. Da der 
Netzausbau kostenintensiv ist, landschaftliche Eingriffe erfordert und langwierige Planungs- und Genehmigungs-
verfahren mit sich bringt, soll der Bau flexibler Energiespeichersysteme Kosten sparen und die netzbedingte Be-
grenzung des Ausbaus erneuerbarer Energien verhindern. 

Zu erwartende Nebeneffekte der regionalen Energiespeicherung: 
‐ konstantere Börsenstrompreise (Merit Order Effekt); Einsparung bei der EEG-Umlage 
‐ Schaffung neuer regionaler Arbeitsplätze in der Speicherbranche (Forschung, Produktion, Installation und 

Wartung); steigende Einnahmen durch Unternehmenssteuern 
‐ höhere Nutzungsgrade volatiler Energiequellen, da keine Abregelungen erforderlich sind 
‐ Entlastung der Verbraucher durch sinkende Netzentgelte 

Strategie & Maßnahmen (inkl. Begründung) 

Wie sollen die Ziele erreicht werden? Welche Maßnahmen müssen ergriffen werden?  
‐ Speicherpflicht für Neuanlagen mit definierten Leistungsparametern (Nennleistung, Volatilität, Einspei-

sungsart); Regelung der verpflichtenden Mindestspeicherkapazität in Abhängigkeit der durchschnittlichen 
Tagesleistung und der Volatilität 

‐ Verpflichtung zu digitaler Schnittstelle für übergeordnete Netzregelmaßnahmen (virtuelles Kraftwerk) 
‐ technologie- und nennleistungsunabhängige Speicherförderung für EE-Anlagen 
‐ Unterstützung von Forschungsprojekten zur Weiterentwicklung von Speichersystemen 
‐ wissens- und planungstechnische sowie finanzielle Unterstützung der Energieerzeuger 

Welche Handlungsschritte sind erforderlich?  
‐ Bereitstellung finanzieller Mittel aus dem Haushalt 
‐ standortgebundene Potenzialstudie für Speichermöglichkeiten 
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‐ Schaffung einer gemeinsamen Datenbank „EE-Speichersysteme“, um aktuelle Forschungsergebnisse 
und Anlagendaten schnell und transparent auszutauschen 

‐ Errichtung einer Expertenkommission und eines virtuellen Know-how Portals zur technischen Beratung 
sowie zur Prüfung auf Speicherpflicht und Förderungsanspruch 

‐ Entwerfen eines Förderkatalogs zur Regelung von Speicherpflichten und Förderansprüchen 
Öffentliche Aufklärung zum ökonomischen und ökologischen Nutzen von EE-Speichern 

Zielgruppe und beteiligte Akteur*innen (inkl. anderer Ministerien) 

An wen richtet sich das Gesetz? 
‐ Bereitsteller erneuerbarer Energien (gewerblich und privat) 
‐ Netzbetreiber  

Welche weiteren Ministerien/Landesbehörden müssen bei der Umsetzung mit beteiligt werden? 
‐ Ministerium für Wirtschaft und Energie (Gesetzinitialisierung) 
‐ Finanzministerium 
‐ Verkehrsministerium (mögliche Ausweitung: Elektromobilität als Speicher) 

Außerhalb des Planspiels 
‐ Ministerium für Wirtschaft, Wissenschaft und Digitalisierung 
‐ Ministerium der Finanzen 
‐ Ministerium für Umwelt, Landwirtschaft und Energie 
‐ Ministerium für Landesentwicklung und Verkehr (mögliche Ausweitung: Elektromobilität als Speicher) 
‐ Ministerium für Justiz und Gleichstellung 
‐ Vertretung des Landes Sachsen-Anhalt auf Bundes- und Europaebene (Staatssekretär/in) 

Erfolgsindikatoren/Meilensteine 

Terminierung der Meilensteine 
‐ 01.2020 erfolgreiche Zusammenstellung der Expertenkommission 
‐ 06.2020 Fertigstellung des Regelungskataloges zur Förderung und Speicherpflicht 
‐ 09.2020 Fertigstellung der Datenerhebung und Online-Datenbank 
‐ 12.2020 Inkrafttreten des Regelwerkes 
‐ 01.2025 Erhöhung der Kurzzeitspeicherkapazität um 50 GWh im Vergleich zum 01.2020 (entspricht 

Stromverbrauch ST 1 Tag) 
‐ 01.2035 Erhöhung der Kurzzeitspeicherkapazität um 200 GWh im Vergleich zum 01.2020 (entspricht 

Stromverbrauch ST 4 Tage) 
Woran kann man erkennen, dass das Gesetz erfolgreich ist?  

‐ Inanspruchnahme der angebotenen Förderungen und Beratungsleistungen 
‐ Anstieg der Strom- und Wärmespeicherkapazität in Sachsen-Anhalt (Möglichkeit ST 4 Tage mit gespei-

chertem Strom zu versorgen  200 GWh) 
‐ Fälle auftretender Netzlastüberschreitung 
‐ Anteil EE an Bruttostromerzeugung in Sachsen-Anhalt 
‐ Sinkende Netzentgelte (Überprüfung durch Landesregulierungsbehörde) 

Flankierende Maßnahmen (optional) 

Welche ergänzenden Maßnahmen könnten zum Erfolg des Gesetzes beitragen?  
‐ Verstärkte Ausbauförderung für Wind und Solarenergieanlagen 
‐ Informationskampagne zu ökonomischem und ökologischem Nutzen von EE-Speichern 
‐ Vergünstigungsmöglichkeit der Maßnahme:  

Einbezug nicht notwendiger Netzentgelte (Aufgrund von weniger Netzausbau und eigener Strompro-
duktion der Haushalte) in die Förderung, wodurch Aufwand der staatlichen Förderung geringer ausfällt

Hinweise & Weiterführende Informationen 

Quellenangaben:  
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN Sachsen-Anhalt. (2011). Sachsen-Anhalt mit 100% Erneuerbaren Energien – ohne 

Atom und Kohle. Abgerufen von https://www.gruene-lsa.de/sachsen-anhalt-mit-100-erneuerbaren-ener-
gien-ohne-atom-und-kohle  

DIHK - Deutscher Industrie- und Handelskammertag e.V. (2017). Faktenpapier Ausbau der Stromnetze [PDF 
file]. Abgerufen von https://www.ostwestfalen.ihk.de/fileadmin/Dokumente/Umwelt_Energie/Energie/Fak-
tenpapiere/Faktenpapier_Stromnetze.pdf  
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Ministerium für Umwelt, Landwirtschaft und Energie des Landes Sachsen-Anhalt. (2018). Entwurf des Klima- und 
Energiekonzeptes Sachsen-Anhalt (KEK) [PDF file]. Abgerufen von https://mule.sachsen-anhalt.de/filead-
min/Bibliothek/Politik_und_Verwaltung/MLU/MLU/04_Energie/Klimaschutz/00_Startseite_Klima-
schutz/180829_Entwurf_KEK.PDF  

Ministerium für Umwelt, Landwirtschaft und Energie des Landes Sachsen-Anhalt. (2019): Strategie des Landes 
Sachsen-Anhalt zur Anpassung an den Klimawandel [PDF file]. Abgerufen von https://mule.sachsen-an-
halt.de/fileadmin/Bibliothek/Politik_und_Verwaltung/MLU/MLU/04_Energie/Klimawandel/00_Start-
seite_Klimawandel/190403_Anpassungsstrategie_Klimawandel_barrierefrei_.pdf  

Wirth, H. (2019). Aktuelle Fakten zur Photovoltaik in Deutschland: Fraunhofer ISE [PDF file]. Abgerufen von 
https://www.ise.fraunhofer.de/content/dam/ise/de/documents/publications/studies/aktuelle-fakten-zur-
photovoltaik-in-deutschland.pdf 

 

3. Erhoffte Wirkung, Schwächen & Stärken 
 
Mit dem bisher geplanten Netzausbau gehen auch 
einige Schwierigkeiten einher. Kostenintensive Ein-
griffe in das Landschaftsbild werden unter dem Netz-
ausbau notwendig, welche sich als planungs- und 
genehmigungsintensiv zeigen werden. Aus diesem 
Grund liegt der angestrebte Netzausbau und der mit 
sich gebrachte Beitrag zur Stabilisierung der Strom-
versorgung noch weit entfernt.  
 
Die Umsetzung dieses Gesetzes würde ebenfalls 
Veränderungen in der aktuellen Struktur hervorrufen, 
welche nachfolgend kritisch diskutiert werden. Diese 
kritische Betrachtung ist essenziell und besonders 
hilfreich, um aufzudecken, wo noch Optimierungsbe-
darf und Verbesserungsmöglichkeiten bestehen. 
Deshalb werden im Folgenden sowohl der ge-
wünschte Effekt des Gesetzes, als auch die Vor- und 
Nachteile beschrieben. 
 

3.1 Effekte 
 
Mit Einführung dieses Gesetzes ist die Entlastung 
von Übertragungs- und Verteilnetzen sowie die Re-
duzierung des erforderlichen Netzausbaus zur stabi-
len Stromversorgung aus erneuerbaren Energien zu 
erwarten.  
 
Eine steuerbare und kontrollierte Produktion von er-
neuerbaren Energien ist nicht möglich, sodass es 
nicht selten vorkommt, dass enorme Energiemengen 
anfallen und in das Stromnetz eingespeist werden. 
Durch die regionale Energiespeicherung kann der 
wachsende Anteil an regenerativen und größtenteils 
volatil gewonnenen Energien kontinuierlich bereitge-
stellt werden, ohne dass diese dabei weiträumig und 
zu Lasten der Netzstabilität übertragen werden müs-
sen.  
 
Der Ausbau des Stromnetzes wird durch dezentrale 
Speicherung sinnvoll reduziert werden. Die Imple-
mentierung von Energiespeichern hat die Aufgabe, 
Energie in Zeiten von Überkapazitäten zu speichern 

und in Phasen der Unterproduktion beziehungsweise 
bei Stromknappheit bereitzustellen. Dies würde auch 
eine Einschränkung oder gar Abschaltung von Er-
neuerbare-Energie-Anlagen verhindern. Dadurch er-
geben sich höhere Nutzungsgrade volatiler Energie-
quellen. 
 
Auch ist ein insgesamt höherer Anteil der im System 
verzeichneten erneuerbaren Energien zu erwarten, 
was zur Folge hat, dass die konventionelle Strompro-
duktion eingeschränkt werden kann.  
 
Der Bau flexibler Energiespeichersysteme wird nicht 
nur voraussichtlich die Einsparung von Kosten her-
beiführen, sondern ebenfalls eine netzbedingte Be-
grenzung des Ausbaus erneuerbarer Energien wei-
testgehend verhindern. 
 

3.2 Vorteile 
 
Die Verminderung von konventioneller Stromproduk-
tion durch Speicherkombinationen für erneuerbare 
Energien hat auch zur Folge, dass die CO2-Emissio-
nen weiterhin gemindert werden können. Im Jahr 
2016 ergaben sich aus der Stromerzeugung 303 Mil-
lionen Tonnen CO2. Im Jahr 2018 lag der CO2-Aus-
stoß bei 273 Millionen Tonnen CO2 – dies entspricht 
einer Reduzierung von rund 10 %, welche auf den 
Ausbau der erneuerbaren Energien zurückzuführen 
ist (Umweltbundesamt, 2019). 
 
Die genutzten Speichersysteme werden hierfür tech-
nologieunabhängig, CO2-neutral und nach dem Best-
fit-Prinzip gewählt. Dies gewährleistet ein breites For-
schungs- und Entwicklungspotential ohne Aus-
schluss möglicher Schlüsseltechnologien.  
 
Ein weiterer Pluspunkt für den Speicherbau ist, dass 
gegenüber dem Netzausbau keine Notwendigkeit be-
steht, zusätzliche Eingriffe in die Natur und Land-
schaft vorzunehmen. Speicher gewerblicher oder pri-
vater Bereitsteller erneuerbarer Energien werden auf 
den jeweiligen Grundstücken des Energieerzeugers 
errichtet. 
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Es kommt hinzu, dass Erneuerbare-Energie-Anlagen 
in Hochzeiten nicht mehr heruntergefahren oder gar 
abgestellt werden müssen, um das Stromnetz zu ent-
lasten. Dies stellt eine effizientere Fahrweise der An-
lagen sicher. 
 
Insgesamt besteht ein großer Vorteil von Speicher-
kombinationen darin, dass schwankende Energie-
ströme jederzeit aufgenommen und bei Defiziten so-
fort nutzbar gemacht werden können. Aufgrund des 
Klimawandels kommt es immer häufiger zu Extrem-
wetterereignissen und Naturkatastrophen, was 
Schäden und Ausfälle von Anlagen und Stromleitun-
gen zur Folge hat. Speicher stellen hier keine ganz-
heitliche Lösung dar, sind aber dennoch in der Lage, 
in solchen Situationen Hilfestellung zu leisten.   
 
Mit der Einführung des Gesetzes werden positive Ne-
beneffekte der regionalen Energiespeicherung er-
wartet. Unter anderem würden konstantere Börsens-
trompreise (Merit Order Effekt) sowie die Einsparung 
bei der EEG-Umlage erreicht werden können. Eben-
falls wird durch den bisher relativ kleinen Markanteil 
eine Schaffung neuer regionaler Arbeitsplätze in der 
Speicherbranche in den Bereichen Forschung, Pro-
duktion, Installation und Wartung möglich. Auch stei-
gende Einnahmen durch Unternehmenssteuern und 
die Entlastung der Verbraucher durch sinkende Netz-
entgelte gehören zu den positiven Nebeneffekten. 
 

3.3 Nachteile 
 
Der Wunsch nach einer überwiegenden bis sogar 
100 %-igen Versorgung mit erneuerbaren Energien 
erfordert auch eine vermehrte Herstellung von Wind-
kraft- und Photovoltaikanlagen. Diese benötigen je-
doch große Mengen besonderer Rohstoffe wie Ei-
senerz, Kupfer, Bauxit, Aluminium oder seltenen Er-
den, welche dafür in Lateinamerika, Afrika und Asien 
abgebaut werden müssen. Die Rohstoffe stammen 
also aus Ländern, in denen Bergbau oft in Verbin-
dung mit schweren Menschenrechtsverletzungen, 
ökologischen und gesundheitlichen Schäden sowie 
sozialen Konflikten steht. Es ist daher enorm wichtig, 
dass nicht nur der Austausch der Energiequellen be-
rücksichtigt wird, sondern auch eine Rohstoffbe-
schaffung unter den Aspekten der Menschenrechte, 
der Umwelt, der Gesundheit und der sozialen Kon-
flikte gestärkt und durchgesetzt wird. 
 
Ebenfalls besteht für Erneuerbare-Energie-Speicher-
kombinationen immer noch hoher Forschungs- und 
Entwicklungsbedarf, um Kriterien zur Finanzierbar-
keit, Kapazität, Verluste, Lebensdauer usw. zu opti-
mieren. 
 
Die Einführung des Gesetzes kann einen kostenin-
tensiven und langwierigen Stromnetzausbau nicht 

verhindern, da davon auszugehen ist, dass das eu-
ropäische Verbundnetz zukünftig wesentlich stärker 
genutzt werden wird, als es bisher der Fall ist. Jedoch 
kann eine kleinräumig verstreute Erzeugung und 
Speicherung die zu transportierenden Energiemen-
gen verringern und unter diesen Umständen gegebe-
nenfalls die Anforderungen an den Netzausbau ver-
mindert werden. 
 
Insgesamt betrachtet, bringt die Energiewende mit 
ihrem erforderlichen weiteren Stromnetzausbau auf 
allen Spannungsebenen einen zusätzlichen Flächen-
bedarf sowie Eingriffe in Landschaft und Natur mit 
sich. „Windenergie an Land mit einer relativ hohen 
Flächeneffizienz bei den erneuerbaren Energien ist 
prägend im Landschaftsbild und steht regelmäßig in 
Konflikt zum Beispiel mit artenschutzrechtlichen 
Bestimmungen“ (Ministerium für Umwelt, 
Landwirtschaft und Energie Sachsen-Anhalt, 2019). 
 
Mit der Verabschiedung des Gesetzes kann ein Bei-
trag zur besseren Koordination der Stromverwaltung 
geleistet werden, was jedoch mit einem großen Auf-
wand verbunden ist. Zudem kann nicht genau bewer-
tet werden, wie viel Zeit die Verabschiedung dieses 
Gesetzes in Anspruch nehmen würde und ob das zu 
erwartende Ergebnis mit Sicherheit eintreten wird. Al-
lerdings wird die Errichtung einer flächendeckenden 
Speicherlandschaft als höchst sinnvoll angesehen, 
um den Anteil an erneuerbaren Energien im System 
zu erhöhen. 
 

3.4 Realisierbarkeit 
 
Es existieren bereits in mehreren Bundesländern un-
terschiedliche Speicherförderprogramme, weshalb 
eine Umsetzung dieses Gesetzes als sehr realistisch 
angesehen wird. Beispielsweise wird bereits in Ba-
den-Württemberg ein Investitionszuschuss von bis 
zu 30 % der Nettoinvestitionskosten für „Netzdienli-
che Photovoltaik-Batteriespeicher“ gewährt. Weiter-
hin gibt es verschiedene Förderprogramme in Thü-
ringen, Nordreinwestfahlen, Brandenburg, Sachsen 
und Bayern (Stoppelkamp, 2019). Auch Sachsen-An-
halt hat bereits ein Batterie-Förderprogramm aufge-
nommen, welches sich jedoch nur an Unternehmen 
und nicht an Privatpersonen richtet. Die Beihilfe be-
trägt hier bis zu 45 % der zuwendungsfähigen Aus-
gaben für kleine Unternehmen, bis zu 35 % für mitt-
lere Unternehmen und bis zu 25 % für große Unter-
nehmen.  
 
Allerdings ist auch zu sagen, dass eine Pflicht be-
steht, öffentliche Aufklärung zum ökonomischen und 
ökologischen Nutzen zu leisten, um allen Akteuren 
die Notwendigkeit und Sinnhaftigkeit von Speichern 
zu verdeutlichen. Nur so kann der Investitionswille 
bei den Energieerzeugern gefördert werden. Denn 
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die Errichtung von Speichern ist und bleibt eine In-
vestition.  
 
Um den Verbrauch und die Erzeugung von erneuer-
baren Energien deutlich effizienter zu gestalten, ist 
ein Ausbau von Energiespeicherkombinationen eine 
äußerst sinnvolle Lösung, welche jedoch mit dem 
Stromnetzausbau einhergeht. Zu diesem Zweck ist 
eine Speicherpflicht eine geeignete Methode, damit 
eine zeitnahe Realisierung des Ergebnisses erwirt-
schaftet werden kann.  
 
Für Sachsen-Anhalt bedeutet dieses Gesetz nicht 
nur die Unterstützung von Unternehmen, sondern 
auch von Privatpersonen. Aber nicht nur die finanzi-
elle Unterstützung wird berücksichtigt, sondern auch 
die technische Beratung und der Datenaustausch 
über virtuelle Portale ermöglicht. Zudem wird auch 
der Bereich der Forschung und Entwicklung nicht au-
ßen vorgelassen. 

4. Diskussion & Abstimmung 
 
Die Gesetzentwürfe der verschiedenen Ministerien 
wurden über das Semester entwickelt und diskutiert. 
Die erste Beratung des Landtages erfolgte am 
18.06.2019. Im Anschluss an die Präsentation der 
Entwürfe konnten Anmerkungen und Änderungs-
wünsche von den einzelnen Ministerien mit Begrün-
dung eingereicht werden. Am 26.06.2019 folgte die 
zweite Vorstellung der Gesetzentwürfe, welche bis 
dahin, unter Berücksichtigung der Änderungsan-
träge, überarbeitet wurden. Die Gesetzentwürfe wur-
den von den jeweiligen Ministerien vorgestellt und es 
bestand für alle anwesenden Abgeordneten nachfol-
gend die Möglichkeit, die Entwürfe kritisch zu hinter-
fragen und Anmerkungen zur Umsetzung zu geben.  

 
In diesem Zuge wurden zum Gesetz zur Strom-
netzentlastung durch Erneuerbare-Energie-Spei-
cherkombinationen einerseits Bedenken bezüglich 
der aufkommenden Kosten für angesprochene Spei-
chermöglichkeiten geäußert und andererseits die 
Thematik aufgegriffen, dass in aktuellen Zeiten 
enorm viel Energie durch Wind- und Sonnenkraft pro-
duziert wird und demnach ein großer Überschuss-
strom an erneuerbaren Energien besteht, der nicht 
genutzt werden kann. Dazu ist zu sagen, dass sich 
die Investitionskosten bei etwa 8.000 € pro Speicher 
ansiedeln, was dazu führt, dass sich diese teilweise 
erst nach 20 Jahren auszahlen. Dazu kommen War-
tungs- und Installationskosten und es ist auch zu er-
wähnen, dass keine genaue Angabe zu den Kosten 
gemacht werden kann, da diese orts- und situations-
abhängig variieren. Zudem ist eine Förderung von 
Speichern sowohl für Unternehmen als auch für pri-
vate Haushalte bereits vorgesehen und weitere För-

derungsprogramme sollen folgen. Auch der Proble-
matik des Überschusses an erneuerbaren Energien, 
welcher nicht in das Stromnetz eingespeist werden 
kann, soll mit dem Gesetz entgegengewirkt werden. 
Denn aufgrund der eingesetzten Speicher kann die 
gewonnene Energie auch zu einem späteren Zeit-
punkt, nämlich in wind- und sonnenarmen Zeiten, 
eingesetzt und verbraucht werden, was bedeutet, 
dass zwar keine Überproduktion verhindert werden 
kann, jedoch die gewonnene Energie nicht verwor-
fen, sondern gespeichert und bei Bedarf (Unterpro-
duktion) dem Netz hinzugeführt werden kann. 
 
Nachdem ein Gesetz vorgestellt wurde, konnten die 
Abgeordneten des Landtages entscheiden, ob sie 
dem Gesetz zustimmen, es ablehnen oder sich ihrer 
Stimme enthalten. Daraus ging hervor, dass 9 Ge-
setze angenommen und drei Gesetze bereits im Vor-
feld abgelehnt wurden. Das Gesetz zur Strom-
netzentlastung durch Erneuerbare-Energien-Spei-
cher-Kombination wurde mit 33 Zustimmungen, einer 
Gegenstimme und vier Enthaltungen angenommen. 
Die hohe Zustimmung für diesen Entwurf ist auf das 
große Interesse an der Verminderung des Einsatzes 
fossiler Brennstoffe und damit der Reduzierung des 
CO2-Aufkommens zurückzuführen. Aufgrund der 
Energiespeicher kann ein großer Schritt in die Rich-
tung einer Stromversorgung aus 100 % erneuerba-
ren Energien erfolgen. Als Ablehnungskriterium des 
Gesetzes wurde genannt, dass das grundlegende 
Problem nicht gelöst wird und der Einsatz von Batte-
riespeichern hohe Mengen an Ressourcen ver-
braucht und CO2 produziert werden. Zudem könnte 
eine Subventionierung der Speichertechnologien die 
Entwicklung von anderen Verfahren blockieren. 
 
Dem Landtag wurde ein Gesamtbudget von 20 Kos-
tenpunkten für die Gesetze zur Verfügung gestellt. 
Die 9 Gesetze, über deren Verabschiedung noch ent-
schieden werden musste, wurden insgesamt mit 23 
Kostenpunkten bewertet, was zur Folge hatte, dass 
nicht alle Gesetze verabschiedet werden konnten. 
Um zu entscheiden, welche Gesetze verabschiedet 
werden, wurde eine geheime Abstimmung durch die 
einzelnen Abgeordneten vorgenommen. Zur Aus-
wahl standen unter anderem die Umsetzung der Ge-
setze eines klimaschonenden Ernährungskonzeptes 
für Kantinen & Catering-Dienstleister, die Einführung 
einer/eines Nachhaltigkeitsbeauftragten/r für alle 
Schulformen, Flächenentsiegelung und Begrünung 
an Verkehrsstraßen und von Anlagen des öffentli-
chen Personennahverkehrs, Strukturelemente auf 
dem Ackerland, die Begrenzung des Anstiegs der 
Durchschnittstemperatur durch Ergänzung der Bau-
ordnung des Landes Sachsen-Anhalt (BauO LSA) 
sowie das Gesetz zur Stromnetzentlastung durch Er-
neuerbare-Energien-Speicher-Kombination. Das 
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Wahlergebnis kann der nachfolgenden Abbildung 
entnommen werden. 
 

 

Abbildung 4: Wahlergebnis der zweiten Beratung. 

Der in dieser Arbeit beschriebene Gesetzentwurf 
konnte mit 20 Stimmen vom Landtag verabschiedet 
werden. Besonders zufriedenstellend ist, dass ledig-
lich der Gesetzentwurf „Wiedervernässung und Re-
naturierung trockengelegter Niedermoore in Sach-
sen-Anhalt“ mehr Stimmen gewinnen konnte. 

5. Kritische Reflexion des Beratungs- & 
Gesetzgebungsprozesses 
 
Abschließend soll dieses Kapitel das Seminar und 
den damit verbundenen Beratungs- und Gesetzge-
bungsprozess widerspiegeln. Dabei wird zunächst 
auf die Entwicklung des Gesetzentwurfs eingegan-
gen und erläutert, welche Erkenntnisse aus den Be-
ratungen gewonnen werden konnten. Zu guter Letzt 
wird eine Einschätzung darüber gegeben, ob das 
Konzept des Seminares aufgegangen ist. 
 

5.1 Entwicklung des Entwurfes 
 
Aufgrund der Tatsache, dass die Gruppe das Minis-
terium für Wirtschaft und Energie repräsentieren 
sollte, wurde der Fokus sowohl auf die wirtschaftli-
chen als auch auf die energetischen Aspekte in Zu-
sammenhang mit Nachhaltigkeit und Klimaanpas-
sung gelegt.  
 
Zu Beginn wurden Ideen zu Gesetzentwürfen ge-
sammelt, darunter beispielsweise eine Förderung 
von Start-Up-Unternehmen, welche Maßnahmen zur 
Klimaanpassung/ zum Klimaschutz oder neue Pro-
jekte zu dieser Thematik durchführen. Diese Idee 
wurde jedoch nicht umgesetzt, da bereits mehrere 
Förderungen in dieser Hinsicht existieren. Die im 
Planspiel ausgeloste Gruppe setzte sich aus 9 Leu-
ten zusammen, die aus fünf unterschiedlichen Studi-
engängen stammen. Positiv an dieser Stelle ist zu er-
wähnen, dass daraus verschiedene Blickwinkel auf 
die zu bearbeitende Thematik resultierten. 
 

Letztendlich hat sich die Gruppe vor dem Hintergrund 
der Energiewende für die Idee der Förderung von 
Speicherkombinationen für erneuerbare Energien 
entschieden. Dazu wurden verschiedene Maßnah-
men und Handlungsschritte diskutiert und festgelegt. 
Bisher werden solche Lösungen in Deutschland nur 
begrenzt eingesetzt und gefördert. Aus diesem 
Grund wurde eine Speicherpflicht vorgesehen, wobei 
wichtig zu erwähnen ist, dass zuvor eine umfangrei-
che Forschung auf diesem Gebiet erfolgen muss. 
 
Die Feedbackphase in der ersten Beratung war 
enorm wichtig, um die Sichtweisen der anderen Kurs-
teilnehmer kennenzulernen und den Inhalt des Ge-
setzentwurfes zu optimieren. Der Gesetzentwurf 
konnte daher sowohl um ein Meilensteinkonzept als 
auch um die Präzisierung der Erfolgsindikatoren er-
weitert werden. Weiterhin wurde eine öffentlichkeits-
wirksame Kampagne zum Erreichen der allgemeinen 
Akzeptanz und Verständnis in der Bevölkerung be-
rücksichtigt. 
 

5.2 Seminarkonzept 
 
Mit dem Seminar „Klimaanpassung und Nachhaltig-
keit“ wurde es möglich gemacht, einen Einblick in die 
Politik und den Landtag von Sachsen-Anhalt in Form 
eines Planspiels zu bekommen. Der Aufbau des Se-
minares und der Ablauf des Planspiels wurde beson-
ders realitätsnah gestaltet. Eine neue Partei, die 
„KAP 21“ – Die KlimaAnpassungsPartei 21, konnte 
sich bei den Landtagswahlen durchsetzen und in den 
Landtag von Sachsen-Anhalt einziehen. Ebenso wie 
in der Realität wurden verschiedene Ministerien re-
präsentiert, die die Möglichkeit hatten, eine Entwick-
lung neuer Gesetze vorzunehmen. Zudem gibt es die 
Möglichkeit, an Konsultationen von Experten und Ex-
pertinnen teilzunehmen. In diesem Seminar wurden 
deshalb Workshops zu verschiedenen klimarelevan-
ten Themen angeboten, wie die Klimaanpassungs-
politik, Risiken, Folgen und Anpassungsmaßnahmen 
des Klimawandels und Bildung für nachhaltige Ent-
wicklung, um die Relevanz und Dringlichkeit von 
nachhaltigem Denken und Handeln zu unterstreichen 
und zu verdeutlichen.  
 
Durch die Vielzahl an Ministerien konnten viele the-
matisch unterschiedliche Gesetzentwürfe zur Klima-
anpassung entwickelt werden. Diese wurden in der 
ersten Beratung vorgestellt, konnten noch einmal 
hinsichtlich von Änderungsanträgen und anderem 
Feedback überarbeitet und als Endresultat in einer 
zweiten Beratung präsentiert werden. Für die Abstim-
mung der Gesetze schlüpften die Studenten nun in 
die Rolle von Abgeordneten, die darüber entscheiden 
können, ob sie den vorgestellten Gesetzen zustim-
men, nicht zustimmen oder sich ihrer Stimme enthal-
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ten. Um das Planspiel abzurunden, wird die Auf-
nahme des Gesetzes im Regierungsprogramm durch 
die Veröffentlichung in einer Hausarbeit abgebildet. 
Abschließend wurde eine Kabinettspressekonferenz 
zur Vorstellung des Regierungsprogramms zur 
Klimaanpassung von Sachsen-Anhalt gehalten. Mit 
dem Planspiel des Kurses „Klimaanpassung und 
Nachhaltigkeit“ konnte der in diesem Zusammen-
hang durchgeführte Gesetzgebungsprozess original-
getreu abgebildet werden. 
 
Rückblickend lässt sich sagen, dass im Rahmen die-
ses Seminares eine hohe Sachkenntnis und ein tie-
fes Verständnis zur Klimaanpassung und den politi-
schen Entscheidungsprozess erworben werden 
konnte. Die Problematik des Klimawandels wurde 
nicht nur theoretisch, sondern auch praktisch und 
spielerisch über Workshops und die selbstständige 
Durchführung einer Gesetzesentwicklung angegan-
gen. Zudem konnten durch das Konzept dieses Se-
minares verschiedene Ideen und Ansätze für die 
Klimaanpassung diskutiert werden.  
 
Literatur 
 

Bündnis 90/Die Grünen Landesverband Sachsen-
Anhalt. (2011). Sachsen-Anhalt mit 100% 
Erneuerbaren Energien – ohne Atom und 
Kohle. Abgerufen von https://www.gruene-
lsa.de/sachsen-anhalt-mit-100-
erneuerbaren-energien-ohne-atom-und-
kohle/  

Flechtner, J. (2017). Faktenpapier Ausbau der 
Stromnetze. Grundlagen, Planungen, 
Alternativen. (Deutscher Industrie- und 
Handelskammertag e.V., Hrsg.) Berlin, 
Brüssel. 

Landesamt für Umweltschutz Sachsen-Anhalt. 
(2016). Immissionsschutzbericht Sachsen-
Anhalt 2015. Halle (Saale). 

Landesverband Erneuerbare Energien Sachsen-
Anhalt. (2018). PM Stala Sachsen-Anhalt: 
Strom aus erneuerbaren Energien kam 
2017 zu 62,3 % von Windkraftanlagen 
Abgerufen von https://www.lee-
lsa.de/aktuelles/newsdetails/pm-stala-
sachsen-anhalt-strom-aus-erneuerbaren-
energien-kam-2017-zu-623-von-
windkraftanlagen.html  

Ministerium für Umwelt, Landwirtschaft und Energie 
des Landes Sachsen-Anhalt. ( 2017). 
Nutzung von erneuerbaren Energien im 
Wärmesektor: „Es gibt ein großes 
Potenzial“ Abgerufen von 
https://mule.sachsen-
anhalt.de/aktuelles/news-
detail/news/nutzung-von-erneuerbaren-
energien-im-waermesektor-es-gibt-ein-
grosses-
potenzial/?tx_news_pi1%5Bcontroller%5D
=News&tx_news_pi1%5Baction%5D=detai
l&cHash=899675b1a9bd6f51fb0244dd850
16daa  

Ministerium für Umwelt, Landwirtschaft und Energie 
Sachsen-Anhalt. (2019). Klima- und 
Energiekonzept Sachsen- Anhalt (KEK). 
Magdeburg. 

Paschotta, D. R. (2016). Energiespeicher und 
Stromnetze – was braucht die 
Energiewende?. RP-Energie-Lexikon. 
Abgerufen von https://www.energie-
lexikon.info/energiespeicher_und_stromnet
ze.html  

Statistisches Landesamt Sachsen-Anhalt. (2015). 
Energieerzeugung und -verbrauch [PDF 
file].  Abgerufen von 
https://statistik.sachsen-
anhalt.de/fileadmin/Bibliothek/Landesaemt
er/StaLa/startseite/Daten_und_Veroeffentli
chungen/Veroeffentlichungen/Sonderveroe
ffentlichungen/Energieerzeugung.pdf  

Stoppelkamp, A. (2019). Speicherförderung in 
Bundesländern und Kommunen. 
Solarenergie Förderverein Deutschland 
e.V. (Hrsg.). Abgerufen von 
http://www.sfv.de/artikel/speicherfoerderun
g_in_bundeslaendern_und_kommunen.ht
m#toc00 

Umweltbundesamt. (2019). Energiebedingte 
Emissionen. Abgerufen von  
https://www.umweltbundesamt.de/daten/en
ergie/energiebedingte-
emissionen#textpart-1  

Umweltbundesamt. (2019). CO2-Emissionen pro 
Kilowattstunde Strom sinken weiter. 
Abgerufen von 
https://www.umweltbundesamt.de/themen/
co2-emissionen-pro-kilowattstunde-strom-
sinken  

 



 

121 

 



 



<<
  /ASCII85EncodePages false
  /AllowTransparency false
  /AutoPositionEPSFiles true
  /AutoRotatePages /None
  /Binding /Left
  /CalGrayProfile (Dot Gain 20%)
  /CalRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CalCMYKProfile (U.S. Web Coated \050SWOP\051 v2)
  /sRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CannotEmbedFontPolicy /Error
  /CompatibilityLevel 1.4
  /CompressObjects /Tags
  /CompressPages true
  /ConvertImagesToIndexed true
  /PassThroughJPEGImages true
  /CreateJobTicket false
  /DefaultRenderingIntent /Default
  /DetectBlends true
  /DetectCurves 0.0000
  /ColorConversionStrategy /CMYK
  /DoThumbnails false
  /EmbedAllFonts true
  /EmbedOpenType false
  /ParseICCProfilesInComments true
  /EmbedJobOptions true
  /DSCReportingLevel 0
  /EmitDSCWarnings false
  /EndPage -1
  /ImageMemory 1048576
  /LockDistillerParams false
  /MaxSubsetPct 100
  /Optimize true
  /OPM 1
  /ParseDSCComments true
  /ParseDSCCommentsForDocInfo true
  /PreserveCopyPage true
  /PreserveDICMYKValues true
  /PreserveEPSInfo true
  /PreserveFlatness true
  /PreserveHalftoneInfo false
  /PreserveOPIComments true
  /PreserveOverprintSettings true
  /StartPage 1
  /SubsetFonts true
  /TransferFunctionInfo /Apply
  /UCRandBGInfo /Preserve
  /UsePrologue false
  /ColorSettingsFile ()
  /AlwaysEmbed [ true
  ]
  /NeverEmbed [ true
  ]
  /AntiAliasColorImages false
  /CropColorImages true
  /ColorImageMinResolution 300
  /ColorImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleColorImages true
  /ColorImageDownsampleType /Bicubic
  /ColorImageResolution 300
  /ColorImageDepth -1
  /ColorImageMinDownsampleDepth 1
  /ColorImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeColorImages true
  /ColorImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterColorImages true
  /ColorImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /ColorACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /ColorImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000ColorACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000ColorImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasGrayImages false
  /CropGrayImages true
  /GrayImageMinResolution 300
  /GrayImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleGrayImages true
  /GrayImageDownsampleType /Bicubic
  /GrayImageResolution 300
  /GrayImageDepth -1
  /GrayImageMinDownsampleDepth 2
  /GrayImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeGrayImages true
  /GrayImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterGrayImages true
  /GrayImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /GrayACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /GrayImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000GrayACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000GrayImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasMonoImages false
  /CropMonoImages true
  /MonoImageMinResolution 1200
  /MonoImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleMonoImages true
  /MonoImageDownsampleType /Bicubic
  /MonoImageResolution 1200
  /MonoImageDepth -1
  /MonoImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeMonoImages true
  /MonoImageFilter /CCITTFaxEncode
  /MonoImageDict <<
    /K -1
  >>
  /AllowPSXObjects false
  /CheckCompliance [
    /None
  ]
  /PDFX1aCheck false
  /PDFX3Check false
  /PDFXCompliantPDFOnly false
  /PDFXNoTrimBoxError true
  /PDFXTrimBoxToMediaBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXSetBleedBoxToMediaBox true
  /PDFXBleedBoxToTrimBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXOutputIntentProfile ()
  /PDFXOutputConditionIdentifier ()
  /PDFXOutputCondition ()
  /PDFXRegistryName ()
  /PDFXTrapped /False

  /CreateJDFFile false
  /Description <<

    /BGR <>
    /CHS <FEFF4f7f75288fd94e9b8bbe5b9a521b5efa7684002000410064006f006200650020005000440046002065876863900275284e8e9ad88d2891cf76845370524d53705237300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee553ca66f49ad87248672c676562535f00521b5efa768400200050004400460020658768633002>
    /CHT <FEFF4f7f752890194e9b8a2d7f6e5efa7acb7684002000410064006f006200650020005000440046002065874ef69069752865bc9ad854c18cea76845370524d5370523786557406300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee553ca66f49ad87248672c4f86958b555f5df25efa7acb76840020005000440046002065874ef63002>
    /CZE <>
    /DAN <>
    /DEU <>
    /ESP <>
    /ETI <>
    /FRA <>
    /GRE <>

    /HRV (Za stvaranje Adobe PDF dokumenata najpogodnijih za visokokvalitetni ispis prije tiskanja koristite ove postavke.  Stvoreni PDF dokumenti mogu se otvoriti Acrobat i Adobe Reader 5.0 i kasnijim verzijama.)
    /HUN <>
    /ITA <>
    /JPN <FEFF9ad854c18cea306a30d730ea30d730ec30b951fa529b7528002000410064006f0062006500200050004400460020658766f8306e4f5c6210306b4f7f75283057307e305930023053306e8a2d5b9a30674f5c62103055308c305f0020005000440046002030d530a130a430eb306f3001004100630072006f0062006100740020304a30883073002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee5964d3067958b304f30533068304c3067304d307e305930023053306e8a2d5b9a306b306f30d530a930f330c8306e57cb30818fbc307f304c5fc59808306730593002>
    /KOR <FEFFc7740020c124c815c7440020c0acc6a9d558c5ec0020ace0d488c9c80020c2dcd5d80020c778c1c4c5d00020ac00c7a50020c801d569d55c002000410064006f0062006500200050004400460020bb38c11cb97c0020c791c131d569b2c8b2e4002e0020c774b807ac8c0020c791c131b41c00200050004400460020bb38c11cb2940020004100630072006f0062006100740020bc0f002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e00300020c774c0c1c5d0c11c0020c5f40020c2180020c788c2b5b2c8b2e4002e>
    /LTH <>
    /LVI <>
    /NLD (Gebruik deze instellingen om Adobe PDF-documenten te maken die zijn geoptimaliseerd voor prepress-afdrukken van hoge kwaliteit. De gemaakte PDF-documenten kunnen worden geopend met Acrobat en Adobe Reader 5.0 en hoger.)
    /NOR <>
    /POL <>
    /PTB <>
    /RUM <>
    /RUS <>
    /SKY <>
    /SLV <>
    /SUO <>
    /SVE <>
    /TUR <>
    /UKR <>
    /ENU (Use these settings to create Adobe PDF documents best suited for high-quality prepress printing.  Created PDF documents can be opened with Acrobat and Adobe Reader 5.0 and later.)
  >>
  /Namespace [
    (Adobe)
    (Common)
    (1.0)
  ]
  /OtherNamespaces [
    <<
      /AsReaderSpreads false
      /CropImagesToFrames true
      /ErrorControl /WarnAndContinue
      /FlattenerIgnoreSpreadOverrides false
      /IncludeGuidesGrids false
      /IncludeNonPrinting false
      /IncludeSlug false
      /Namespace [
        (Adobe)
        (InDesign)
        (4.0)
      ]
      /OmitPlacedBitmaps false
      /OmitPlacedEPS false
      /OmitPlacedPDF false
      /SimulateOverprint /Legacy
    >>
    <<
      /AddBleedMarks false
      /AddColorBars false
      /AddCropMarks false
      /AddPageInfo false
      /AddRegMarks false
      /ConvertColors /ConvertToCMYK
      /DestinationProfileName ()
      /DestinationProfileSelector /DocumentCMYK
      /Downsample16BitImages true
      /FlattenerPreset <<
        /PresetSelector /MediumResolution
      >>
      /FormElements false
      /GenerateStructure false
      /IncludeBookmarks false
      /IncludeHyperlinks false
      /IncludeInteractive false
      /IncludeLayers false
      /IncludeProfiles false
      /MultimediaHandling /UseObjectSettings
      /Namespace [
        (Adobe)
        (CreativeSuite)
        (2.0)
      ]
      /PDFXOutputIntentProfileSelector /DocumentCMYK
      /PreserveEditing true
      /UntaggedCMYKHandling /LeaveUntagged
      /UntaggedRGBHandling /UseDocumentProfile
      /UseDocumentBleed false
    >>
  ]
>> setdistillerparams
<<
  /HWResolution [2400 2400]
  /PageSize [612.000 792.000]
>> setpagedevice




